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Erster Abschnitt der Staatsrechtslehre. " 

Vom Staätsburgervertrage, 
$. 17. 

^ ■ ■ A. ^ 

W ir analysieren zuförderst sorgflältiger, als es bis jest 
nöthig vraf, den BegriiF des .Vertrags üljerhaupt. 

Zu einem Vertrage gehören zuförderst zwei Per« 
8onen,seyen es natürliche öder mystische; die beide 
gesezt werden , als wollend dasselbe Objekt zum aus- 
schliessenden Eigenthum.e. — Die Sache, über welche 
si^ sich zu vertragen. haben, mufs daher von der Art 
seyn/dafs si^ ausschliessendes Eigenthum werden kön- 
ne, d. i. dafs sie, ihrer r^atur und sich selbst überlas« 
fleÜ , bleibe , wie sie im Zweckbegriffe der Person ge« 
dacht worden; ferner, von der Art, dafs sie nur als 
«asscbliessendes Eigenthum, d. i. wenn sie wirklich so 
bleibt I wie sie im Zweckbegriffe der Person gedacht 
worden, benuzt werden könne. (Man sehe §. ii.IIL) 
Wäre das erstere nicht, so wäre kein Vertrag möglich ; 
wäre daar leztece nicht, so Ware keiner nöthig. Uebe 
eine Portion tiuft, oder Licht findet aus diesem Grund» 
kein Vertrag Statt. . 


2 , ■ ■■ 

... .. , 

Ferner müssen beide Airtbeien' ^8$ gleicbe Hecht 
auf jie Sachß haben; ausserdem wäre swiscbeu ihnen 
kein Rechtsstreit, der ebea durch den Vertrag vermit- 
telt werden solL Dies^nun ist» der Natur der Sachs 
Aach, mit allen Objekten, und allen freien Wesen,, 
die Anspruch auf dieselben machen, der Fall. Vor 
dem Vertrage hat keiner' einen Rechtsgrund für seinen 
Beais jder streitigen Sache ansuf ühren , als seine freie» 
und vernünftige Natur ; denselben Recbtsgruhd aber 
haben alle freie Wesen anzuführen. Ueber das Eigen« 
thum ihrer Leiber können die Personen nicht in Streit 
gerathen, indem der natürliche GebTauch jedes Leibes, 
ihn durch den blofsen Willen in Bewegung su setzen, 
allen Subjekten, ausser Einem, physisch unmöglich ist ; 
auf die gahse übrige Sinnenwelt habeni, erwiesener* 
massen, alle freie Wesen dasselbe Recht ^.. .^ 

Doch ist keineswegs aus der Acht au lassen , dafs 
nicht gi^ade gegenwärtig schon beide Partheien Aq- 
.spruch auf denselben Besis nUchen müssen, sondern 
da(s nur au befürchten seyti kann , es möchte em sei- 
eher streitender Anspruch in der Zaktutft entstehen. Ein 
Fall von beiden aber mufs eintretet ; denn ausserdem 
wäre die Sphäre für die Freiheit beider Partheien völ<* 
lig abgesondert, und würde von ilinen für abgesondert 
gebalten, und es wäre gana unnöthig, dieselb'e durch 
Vertrag festzusetaen. — So lange du etwa durch einen 
Flufs von mir getrennt bis^t, über welchen au kommen 
wir beide für gleich unmöglich halten, wird es keinem 
von uns einfallen, uns gegenseitig au versprechen, data 
wir. nicht über den Flufs gehen, und an dem andern 
Ufer uns anbauen wollen. Der Flufs ist uns durch dia 
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JNatur aur Grenze ansers pbyslscben Vermögens gesezt. 
Wird äer Fiats etwa setcbt, zum durchwaten, oder 
erfinden wir die Scniffarth ; dann erst wird es nöthig 
seyn, dafs-wlr ^hn durch Verabredung zur Grenze un* 
•rer Willkühr machen. 

■ \ 

Dieser Wille beider, das oder jenes eigen thüm« 
ijcb zu besitzen, ist der Frivatwille eines jeden. Es 
aind sonach im Vertrage zuförderst zwei Privatwillen i 
welche, da sie auf ein Objekt ausgehen, materielU 
Willen zu nennen sind. Dann wird zur Möglichkeit 
eines Vertrags erfodert, dafs beide Partheien den Wil* 
len haben, sich über ihre tBtweder schon jetzt streiten^ 
deny oder' möglicher Weise in der Zukunft streitenden 
Ansprüclie zu vertragen ; jeder an seiner Seite über die 
' ' streitigen Objekte in etwas nachzugeben , bis beider 
Ansprüche neben einander besteben kennen. Wen« 
nur einer von beiden, oder wenn keiner von beiden 
sich vertragen will , so ist kein Vertrag möglich , und 
es erfolgt notbwendig Krieg. Nach Aem Rechtsgesetze 
•ist das vernünftige Wesen gehalten, diesen Willen sa 
haben, und es glebt ein Zwangsrecht, jeden zum Verw 
trage zu nethigen; (welches freilich, da sich nicht be. 
atimmen lafst, bis zu welcher Grenze jemand nachge«" 
ben solle , keine Anwendbarkeit bat) darum, weil dec 
Zustand des wirklichen Kriegs, oder auch nur die Be« 
aorgnifs eineä möglichen Krieges kein rechtlicher Zu» 
stand ist: Alles, wie oben erwiesen worden. — ^ Es 
, wird sontfch zu einem Vertrage zweitens eifodert eine 
Vereinigung des Wiilem leider zu gütlicher Beilegung 
ihres fiechtsstreits : welchen Willen wir, da er auf die 
Form des Vertrags geht, den formaliter gemeinsamen 
Willen iie&neä wollen« 

• ! ' ^ A a Fat- 
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!^erner gehört Kj^r Möglichkeit 'ie^. yartrags, 
dafs beide Faetbeien, ihren suer«t aagefahrten Privat« 

^Vi^ill'en so weit beschränken,, aals er nicht ferner im 
Streite sey"; dafsr also jeder von seiner Seite Verzicht'' 
thue, und weder jezt noch jemab besitzen wollci was 
der andre für sich selbst behalten will. Wir nennen die» 
se VÄeinigung ihres Willens den materialiter gemein^ 
^^amen Willen. In ihm reVeinigen sich die .Privat- 
willen beider zu Einem gemeinsamen Willen, i— .-Der 
Will« eines jeden von den Kbiitrahirenden ^ebt jezt 
auch auf das Eigenthum des andern, auf welc)ies er 
vorher vielleicht nicht ging ; welches er vielleicht gar 
nicht kannte, indem j^T nicht nothwendig schon jezt 
Streit über die Objekte obwalten mufs, sondern viel- 
leicht erst in der Zukunft befürchtet wird; oder über 
^welches, wenn er es kannte, er noch nichts beschlos- 
sen hatte. Der Wille jeder Parthei erstrekt sich jezt 
über ihren Privatzweck binads, aber nur aTs negativer^ 
Wille. Ittder will blofis nibbt, was der andere will; 
weiter beschliefst er auch nichts darüber, als dafs er 
es nicht für sich begehre. Wie es übrigens därptt aus» 
falle, ob es dem andern etwa durch einen Dritten wibr« 
de abgenommen werden, ist ihm zufolge dieses seines . 

; Wollens ganz gleichgültig. ^Also, worauf viel an- 
kommt, der materiale Wille beider, inwiefern er ge- 
meinsam ist, ist lediglich negativ. \ 

Endlich liegt auch noch dies im Begriffe des Ver« 
trags, däfs dieser gemeinsame Wille festgesetzt wer- 
de, als ein dauernder, und alle künftige freie Hand- 
lungen der Fartheien leitender Wille, als das Rechts- 
geses beider, woduriDh ihr künftiges rechtliches Ver« 
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hältnifs SU eininder bestimmt' wird* Sobald eine von 
beiden Ij^rthaien ihreGrense im mindesten überschrei« 
tet,so ist der Vertrag vermchtet^ und das ganze durch 
Um gestiftete, Recbtsver^ältniXs aufgehoben. 

Es' dürdte etwa jemand glauben « der beleidigt« 
habe sodann nur Schadenersas ixl fodern; und 
wenn nur dieser geleistet werde ^ so stehe die Sache 
' wieder anf dem vorigen Fu£se. Dies ist nun allev> 
dings richtig, wenn der Beleidigte sich dabei begnä-' 
gen f und mit dem Beleidiger den. Yert|;ag erneuem 
will- Aber es kommt um des folgenden willen viel 
darauf an^ dafs man ein9ehe; der Beleidigte sey nicbjt 
rechtlich verbunden , sich mit dem, Ersatae zu, begnü* 
' gen, und nach strenger Consequenz sey alles Rechts« 
veThältnifs;Bwischen beiden vernichtet« yVic führen so» 
nach den Beweifs dieser Beh^ujitung. 

Vor dem. Vertrage vorher hatte ](^de der Partheien^ 
das vollkommenste Recht auf alles', was die andere 
Farthei. für sich verlangte, und was ihr im Vertrage 
auch wirklich aug^^nden worden ist. Wenn, der er- 
stere es auch etwa zur Zeit noch nicht kannte, so hatti^ 
' er es doch hinterher kennen lernen und seTnen Zwe« 
cken unterwerfißn können, liediglich durch den T'er- 
trag hat er sein Recht darauf verlohren. Nun besteht 
der Ve^rag lediglich, inwiefern er fortdauernd ge*. 
^ halten wird; sobald er^ verlezt ist, ist er vernichtet. 

- ^ ^ • • • ^ 

* Aber wenn^del Grund Veegfalk, falk auch da»Begrün« 

. dete weg', ilp4 da'^der Vertrag der einzige Grund der 

^erzieh tieistung yfar, so fällt mit ihm die Verzicht«i 

leisiujig auf altes* wa^d^a. andern w^r« weg. Boid^. 
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Pactheieii stehen wieder in demsi^lboii y«rl»ltai(is«^ 
in welchem siq vor dein Vortrage vorher standen. 


B. ' 


Wir ' gehen nach diesen nothwendigen Prämissen 
sur Untersuchung des Sti^atsburgerverttags insbeson- 
dere. 

' T.) Kein rechtliches Vethaltnila, ohne eine posi» 
tive Bestimmung der Grenze, inrie weit der Qebtauch 
der l^reiheit jedes Individuiiiti gehen aolM r oder^ was 
dasselbe beifst, ohne Bestimmnng des Eigienthuaia im 
X^eitesten Sinne des Worts, inwiefern es nemlich 
nicht etwa nur den l^eaiB liegender Grunde, oder 
dergl. , sondern J^ecbte auf freie Handlungen in der Sin. 
nenwelt überhaupt bezeichnet« 

Jeder einzelnfe sonacb muia im Staatsbiirgenrer^ 
V trage, wenn duriJh diesen Vertrag ein )illgameines 
RecbtSTerhältnifs eingeführt werden soll, mit allen 
Einseinen einig werden, über das Eigenthum, die 
Rechte, und Freiheiten, die er haben, und über die, 
welche er dagegen den andern unangetastet lassen, ' und 
auf welche er aller seiner natürlichen Rechtsansprüche 
sich begeben soll. Jeder mufs mit jedem für die Per- 
son darüber einig werden können. — Denke man sielt 
einen Einzelnen im Momente dieses Kon trahirens; so 
ist dieser die Eine ^um^Vertrage erfoderliche Parthei« 
- Faise man alle , mit denen er successiv zu kontrahirea 
hat, zusammen in einen allgemeinen Begri£Fy sq sind 
diese Alle« aber UiigUch als Einzelne^ denn er hat mit 
ihnen, als Einzelnen und für sich bestehenden Wesen, 
auf dereli EntSchliessungen schlechthin Niemand Ein* 
ftila hatliCy kontrahirt. — • Diese Alle, sage ic;h, sind 

die 
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die.EweiteParthei ioiVertrage. led^ hat 9u allen geaij^i^ 
ich will dies besitsen, und verlange von euch» dals ihr 
ejich eurer Rechtsanspjrüche darauf begabt. Alle habea 
ibm geantwortet : wir begeben uns dieser Ansprüche, un* 
ter der Bedingung, dals du dich der d^inigen auf alles 
übrige begiebisL ' 

Ea Sind ia diesem Vertrage alle Erfodernisse ei« 
nes Vertrags enthalten. Zufördersti sin blofser Privat- 
Wille jedes Einzelnen, etwas für sich au be&itaen; 
ausserdem hätte er den Vertrag, von wdchem hier die 
Rede ist, nicht geschlossen« (Sonach hat jeder Staats- 

. biirger nothwendig Eigenthum. Hätten die andern 
ihm nichts zugestanden, so hätte er nicht Vetzicht geL 
than, auf das, was sie besitzen ; denla diese Verzicht- 
leistung ist nur gegenseitig.; er hätte sonach den 
Staatsbürgervertrag nicht mit geschlossen.) Der forma- 
le Wille Aller , sich zu vertragen , wird vorausgesezt 
Es bt nothwendig, dafs leder mit Allen, und Alle mit 
ledern einig geworden aeyen über die Materie Ae% 
Besitzes ; ausserdem wäre der Vertrag nicht zu Stande 
gekojaimen,und es wäre keinRechtsvethältnifs errichtet. 
•—Der Wille eines leden ist positiv^ lediglich i^Rück- 
zieht dessen , was et für sich besitzen will ; in Ab« 

' aidit des Eigenthuma aller übrigen ist er blols negativ. 

Es gilt für diesen Vertrag der oben etwiesne Sazs 
I)aa Eigenthum eines jeden wird durch leden andern 
nur so lange anerkannt, als der erstere das Eigenthum 
des leztem, selbst schont. Die geringste Verletzung 
desselben hebt den ganzen Vertilg auf, und herecb-, 
tijgt den Beleidigten, dem Beleidiger Alles zu nehmen," 
wenn er kann« leder sonach seit sein genzes EAgenthm 




als Unterpftüid ehiy Jlafs ^ dak Eig^nthum aller übrigen 
rücht veifietten wolle. ^ . . '.' ■ .. 

Icli nenne diesen ersten Theil des Staatsburger- 
^Vertrags den Eigenthninsuertrag der Bur*ge7\ Fafst 
man das Resultat aller geschlossenen einzelnen. Verträ. 
ge auf, so hat man den lediglich materialenj und auf 
pbjekte gehenden, ^i^^Grense der Freiheit der Indivi- 
duen, bestimmenden/Willen ; weldier das Qvilgesez im 
engern Sinne des Worts abgiebt, di^ Grundlage aller 
möglichen in diesem Staate ^u gebenden Gesetze über * 
£igenthum, Erwerb, Freiheiten, und Privilegien miß- 
Äiacht , und unvdrlezlich ist« • ' 

' ^. ledes Individuum hat auf die beschriebene Art 
wirklich einmal sich geäussert; sey es durch Worte» 
oder durch Handluogeti; indem es sich gane^ offen und 
unverholen einer gewissen Beschäftigung widmet, und 
der Staat darzu wenigsteus still schweigt« ' 

JEs ist in unserer -Erörterung angenoqimen wor- 
den, dus Alle mit Allen Jcontrahirten. Man dürft^ da- j 

' S^ß^'^ erinnern: da die Menschen j» nothwendig in ei- 
nem gewissen beschränkten Räume ihre Geschäfte trei- 

' ben, so würde Nichts weiter nöthig 9eyn, als dafs je- 
der nur mit seinen dreioder vier nächsten Nachbarn 
im Räume sich vertrüge« Dies soll nun hier der Vor-^ 
aussetzung nach, nicht hinlänglich seyup Es mufs so- 
nach vorausgesetzt werden, dafs jeder mit jedem Ein- 
zelnen in Kollision kommeq könne, dafs sonach die 
Einzelnen nicht in ihrem Bezirke eingeschlossen blei. 
ben, sondern das Recht' haben werden, auf djem gan» 
zen Gebiete des Staats unter einander zu leben ; uiid 
ftu einander zn kommen. Diifs dies wirklich so sey^ 
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wird larsliinfjtige 'sich nSher ergftbeni Hier wUd nur 
aus der Foderano;^ dafs im Staa(sbürgervertragd Alla 

mit Allen -^ontrahlren «ollen, gescbipssen« dafs dasGe« 
biet Aller'auf der Oherfiäche dar Erde, aiwar «um Tl^eil, 
^, fa. in einer gewissen Rucksicht an dieEinsalnen ver* 
theilt aeyn möge,' dala es aber in einer gewissen an- 
dern Rücksicht, welche eben durch den Vertrag be* 
stimmt wird^ eine Wirkungssphäre für' Alle sey : da£s 
es etwa dem Kaufmanne erlaubt seyn solle, herum aa 
gehen, um seine Waaren anzubieten, dem Hirten, sein 
Vieh durch autreiben, dem Fischer, auf dem Boden des 
Ackerbauers an den Flüssen hinzugeben, und dergK, 
welches alles nur zufolge des Vertrags erlaubt seyn 
kann« 

It.) Nun aber ist der Zweck des Staatsbürgerver* 

'txags der, dafs die^urch den Eigenthums- oder Civil- 

vertrag bestimmten Grei^zen der ausschliesseuden Froi* 

heit ^iaes leden. selbst durch Zwang mit physischer 
Gewalt geschüzt werden sollen,* da 'man sich auf d«in 
bloXsea guten Willen nicht verlassen kann,^ noch wilL 


Eine sobhe awtngende Macht ist nicht errichtest 
w^ordea, wenn, wie gezeigt wurde, der Wille jedes 
Koütrahirenden In Beeiehiiiig auf das Eigenlhum des 
andern, nur negativ ist. Es müfste detnnacfa, da der 
8Q beschreibende Vertrag ein Staatsb{irgev\rertrag seyn 
soll, mit dem ersten, dem Eigenthumsvertrage, noch. 
ein aweiter vef einigt aeyn, in y^elghem leder allen. 
Einzelnen, die noch immer als Einaehie betrachtet 
werdeB> Terspsiche> ihnen das anerkannte Eigentkum 
d^^rch %%vü» Kraft schützen zu hel£eiv^ mijt,d0r Bedin- 
gung , dala sie Ton ihrer Seite gleichfalls das Seinig» 

gegen 
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g^gtti Gewalt ireHhei^igenliäfeil. Wir neAiiieü diesen 
Vertmg .den Schuzverwäg, ^ ■ 

dieser zweite VeWrag i9t der Materie nach'te* 
dinet durch den erstem. leder kann nur das «u schii« 
tsen sich anheischig machten, was er anerkannt bat« 
als das ft.^cht des Andern ; bestehe ^es nun in wirUifik 
gegienwärtigem Besitze, oder in der Berechtigungüber* 
'Baupt) künftig nach einer gewissen Regel sieb einen 
'Besis Bü verSchaiFeni Keineswegen aber kann er vei^ 
sprechen, d^m Andern beizustehen , wenn er sich in 
Handel ernlassen sollte,' auf die der erste Vertrag nicht 
'gestellt ist. 

Dieser zweite« Vertrag jlst dem ersten darin ent* 
gegengeiezt, dafs der, in Absicht aes Eigenthums de)i 
andern, blofs negative WiDe, posljitiv wird. leder 
verspricht nicht nur, wie im ersten Vertrage, sich 
selbst des Angriffs auf das Eigenthum eines leden zu 
enthalten, sondern noch überdies, es gegeii den mög. 
liehen Angriff jedes Dritten ihm schützen zu helfen. 
Dafs jf^mand verbreche, den andern gegen sich selbst 
zu schüzen, ist widersinnig. Dann dürfte er nnr ihn 
nicht angreifen, so wäre der Andere im Voraus gegen 
ihn selbst geschüzt genug. 

Der Schuzvertrag ist , wie jeder Vertrag bedingt, 
leder sagt dem andern , hier leder Allen andern , sei* 
neu Scbuz zu, unter der Bedingung, dafs die Andern 
ihn gleichfalls schützen; Der Vertrag, und das durch 
ihn begründete Recht fällt hin, wenn eine Parthei die 
Bedingung desselben nicht erfülle 

m.) Der Schuzvertrag ist von dem Eigenthums* 
Vortrage auf eine 9ehr merkwürdige Weise darin untere 

schieden, 


\ 
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ichied«B»,dal8 der Jetster^ auf eine bloCieUaterlastang,' 
der erstere auf eine positive Leiatang geht: und man 
aonacfa SU jeder ^eit wissen kann, pb der leatere ei> 
füllt sey^ indem die andere Partbei etwas nnr an allen 
Zeiten nicht au thun bat; 'dagegen man nicht eben so 
wohl wissen kann, ob der erstere erfüllt werde, in- 
dem die andere Partbei nach ihm etwas su thun hat, 
das sie nicht zu inllen Zeitc^n thun kann ; und eigent^' 
lieh zu keiner Zeit verbunden ist, es su tbun, — Ich 
mache mich deutlicher über diesen sehr wichtigen 
Funkt. 

■ 

Der Schusvertrag ist ein bedingter Vertrag über 
positive Leistung , und 'als solcher kann er dem streu* 
gen Rechte nach gar keinen E&kt haben , sondern er 
ist völlig nichtig und leer. Die Formel desselben wS« 
re die: Unter der Bedingung, dals du "mein Recht b^ 
schützen wirst) werde ich das deinige > beschützen. 
Wodurch erhält die eine Parthei den Rechtsanspruch 
auf den Schuz der andern Parthei ? Offenbar nur dadurch « 
dals sie die andere Parthei wirkUch sckkzt» ' 

Und da würde denn , der Strenge nach , diesen 
Bechtsanspruch nie eine Parthei erhalten. — Es ist 
von Bedeutung für das folgende, dafs man dies klar 
einsehe; und diese Einsicht hangt ab von der Einsicht 
in die Natur der Bedingung dieses Vertrags» Nur un- 
ter der Bedingung bin ich rechtlich verbunden , dioh 
zu schützen , dafs du mich schützest«. Man bedenke 
wohl, was das leztere faeifse. Es ist nicht etwa gleich« 
bedeutend mit dem Satze : wenn du nur den guten Wil* 
len hast, mich zu schützen* Denn der gute Wille läTst 
sich nie gültig für den Gerichtshof des aulsera Rechts - 

• dar- 
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darthuii; atieh.köMte er ilich änAemv und 'überliappt 
ist es das Recht jeder Parthei , dafs sie kiiemals vom . 
guten Willen ihrer Farthei abhängig sey. Es ist nicht 
einmal gleichbedeutend mit dem Satze : wenn du mich 
etwa schpn einmal besohüzt hast». Denn das Vergan- 
gene ist vergangen, und hilft mir gegenwärtig nichts; 
Sittlichkeit, Dankbarkeit, und dergleichen innere gu* 
it Gesinnü'n^n könnten mich wohl beVvegen, dem 
andern seinen Schtiz zu vergelten ; aber hier soll ein 
.Tecbtlichcr' Anspruch, begründet werden.' Auf dem 
Bechtsgebiete giebt es ja, gar kein Mittel , den Men- 

, sehen zu verbinden^ als. die Einsicht; was du dem an- 
dem thust« sey es böses,, oder gutes, das ihust du 
nicht dem andern, sondern dir selbst. Dieses hier an- 
gewandt, müljste ich einsehen können, dafs ith iti der 
Beschi'itznng des andern nur mich selbst beschütze, 
entweder wirklich in dec Gegenwart, oder dafs aus 
znetner Schuzleistnng sein Schun für mich, wenn ich 

. IQ der Zukunft 3es Schutzes bedürfen sollte',' mit ab- 
soluter Notbwervdi^Kßit erfolge. I>as eistere ist nicht 
möglich; denn ^ihdem ich selbst schütze, bedarf ich 
keines Schutzes, »nd erhalte keinen; c^as/Teztere ist 

■_ eben sowenig möglich; denn die Entsrhltessnngen des 
freien Willens des andeji^ lasseh sieb nicht initabsolu- 

. Ur C^wif^heit voi^auasehexk ' .' 

... • ' , 

IH^ eben gegebene Erörterung ist die schärfste ; 
ipan. kau», aber die Sache auch npch von mehrern Seiten 
ansehen« £atweder«beide Partheien des Schuzvertrags - 

. werden »u gleicher ?leit angegriffen ; dann kann keine 
sum Schutze^ der andern Herbeieilen,, denn, jede hat u^it 

, sich selbst SU ihun* Ode« eioe von beiden wird eher^ 


angegriffpn. Warum könnte 4ena die andere zum Schu- 
tze aufgeforderte nicht sagen : Unser Vertrag ist eki be«; 
dingter; nur durch deine Scbuzl^iatang erhältst. du ei- 
nen Kechcsanspruch auf meinen Schus : nun hdst du die 
Bedingung wirklich nicht erfüllt — ob du sie habest 
erfüllen können, ob du den fortdauernden guten Wil- 
len gehabt habest, sie, wenn nur die Gelegenheit dar« 
zu eingetreten wäre, zu erfüllen, davon ist nicht dia 
Frage, sondern lediglich von der Tbat — du hast sia 
Bicht erfüllt; aber wenn die Bedingung wegfäl^ fallt 
anch das bedingte Weg. Jülben so wird der andere voa 
seiner S'ei^e arg^mentiren ; und so wird das bedingt^a 
nie eintretet}, weil die Bedlngux^g nie eintreten kann, 
tu das Verbal tnifs der motaliscben Verbindlichkeit n^ö* 
gen sie mit einander kommen, wenn der eine wirklich 
ydem andern beisteht; nimmermehr aber in ejn recbtllr 
cbes Verhältnils« 


.t 


Zur Beförderung der Deutlichkeit vergleichen wir 
diesen ia sich selbst nichtigen Vertrag mit dem Rech t^^^ 
welches der Eigenthümsyertrag begründet» Im lezter^ 
ist die Bedingung von beiden Seiten nur negativ , die^ 
dafs ledeParthei sich des Angriffs auf die zugcstandnea 
Rechtes der andern enthalte.; und darum ist ihreErfülr 
lung »u jeder Zeit möglich, und, dafs der Rech tsgrun^ 
der Verbindlichkeit eintrete , klar darzuthun vor dem 
fiufseru Gerichtshöfe. Die Bedingung ist nicht Etwas, 
sondern sie ist Nichts T keine Affirma tion» sonderaeine, 
UoIsaNec'ation, die fortdauernd zu aller Zeit möglich 
ist; mitVm Ist auch das bedingte zu aller Zeit möglich. 
Idi bin iormerfort gebunden, «ich des Angriffs auf das 
Gut des andern xu enthalten, weil ich dadurch, und 
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nur däclurdi, den Angriff des andern auf das meiniga 
rachtlieh abhake« ' 

"ist dieser Theil des Bvirgervertrags» der Schns* 
Vertragt nichtigi, so wird auch die Sicherheit des er* «• 
aten, des Eigenthumsv^ertrags , aufgehobisn^ Zwar 
dauert der Rechtsgrund aus demselben fort, und lals^ 
aich stets nachweisen, wie so eben gezeigt worden ; 
aber ob jemand durch das Recht sich wolle binden las- 
aen, hangt, da der Vertrag, durch welchen eine zWhi» 
gende Gewalt au Stande gebracht werden sollte, sogar 
jiicht einmal ein Recht au begründen fähig ist, ab von 
dem guten Willen eines jeden; und wir bleiben sonach 
in der vorigen Unsicherheit, und Abhängigkeit yon dem 
guten Willen anderer, auf den wir nicht bauen wollen, 
noch darauf bu bauen verbunden sind. 

Die aufgezeigte Schwierigkeit mufs gehcjben wer. 
den : durch ihre Lösung wird der Staatsbürgervertrag 
weiter bestimmt , ja, seine Bestimniung wird vollen- 
det. Der Haupt^z dieser Schwierigkeit ist darin, dafa 
/B9 Stets problematisch ist , ob jemand seine durch den 
-Schuavertrag übernommeneVerbindlichkeib erfülle, und 
Sonach dem andern Verbindlichk^eit auflege, oder nicht. 
Sie würde gehoben werden, wenn es so einzurichten 
wäre, dafs dies nie problematisch seyn könnte. Es ist • 
nicht problematisch, sondern gewifs, wenn der blöfsa 
Eintritt eines jeden in den Staat schon die Erfüllung 
des Schuzvertrags bei sich ipührt ; wenn Versprechen, 
und Erfüllung syntetisch vereinigt, fVort und 'Fhat 
Eins, und dasselbe werden. 

(Was so eben über den Schuzvertrag insbesondre 
erwiesen worden, gilt, da es aus dem allgemeinen Cha« 

raktCf 
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rakter'etnea siaf positive ^Leistung tttsgelienden Ver- 
trags dargetfaan ist, für alle lieistungsvertrige. Indem 
"wir sonach ^ie Form aufstellen, in welcher der erstere^ 
rechtskräftig werden kann; da C^ nemlich das Wort selbst 
sur That werde , stellen wir eine für alle Leistu^gs« 
vertrage gültige Form auf, die wir tiefer unten denn 
aucb^ wirklich darauf anwenden werden«) - 

« 

IV.) In dem blofsen Vertrage über den Schus Soll 
zugleich unmittelbar die Leistung selbst liegen« Wie 
Vräie dies einzurichten ? Offenbar ao, daCs, indem 
der S^aatsvertrag geschlossen würde, mit ihm zugleich 
und durch ihn eine schützendeMacht zusammen gebracht 
und geaezt werd^, zu der jeder, der in diesen Vertrag, 
tritt, seinen Beitrag gieb^. Durch diesen seinen Bei« 
trag würde er mit «einem Eintritte in den'Staat unmit- 
telbar den Schutvertrag g;eg^n Alle wirklich erfcHIen, 
ao dafs es von Stund an, imd durch seinen blofsen Ein- 
ritt nicht mehr problematisch wäre,* 'ob er ihn erfül« 
len würde, dar er ihn ja wirklich. c^füUt hat, und, sa 
lange sein Beitrag in- der Masse des allgemeinen Schup 
tzes enthalten ist, wirklich forlerrüllt. 

Wie wird nnn diese schützende Macht aufge» 
bracht, und was geschieht' eigentlich 9 indism sie auf* 

gebracht wird ? 

Wir setzen uns wieder^ um den wichtigen Be* 

, et 

griff*, den wir erhalten werden, anschaulich zu machen^ 
auf den Punkt , wo wir den Einzelnen , der mit allen 
den Vertrag eingeht, handeln sehen. Er ist die eine 
kontrahirende PattheL Es wird ihm sein Beitrag 
lur schützenden Macht , als Bedingung seines Ein- 
tritts in den Staat abgefordert. Von fVe^i wird ihm 

denn 
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. denn dieÄcr Beitrag »bgefodert ? Mit wem unterhan- 
delt er denn eigentlich hierüber, und wer ist die «wei- 
te Parthei, in diesem Vertrage? 

Diese Partbei verlangt Scbuz; — für 'welches 
bestimmte Individuum verlangt sie Ihn denn? Schlech*. 
terdings für-Jcein bestimmtes Individuum, und doch für 
Alle ; f iii^ jeden , welcher aogegri£Fen wird ; dies kann , 
nun jeder Einzelne unter ihnen, ^eyn, jeder, aber kann 
es auch nicht seyn. Also der Begriff.desjenigen über- 
haupt , was zu beschützen ist» ist im Schweben : es ist 
ein unbestimmter BegriE: und hierdurch eben entsteht 
der Begriff eines, nicht b]o[s eingebildeten, Ganzeni das 
ledi<yUch durch c^^ser Denken erzeugt werde» wie oben 
'CI)f spadero eines reellen Ganzen» das durch die, Sa« - 
che selbst vereinigt wird; nicht blols Aller, sondern 
eicfer Allheit. ' 

Wir beschreiben dies naher. Ein blofser abstrak« 

ff • . " 

ter Begtiff wird zuaammengesezt lediglich durch den 
freien Akt eines Geistes; so det Begriff Aller» welcher 

■ 

oben aufgestellt wurde. Der Begriff» den wir hier er- 
halten» wird nicht nur durph einen willkührlichen Akt» 
sondern durch etwas B.eelles zusammengesezt ; das aber 
unbekannt ist» und erst in der Zukunft erfolgen wird; 
durch den zu befürchtenden Angriff. Wen derselbe 
zunächst treffen wird» weifs keiner ; er kann jeden tref- 
fen : jeder kann sonach glauben» dals die ganze Ver- 
anstaltung blofs zu seinem Vorrtheil getroffen werde» 
und wird daher gern seinen geringen Beitrag dazu ge« 

bt*n.' Aber er kann auch einen andern treffen» und nun 
ist sein Beitrag schon in das Ganze mit verwebt» und 
kann nicht zurückgezogen werden. Diese Unbestimmt- 
heit 
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heit, diese Ungewifsbeit, welches loci ividuum der An» 
grilF^zucrst treffen werde» also dieses Schweben der Ein- 
hildangskraft, ist dasVereinigüngsband. Es ist dasje- 
nige, vermittelst dessen Alle in Eins zusamöienfliessen ; 
und nicht mehr in einem abstrakten BewrifFe, als' ein 
compositum, sondern in der That vereinigt sind, alß 
ein toturn^ So fügt die Natur im Staate wieder zusam- 
- roen, was sie bei Hervdrbringung mehrerer Individuen 
trennte. Die Vernunft ist Eine, und thre Darstellung ' 
ii^deriSinnenweltist auqh nur Eine; die Menschheit ist 
ein einziges org»nisirtes, und Organ isirendes Ganzes der 
Vernunft Sie wurde getrennt in mehrere von eiuan* 
äer unabhängige Glieder ; schon die Naturveranslaltanff' 
des Staats hebt diese Unabhängigkeit vorlüutig auf, und 
Verschmelzt einzelne Mengen zu einem Ganzen, bis die 
Silihchkeit das ganze Geschlecht in Eins umschaft* 

Der aufgestfjllte BegriiF ist füglich zu «rlautern 
, durch dien eines organisirten Naturpiociukts ; etwa den 
eiijes Baums. Man gebe jedem einzelnen Theile Be« 
wuf:itseyn, und Wollen, so mufs er, so gewifs er sei- 
^e Selbsterhifllung' vvilK die Erhaltung des Baums wol- 
len, weil seine eigne Erhaltung nur uiiter dieser Be-^ 
dingung möglich ist. Was ist ihm denn nun der JSaum? 
Drr Baum überhaupt ist nichts^ denn ein blofser Begriff, 
und ein Begriff Jtann nicht verlezt werden. Aber der 
Theil will| dafs A^mTheil unter allen Theilen, welcher e$ 
auch se 7, verlezt werde, weil hei der Verletzung eines 
jeden er selbst mitleiden würde, t— .So nicht bei einem . 
Sandhaufen^ wo es jedem Theile gleichgültig seyn 
kax^, dab der andere abgetrennt| zertr^te|i|. verstreuet ,, 
werde. 

B Dal 
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Das Ganze demnacbi auf dieae Ax( 2u Stande g&« 
kommen, ist das zu scfaütsende. Dieses ist die gesucht^« 
zvt^eite Parthei im. Vertrage. Det dek]arirte Wille ist - 
sqnach überhaupt gor kein Pri^Vatwille, auss^er. vorläu- 
fig noch in Beziehung auf den einzelnen Kantrahiren« 
deo , d^r unsrer Voraussetzung pach zum Schutze erst . 
aüfgef oder t wird ; sondern^ein seiner. Natur nach ge- 
nieinsamer Wille , da er um der Unbestimmtheit wiU 
len, nicht andets, als gemeinsam seyn kann^ 

Der Vereinig^ngspunkt dieses Ganzen zn einem 
Ganzen ist aufgezeigt* Aber wie und durch \Velchen 
besondern Willeiisakt i6t es denn nun dieses Ganze ge- 
werden? Vv'lr sehen Wohl eit], dafs es ist. Aber las« 
ae man es doch unter unsern Augen entstehen ! — Wir 
bletbeti auf dem vorgeschlagenen Gesichtspunkte, von 
welchem aus wir d^n Einzelnen unterhandeln sehen, 
und unsre Frage wird sogleich beantwortet seyn, 

ff • 

Er giebt seinen Willen darein zu schützen i ohne 
Zweifel) wie gef<fdert wurde, das. Ganze. Er wird 
sonach ein Theil des Ganzen, und fliefst mit ihm zu* 
sammen ; er möge nun , durch den nosch nicht voraus*, 
zusehenden Zufall des B/eschüts^ec werden , oder dec 
Beschütte.' Auf diese Weise, durch Verträge der Ein- 
seinen mit den Einzelnen ist das Ganze entstanden, und 
dadurch , dafs alle Einzelnp mit allen Einzelnen , als 
einem Ganzen kontrahirony wird es vollendet. 

• Wir nennen diesen Vertrag, der die beiden brsten 
Verträge erst sichert und schüzt, und alle in ihrer Ver« 
eiitigttng zu einem Bürgervertrage macht, insbesonde^ 
w- den V^rmigungivertrag. 

V.) Der 
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V.) *Der Slifizekie wird, Sufolge des Tereinigunga- 
Vertrags« ein Theil e^nes^organisirten Gaqzen, und 
scbmilzt sonach mit demselben in Eins zusammen. Wird 
er seinem ganzen Seyn und Wesr.n nach damit ver- 
webt; —^ oder nur zum Theil» so dafs er in einer ge« 

« 

wissen andern Rücksicht noch frei und unabhängig 
' Weibe ? ♦) 

leder giebt zum schützenden Körper seinen &^ 
tr/i«*: Er giebt seine Stimme zu Ernennung der Mag!» 
fitratspersonen , zur Sicherheit und Garantirung der 
Constitution, er giebt seinen bestimmten Beitrag an 
Kräften, Dienstleistungen, Produkten in Natur oder 
verwandelt in das allgemeine Zeichen des Werths 
der ipinge, in Geld. Aber er giebt nicht ^sich upd was 

^y Rousseau behauptet unbedingt: leder giebt sich 
ganz. Dies kommt daher. Rousseau nimmt ein 
Eigcnthumsrecbt an vor dem Staatsvertiage; dks' 
durch Formation begründete. Nun ist es natür- 
lich , dafs If d^r über dieses s^in Eigenthum mit 
den übrigen unterbandeln mufs, und dafs es sein 
Cligenthum zm «S'^nn^e nur dadurch werden kann^' 
dafs ihm der Besiz desselben zugej^tanden ' wer« , 
de; dafs dassell>e sonach der Eutsctieidung.deSi 
gemeinsamen Willens unterworfen wird, dafs 
. daher alles Eigenthum aufhört v^ Eigenthum zu 
seyn , bis die Unterhandlung abgeschlossen ist« 
Insofern gäbe allerdings leder aUes. 

Nach unsrer Theorie kann keiner -bei einem 
Staatsbürger vertrage etwas zubring'cW, und es 
geben,, denn er hat nichts vor diesem Vertrage* 
Dte erste Bedingung, dafs er gebe, ist die» ^ 
dais er bekommen habe. Weit entfernt sonachf 
dafs dieser Vertrag sich mit G^h^n anfangen soll* 
te, hebt er an vom Erhalten, 
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ihm gehört, gans. Derin was bliebe ihm unter dieser 
Bedingung übrig, das der Staat an seiner Seit/«^ Ihm zu 
äthützen Terspräche?* DerSchiizverlragwäredartn nur- 
einseitig, and sich selbst mderspreebend; und miirsto 
50 ausgedrükt werden: alle versprechen zu schützen, 

. ohnerachtet alle versprechen nichts zu haben , das be- 
schüzt werden könnte. Der beschätzende Kprper besteht 
aonach nur aus 1^'h eilen deseen, was den Einzelnen 

.^ angehört. Alle sind in ihm begriffen, aber nur zun^ 
Theil. Aber inwiefern ste in ihm begriffen sind, ma- 
chen sie die Staatsgewalt aus, die ja eben auf die Be^ 

X schüfczung eines jeden in seinen Rechten geht, und bil- 
den den eigej^tlichenSouverain. — Ludigltch in dem 
Akte, da jeder diesen Beitrag leistet^ gehört er zum 
Souyerain. Auch die Abgaben sind in einem fteien 
Staate, d. i. in einem Solchen, der ein Ephorat hat, 
Ausübungen der Souverainität. In den Inbegriff des- 
sen, 'u;fii zu beschi^zen ist aber, gehprt allhss was jeder 
be^izL. . . ^ ' 

Das.Ganze, welches jezt errichtet ist, kann, nach 
dpm obigen Sfttz^,'««iicht3 zu schütten übernehmen, was 
es nicht anerkannl: hat. Ed anerkennt fönach allt^n 
Besiz jedes Einzelnen \ indem es dessen Seh uz über 
nimmt; und $0|nach wird auch der j^igenlhums vertrag, 
von welchem es .oben schien , dafs er nur mit Allen^. 
als Einzelnen ge^hlossen würde, durch das reelle Gan- 
ze des Staats bestätigt. — Das Ganze ist insofern Ei'' 
gentkünter des ganzen Besitzes und der Rechte-^alJer 
Einzelnen, indem es alle Beeinträchtigung ^Terselben 
ansieht, und ansehen mufs, als ihm selbst geschehen; 
/ aKr inwiefern es etv^as ah seinem freien. Gebrauche 

unter* 
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unterworfen ansieht, ist nur das, was jeder Einzelne 
für (iie'Staalslast beisutragen scbdldig ist, das Eigea- 
tham des Staats« ^ ^ 

Was der Einzelne nicht zum Staatsxweck beige* 
trafen, in Absicht dessen ist er völlig frei;* ist in die- 
ser ilücküicbt nicht in das Ganze des Staatkörpers ver« 
vi^ebt, sondefn bleibt I«dividuum; freie nur von sich 
selbst abhängige Person, und diese Freiheit eben 
ist es, die ihm durch die Staatsgeu^alt gesichert wird^ 
und nm deren willen allein er den Vertrag einging. 
Die Menschheit sondert sich ab vom Bürr^erthunie, um 
mit absoluter Freiheit sich zur Moralität zu* erheben; 
diese abef nur, inwiefern der Mensch durch den Staat ^ 

hindurch gehl. Inwiefern aber doch des Einzelne durch 
daö Gesez beschränkt wird, ist er Untt^-than^ unterwOr* 
fen der schützenden od^r Staatsgewalt , auf denn ihm 
übrig bleibenden Gebiethe. Nur unter Bedingung neu 
nes Beitrags ist mit ihm der Vertrag geschlossen: mit* 
hin ist der Kontrakt aufgehoben , sobald der Burger 
diesen Beitrag nicht entrichtet. leder leis.tet son<ich 
immerfort mit seinem ganzeif Vermögen die Garantie* 
diifs er beitragen werde, und verwirft es, wenn er 
nicht das Schuldige beitragt. Das Ganze oJer derSou- 
verainwird, da er seiner Theil nähme an ihn sich selbst 
entzieht, sein Richter y utid er in diesem. Falle unter« 
thaa. mit seinem ganzen Vermögen : und das zusammen 
macht de» Untenverfungsvertrag aus, der aber nur hypo« 
tlietisch ist.. .Wenn ich nemlich meine Bürgerpfli(;hteil 
ununterbrochen, und ' ohne Ausnahme erfülle, wosü al- 
lerdings mitgehört, dafs ich auch: gegen Einzelne, nicht 
über jüe, dureh das Gesez mir verstattete Grenze mei- 

/ ner 
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ner Freiheit sttireitei so Uji ich^ was meinen öffentli- 
chen Charakt'ef betrift, öüt Th«i)haber an der Souve* 
rainität, und was meinen Frivatcharakter betriftt* nur 
freies Individuum, nie aber Unterthan. Das ledere , 

.würde ich nur dadurch, dafsich' meine Pflichten nicht 
erfülle« — Wenn ein Strafgeses über diesen Fall vor- 
banden ist, wie zu erwarten, so^kann et seine Schuft 

. abbüfsen, und so das ganze Vennögen durch den Yer« 
lost eines Theils desselben erhalten. 

Und so läuft unsere fJntersuchmig in sich selbst 
snrück ; und die Syntbesis ist geschlossen. 

' , Der Staatsbürgervertrag ist ein solcher^ den jeder 
Einzelne mit dem reellen Ganzen des sich durch die ^ 
Verträge mit den Einzelnen bildenden, durch sie sich 
Selbst erhalteadeo Staats scblieCst , und wodtfrchermi^ 
diesenj^ Ganzen einem Theile seiner Rechte nachausam- 
inenflielst, dafür aber die Hechte der Souverainität er« 
bat. 

§ 
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Die beiden Fartheien in ihm sind , der Einzelne 
von einer, der Staatskörper von der andern Seite. Er 
ist bedingt durch den freien formarlen Willen beider 
Thefle sich mit einander in Vertrag einzulassen« Der 
materiale Wille , über welchen die Fartheien einig 
tf erden müssen, geht. von der einen Seite atlf ein be» 
stimmtes Eigenthum, von der zweiten auf Verzichtlei* 
8tung auf alles Uebrige, und einen bestimmten BeL 
trag zur schützenden Gewalt. Durch den Vertrag er- 
hält der Bürger ein sicheres Eigenthum von seiner Seif 
te» und der Staat die für den rechtlichen Besiz aller 
teioer übrigen Bürger nötfiigo Verziphtleistung dieses 

Ein* 


Einzelnen auf seine natürlichen Rechtsansprüche auf 
diesen fiesiz, wie auch einen bestiniinten Beitrag zur 
schützenden . GetH^alt.' 

- 
I 

Dieser Vertrag garantirt sich selbst : er hat in* sich 
äelbst den zureichefiden Grund , dafs er gehalten wer» 
de, so wie alles Organisirie den vollständigen Grund 
seine^ Seyns in ^ich selbst hat. Entweder, er existirt 
für eine Person überhaupt nicht, oder er verbindet die* 
selbe vollkommen. Wer ihn nichterfüllt, der ist nicht 
datin, und wer darin ist, erfüllt ihn nöthwendig ganz* 
Wer nicht in ihm ist, ist überhaupt in keinem riechtli- 
.eben Verhältnisse, und von der Wechselwirkung mit 
andern Wesen seinesgleichen in der Sinnen weit rechte 
lieh ganz ausgeschlossen. 


Corollarlutrim 

Man hat, so viel mi^ bekannt ist, bi&jezt den 
SegrilF des Staatsganzen nur durch ideale Zusammen- 
fassung der Einzelnen zu Stande gebracht, und da-' 
durch die wahre Einsichi; in die Natur dieses Verliält* 
nisseis sich verschlossen. Mau kann auf diese Wei^ 
se alles mögliche zu einem Gapzen vereinigen. Das 
Vereinigungsband ist danu lediglich unser Denken; 
•lies Vei^einigte ist wieder isojirt wie zuvor, weuQi 
wir auf eine andere Weise zusammenaetzen ,, wel- 
ches ja von der Willkübr abhängt. Eine v^ahre Ver«« 
einigung begreift man nicht eher, bis man ein Verr 
etnigungsband« ausser iem Begriffe aufgesieigt hat. 
(So drücken wir uns aus atif dem empicisqben Ge« 
«ichtspuukie; von dem tranacendentalen aiis murrten 
lyir sagen : hia man das zur Vereinigung^ im Denke^, 


/^ 
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nöthigende aufjgez^igt half.) In i^nserer Darstellung . 
ist dies gescbeben, Iin Begriffe des zu scbätsendtu 
nemlicb fliessen , zufolge der notbwendigen Unbe- 
stimmtheit, welcher Einzelne des siebtbaren Scbut- 
ses bedürfen werde,' und noch mehr, welchen er 
bei dei^ durch das Gesez vor depfx Ausbruche unter^ 
drückten bösen Willen» lunsichtbar xu Statten kommen 
alle Einzelnen in Eins ausammen, ^ 

Das sobiklicbste Bild, um diesen Begriff zu erlau- 
tem, ist das eipes organisirten Naturprodukts, wel- 
<3bes man in neuern Zeiten häufig gebraucht ha«^ 
«im die verschiedenen Zweige der öffentlichen Ge- 
walt als Eins zu beschreiben , aber, so viel i^ir be- 
kanntist, noch nicht, um das ganze bürgerliche Vcr- 
bältnifs dadurch kenntlich zu machen. Gleichwie 
im Naturprodukte jeder Theil, was er ist, nur in 
diesf^r Verbindung seyn kann, und ausser dieser Ver- 
bindung dies schlechtliin incht wäre; ja, ausser aller 
organischen Verbindung schlechthin nichts wäre, in- 
dem ohne die Wechselwirkung organischer sich ge- 
gens'eitig im Gleichgewichte erhaltender Kräfte über- 
haupt keine besiehende Gestalt., sondern ein ewiger 
Kampf des Seyns und Nicbtseyns Statt haben würde,' 
f dert'wir sogar nicht denken können; eben so erhält ^ 
der Mensch nur in der Staatsverbiudung eipen be- 
Stimiuten Staud in der Reih^ der Dinge, einen ßu- 
bepunkt in dqr Natut; und jeder diesm bestimmen 
Stand gegen andere und die Natur .nur dadurch 
dafs er in dieser bestimmten Verbindung ist. Ausser 
ihm würde, nur ein vorübergehender Genufs Statt 
finden,. nie aber die mindeste Rechnung auf etwas 

Künf- 
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Künftiges s «lod selbst diesem vOüüb^rgelienden Ge- 
nusse würde, bei dem Gedankeii , dafs tiacU andere 
unsers gleichen da wären, die davielbe Recbt darauf 
hätten, die Rechtlichkeit mangeln» Durch Vereini- 
gung aller prganischen Kräfte constituirt -sich eine 
Natur) durch- Vereinigung der Willktibr aller diB 
Menschheit. — Das W^sen der rohen Materie, weU 
che selbst nur neben der organisirtj^n und nur als 
Theil des (Kganisirten Weligaiizen • zu denken ist» 
besteht darin, dafs in ihr kein Theil anzutreffen 
sey, der nicht den Grund seiner Bf^stimmung in sich 
selbst- habe, dessen Trieb nicht durch sein Seyn, und 
sein Seyn durch seinen Trie.b vollkommen erklärt 
vi^erde; , dafs der erganisirten darin, dafs in ihr kein 
Theil angetroffen werde, der in sich selbst den Grund 
seiner Bestimmung habe, und in dem nicht Trieb 
engetroffen werde, der ein Seyn ausser ihm, night 
Seyn angetroffen werde, das einen Trieb ausser ihm 
voriiussezt. Das gleiche Verhältnifs ist zwischen dem 
isolirten Menschen 'und dem Bürger. Der erstere 
handelt lediglich um seine Bedürfnisse zu befriedi- 
gen, und es wird keii^es derselben befriedigt, aus« 
eer durch sein eigenes Handeln \ was er äusserlich 
ist, ist er nur durch sich. Der Bürger hingegen 
hat mancherlei, au tbun unid zu lassen, nicht um sein 
aelbst, sondern um der andern willen; dagegeii wer« 
den seine höchsten Bedürfnisse befriedigt , obne^sein 
Zulbun, durch das Hai^deln der andern« In dem 
organischen Körper erhält jeder Theil ii\jinerfort das 
Gafize, und wird, indem er es erhält, dadurch Selbst 
erhalten; eben so verhält sich dei? Bürger zum Staat, 
L'ud zwar, es bedarf bei dem einen iJO wenig wie 
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hii dem anjern einer besoo^ern Veranstaltoiig fuir 
diese Erfaaltung des Gänsen,, jeder Thei), oder je- 
^er Bürger erbalte nur 4sich selbst« in dem durch das 
Gahze ihm bestimmten Stande , sq erhalt er eben da* 
durch an'seinem Theil Jas Ganze;, und eben dadurch» 
dafs das Oanse jeden Theil in diesem seinem Stande 
erhält, kehrt es in sich sielbst zurück, und erhalt 
sich selbst» . 


i I 
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Zweiter Abschnitt der Staatsrecbtslehre. 

* ■ ■ ■ 

Von der bürgerlichen Gesezgcbuug. * 


$• iQ' XJther den, Geist des Civil' oder Eigeruhutni^ 

Vertrags, 

•*-^er oben bescliriebene erste im Staatsvertrave 
biegende Vertrag über das Eigenthum überhaupt be- 
gründet das Hechtsverhältnifs }edes Einzelnen gegen al- 
le Einselnen im Staate , und ist sonach die Grundlage 
dessen, was man Civil- Gesiszgebung, bürgerliches Recht 
M. s, w. nennt. Wir haben sonach nur diesen Vertrag 
vollständig au erörtern ; und der Gegenstand unserer 
Untersuchung im gegenwärtigen Abschnitte, di6 bür^ 
gerliche Gesezgebung, ist erschöpft« 

Der Inbegriff des Unrechts ist nach obigem^ Er* 
weise eine fortdauernde» lediglich vom Willen der 
Person abhär^ige, Wechselwirkung derselben mit der 
Sinnenwelt ausser ihr. Im Eigeothumsvertrage wird 
, jedem Einzjelnen ein bestimmter Thei) 4er JSinnenwelt, 
als Sphäre dieser seiner Wechselwirkung ausschliessexid 
zugeeignet; und unter den beiden Bedingungen » dafa 
er die Freiheit aller übrigen in ihren ^{^ären unge*- 
Stört lasse ; xmA sie , falls sie von einem dritten ange- 
g.riffen werden soUten^t durch aeinen Beitrag schützea 
helfe» garantirt. 

2^üf orderst eine Sphäre für seine Freiheit ist ihm 
angeeignet» als solpfae und weiter nichts.. Diese Sphä. 
xe enthäl gewisse Objekte^ beatinunt durch die ihm 

Aoge** 
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^igestbndene Freineit. Soweit' dumnaeh- ^ie ihm iugi» 
Standene Freiheit sich erstrekt^.so weit, und nieht weiter, 
erstrekt ^kh sein Eigenthumsrecht an die Qjbjekte* Er er- 
erbält sie ausschliessend zu einem gewissen Gebrauche ; 
und nur von diesem Gebrauche derselben, und von al- 
lem, was die$em Gebrauche nachtbeilig i^^t, hat er das 
Becbt iederinann auszuscblieasen. Ein«^ bestimmte^ 
Thätigkeit ist das Obj«^kt des Eig^nthumsvertrags. - 

(liflan erinnere sich an das obige.' Dafs ich etwas , 
meinet) Zwecke» iTinteyworfen habe, ist erster Grunii 
«lies Eigentbums , zufqlge ded Begriffs vom Uc^ 
rechte. — Welchen Zwecken denn ? Diese Frage; er- 
geht an jeden bei Scblieasun^ des Bürgervertrags, wel- 
cher ]9 durchg^'ngig bestimmt und bc;stimmend seyn 
jßüls.. Nur dieser, erklärte und anerkannte Zweck in • 
cjen Sachen wifd garantirt ,. und ^eeiter, nichts ; und 
das EigentUum der Objekte-^erstreklj sieb nur auf di* 
Erreichung dieses' 'Zweks « wie unmittelbar klar ist.) 
H.) Diese Zwecke nun können sogar bei Gebraucli 
desselben Objekts, sie.körineii sonach, bei verscirieden- 
ürtigen Objekten sehr verschieden seyh.* fes fraßt sich 
ob nicht alle mögliche Zvyecke des Bürgers doch etwa 

csin^m einzigen sich unterordnen lassen ? 

. ' ' ' ' 

Diie Person, sq wie sie handelt, seat immer ihre 
eigene For^auer voraus; der Zweck ihres gegenwärti- 
gen Handelns IJegt immer in der Zukunft, und sie ist 
U^^sache in der ßinnenwejt, lediglich inw'iefern sie vom 
gegenwärtigen Ä^omente zu ^zu^^ünftigen fortfliefst* 
Freiheit und Fortdauer sind wesentlich vereinigt, und 
weir die. erste gi^rantirt, garantirt nothwendig auch die 

'eztfcre. In der gegenwärtigen Tliätigkcit fjt die Zukunft 
efuhalten^ ■.:•.:'....■'] 

Die 
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Die Natur hat iie Menschen, mit denen allein wir 
es bier zu tbun haben, zur Freiheit bestimmt» d. i. cur 
Thätigkelt. Die Natur erreicht alle ihre Zwecke, sie 
mufs sonach auch diesen sicher angelegt haben , und 
aller Erwartung nach ihn wirklich erreich^. Welche 
VeranstaUung konnte sie nua^ireffen, um di^ M^Ul« 
sehen zur Thäligkeit zu treiben ? 

Vorausgesezt, dafs jeder Meosch Wünsche für 
die Zukunft hätte, so würde die Natur ihren Zweck 
sieber «rfeicheo, wenn sie es so angelegt hatte , dasTs 
die Möglichkeit einer Zukunft überhaupt für die^tes 
Wesen — bedingt wäre durch gegenwärtige Thäti^heie. 
In dem Wunsche der Zukunft wäre umgekehrt entbal« 
ten die N^lh wendigkeit der gegenwärtigen Thäiigkeic 
Die Zukunft wäre bedingt durch gegenwärtige Thätig* 
keit; in der gegenwärtigen Thätigkeit, würde notbT 
wendig die Zjukuhft umfafst. 

Aber, da es sogar Menschen geben könnte, die' 
keinen Wunsch in der Zukunft hatten, auch das Ver- 
4angen der Fortdauer noch gar nicht begründet ist, 
9usser durch gegenwärtige Thätigkeit, die selbst wie» 
der nur durch das Verlan/»en der Zukunft bediuüt ist; 
mithin die Veranstaltung der Natur ein fehlerhafter 
Cirkel seyn würde, so niufste sie beides vereinigen» 
in ein drittes gegenwärtiges, und dies ist Aet Schmerz » 
An den gegenwärtigen Schmerz, wenn die Fortdauer 
gefährdet wird, Jst gegenwärtige Thätigkeit, und der 
Wuösch und die Möfilicljkeit der Fortdau4?r geknüpft« 
' Dieser Schmerz ist der Hunger und der Dunt; uufi «s " 
findet sich, dafs das Bedürfuifs der Nahrung. alleiv die' 
ursprüngliche Triebfeder sowohly als Sfäao^ Befriedi- 
Sung der lozte Eotaweck des Staats^ und jOle« uienVch-' 
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Kellen Lebens und Betreibens ist; ei versteht sieb, so' 
länge d«r Menscb blofs unter der Leitung der Natur ' 
l^leibt , and nicht durch Freiheit Sich £u einer hohem 
Existene erhebt : dafs dieses BedurFnifs allein die hoch-« 
ste Synthesis ist, welche alle Widetsprüche vereinigt. 
Der höchste und allgemeine Zweck aller freien Tba* 
tigkeit ist sonach dar , leben zu. können. Diesen 
2weck hat jeder; nnd wie dahero die Freiheit über« . 
baupt gar^niirt: wird, wird er gardntirt Ohne seine ^ 
Erreichutig würde die Freiheit, nnd die Fortdauer der 
Person, gar nicht möglich' seyn. 

m.) Wir bel^ommen sonach eine nähere Bestim« 
mnpg, des im Eigentbumsvertrage jedem Einzelnen 
zugestandnen ausschliessenden Freiheit» -Gebrauchs« 
^Leben.zu können ist das absolute unveräusserliche Ei« 
gentbum aller Menschen. Es ist ihm eine gewisse 
Sphäre der Objekte zugestanden worden ausschliessend 
für einen gewissen Gebrauch, haben wir gesehen.. 
Aber der leste Zweck dieses Gebrauchs ist der, leben 
iEu können. Die Erreichung dieses Zwecks ist garan« 
tirt; dies ist der Geist des Eigenthums Vertrags« Es ist 
Grondaaz jedor vernünftigen Staatsverfassung: leder« 
rnjinn soll von seiner Arbeit leben können. 

Alle Einzelne haben mit allen Einzelnen diesen 
Vertrag geschlossen. Alle haben sonach allen versprd« 
eben, daüs ihre Arbeit wirklieh das Mittel zur Errei- 
chung dieses Zwecks selyn soll : und der Staat mufii da- 
für Anstalten treffen. (In einem Volke von Nacken- 
den wäre das Recht ; das Schneiderhandwerk zu trei- 
ben, kein Recht; oder soll es ein Recht seyn, so mufs 
das Volk tnfhören nackend zu gehen. Wir geate^en 
.1 dir 
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dir das Recht cuy solche Arheiten zu verfertigen^ heiCit 

sagleich ; wir macLen uns verbindlich sie dir .abzur 
kaufen) . ^ 

Ferner — Alles Eigen thumsrecht gründet sich 
auf den Vertrag Aller mit Allen, der so lautet: wir 
Alle bebaken dies, auf die Bedingung, dals wir^ dir 
das deinige lassen. Sobald also jemand von seiner 
Arbeit nicht leb6u kann , ist ihm das, was schlecht- 
hin das Seinjge ist, nicht gelassen, der Vertrag ist 
also in Absicht auf ihn völlig aufgehoben , und er 
ist von diesem Augenblick an nicht mehr rechtlich 
verbunden, irgend eines Menschen Eigenthüm anzu- 
erkennen. Damit nun diese Unsicherheit des- Eigene 
' thums durch ihi^ .nicht eintrete, müssen Alle von 
Rechtswegen, und zufolge des Bürgervertrags,, abge* 
ben von dem Ihrigen, bb er leben kann. — Von 
dem Augenblick an, da jemand Noth leidet, gehört 
keinem derjenige Theil seines Eigenthums mehr an, 
der als Beitrag erfodert wird, um einen aus der 
Noth zu reissen, sondern er gehört rechtlich dem 
Npthleidenden an. Es müfsten für eine solche I\e- 
partilion gleich im Bürgervertrage Anstalten getrof- 
fen werden ; und dieser Beitrag ist so gut Bedin^ 
gung aller bürgerlichen Gerechtsame, als der Bei- 
trag zum schützenden Körper, indem diese Unter« 
Stützung des Nothleidenden selbst ein Theil des 
nothwendigen Schutzes ist. leder besitzt sein Bür- 
gereigenthum , nur insofern und auf die Bedin- 
eung, i^ß '^Ue Staatsbürger von dem Ihrigen leben 
können; und es nört auf, inwiefern sie nicht leben 
können, und wird das Eigenthüm jener; es versteht 
aicl^ immer , nach dem bestimmten Urtlieil der 
SuatageVralL Die exekutive Macht ist darüber ao 
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gjit als übftf alle aiKTere Zweige ^er Staatsverwal* 
tung'verantwortlirb» und der Arme, e^ -versteht sieh, . 
derjenige der den Bürgervetfrag mit geschlossen hat 
hat em absolutes Zwai^g^recht auf Unterstützung. -*- 

IV.3 Icdcr mufa von seiner jirhtit leben kön- 
nen, heifst der aufgestellte Grundsaz. Das Leben*' 
können ist sonarh durch die Arbeit bedingt, und es 
giebt kein solches Recht, wo die Bedingung nicht er- 
füllt worden. Da Al'le verantwortlich aindi dafe je-" 
der von ßeiner Arbeit lj«ben könne, und ihm bei- 
, ^steuern mufften, wenn ers nicht könnte, haben sie 
noth wendig auch das Recht der Aufsicht, ob jeder 
in seiner Sphäre so viel arbeite, als zum Leben nö- 
thig ist, und übertragen es der für gemeinschaftliche' 
Rechte und Angelegenheiten verordneten Staatsge- 
walt. Keiner hat eher rechtlichen Anspruch auf die 
Hülfe des Staats, bis er nachgewiesen, dafs er in 
Seiner Sphäre alles Mögliche gethan, um sich zu er- ' 
halten» und dafs.es ihm dennoch nicht möglich gc^ 
wesen. Weil man aber doch auch in diesem Fallie 
ihn nicht umkommen lassen könnte; auch der Vor- 
.wurf , dafs er nicht zur Arbeit angehalten worden, 
auf den Staat selbst zurückfallen würde, so hat de^ 
Staat nothwendig das Recht der Aufsicht, wie jeder 
sein Staatsbürgereigenthuäi verwalte. — Wie nach 
dem obigen Satze kein Armer, so soll nach dem ge- 
genwärtigen, auch kein Müssigganger in^ einem ver- ' 
nunftmäfsigen Staate s'eyn. — Eiiie rechtliche Aus* 

nähme von dem leztexn Satze wird tiefer unten sich 

■#• ■ ■ ■ ■-■ ...-.-.., 

zeigen. 
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, . y.) Der Eigerithumsvertrag falst sonach folgen- 
de IlandluDgen in.aich*. a),. Alle zeigen Allen, und ^ 
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bei Leistung der Garantie dem Ganze^i^ als einef '6e- 
ixieiue an, wovon die zu leben gedenken* Dieser Saz 
gilt oiinö Ausnahme. Wer dies nicht anzugeben 
weifsy kann kein Bürget des Staats seyn^ denn ^r 
kanü nie verbunden werden, das Eigenthum der an^ 
dem anzuerkenneh. b) Alle, und bei der 'Garantie 
die Gemeine^ erlauben ledern diese Beschäftigung^ 
ausscbliessend in einer gewissen Iliicksicht -^ Kein 
Erwetb im Staate ohne Vergünstigung desselben, 
leder mufs seinen Erwerb ausdrücklich rfngftben^ und 
keiner wird sonach Staatsbürger überhaupt y Sondern 
tritt Zugleich in eine gewisse Klasse det Bürger, Aö 
wie er in den Staat tritt« Nirgends darf eine Unbe- 
stimmtheit seyn* Das Eigenthum der Objekte besizt 
jeder nur in soweit, als er dessen' für die Ausübung 
seines Geschäfts bedarf, c) Der ^wect aller dieser Ar- 
beiten ist der, 'leben zu können« Alle, und bei 
der Garantie die Gemeine, sind ledern Bürge dafüf, 
4afs seine Arbeit diesen Zweck erreichen wird, und 
verbinden sich ZU allen Mitteln dastu Von itirer Seite* 
Diese Mittel gehören zu dem vollkommisnen Rechte ei-- 
lies leden^ das ihm der Staat schützen mufs« JJet 
Vertrag lautet in dieser Rücksicht so: leder Von al« 
leü verspricht, alles ihm mögiiche Zü' thün, üiö 
durch die ihm Zugestandenen Freiheiten und Ge* 
teehtsame leben zu können ^ dagegen verspricht Ate 
Gettieine-j iiti Namen aller Einzelnen, ihm mehr ab* 
s£Uttetefli \^enn er dennoch nicht sollie leben köü» 
tierii Alle EinaSelne macheii sich für diesej^ Rehilf 
2a Beitragen vesbindlich ^ so wie sie es Zum Schut^ö 
übethaufit gethan hab^n , urid es tvird einjg Unterstu* 

tsungsanstalt sogleith im Bürgetvertrage mit gettoffetli 
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90 wie eine schutsende Gevralt ertichtet' Avird. Der 

Bettritt zu der erstem ist^ wie der Beitritt zu der lez* 

%■ " 

tern, Bedingung des Eintritts in deti Stüat. Die 
Staatsgewalt hat die Oberaufsicht über diesen Theil 
des Vertrags, so wie über alle Theile desselben i ^ und 
. Zwangsrecht, sowohl iils Gewalt, Jeden zur Erfüllung 
desselben zu nöthigen« , 

§. 1 o, ^ Vollständige Anwendung der aufgestellten Grun^ 

sätze üier das Eigenttuim, 

L) Die Veranstaltung, welche die I^atur gietrof- 
fen,'Um uns zur freien Thätigkeit zu nöthigen, ist 
folgende. 

Unser ^ Leib ist ein ofganisirtes Naturprodukt 
tind die Organisation in demselben ' geht ununterbro- 
chen fort , v^ie dies zufolge- des obigen Erweises id 
' dem Begriffe der Organisation überhaupt liegte Das 
Geschäft der organisirenden Natur überhaupt aber be* 
iteht darin , dals entweder rohe Materie in dt^n Kör« ' 
per aufgenommen, und in demselben erst organisirt« 
oder, das schop, organisirte i;/ihn aufgenommen, udd 
*n ihm weiter organisirt werde. Fernei; kann bei die- 
sem Geschäfte der Natur noch diese Verschiedenheit 
Statt fiiiden, d^£s entweder die Natur selbst die z>u, 
organisirenden Materialien in den Wirkungskreis des 
Körpers bringe , oder dafs sie auf die eigene Thätig- 
Jkeit des Produkts gerechnet habe , um diese Materia- 
lien herbei zu schaiFen , oder sich zu ihnen zu verfü- 
gen. Das leztere findet nur bei Wesen Statt, die füif 
freie Bewegung artikulirt sind. Nun könnte es , da 
bei den beiden zulezt genannten Bestimmungen die 
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Kunatv der Natur sieb ofFenbar holiet hebt , gdr woM 
seyn, dafs beide BestimmuDgen • zusatnoien fielen: d« 
\L dafs in denjenigen Körpern,' die auch artikulirt 
sind^ die Organisation nur durch schon örganisirte 
Materialien möglich seyn wetde , da sie etvira iti den 
nicht artiktilirten durch rohe Malerie geschieht^ Ohnd 
uns hier in die unserer Absicht ganz fremdie Untersu* 
chüiig einsulasseni warum und nach welchen Gesetzen 
efli so sey, begnügen wir uns mit der einfachen Anzei* 
ge, dafs es so seyi Die Pflanzen vj^tden aus robeir 
iVtatetie^ wenigstens aus solcheti die für üiiS roh^ und 
üüfgelöst ist ^ gebildet \ dagegen ernähren aicn die 
Thifere nur aus dem Keicke der Organisation^ tVas 
eine Ausilähxöe von der lezten Itegel zu seyh ä6heihtt 
'ist Iteine. Wenn von Thieren Eisen, Steint« Sand 
irerschluclt, vielleicht Selbst k\ii Nätüritistinkt ver« 
Schluckt wird, so geschieht dies nichts um das Thi^r 
txi nähren^ denn diese Materien vVerden nicht verdaut^ 
sondern etwa um schädliche Ingredienaien aus deaü 
Körper wegzuächalFen« 

Nüü kafSil eä Sögaf äe^rij ääts äftilcülirte Gre« 
ftthöpfe selbst wieder von andern ärtikülirten sich näh* 
M. , öder Fleisch essen. Es scheiht, ddfs diese Ge^ 
tehöpfe^ auf einef höfietn Slüfe der Organisation ste^ 
.beil. D(fr Mensfcb ist sichtbar bestimmt^ Seine Nah- 
rung «US beiden Reichen der org^nisirten Natur ita 
sieben. 

II) Ej ist fiediä^iiig der f öttdaüe'f des Sta'atir. 
dab eine hinreichende Menge von Nahrungsmittehi 
vorhanden aeys ausserdem würdet die Menschen ihvel 
Vetbinduog aufgeben , und sich zerstreuen müssen/ 


I 
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Alle Organisation gescl^iebt nacb Naturgesetzen, 

die der Mensch rtür lernen, und- leiten» aber tiidit 

' verändern katin. Der Mensch kann die'Natur iti die 

; I 

\ ' 

ihm bekannten Bedingungen dgr AtfWendung ibterGe. 
setze versetzen, uhd dann sicher rechnet! , dafs sie au 
ihrer Seite es an dieser Anwendung nicht wetdelehleü 

' lassen , und So erhält et Vermögen zur Beförderung 
und Vermehrung der Organisation. Es ist zu erwar* 
tecij dafs wo durch Freiheit, auf welche die Natur 

.nicht rechnen ionnte, mehrere Menschen an ein^m. 
Platze beisauimeh leben wollen, die Natur einer sol- 
chen Nachhülfe bedürfen werde. Ist dies, so ist die 
Beförderung der Org,anisätion die Grundfeste des 

.Staats, indem sie die ausschliessende Bedingung i^t, 
unter welcher allein die Menschen beisammen bleiben 
können« 

Es wird zuf Orders bedürfen dei; Vermehrung »des 

Pflanzeivreichs , zur Nahrung für Menschen und Vieh* 

Die Pflanzen sind, den Gesetzen ihrer Natur nach, an 

den Boden gebunden, wachsen aus ihm heraus, und 

sind, so lange die Organisation fortdauert, an ihm be« 

, festigt. Es ist zu erwarten, dafs mehrere Menschen 

ausschliessend ihrer Produktion, und Pflege sich wid«- 

^ men w-erden , und. ein solches ^.echt ist zuzugestehen, 

(da ja die Existenz des Staats durch den Gebrauch des. 

selben bedingt ist. 

Die Organisation schteitel in einer Zeitdauer fort 
nach gewissen Gesetzen, in deren Ausübung die Natur 
' ' nicht gestört Wenden darf« Es ist daher für die Er- 
reichung des beabsichtigten Zwecks sclilechthin noth« 
wendig, dafs in jedto gepflegten Theile des Pflanzen^ 
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xeicbs alles so bleibe, wie der Pfleger desselben es er- 
kannt hat, indem -er in seinem weitern Verfahren dar« 
auf rechnen mufs; dafs ihm sonach. der Boden, auf 
welcheji er baut, atisschliessend zugestanden werde^ 
für diesen Gebrauch des Anbaus« Wir bitten demnach 
zuförderst jm reden : 

A, ' 

Vom Eigenthum des JLandhauers an Grund und Boden. 
1.) Der Boden ist die -gemeinsehaftliche Stütze 
der Menschheit in der Siilinenwelt, die Bedingung ihres 
Bestehens im Räume , sonach ihrer ganzen sinnlichen 
£x,istenz. Die iplrde insbesondere als Masse betrachr 
tet, ist gar kein möglicher Gegenstand dieses 3esitzeS|. 
denn sie kann, als Substanz, keinem möglichen aus- 
achlie^senden Zwecke eines Menschen unt^worfei^ 
werden; von deni Gebrauche eines Diqges aber alle 
Übrigen ausschliessen , ,ohne selbst einen Gebrauch 
desstslben angeben zu können, ist nach dem obigen 
widerrecbiUch. (Man dürfte sagen : zum Häuserbauen 
ist die E^de brauchbar; aber dann ist sie schon modi«- 
fioirt, u^d sie wird nicht als Substanz gebraucht, son- 
dern nut ein Accidens derselben.) Also das Recht des 
Ijandbauers auf ein bestimmtes Stük Grund und Bo- 
den, ist lediglich ilas Recht auf diesem. Stücke ganz al» 
lein Produkte zu erbauen , und jeden andern von die- 
sem Ax^baue und von jedem andern Gebrauche dieses 
'GrundsbSks, welchem; jenem Gebrauche widerstreitet^ 
auszuschliessen. , ' * 

... D6)r.Laa4bau€)r ta^ sonach iiicht d^SiRecbt «iaen 
ilfia -Aolk^rbaviQ^ MS;pbA4Uchea Gftbr^u^- desseU^e» 

% Grund- 
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Orundstäks xu bindetn , s. B. den Bergbau, oder die 
Hatbung auf äein abgeerhdtet&n vtaA jest nicht wieder 
'u besäenden Apkeir; falh er ^ipbt selbst das IVecbt 
hat, Yieh zu halten. 13er Sta^t bat das Recht, die 
afcbon vertbellten drundstuck^ durch den Bergmann 
yntergraben su If^ssen, ui^d der Liandbauer keineswe« 
g6$ das Recht einen Iplinspjucb dagegen zu thun ; aU ^ 
\es auf die Bedingung , dafs das Feld nicht unsicher 
we^de oder wirkUieb einstürse, in welchem Falle ihn 
«4)tweder de? B^gj^ann, oder der Staat, je n^lchd^ta 
^^^ de^ Ve^ttag ^qriiber Uutet, fs^tschädigen i^üfste, 

Die Aecker werdep durch die Eipzelqen unter deip 
Oarantie des Staats vertheilt, und durch GrenssTeine 
bezeichnet, daniit gewisses Recht aey. Eiqen Qrena- 
stein %a verrilcken, ist wonach ein upjuittelbares Ver» 
brechen gegen den Staat, indem «'s das Recht unsicher 

fu^^ebt, ujydwux^auflöi^I^QbenRe^i^strqteny^ranUI^^ 

« 
le^er Li^n^bauert d^ nichts wSra ala dies, müCic 

|e durch Bearheituifig seines Ackers seii;^eii Unterhalt 

g^ew^pnei^ l^onneQ. }id.Tint§ er dies dnrch ^]\t ^einß 

Aj^beit ;i^cht,.9q inüfate« i^ er pichte s^yn kaqi& ^l^ 

^i^dbaue^) e^ue ^eue Yertheilupg vorgenoipinePi un4 

ihfo. zugelegt w^trd^n , li^t ohige^p Gn^pdsät^e^ 0\i 

|ed^K; ^e^xieit^ Afker wepigste^^ ii[i so^reit be^rbei(^ 

^afs ^f sei|[\eQ Uj^itf rbalt ^ara^\if geyiTtp^en könpe, dav- .. 

vber steht e^ s^nsex iß^ Äufs^pht ^^e3 Staats. "EtS wifi 

Qich tiefe? v^i^t^i^jfui Qpim^ ^eig^Oi w^^upi ^e^p Ah^- 

:(iicht sich no(:^ w^i^e^ erstreck^* 

- De^ LandbauW'mufs, als Staatsbürger überhaupt, 
iPW^^ bestiiivunitan Beitrag <in^ fiii dio.Bedür¥r 

nisset^ 
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nisse des Staats. . Er wird, soviel wir bis jezt ersehen 
köimen, diesen Beitrag von nichts entrichten können* 
a]s von den Produkten seiner Felder. So lange er 
diesen Beitrag nicht entrichtet hat, ist nichts sein £i- 
genthiun, weil er den Vertrag, zufolge dessen es erst 
«ein vrird, noch nicht erfüllt hat. Was nach Abzug die- 
aerAbgaben übrig bleibt, hat, lavit Aeg Vertrags, derStaat 
' E^fi^ alle Eingriffe anderer zu schütten; auch hat der 
. Staat gelbst, soviel wir wenigstens bis jezt einsehen, 
Bicbt den geringsten Ansprach xnehr darauf. Also — • 
nur' die Produkte des Landbatiers sind sein absolutes 
Eigenthum ; an ihnen geUört ihm die Substanz , und 
nichÜblofs, wie beim Acker, ein Accidenz 'derselben, 
SU eigen. . (Tiefer unten werden sich noch nähere 
Itledificationen dieses Eigetithuniisrechts finden.) 

(Der-Saz, die Produkte meiner Arbeit sind mein 
Eigenthum, auf welchen einige das Eigen thumsrecbt 
überhaupt haben aufbauen wollen, findet sich hier be- 

' atatigU Als Grundsaz alles Eigenthumsrechts wurde 
gegen ihn die Einwendung gemacht, man müsse dann 
jx\LX erst ^Gij^ Recht , diese Arbeit vorzunehmen , auf- 
seigen; Dies ist im Staate sehi: wohl paöglich; alle^ 
mit denen der Einzelne in gegenseitiger Wechselwir- 
kung, nnd daher in Rechtsverhältnissen ateht, haben 
ihnr durch ihre Einwilligung zu dieser Arbeit berech» 
tlgt Nur unter dieser Bedingung gilt der angezeigte 

« Sw im Staate ; und da überhaupt nur im Staate etwas 
rechtUch gilt> gilt er überhaupt nur unter dieser Be- 
aingong.) 

^•) ^^^ ^^ angebautem Boden wild wächst, da- 

%'On ist anaunehmeo > dafis der Besitzer des Bodens es 

' ' "* seinem 


^ * 
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sejoem Z\y^oke d^a Anbaues unterworfca habe ; und ds 
gehQCl: ihm daher mit Recbt. Es kann auch schon d«r« 
lim keinem F^epideti angehören, weil dieDisppsition die- 
ses ^^'ren^den damit, ^eii^er ei|;neij freiep Disposition auf ' 
seinem Bpden Eintrag thun, spnach die Erreichung der 
^ ibw ^^Xß^tirtei^ Z-y^pqJiiß bu^darn wijirde, 

gj.) Ua^Pgebauter Boden {sf Eigenthupa« der G^- 
ineine; denn er ist be^ der Ai:kerv^rtheilung keinem 
]ßjtv^eli)ep ^um Eigenthnme gegeben i^orden- £s U^ 
dabei sorgfaltig, zu unterscheiden ^wiaphen der Sab* 
stanz und deq Accidenzeü. Die Substanz, der Bqden 
gelbst, ist etwas, d^Is di^ Gemeine für eine küt^ige 
Yertlieilung, wenn sie, »^^hig seyn w^|:d, aufgehobei) 
hat. Pie Accidenzen'^ das waa wild, darauf wä^hs^, 
]cann nicht aufbehalten y^erden, weil es ohne dies uiii- 
(a]^e^ es i^t sqnäch zWeckmälsig, da(i; es gebraucht 

wer^e. Atn füglichsten w^rd die Geiiieine es £\\r ihre 

• ' ' ' . 

pffentUchen Zwecke yerwenden^ und es zu den Staats. 

e|n^ünfte^ sicblage^ , oder zi^ einem Regale machen. 

Ps wird dadurch ein peitrag , den alle leisten , ohne 

da(iB einer ejnen geller ausgiebt» Qocb ist hierbei 

fglgende^ si; bemerl^ei:» \ 

(x.) Pasje^ige, de$sei[| Pigeilthuii^ «qi Vertrage 
lijcht ausdrücklich bestimm^ wird, ist keinem. von bei« 
.4en Opligex^thum { un4 im Sti^cite garJk^nes einzelnen 
Pürgera Eigen thum. TS. i^($. i TJ!.) Ei^ mufs son^ich 
i<n 'Vortrage der:E^nzelnei^ mit de^ S(aa.tsg9n«en aus« 
drücklich be$timipt werden, ob alle ^ildgew&chsefiea 
iPfod^Hte, Qder 9b nur einige, und welche , als Kega* 
)e ^^l^en sollen. Z. B. die Holzupg^. (Das l\echl^ auf 
4ie. f Qrs^en.) Wa^ nicht genannt ist, ist niemandes 

Sache, 


^ 
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Sache, die dem ersten, es rersteht sich unter den Barr, 
gern, anheim fällt*, der sich ihrer bemächtigt; r da es 
ausserdem ja uogenuzt verloren gehen würde. Dar 
Boden ist noch niemandes Zwecken unterworfen, und 
' es mufs daher röllig erlaubt seya, ihn 9u betreten/ 
(Ra£F<!> und Leseholz, Waldfrüclite und dergl.) 

/3.) Der wilde Wuchs mufs allenthalben derCi;!- 
tur weichen, weil durch die leztere mehr Unterhalt . 
gewonnen wird, als durch den ersten. Jene unange« 
bauten l^ändereien müssen sopach vertheilt werden, 
sobald das Bedarf nifs der Einzelnen es erfodert: und 
was irgend Jemand zum Acker besitzea will, /darf nicht 
^unangebaut Hegen. Der Gebrauch der Accideni^en ist 
jemand nur ynter der Bedingung zugestanden worden,. 
dafs der Boden unangebaut sey. Sobald er angebaut 
wird, fällt sein llechtsgrund hin. Dem Staate wird 
der Verlust;^ den er selbst dabei leidet, durch. Aufl^. 
gan auf die neuen Aecker vergütet w^i^den. — Dami^ 
wird nun keinesweges gesagt , dafs etwa alle Wälder 
ausgerottet werden, sondern nvr, dafs der Holzbau 
gleichfalls durch Kunst getrieben werden sioll, wodurch 
die Fprste die Eechte des angebaute^ Bodens gleich, 
falls erhalten. 

B, 

Da wir^in^*^ beiGrun4 und 5oden stehen, han- 
delni wir den Bergbau^ dessen wir schon gedacht haben^' 
gleich mit ab. — Die A.usbeute desselben^ — Metaln 
le, Ilalbii^etalle, u. s. f. stehen in der Mitte zwischen 
organisirten Naturprodukten , und roher Mat^rie^ sie 
sind der Uebergang der Natur von dei; leztern ^ux er- 
Stern. Diepeseta«^ nach d^nen diel^t^tuv sie hervor« 
' • bringt, 
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kringr, sind entweder gar nicht su entdecken, oder 
sind wenigstens bis jezt noch, nicht so weit entdekt, 
dafs man Metlflle mit Kunfit^so wie F|:xichte9 anhauen, 
d. i. die Natur in Bildung derselbeil nach unserer Will- 
kiibr leiten könnte. Sia werden , von der Natur ohne 
unser Zuthun gebildet, nur gefunden. — An sich müfj»* 
tq es jedem Einzelnen frei stehen, zusagen: ich will 
]>|eta)]|e^9.ucfaen, wie ea^ jed^d^frei^teht^ zu sag^n: ich 
will Früchte <ßrbaaep, ui>d dias Jnuete der Erde konnte 
eben sowohl iiater Bergleute ausgetheilt werden ; als 
die Oberiläohe derselben, unter I^indhaüer aosgetheilt 
wprd^n. löder würde dann eii^jStük des Innern gerade so 
zp eigen besitzen , für seinen Gebrauch, wie der Land* 
piaun die Stücke der Oberiläche besizt, für den«eimgen : 
und i'ie gefundenen Metalle würden ihm gerade so aa 
eigen gefaörei^, wie die erbauten Früchtedem lezterxi. ^mm 
Aber theil^ um der Unsicherheit des Bergbaoa willen 
da die Erzeugung der Metalle nicht von der Wülkühr 
j(es IVIenschen abhängt, sonach nicht «ü berechnen ist,^ 
iaist der Bergbau setneu Mann ernähren werde, tlyeila "' 
weil das bestimmte Stük , das durchsucht, worden ist, 
glicht wieder durchsucht werden kann, kann er auf die- 
se Wei^e nicht getrieben werden. (Ir mülste von eines 
stehenden fortdauex-txden Gesellschaft unternommen 
werden, die den Verzug der Ausbeute ertfagen. und 
dß9 endlichen Gewinn mit Qedult erwarten konnte. 
Keine G^esellsphaft ^nalißcir^ ans* de^ obigen Gründea 
»ich Jjesser dazu, aU der Staat aelb^j;; welcher überdies, 
wie sich bald zeigen wird, i^och einen besondern G^iind 
ba^ , «ich in de^ Besi? der Metalle zu setzen. Daaj 
Eigenthum des Bpdens unter der Öberfläclie ver^ileibt 
d^h^ Wt IVecl^t 4^1 Gen\ei^e ; sie läfsfc ihn beaifeei. 

ten 
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-ten, Tind die Bergleute werden liohaarbeiter, (vqä 
welchen ausfiihrlidher tiefer unten geredet werdenwird} 
die ihre bestimmte Bezahlung erhalten, ob sie viel* 
oder wenig , oder nichts finden. Der Bergbau ist ao* 
nach ein natürliches Regale ^ wie die Forsten« 

r^a<;h deipselben Qrui(idaatf;e ist zu beurtheile^, da!( 
Eigenthumsrectit ani alles , was die l^atur auf di^^l.be 
Weise hervorbringt ; Edelgestein, Bern.st|in und an- 
dere seltene Steine, auf die lemai^d einex\ We^rth se, 
zen könnte^ Steinbrüche, lu^htn' und Sandgrubeuit 
u. d« gl- "Dex Staat hat dasIVecht, diese Obj[el;te &u eU 
nem Regale au n^achen, pnd da er gelbst sie in \dn* 
länglicher Quantität aufsuchen läfst, (dazu ist er ycr- 
bunden ^ so. dafs im Publikum keirje Klage über den 
Mangel derselben entstehe) allen andere 4ie ^uf« 
auchung derselben zu verbieten. Ist dies nicht ge^t 
schehen, und es will lemand diese Aufsuchung zu sei- 
nem Nabrungs^weige, und b.estiau^teU'Stn^de machen, 
so bedarf ^r dazu, da der Sta^t wissen n;ii;rs, wovou 
jeder lebt, die- ausd^üc^licbe Erlaubjpifs dea Su.#ts;. 
der ihn auch für gewi^e Disuik(e ausschliessend pr^ 
vüegiren ka^in^ so da.ls vo^i nun an , niemand etwaai 
Ypn dergleichen Objekten aus diesen Distrikte^ wegi 
i(iehmen dürfe. Oder ^pdlicb,^ wo keins vpn beiden^ 
g^cbehen ist, fallen solche Objekte, fla nje^iandes^ 
Eigentbum, de,pi graten zufälligen Finder anheim., 
I)ieHa^P^^f^® da^ei ist diefd^Is i\ur das, t^vadrücklic\ 
ffe^^ebeneG^sez^ (die ausdrückliche Deklari^tion der.ge« 
^chehenen Zueignung, i(iacb obigeoi) keizjieaweces abeiT 
ein stillsjchweigcnd voraus geseztes ^ d^e Bürge^ yqn deif 
BesUn^luqung aus.dch\ies^e« 

Stein- 


' Steinbruche n. dergL überläfst man an vielen Q^ 
ten dem Landbpuer des BodenSt Sein Recht gründet 
nach den obige^ Gr^nd^ätzien sich nicht, auf sein £i- 
eenthvm so^ Boden i sondern auf das Stillschweigen 
desGesetse^- Nichts veirbindert, dafa der Staat, wenn 
die Sache TOn Bedeutupg ist, und den Betrag des 
I^e1dt>aüe8 überwiegt, sich dieselben zueigne, und 
dem Landb^uer sein gegründetes ^echt auf so einem 
grpUen qnd gutem Stiicl^e Acker FiFÜchte ^u erbauen, 
HU einem andern Orte ersetze. — Es versteht sich, 
wie immer, dafs die Bereicherung des Staats durch . 
Begalien den einzelnen Bürgern zu gute kommen müs- 
se, und dafs, wie diese sich vermehren, die direkten 
^i^flagen sich vermindern müssen , wenn nicht etwa 
in dem gleichen Verhältnisse, die Bedürfnisse des 
gt^ts.steigen^ 

£4 eieb.t'auf dem Efdbpdeil auch Thiere,- deren 
^cqidenzeii entweder, eine Brauchbarkeit für dieMen- . 
<icl^en habeq', den ^wecken deretelben unterworfen 
^iad, oder deren Substanz sogar branchbar, ihr 
Frisch' zu essen, ihre Haut zu veriarbeite^ ist, 11. s. f. . 
Wttll ni^n zuförde^t nur die Accidenze^ derselben zu 
ein'em i^egeJmäfsigen Gebrauch sich unterwerfen^ so 
inufs mai^ yor allem ^as Thier in seine Bothmäfsigkeit 
bringen ; und, da dieselben nur du^ch organisi?te Ma» 
terie ernij^jt und erhalten werden, aber nachdem 
mdip, sie un^er dieRupst gebracht, nicht ?u erwarten 
jat, dafs die bloljse Natur über sie vif alten werde, mufs 
inan der Natur in Ernährung dieser Thiere nachhelfen, 
d, h die tlrn^Lhrung demselben, so viel an uns ist, selbst 

besor- 
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besorgen. Da die Natuti wie liberhaapt in Aet Orga- 
nisation, also auch hier^ eineii regelmalkigen Oaag ge- 
hen wird, so ist der angez^igjte^weck bedingt: d'utcfa 
den ausschliessendert Besiz des Thiers; dadurch, 'dafs .. 
'mir ich es nähre, Vratte,- pflege, und kein anderer, . dais 
dagegen auch nut ich der Vortheile« . die es gewähten 
kann, geniess.e« 

An sich hat jeder Gin^elne dasselbe tlecbt sich 
des Besitzes eines bestiountep Thiers zu bemäch tigen, . 
als der andere. So wie sich a priori schlechthin keia 

Grund anfahren läfstj warum diese Wiese vielmehr 

\ ....... 

mein seyn solle, ^als meines, Nachbar^,' so Infst sich 
auch kein Grund anführen, waruiii nur ich diese Kuh 
melken solle^ und nicht mein Nachbari , Daa ausschlies^ 
sende JBigenthum der Thiere kann sonach nur dru^ch 
den Eigen thums vertrag mit dem Staate etworbefi wer* 
den« 

Aber es bat mit den Thieren nicht dieselbe Be' 
Wandnifs, wie mit einem Stiik Aker, der immer an 
^derselben Stelle bleibt, und genau bezeichnet ist, 
wenn der Ort im Räume bezeichnet ist, an welchem 
er sich befindet ; das Thier bleibt nicht an derselbea 
Stelle, sondern hat freie Bewegung« Welches soll so* 
nach das Zeichen seyft^, dafs dieses bestimtäie Stük 
Vieh, dieser bestimmten Person zu eigen gehört, und 
keinen möglichen . andern ? — 

n) Zuförderst^ wenn nicht etwa alle Arten det ^ 
Thiere ausschliessendes Eigenthum' bestirnrntjer Ferso« 
neu würden, sondern nur ^einige Thierart^n, so müfs- 
te vor allen Dingen ausgemacht werden , üuf welchen 

bestimm«» 
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bestimifateii Arteh Aißi Tbiere überhaupt ein Eigen 
thuin9recht tuhea aol^ev und auf welchen nicht : so 
dafs jeder, in desse^TBöthn^äfsigkeit ein gewisses Thkfr 
käme, sogleich ^iaseü könnte, dafs dassi^lbe^ wenn 
«A nicht seih Eigenthüiii ist, giUia gewifs das £igen- 
thum irgeikd eines ^deril Sjey, wenn er auch nicht 
weifs^ welches hestimmtrm Eigenthiimers ; indem, die- 
se Thierart durch den Staat für eine solche erklärt wor- 
den, die nur Eigenthum seyn kann. Ich darf z. B. 
Wenn ich die.tagdgercchtigkett habe, wovon tiefer un- 
ten^ den Hirsch Schiest^reii, weil er fein Ilir$&h is^ ^ 
hher nicht das mir uiibelianhfe Pferd. Warum nicht dsUi 
le^tere sowohl alsdaserstere? Daruiti, weil ich WelTs» 
^däls ein Pferd nöth'Ci^endig jemdtidän s&Ugehöre^ ob irh 
gleich diesen Eigenthuiiier nicht keiiiie» Ahet wt;nh 
-etV^ jboiand ein Reh 2ähmt, so ist es ohrle Zvreifel 
sein Eigenthüm. Es lauft ihm £ött^ und ich schieMls 
es nieder. Glaubt man , dafs ich die gleiche V^eraiit^ 
t^ortung haben werde, als ob ich ihm seih Pferd nie- 
dergescfabsaen hätte f Ketnesweges. Der Grund davon 
{St der^ dafs nicht das Heb , wohl aber das Pferd f ü^ 
.etwas« das schlechthin nur Elg^nthum seyn kann, et. 
klärt worden. /Das Recht des Besits^ers, selbst wenn 
sein Vieh aus seiner Bothmäfsigkeit entkommen^ bleibt 
und gründet sich auf den ursprünglichen £igenthumS|b 
. vertrag I welcher festscyi&t, welche Tbiere im Staate 
für immer als Eigenthum gelten sollen; t)eirgleiciiea 
Thierarten nennt man zahnus Viek^ 

Der tlrUtscbeidungsgruhd « dala gjsradti ^iese br. 
stimmten Thierarten für Eigenthum erklärt worden^ 
liegt in djSK Zweckmäßigkeit für die Bedürfnisse rfeg. - 

Älen-, 
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Jiy[eDSchen ihren Accidenzen nacb^ in der Möglichkeit ^ 
«ie zu zähmen , und in der Nothwendigkeit aie zu 
^pflegen. 

Abet mkn Wolle üicht glaubert , dafs dieses Zäh- 
inen und Pflegen der wahre Rechtsgrund des Besitzet) 
sey; der Vertrag aNein ist es; so dafs, wenn etwa in 
^aem Staate eine neue Art des Zuchtviehs, etwa der 
iralianische BüflFel, oder det Ketig-urU', ei'ilgefühft 
werden sollte^ das Eigen thuinsrecht dieser l'hiere erst 
Tom Staa,te garantirtj durch ein Gesez sanctionirt urfd 
öffentlich beltÄnnt gemacht werden miifste, wcfil sonst 
das unbekannte Thier für ein wildes gehalten,, und ah 
solches behandelb werden könnte. (Etwas ^nders w2« 
xe es^ wenn Jeder dasselbe in seinem Hofe eingeschlos« 
sen hielte^ wo es durch den Pia«, auf welchem es sich' 
befände, Eigenthum .würde; nach Grundaataeü des 
Tlaufsrechts^ wovon tiefer unten.) Ferner, dafs der 
Staat das vollkommene Recht hat, das Halten gewis« 
ser Thiere zu verbieten, z* B. ' unnöthiger Htindei 
oder etwa einer Menagerie von Löwen ^ Bäfen, 
Atfeü* 

2.) Aber < welchem bestimmten BeäUter gfehoft 
depn nun dieses bestimmte Stück Vieb^ das der Ate 
nacli überhaupt für Eigenthuih erklärt worden ? Ent« 
wedsr die Thiere bleiben auf dem Grund und Boden, 
.und unter der iunciLtelbnren Obhut ihres Eigentbü- 
mers, ao jda£s er sie stets für die Seinigen deklariren 
kann^ wobei abet doch noch immer das Recht viel zu 
ungeWila iat , indem |a jemand gestohlenes oder veK 
lauftfn^s Vieh,, wenn er es nur unter seiner Heerrfe 
lind auf aeioeln Boden hat^ sehr leicht für dasSeiniga 

äuget* 


k ' 


48 . 

*^iilU5get)eti länn. Odet ilie Thiete mehrerer Besiteer 

"Vvetihti vermischt und unter einander auf die Wein« 
getrieben^ wie soll hinterher derEigenthümer faeWei' 
sen, welche Stücke .die seinigen sind ? Zum Glük hat 
hier der thierische Instinkt die Nachlässigkeit des Oe- 
zezgebers 2Um Theil wieder gut gemacht« Das ^ahme 
Tbier gev^öhnt sich, an seinen Stall « und eilt ihm zu^ 

. und iet Richter «entscheidet nach dem Ausspruche des 
Tbiers. ■ Wenn über diesen Besi2 nicht mehr Streitig» 
kfiiteil vorkommen, so hat man dies lediglich der Simr 
•plicität und Ehrlichkeit der gemeinen Leute^ vielleicht ' 
iiuch fUancbem Aberglauben derselben zu verdanken« 
Und denn doch — was für Gegenmittel hat man gegen 

.den Viehdiebstahi'als das^ dafs man seinen Stall Wohl 
iiuschliesse/ und welche Beweifstnittel dafür? Würde 

'es nicht von feinem wohl^ingerichteten Staate zu £o* 
dem seynfdal^ die Stücke des Zuchtviehes geridh(:lich 
bezeichnet würden^ und diese Zeichen so unvetlezlich 

'Waren f uhd so unter der Aufsicht des Gesetzes stün* 

'den i als die Grenzsteine selbst. So würde Verwech«^ 
seiung nicht leicht möglich, und der Diebstahl imniet 
pü beweisen seyn« (Wie bei Dienstpferden der Ar- 
meen diese Be:&eichnung ja allerdings möglich ist«) -^ 

,teiet Verkauf miiOste ^nebst dem deichen des v.erkauf* 
ten ThierS gerichtlich gemeldet Werden, und sa ward 
auch hierbei die erf oderliche Sicherheit« 

5) .Bei andern Klasä^n der eigenthümlichen Tbie^ 
xe. ist das Eigenthum. wirklich bestimmt durch .d eil 
Ort| an welchem sie sich beündenj wenn sie Xöjx 
• der Art .^nd«. dals-sie-in einem beatlmm ten Räume ein* 
«escblossen werden können, und etwa für die Errei- 
chung 
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chung uixsererZwecke mit ihnen, m üsseh. Es ist sodana 
dem Eigen thüraer di^ec Ort selbst für den Gebrauch, 
dieses bestimmte Thier daselbst zu erhalten, zum £i- 
genthum gegeben und das Thier ist sein Eigenthum, 
inwiefern es an diesem Ort ist. (Fischteiche, Fisch* 
Icasten, sogar Vogelhäuser.) Wtiuu dt^r Fisch aus dem 
Teiche , wenn der Vogel aus dem Vogelbauer heraus 
ist, ist er niemandes Eigenthum. (Der Karpfe bleibt 
Eigenthum im festen Lande, wenn ein Teicli in Bächo 
ausgerissen wäre, weil er in den Bächen sich nicht er« 
zeugt; nicht so, wenn er in einen Flufs käme, weil 
dann der Eigenthümer sein Eigenthum nicht beweisen 
könnte. Er hält das Mittel zwischei> dem wilden und 
»ahmen Thier/ im Lande ist er zahmes, im Flusse wil- 
des. Nicht so mit Hechten u. de rgl. —^'} 

4.) Alles Eigenthum wird zugestanden in Bezie- 
hung auf den dafdurch zu erreichenden Zweck; so auch 
das der Thiere. Nun hat die Substanz der mehresteu. 
Thiere selbst Zweckmäfäigkeit , ihr Fleisch kann'ge* 
gessen, oder wenigstens verschiedene Bestandtheile 
ihres Körpers können verarbeitet werden ; zugleich 
aber haben die Accidenzen derselben Zweckmäfsigkeit 
(Die Milch der Kühe, die Arbeit der Ochsen und. 
Pferde, die Eier der Hübner u. dergl.) 

Es kann daher wohl soyn , dafs das Eigenthums« 
recht an ^le Substanz des Thieres beschränkt sey; wel- 
dkes SU entscheiden ist aus dem ursprüglichen Ver« 
trage, und auSj den darauf gegründeten Gesezzeu ; oh« 
• ne dafs darum das Eigenthum überhaupt, welches je 
"auf die Accidenzen gehen kann, aufgehoben oder ba« 

schränkt sty:^ und man kann da nicht argumentiren : 

D wenn 


\ 
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. wenn ich mit m.einem Thjete nicbt Soll machen ton. 
nen, was ich will > wie wäre es denn mein? £s ist 
nur beschrfinkt, nur zu einem gewissen (durch den 
St^at verstattöten Gebrauche, dein. So könnte es Oesee 
seyuydafs immer ein gewissfer Viehbeststand erhalten wex^ 
dfeü mfisse, und unter ihn herunter nicht geschlachtet 
Waiden dürfe. — Ist dies etwa, sö.mufs' der Staat 
küch Anstalten getroffen haben, dafs die nöthige Füt* 
t^rung' ereVügt T7erde> da ausserdem die Gesezgebung 
ihr selbst' ^idierspräcbe. ^ 


■■I 


, Die Thiere .pjlanzen sich selbst fort,, und ihre 
langen sind ein Accidenz derselben y deren Benu;« 
t$,ung den JVte;;ischen ziig^standen wird. In dem 
Stammthiere ist dem Eigentiiüiner zugleich die ganze 
Nachkommenschaft desselben mit' zu eigen gegeben; 
so wie im etsten Saatkorne alle Körner, die daraus er- 
zeugt werden könpen, weil ihm das Recht zugestfin* 
den i^, Vieh iu halten, und Korn zu bauen. Abet 
die Veunehrung der Heerden kann gar «wohl auf eine 
gewisse Anzahl beschränkt seyn. 

\ 

' 5.) Das Thier bewegt sich frei, und nährt sich 
von den Produkten des Feldes;, und dadurch entsteht 
denn, falls ein Thier Schaden angerichtet, folgender 
Widerstreit zwischen dem Eigenthumsrecht des Acker* 
bauers und dem des Yiehbesitzers. Ich habe im Staa** 
te das Recht das Feld zu bauen, und die Produkte des- 
selben sind ganz mein , antwortet der iLrstere. Und 
ich, antwortet der Leztere, habe in demselben Staate 
das Recht Vieh zu halten , und dieses Vieh ist durch 
seine dem Staate wohl bekannte Natur bestimmt, frei 
•einer Nahrang nachzugehen, piesen Widerstreit hat 

der 
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der Staat durch Gesetze zu schlicbten « gegründet auf 
den tJ^rsprünglichen Eigenlbumsvertrag, wodurch er 
entweder, nur einem Theile^ dem Viehbesitzer » auf* 
legt« sein Vieh' unter seiner Obhut zu halten, oder 
billiger auch dem andern auflegt, sein Feld wohl zu 
Vetzäunen« Wer die ihm befohTne Sorgfalt vernach' 
lässigt, ersezt nicht nur den dadurch entstandenen 
Schaden, sondern ist überdies strafbar« Entsteht nach 
Anwendung aller durch das Oesez gefoderten Sorgfalt 
dennoch Schaden , so ist derselbe anzusehen , als ein 
Unglück, das auf Iceines von beiden Rechnung kömmt) 
Und welches der Staat tragen mufs« 

6.) Es ist lingenommeii« dafs einige Thierarten 
bestimmt sind^ als solche die nur Eigenthüm scyn kon* 
neu« Sie heifsen zahmem die untet denselben nicht 
mit begri£Fenen) sind lediglich dadurch 9 däfs siä dar« 
unter nicht b^grilfen sind, wilde ^ d. L niem^kUdes Ei« 
genthum« Geralde diese Thierarten sind es, die' tüif 
wilde erklärt werden, darum, weil gerade diesfe nicht 
gezähiAt) ihre Accidenzen also den Zwecken desMen* 
sehen nicht unterwoife.n werden können. Sie sind je« 
doch I inwiefe^ ihre Substanz zu etwas t\x braucfaea 
jst^ welches aber^ da. man sie nicht zahmen kann, üut 
durch ihren Tod möglich seyn dürfte « ein Gut, dad 
die Gemeine nicht vertheilt hat^ als ein Gemeirigut^ 
Sie können keines Einsielncn Eigenthum werden^ eb0 
er sich derselben bemächtigt hat* — Da diese Thierd 
auch nicht einmal inncihalb der Gretize des Stants et« 
baken« mithin /nicht auJFbewafart werden können füf 
künftige Zeiten, wie unadgebatiter Boden^ so ist seht 
«weckmäfsigi dafs man sich ihter bemächtige ^ v\t9 
mtfn »ie findete 
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Es findißt zvfisdhcii ihnen ein grofser Unterschieä 
Statt. Entweder diese Thiere sind pn einem EUmente 
eingeschlossen , das den Zwecken der Menschen, we- 
nigstens inwiefern sie in und von demselben lebem 
nicht unterworfen ist; im Wi&ser, (die wilde Fische- 
reif) oder^ ohnerabhtet sie in demselben Elemente le* 
ben, und davon sich nähren , wovon. sich 'der Mensch 
nsthrt, (auf der Erde,/ so wird doch der Verlust, den 
aiff anrichten, nicht so hoc^i geachtet ; (die' kleinen 
. Vögel, die allerdings manches ÜÖrnchen und manche 
. Baumfrucht fressen, dagegen aber auch die schädlichen 
Insekten gar sehr verringern.) Die rechtliche Behand. 
lung dieser Gegenstände ist nicht einfach. Die wilde 
Fischerei, (der Vogelfang ist etwas ziemlich. zufälliges,) 
snufs getrieben werden ; und damjii dabei eine Ordnung 
Statt finde, und äie 'durch unregelmälöigen Gebrauch 
nicht ganz aufgehoben werde, ist zweckmafsig , ddfs 
die ^tsnutzung derselben nach bestimmten Revieren^ an 
.Einzelne ausgetheilt , und ihnen ausschhessend zuge- 
eignet V(^erde; die dann in Rücksicht dieses Gebraulcbs 
d^t bestimmten Reviere anzusehen sind, wie. jeder an* 
dere Eigenl;hümer, z. Bl der des Bodens für den Feld- 
bau. Dais sie keinen ihnen unschädlichen Gebrauch 
desselben Orts, z. B^ die Schi£Farth auf ihren Theilc^n 
der Flüsse verhindern, oder keine neben ihnen au- 
totisirten, «, B. den Feldbau an ihren Ufern, stöhren 
dürfen, geht auj den obigen Grundsätzen hervor. 

■ 

Anders verhält es sich mit solchen wilden Thie- 
res, die dem Menschen schädlich sind, und ihre Zwe- 
cke stöhren, und dahin gehört alles eigentlich sogenann- 
te 1 besonders das gröfsere Wild, £s ist die Püicht 

des 
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des Staats , der die sichere Erreichung seiner Zwecke 
jedem als sein Eligenthum garantirt hat, ihn besonders 
den Ackerbau, der dadurch zunächst leidet,' gegen die 
Verwüstung desselben zu schützen. Die Wildheit 
. JBuIs überall derCuUur weichen, und die uiiregelmäs« 
aigea Gewerbe, deren Ertrag für die Ernährung der 
Yolkamönge niclM; zu berechnen ist, den regelmäfsigeny 
deren Ertrag man im Voraus in Anschlag bringen kann. 
£s ist daher jedem vernunftraäfsigem Staate anzumu- 
then, dals er das Wild zunächst gar nicht ansehe, als 
etwas ,nüzbares , sondern als etwas schädliches , . nicht 
als ein Emolument, sondern als einen Feind. Der 
erste Zweck der lagd ist die fieschützung des Acker- 
baus, keinesweges der Besitz des Wildprets. Der 
Staat hätte dieser Ansicht zufolge durch stine Bedien« 
(en diesen Schuz zu besorgen, gerade so , wie er ge<* 
gen Kauber, Feuer und Wasser zu schützen hat. 
Es würde dann auch keinem Zvveifel unterworfen 

'^Sey.n, dals der liandmann,- auf dessen Acker dennoch 
ein Stük Wild käme, das Recht hätte,- dasselbe zu 
tödten , ohne die zur lagd verordneten Personen erst 

. . betbei zu irufen: so wie derjenige, in dessen Haufse 
eine Flamme ausbricht, das Recht hat sie aüszugiessen, 
ohne dals darum die durch die Polizei zum Löschen 
Yerordneten Klage gegen ihn erheben. 

Nun aber ist, da die lagd auch betrachtliche Xor* 
\ theile hat, nicht vorauszusetzen, dafs der Staat, und 
damit dieser es könne, die Uuterthanen durch ihre 
Abgaben, noch dafür zu bezahlen haben werden; son> 
dem es ist zu erwarten , dafs die lagd sich selbst be. 
lohnen und' unterhalten. werde. Die lagdgerechilg^^it 

wird 
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wird daher am füglicbstfea , se wie die wilde Fische- 
rei, nach ^Revieren an Einzahne als £igenthum aus|^e>> 
jgebep werden, ' ^an bemerke, und begreiffe wohl,' 
qafs dadurch picht die Thiere unmittelbar Eigenthum 

, werden ; sie sind es. nicht eher,, als bis der läger sie 
erliegt hat| sondern das lagdrecht^auf diesem bestimm* 

/ ten Reviere wird auf schliessendes Eigenthum. Doch 
rr- dß der Hat^pt^weck des Staats dabei, die Beschü* 

. tzung des Ackeroaus ist , kann der läger dieses Recht 

' erhalten ^ nur unter der ^usdrücklitfhen Bedingung, 
dafs das Wild wirklich unschädlich gemacht; werde, 
und dafs der Eigenthämer der lagd allen durch das 
WUd auf Seinern Reviere angerichteten Schaden au er-« 
setzen yetbunden sey ; dies geht aus deni Vertrag, den 
der Einaelne über sein Eigenthum mit dem Staate 
fchlofs, ntid den der Staat mit demlage^ zu schlies:»ei:| 

^§t| .|ip\yidß]|rsprechlicl^ hervor, 

]Ls Ist gar (ein nidgUcher ^w6c]l das Wild zu he« 
gen, \mi ?&u ^cbpnen, s|u$sier für den läger gelbst. 
Dieser ifi(t ihm pur insofern ziizug^^teben , als da^ 
Wild dep ^weckeii derCult^r , die stet? der Wildheil» 
vorgehen^ j^ic^t hi^d^rlich ist, d. hi ipwiefern saix\ 
Wild \i\i Wal4e bleibt. We? es dprt tqdten würde, 
würde ^ich an dem E^en^biin\e des lägers vergreif en^ 
Wer es ^ni meinem Acker an trift, der erschlägt e^ 
mit. Repht , um die ß^scjiädigupg pu. verhüten. Das 
lieber des^selbea i^t gar nicht garantirt; es ist über- 
haupt ioi Staate gar kein möglicher Zweck, sonder« 
tiur 4er Tod desselbei[i ist Zweck. Das erlegte Thjer 
fälU dem anheim, der dielagdgerecbtigkeitauf dieser« 
IVeyiere Wt, ^ad h^t eai «iphpa S^jhad^a angerichtet, sgi 
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erse&t er dagegen den Schaden; selbst wenn dasTbi^ 
gar nichts werth wäre, denn er ist ohnedies dasu ver- 
bunden.. -*- Aus welchem Rechtsgrnnde hatte sich 
denn der läget darüber zu beklagen — „das geCödtete 
,)Thier hätte noch viel andere erzeugen könne^ , oder 
9,ich selbst hätte es mit mehrerem Vergnügen tÖdten 
jykönuen: '' das ist. eine Rede gegen alles Recht, und 
gegen alle Yemunft. •*- Der erste Zweck der lagd 
ist Beschütung der Cultur^ das andere alles ist zufäL 
fallig. Es wären sonach dem läger noch andere Ver- 
faittdlichkeiteii aufzulegen, die sich hierauf beziehen, als 
die Ausrottung iet Raubthiere, aus denen er selbst 
keinen Nutzen ziehen kann, deren Lehen ihm aber 
atich niciit uipmittelbar schadet, (die welche seinem 
■Wildstande schaden, Füchse, Wolfe und dcrgl. rottet 
er schon aus) z. B. Hünergeier und dcrgl. Raubvögel» 
Sperlinge, selbst Raupen und andei;e schädlichelnsekten* 

Fände de^ zuerst angenommene Fall Statt, daFs 
die lagd nur eine Last wäre, ohne Ertrag, so müfste 
die Obrigkeit dieselbe besorgen. Da der zweite Fall 
Statt hat, und mit der lagd zugleich ein beträchtlicher 
Nutzen verknüpft ist ; welcher, worin eben der Haupt- 
•i» des Uebels ist > in der Regel sich vermehrt , jewe-^ 
XMger der Verbindlichkeit Genüge geleistet wird, mit- 
hin oft und leicht Klagen gegen den läger erhoben 
werde» dürften^ so mufs desselbe unter der strengen 
Aufsicht der Obrigkeit stehen. D|ie Obrigkeit kana 
0onach die lagd, die zufolge der ersten Ansicht ihr tJr- 
krdinga, ab eine Last anheimfällt, schlechterdings, 
»kht behalten., weil sie mit Emolumenten verknüpft 
iit i sondern, sie muljs. dieselbe veräussern.. Wate die 
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Jagd in den Hunden der Obrigkeit seibat, SO würde sie - . 
die Parthei des Landmanns , und zugleich der durch 
.J^Tutzen und Yergnügen bestochene Richter in dieser 
ihrer eignen Sache ; welches gegen alles Recht Jäuf t« 
Es. ist eine ungeheure Absurdität >• den Gewinn und 
das Vergnügen desjenigen, der keine Obrigkeit .über 
aieh erkennt, sondern selbst die höchste Obdgkeit ist, 
in die Bedrückung des Ackerbaus su knüpfen« 

, . / D. 

Alle -bisher besc^iriebenen Eigenthumsxechte ge« 
hen auf denBesiz der Naturprodukte, bloÜs als solcher , 
es feynun, dafs der Natur bei Produktiou derselben 
nacbgebolfea vferde , wie bei dem Ackerbau und der 
Tiehauchti, oder dafs die ohne alle Anleitung der 
Kunst von ihr hervorgebrachten Produkte nur aufge « 
sucht wetden, w(e beim Bergbau, bei der wilden . . 
Forstbenutzung, bei der wilden Fischerei und dec ' , 
Jagd, Wis wollen deswegen diese Klassen der 
Staatsbürger mit einem allgemeinen N^men nennen» 
die Producetuefu * ' 

Nun ist es sehr möglich, dafs diese rohen Produk* 
te noch einer besondern Zubereitung durch die Kunat 
bedürfen, um den Zwecken der Menschen angen^ea« 
sen zu seyn, und wir wollen in dieser ganz empirischen 
Untersuchung ohne weite/e Deduktion a priori uns 
nur auf das factutb Stützen, da£s es so ist. £s ist sa 
erwarten, dafs andere Staatsbürger sich lediglich dic- 
ker Verarbeitung der rohen Materialien fürdie Zwecke 
ihrer Mitbüzger widmen werden : und dies giebt eine 
a weite Klasse dar Staatsbürger, die ichÜCümt/^r-in der 

weite 
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weitesten Bedeutung des Worts, nennen will. Der 
Untersjcbied ist scharf , und die Benennung an sich 
voDiommen ^richtig. Alle die vorhergenannten über« 
lassen du Natur gans ihr selbst , sie schreiben ihr 
nichts vor, sondern sie versetzen sie nur untc^ die Be» 
dingiingen der Anwendung ihrer 'bildenden Kraft. 
Die^ welche blos Produkte aufsuchen, thun nicht 
einmal dies. Sobald die Natur ihr Geschäfte vollen* 
det hat, ist die Arbeit der Froducenten zu Ende; das 
Produkt ist reif, oder das rohe Produkt ist da. — - 
Die von der zweiten Klasse treten nun ein , die gar 
nicht mehr auf die Beihülfe der Natur rechnen, indem 
der Bildungstrieb des Produkts entweder schon durch 
die Reife getödtet ist, oder sie selbst ihn für ihren 
Zweck tödten müssen. Sie setzen die Theile ganz 
ndch ihrem eignen Begriffe zusammen, und in ihnen 
eelbst, nicht in der Natur, liegt die bewegende Kraft. 
£tWBS auf diese Art zu Stande gebrachtes heilst ein 
.Kunstprodukt. leder Faden der Spinnerin ist eins. 
Nun' hat man z$r das Wort Künstler besondern KlaS^ 
sen dieser Arbeiter besonders gewidmet. Aber dieser 
Spracbgebi;auch kann dem unsrigen, der sich auf eine 
richtige Eintheilung a priori gründet, und den wir 
kei^iesweges allgemein zu machen fodern, sonderD nur, 
dur^h das Bedürfnifs gedrungen, für diese Uiitersu. 

'S 

chung uns vindiciren, keinen Eintrag thun. 
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Es mufs einer Anzahl Bürger ausscbliessend das 

' Recht zugestanden werden, gewisse Gegenstande auf 

eine gewisse Weise zu bearbeiten. Haben sie kein 

ausschliessendes Recht,' so haben sie kein Eigenthum* 

Sie haben Verzicht gethan auf die Beschäftigungen 

der 
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der andern, diese aber nicht auf die Ihrigen. Der Ei«' 
. genthumsvertrag oiit ihnen ist einseitige bloCis T^rbin- 
depd, aber nicht berechtigend. £r ist sdnaeh null und 
nichtig« *— Eine zu einer gewisscin Bearbeitung ei* 
nes gewissen Frodukt-s ausschliessend berechtigte An« 
Kahl von Bürgern, nen;nt man eine Zimjt* Die Mtfs« 
brauche bei denselb^^ , »,Ueherbleib6eI der ebemaligea , 
Iß^rbarei und der allgemeinen Ongeschiktheit , solltea 
nicht seyn; ^}>et sie selbst müssen seyn. Die allge- 
meine Treigebung ,^eser Erwerbaweige lauft gtadeau 
gegen 4^ ursprünglichen Eigenthumsvertrag^ ' , 

Der Künstler mufs von seiner Arbeit leben kpa* ^ 
pen, laut des oben geführten Beweises. Es sind im 
allgemeine^ zwei Klassen derselbe? z^u unterscheiden; 
ßolche^ diß bloXs ihre Arbeit aufwenden ^ d^ne^ ahev 
der StoiF glicht zu eigen gehört, (operarii) und solchci^ 
deren Eigeuthum der 3toff ist, (opifices.) Den erf 
, Stern mufs Arbeit, den leztern Absaz \htex Waa^eu 
4uTch d,ex^ $ts^at garai^t^rt vtfcrdep. 

(Ist ^s./ de^ Einzelnen zu verbieten „ .ihre Holz« 
schuhe^ oder Lei^wandröcke sich selbst zu machen? 
Dies könnte nur im aussersten Elende^ und bei der 
übelsten Organisation des Staats einem einfallen , der * 
seine Zeit und Kräfte' \yenig ij^ Anschlag brachte, und 
dem es an einem anzubietenden Aequiyalent gänzlich 
pi^ngelte; denn ausserdem würde er nichts dabei ge« 
^yinnen, sondern vielmehr verlieren. Darum ist in der 
Gesezgebuhg eines. wohIeinge]:ichteteA Staates dara.uf 
^X x^cht 9>R^äA!cht zu üiehmen.) 
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Der Inhalt des Vertrags AUer mit den Kunst» 
lern Ist dex i ihr babt zu, verspiecben, diese Art der 
Arbeit uns in hinlänglicher Menge und tiichtig zu lie« 
fern, wir dagegen versprechen , sie nur von euch za 
nehmen, Würden die Zünfte nicht tüchtige Arbeit: lie. 
fern, so verlören sie Ihr durch den Vertrag erlangtes 
ausschliessendes Recht ; daher ist die Prüfung eine? je* 
den, der in die Zunft, d. i< in den Vertrag anfgenom^ 
mlsn werden will, eine gemeinschaftliche Angelegen- 
heit. Der Regent, vielleicht im Namen desselben die 
Zunft selbst, als ein,l\egierungscolIegium für diesen 
TUeil. der Verwaltung,» mufs berechnen, wie viele*. Ver» 
isonen von jeder Handthierung leben können, aber auch 
witi viele nöthig bind , um die Bedürfnisse des Public 
kun^s zu befriedigen. ^ 

l^^öjinen nic;ht alle lehen,; so hat sich ipx Staat 
verrechnet: er mufs ersetzen, vnd, iexk £in2^elne;i aii^ 
4ete NahrtiDgssweige anv^eissen^ 

E. 

Abe» der Künstler nährt sich nicbt von aeinexn 
Werke» so.ndern voa den Produkten. ^Is n^iüssei^ 
aönach derefn immer so. viele vorhan4en seyn , als die 
f^wotmer^ Producenten sowohl al& K.ünajtler,^ wenig«, 
9tens yon einher Einsammlung bis eu^ ai\d^rn bediii^fen^ 
Hin ihi? X^jßbeA m^ erba.ken^ 

Nun kann deif Ki|nstler n\;.r gegen seine Arbeit 
odeiC 9ein Fabi^ikat die Produkte des Producep,tenj uu^ 
umgekehrt dieser die Arbeit oder d^s Fabrikat^ nur ge« 
gen swie Produkte yerlan^en. 

Es 
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' Es wird ein Tausch Statt finden» d^n dei Staat ±vl 

r 

reguHren, d. h. so einzt^richten hat, dafs gegen jede Ar* 
beit(Qder gegen jedesFabrikai) so vieleProdiakte vorhan- 
den seyn, und gereicht werden, als ihrer der Künstler 
.bedurfte , um wqhr6nd der Zeit der Verfertigung iu U' 
herii und umgekehrt > dafs für jedes übrige Produkl; 
des Producenten, nach dem so eben augegebeaen Ter«* 
bältnisse, das bestimmte Fabrikat zu haben sey, dea- 
&QH er bedarf* — £s muls ein vollkommenes 
Gleichgeyi^icht seyn zwischen rohen Produkten und 
Eabrikat6li« 

\ 

Es dürfen nicht mehrere Künstler seyn, als Ton 
den Produkten des Landes sich nähren können. Ein 
unergiebiger Boden duldet keinen JLuXus. Das Volk 
m'uLs siph dann einschränken« (ledoch leidet dieser 
Saz duich den auswärti;gen Handel, auf welchen wir 
hier nicht sehen', sondern jeden Staat als ein für sich 
bestehendes Ganzes betrachten , viele Einschränkung« 
Da der auswärtige Handel ein Volk abhängig macht» 
und auf die gleichmärsige Fortdauer desselben nicht 
eu rechnen ist, so vFäre jedem Staate zu empfehlen, 
dafs er ^ich einrichte, um ibn entbehren su können«) 

leder mufs sobald als möglich- haben können, waa 
er bedarf. 'Öieae Besorgung des Tausches erfodert 
Menschen, die sich« demselben ausschliessend widme« * 
den Kaufmannsstand, Das Recht; Kaufmannschaft zu 
treiben, wird einer bestimmten Anzahl von Bürgern 
die der Staat zu berechnen hat, ausschliessend, als ' 
ihr Eigenthum im Staate, zugestanden« 


Sie 
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Sie müssen leben können« Uebrigens .steht der 
Handel unter der Aiifsicht des Staats^ wovoa sogleich 

mehr. 

/ ■ . 

Dergleichen Tausch vertrage, ob ßie über Kraftan« 
Wendung oder Sachen, ob sie unmittelbar zwischeiii 

> 

'Froducenten und Künstlern, oder ob sie durch. 
Termittelung. des Kaufmanns geschlossen werden,' 
(man bat s^e in der Formel zusammengefaist do, ut 
des , faciok, ut facias , do, ut facias, faci^jf ut des) ste- 
hen unter der Garantie des Staats, und dei: Staat hält 
über ihre Erfüllung, weil sie etwas sind, da« schlecjic* 
hin gültig seyn mufs, wenn ein rechtliches Verhält* 
nifs der Menschen neben einander möglich seyn soll. 
Der Staat kann nicht garantiren , -was er nicht kennt, 
flonach giebt er Geseze darüber , welche Vertrage gül- 
tig seyn sollen und welche nicht. Ein gegen das Ge- 
sas geschlossener Vertrag hat keine Gültigkeit. Ein 
ohne das Gesez geschlossener Vertrag hat keine recht» 
liehe Gültigkeit, sondern die Sache fällt auf das Gebiet 
diBrMoralitat und Ehre. AlJeCJülligkeit der Verträge 
kommt unmittelbar, oder miLlelbar,' vermittelsL des 
positiven Gesetzes, aus dem Rechtsgesetze; nach dem 
Grundsaz: dasjenige, ohne welches kein rechtliches 
YerhältnUis möglich wäre> ist absolut rechtsgültig. 

^ In diesem Tausche derTrodukte gegen Fabrikate 
iifid Mühwaltang ist nun natülicherweiae , ein ent- 
acbiedener Vortjieil auf «ter Seite das Producexiteu. 
D^erselbe kann, wenigstens gröfstentheils , ohne die 
Kunstwerke der Küubiler, der leztere kann nicht oh- 
ne die f rockttkto des erstem bestehen. Nun ist dem 
^ - - ■•''*' Kunst- 
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fi-ünitlet .im ButgetVertrage versptoelien ^ clafs et ton 

i 

«ein jir- Arbeit lebfuit d.. h. dafs er stets die gebührenden 
Produkt^ (der Maasstaab ist acbon oben angegeben) 
für sie soll haben können. DerProducent ist also« zu*, 
f olgö des ßürgervettfages,- verbünden » au verkaufen. 
Nun aber sind, naqn obigem , seine Produkte sein ab*. 
Solutes Elgentfauni, und es mufste ihm sonach frei ste* 
heni) sie so bocn zu verkaufen) als er kann. Nach 
dem aber, was wir so eben lerwiesen haben, kann ihm 
dies nicht erlaubt werden* Es müfste sonach höcfu 
ster Preifs der Lebensmittel und der gangbarsten rohen 
Produkte für • die Fabrikation gesezt werden. Wenn 
nun der Pröducent um diesen Preifs nicht verkaufea 
wollte, und dem Staate nicht das Recht zuzusprecheii 
ist, ibfn Äum Verkauf durch physische Gewalt zu no* ' 
thigen; so mulste der Staat wenigstens seinen Willen 
^nöthigen konne^i. Diesen jSweck würde er . am füg. 
liebsten erreichen können, durch Verkauf aus eigenen 
Magazinen» deren Anlegung,, da nach obiger Theorie 
der Landbuuer seine Abgaben in Produkten zu entrich*' 
Xen hat, ihm sehr leicht seyn mufste* Der Künstlet 

I c 

ist gar nicht in der Lage den Producenten merklich 
bedrücken zu können , denn er bedarf immer Lebens* 
mittel* (Ich rede nemlich von der hier beschrie bene^. 
StaatsverJFassung j nicht von der gewöhnlichen, wa 
der Landbauer seine Abgaben in baafem Gelde zu ent« 
richten hat, und daher bei herannahenden Terminen 
es dem Geldbesitzer oft leicht machte ihm seine Pro«' 
dukte abzudrücken.) 

Doch ist eiil tJnterscliiei} sSu madben, zwischeti 
denienigen FabnkatfOi die dem Producenten tinent' 

behrlicb 
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bebrÜcb And^ txtxä cleoeü, die e^ nicht A'u\i^ — - 2U 
den ersten gehören die Werkzeuge des AckerbauSi 
überhaupt alles auf Produktion oder zum AuiEnden 
der Produkte gehöriges^ femet wärmende Kleidung* in 
xauhen Kliasaten, und Dach und Fach. Für diese Ge^ 
eenstande mufsy'wie für die Produkte, ein höchstet 
. Freifs gesezt werden ; und d^mit der Staat über sein Ge* 
sez halten könne , gehören in die Magazine desselben 
die Werkzeuge des Ackerbaus^ und die ersten Bedürft* 
nisse für die Kleidung ; und in seine Dienste Mauret 
und Zimmerleute, durch die et allenfalls Häuser bauen 
lasse. Blofser Bedürfnisse des Lujcus kann der Produ- 
cent' sich enthalten, wenn sie ihm ztx theuer sind« 
Ihr Genufs ist ihm nicht garantirt (Der Staat bat za 
sorgen, dafs das entbehrliche, besonders das nut durch 
auswärtigen Handel berbeii&ufübrende, auf deäsen Fort» 
dauer nicht zu rechnen ist, nicht utientbebrlich werde« 
Dies könnte am fügUchsten geschehen» durch sehr 
starke Auflagen auf dergleichen Artikel» Die Absiebt 
solcher Anstalten mufs nicht seyn^ dafs die Auflage 
häufig eingehe, sondern dafs sie mcht eingehe« Geht 
sie häufig ein, so ist sie immer höher zu steigern^ 
Nur geschehe- dies nicht hinterher, nachdem durcn die 
bisherige Sorglosigkeit des Staats dergleichen Artikel 
schon zum Bedürfnifs geworden, und der Genufs der- 
selben durch das bissberige Stillschweigen des Gesetzes 
gewissermassen garantirt ist*) 

F. 

Wir sind in eineü Widetsftüc^i verwickelt. 

Thesis. ledern Staatsbürger, der seine Schuz« 
und Unterstützungspflicht erfüllt, garantirt dagegen 

des 
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dor Staat, das absolute- uneingeschränkte Eigenthum 
dessen, was ihoi übrig bleibt, zofolge des Staatsvertrags. - 
Zeder muTs das seinige* verderben, umkommen lassen» ^ 
wegwerfen dürfen) damit anfangen dürfen was er will» 
wenn er nuz andern damit keinen positiven Schaden 
sufügt. 

jintühesis* Der Staat niipmt immerfort ^alles 
übriggebliebene r die /Produkte des Producenten , die 
Fabrikate und Arbeit des Künstlers , in Anspruch füp 
den nothwendigen Tausch; zufolge des im Staatsverf 
trage enthaltenen Grundsatzes : jeder muis leben kön» 
neu durch seine Arbeit, und muIs arbeiten, um leben 
zu können. Der im StaatsvertragCL liegende Eigen* 
thumsvertrag steht sonach im Widerspruch mit sicl^ 
selbst. Er und eine unmittelbare Folgerung aus ihm 
widersprechen sich, . 

Sobald wir den Gxund des Widersptuchs findexr, 
ist er auch gelöset. 

, Der Staat nimmt Jenes Uebriggebliebene , nicht 
in, Absicht .seiner Form, als Uebriggebliebenes undEi* 
genthum, sondern um seiner Matm^. willen in An» 
Spruch, er nunmt es deswegen in Anspruch, weil ea 
etwas ist^ das zum Leben^ gebraucht wird« 

Um den Widerspruch gründlich zu lösen < müTs« 
te daher Formund Materie desselben geschieden werden. 
Der Staat mübte über das Materiale schalten können, 
ohne das Formale zu berühren. 

(%ne* einen hier utinöthigen Tiefsinn zur Schau 

auszulegen I entscheide ich sogleich ^iQ Sache. Es 

miifs 
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nufs eine blolse Form dea^ Eigentfaums, ein blofses 
Zeichen desselben geben, das alles nüsUche undzweck- 
jnafdige im Staate bezeichne, ohne doch selbst die 
geringste Zweckmäfsigkeit ^u haben ;->indem es ausser« 
dem der. Staat für den ö£Fentlicben Gebrauch in An« 
Spruch zu nehmen» berechtigt seyn würde. 

So etwas heifst Geld. Der Gebrauch des Geld^ 
mufs im Staate nothwendig eingeführt werden. Hier« 
durch ist die Schwierigkeit gehoben. iDer Producent 
darf seine Produkte nicht behalten , sondern mufs sie 
hiögeben. Aber sie sind ja sein durch den Staat £a- 
rantirtes absolutes Eigenthum ? — - Er soll sie auch 
nicht umsonst f sondern gegen Fabrikate hingeben. 
Aber er braucht jezt eben kein^H^rik^e, wenigstens 
die nicht, die ihr ihm anbiete^Hbo erhält er Geld,-^ 
Eiben so von seiner Seite der^Hnstler« 



Der Staat ist dein ProdJ^^Ben für seine Frodtik« 
te Fabrikate, dem Künstler mPseine Fabrikate; Pro- 
dukte zu verscachafFen schuldig. Es ha^ bis iezt einet 
da» für das seinige ihm zu Tausch gebrachte Aequiva- 
lent' nicht gewollt, -^ ttnd dafür das Zeichen seißß^ 
Werths in Geldis erhalten. Die Woare ist ihm aufge* 
hoben worden. Sobald er sie in Natui. halben willy 
mufd er sie gegen das Zeichen derselben .erhaUen 
können.« leder mufs für sein Geld zu j^der Zeit alles 
Üaben können, dessen Genufs überhaupt der Staat gftt 
cantirt bat ; denn jedes Stük Geld in den Händen einet 
Privatperibn ist ein Zeichen eindr ScbuM des StaatsSi ■ 

Die im Staate umlaufende Summe des Geldes re« 

■ * I • * ■ * * 
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präsentirt alles Texkäufiiche auf der Oberfläche des 

S StaaU. 
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Staats. Wenn bei bleibender Menge des Geldes , dt« 
Menge des YerkätifKchen steigt , ^ vermehrt sich: ib 
demselben Yetbältnisse, der Wertb des Geldes ; weda 
bei bleibender Mengendes Yerkäuflichen , die Menge 
des Geldes steigt, sd vermindert sich in demselben 
Yerbältnisse der Werth desselbext. Es kömmt sonacb^ 
^ venn ein Staat isolitt betrachtet wird, nicht darauf 
tn, ob mehr oder weniger Geld in ibi|^^ey^ di^seYer- 
jnebrung oder Yerininderung ist nv^ scheinbar^ Dio 
gröfseke Menge hat keinen höhern Werth , als' die ge* 
zingere, indem beide immerfort dasselbe, den Inbe* 
gritiF des Yerkäuflichen auf der Oberfläche des Staats 
repräsentiren ; und £ür jeden bestimmten Theil allea 
umlaufenden Geldes^ fortdauernd derselbe bestimmte 
Theil des Yerkäuflichen su haben ist. 

Es liegt im BegeUFe des Geldes, wie wir gesehen 
haben» daüs das Materufo desselben gar keine Zweck- 
inäfsigkeit fiir den Mpnschen habe. Der Werth die* 
aes Ma^eriale riiufs sich blofs auf die allgemeine Mei-. 
nüötg and'Uebereinkunft gründen. leder xavth nur ^ 
wisMin, daÜB jeder andere es alsAequivalent dieses be- 
itimmten Theils des Yerkäuflichen anerkennen werde* ^ 
Gold ist in dieser Hücksicht ein sehr gutes Geld ; denn ~ 
tfer wahre Werth desselben, «eine Zweckmalsigkeit, 
verschwindet' fast in nichts gegen den eingebildeten 
Werth desselben, als Zeichen. Silber ist bei weitem 
nicht ein so gutes Geld , de^ n es hat selbst eine be- 
* träohtlicha innere, Zweckmäfsigkeit zur Yerarbeitung, 
Diese MatmaflfSind. um ihrer Seltenheit willen , und 
wie sie sich nicht willkuhrlich durch irgend einen 
Staat vermehren lassen» zu Gelde für die Welt gewor. ' 

dea 
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den. Papier» und Ledergeld, ist, wenn djs Nach ma- 
chen desselben durch die Privatpersonen! nur verhin- 
dert, werden kann, das Kwwkmjkhig^lQ Geld für einen 
isollrten Staat,, weil der Werth der Materie g«?gen dea 
künstlichen^ Werth gar nichts sagen will. Auch wür« 
de die so leicht mögliche willkuhrliche Vermehrung 
' desselben durch den $taat keinen Schaden bringen, 
- weil nach der obigen Bemerkung, ' der Werth dea Gel- 
des verhältnifsmälsig mit der Menge desselben tällt. 
Oa aber beut su Tiäge wenigstens alle pölicirten Staa- 
ten auswärtigen Handel treiben, und die Fremden sich 
. schwerlich darzu verstehen möchten , das willkührlich 
ins Unendliche sich Vermehrende Geld des Staats zu 
dem gleichen Werth anzunehmen; so werden dadurch 
diese Geldsorten selbst im Suate, gegen Gold und Si}^ 
her, das in und ausser dem Staate den gleichen Werth 
.h^t, beträchtlich verlieren i und dies um so mehr, Je- 
mehrere Waaren der Siaat aus der Fremde zieht, und 
je weniger er selbst an sie zu verkaufen hat, um da- 
durch sein Landesgeld einzulösen. 

^ • . * ■ f 
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Das Geldschlagen kommt nur dem Staate zu ; 
Veil nur er allen Einzelnen für dön Werth desselben 
Bürge seyn kann. Darum sind die Bergwerke ein 
nothwendiges Regale. 

Von den JProdukten oder Fabrikaten der Bürget 
werden die Abgaben abgezogen. Sie können, wio 
aicb von selbst versteht, auch in (Seide abgetrageü 
werden, da das .Geld das durch den Staat selbst auto-* 
• xisirte Zeichen älJ^r' Dinge ist. JJfur ^oll. jedem frei 
»üheii, si« auch iu Natur zu entricuten, weanctwiUi 

■■''"' E a «t« 
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' da dies die ursprungliche Einrichbang ist. Sie müs- 
-sen, damit Gleichheit, und Gleichförmigkeit ixl'defi 
Abgaben sey,- auf Naturalien festgesezt seyn, weil der 
Werth einei)^ bestimmten Gel dstüks' Sehr veränderlich 
ist ; und , falls sie in Geld entrichtet werden , ist zu 
bezahlen , was gegenwärtig die als Maasstab der Abga» 
le angenomiiiene Sache im Handel kostet. Doch 
wird in iem yon uns beschriebenen Staate, in welcheoi 
Über einen höchsten Preifs der ersten Bedürfnisse ce^ 
halten wird, (diese Veränderlichkeit des Geldwerths 
nicht sehr betrachtlich s«yn. * 

Was nach Entrichtung der Abgaben übrig bleibt, 
ist zufolge des Staatsve^rtrags reines Eigenthum. Da 
der Staat aber doch , zufolge ' desselben Vertrags, das 
Recht hat, jeden zur Mittheilung an die Staatsbürger, 

die dessen bedürfen, zu nöthigen, so erhält jedeir da- 

^^ . ■ . • 

für Geld, Dieses ist nun absolutes reines Ei^enthumj 
üher welches der Staat gar kein Recht mehr hat, Ted'es 
Stük Geld, das ich besitze , ist zugleich das Zeichen, 
dafs ich allen meinen bürgerlichen yezbindljchkeiten 
Gnüge gethan habe. Ich bin hierüber der Aufsicht des 
Staats gänzlich entzogen. Abgaben vom Geldhesiz. 
sind völlig absurd. Alles Geld ist seiner Natur nack 
schon vergeben. 

Vorrä'the, die man sich für sein Geld zum Privat- 

, ■' ■ 

gebrauch versehaft hat; keinesweges zum Handel, als 
welcher unter der Aufsicht des Staats steht; überhaupt 
alles, zu eigenem Gebrauch eingekauft, Mobilien, 
Kleidungsstücke, PretioSen , sind gleichfalls , und aus 
d«m gleichen Grunde, at)so]utes Eigenthum. 

G. 
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Der Staat ist, zufolge des Bürgervertrags, schul- 
dig/ das Geldeigenthum, und alles, ' was 'in diesem 
Aancre steht, kurz alles absolute Eigenthum , zu schä« 
tAen, ' und jedem die Sicherheit desselben zu garanti- 
zen. Nun sind aber diese Dinge sämmtlich, und besoa* 

ders das Geld von- der Art, dafs das Eigenthum davon 
' ■ ..... 

in Besiehung auf bestimmte Personen gar nicht he» 

stimmt werden kann. (Dafs der zwischen diesen und 
jenen Grundstücken liegende, durch solche Grenzsteine 
bezeichnete Acker mein gehöre und keinem andern Men- 
schen ^ soll in den Gerichtsbüchern meines Orts nie* 
4ergesch rieben stehen; und wenn darüber ein Streit 
entstände, werden dieselben ohne weiteres entscheid 
den. Aber dafs dieses- bestimmte Thalerstük mein ge« 
Jhöret und keinem anderp, wie läfst sich denn dies 
-bezeichnen ? Alle Thalerstücke sehen einander gleich, 
und sollen es, weil sie bestimmt sind, ihre Eigenthü* 
sncx ohne weitere Formalität *zu wechseln.) 

Fürner kann der Staat gar nicht Notiz davon neh» 
nien , wie viel baares Geld' und dergl. jeder besits^ 
und wenn er könnte, darf er nicht; der Staatsbürger 
braucht dies nicht zu dulden ; denn er ist in dieser 
JVücksicht über ^He Aufsicht 6i,es Staats hinaus. Wie 
soll, nun dei; S^aa( schützen, was er nicht kennt, was 
.•i: nicjjit kepue^ soll, und was, seinem Natur nach^ 
flaue . unbeatiinoifbar ist ? Er mülj^te ^s unbestimmt) 
d. i». überhaupt schützen. ]^ür diesem Behuf ab6r 
müfste es an etwas bestimmtes, angeknüpft, und damit 
unzertrennlich verbuhden'werden"; Welches, da diese 
'Ceg'cinstände ihr giu&z: dgeues» tind ihnen allein -zu« 
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kommendes Recht babeuy ausdrücklich als hihe^rijf 
fdUs absoluten^ dem Slaat selbst unverlezlichen « und 
•«Qtiner Aufsicht ajinz]ichjiTitzQgenenEigent}uimf'g,ese%t 
wäre. Dieses bestimmte müfste ein solches s&yn, da» 
sichtbar, bekannt, und durch die .ftir^a des Eigeiw 
.tbüm^rs bestimmbar wäre« >. ~ 

Oieses bestimmte, an welches das unbestimnotO: 
angeknüpft wird, kann zweierlei seyn ; und diese Un* 
ter-.clieidiing geht hervor tfus einer Unterscheidung des^ 
zu bestimmenden unbestimmten. Nemlicb, der Staat 
bat jedem, nach dem er die Staatslasten getragen, 
den gebrauch der selbst erbauten oder fabricirten, 
oder erkauftet! Güter zugestanden. Durch den uamit* 
telbaren vo'm Staate zugestandenen Gebrauch wird so- 
nach ein 'Eigenthum im^ Staate bezeichnet, und be- 
istimmt. Was jemand unmittelbar gebraucht, davon 
ist vora^2üSet%en, dafs es sein gehöre, bis das Gegen- 
theil erwiesefn ist; denn es ist in einem wohl verwai« 
teten Staate anzunehmen, dafs er gegen den Willen 
.des Gesetzes gar nicht zum Gebrauche gekommen 'wä* 
r«. Aber« durch den unmittelbaren Gebrauch wird et* 
was mit dam Körper verknüpft. Was also jemand ia 
den Händen bat, auf dem treibe, an dem Leibe tragt, 
dcis ist dessen , der es Ui den Uänden , oder auf dem 
Leibe hat; und ist dadurch sattsam bezeichnet, Geld, 
4as ich in der Hand trage, ausi&ähle , in meinen Kle!« 
dem trage, ist,* wie die Kleider i aii die es geknüpft 
ist, rneitu ' (Die Laäsaroni'a haben "«iflles ihr absoluteo 
Xigenthun* stets auf dem Leibe.) 


••I 


". . !Nun aber ist gesagt, dafs nicht nur das, was ich 
.unmitlelbajc gebrauche! soodern. auch, wa3 ich für dep 
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kiinftigen Gebrauch bestunme » mein absolutes Eigen* 
thum sey« Nun ist nicht zu erwarten , und mir nicht 
cuzumuthen, dafs ich das alles. 8Jtet9.apf dem Leibe 
trage. Es mufs demnach ein Surrogat ^ea Leibes ge- 
ben, durch welches das, was damit vericnüpft ist, ab« 
Bolut dadurch, dafs es damit yerkniip£t ;iat, als. n^eiQ 
£igenthum bezeichnet werde. So etwas nennen wie 
das Haus» (Gehäuse , im weitesten Sinne des Worts» 
das Zimmer, das jemand gemiethet hat, die Lade der 
Dienstmagd, der Koffer, der auf die f.ost gegeben 
wird u. dergl.) ' Mein Haus übetbaupt steht unmitteU 
bar unter dem Schutze , und der Garantie des StaatSf 

ff '^ 

und dadurch denn auch mittelbar alle^. was darinnen 
ist. Gegen gewaltsamen Einbruch bürgt der Staat. — 
Aber der Staat weifs nicht, und soll nicht wissen» 
was darinnen ist. Die einzelnen Gegenstande als sol^ 
che, stehen also unter meinem eigenen Schutve und 
unter nMiner eigenen absoluten Herrschaft; sowie al- 
les, was ich in meinem Hause, t^ es versteht sich so, 
dafs der E£Fekt innerhalb den Ringmauern desselben 
•Uei(>t >:— thue. Die Aufsicht de3' Staats geht bis zum 
\S«b):09se«,,.undi von da gebt die melnige^ an. Das 
SoMo/a. ist die Grenzscheidung der Staatsgewalt und 
■4ex. Privatgewalt» Dafür sind Schlösser « um die 
Selbstbeschützung möglich zu machen. In meinem^ 
'Hause bin ich seihat dem Staate he^ig, lud unverlet^ 
Kch. £r dar£ darin in Civilsachen mich nicht angrei- 
fen; aondem.mu£i "Vf arten, bis er mich auf ö£Eentli- 
-chem Boden findet. Wodurch jedoch dieses Hausrecki 
.9irloren wirdj wird sich in der Liehre von der Grimi- 
Mlgesezg^hang neigen.. — 

Durch 


'' ' Durch mein HaUs wirf mein absolutes Eigen» 
dium bestimmt - Es ist etwas' ein solches Eigenthum^ 
weil 6s«— es versteht sich, mit Bewilligung und Be- 
wiiTätseyn iei Staats — darein gekommen ist* Dafa 
ich eiki- Hana habe, ond« etwas darinnen, ist, in det 
fiier bescbmbenen Verfassung , der sichere Beweifs» 
dafs ich meinte Yerbindlichkeitan gegen den Staat ypV 
lendBt habe t ausserdem und suvor habe ich keines^i 
deiin der Staat zieht Zuerst dasjenige ab, was ich ihm 
schuldig bin.' . ^ 


•f. 


H. 

Wenn ich absoluter Herr und Beschützer f)!n in 
meinem Hausei in der bestimmtesten Bedeutung des 
Worts» d. i. in meinem Zimmer, wenn ich kein eise^ 

lies Haus habe, so steht alles, wa$ hinein kommt, un- 

... ... ' . . ^ 

terit^einer Herrschaft, und unter fn^inem Schutze. 

Niemai^d darf, ohne meinen- Willen, mein Haua 
Betreten* — Selbst derStaat kann mich nicht zur ,£r- 
theilung dieser Erlaubnifs ndtliigen , da er selbst ja 
nicbt ohne meinen Willen eindringen darf.' Im Hausi 
stehen wir nicht mehT unter der Aufsicht und- Gatiai^ 
tie des Staats, sondern unter ^unsrer eignen, wä: 
übergeben uns sonacfa in Rücksicht unserer peraötili-' 
eben Sicherheit einander au£Trett^ und Glaubeit 
"V^as im Hause vorfallt, ist Frivatsathe, und^hano 
verziehen, wei'den f was öffentlich Vorfällt,' ist ein! öf- 
fentliches Ye'rgehexr, wo die Verzetitiirg des Beleidig* 
ten keihesweges losspricht. Es wird-lein^stillschwei- 
gexider Vertrag über die gegishseilige Sicherheit des - 
Leibes und Gutes getroffen. *VTit diesen auf T^^ti 

und 
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i^nd Glauben "g^acfalosaenen Vertrag' bricht, ist ehrlos^ 
d. h. er macht sich alles weitern Zutrauens unfähig. 
(So hat von. jeher bei allen Nationen ein tief eiuge- 
-pflanster» siulicher Sinn entschieden. Allenthalben 
ist es für ehrlos gehalten worden, dals der Wirth sei- 
nen Gast, der Gast seinen Wirth, im eignen Hause 
beleidige. Allenthalben hat auf der heimlichiein Dieb«^ 
"rci eine Infamre geruht, die den- offenen- gewaltsamen 
Kaub nicht traf. Der leztere i:>t wenigstens wohl 
eben so schädlich , als der erstere ; auf Eigennuz konn- 
te sonach diese allgen^eine Meinung sich nicht grün- 
den. Aber Rauben ist rüstig , es sezt einer Gewalt, 
die nie trauf;, plFenbare Gewalt entgegen ; der Dieb» 
stahl ist fäi^i.er beuuzt das Vertrauen des andern, 
um ihn zu verletzen.) 


f ■ 


Alles vras' im HausQ ist, ^a^.^aTe Geld. Mo? 
•feiliea ,ü Viktualien u, s. .f. (ausgenommen. das, leztere 
■bei Kaiifleuten) ist der. Aufsipht, des jS>taats entzogen^ 
und das Eigenthum desselben ,'.- ist gar nicht unmittel- 
bar assekurirt. Alle' Verträge,, diQ über dasselbe ge. 
schlössen werden ,. werden auf Treu und Glauben ge, 
scHlössep' — (Es sey denn, däfs lüäii für diesen Akt 
sich als Kaufmann erkläre, und die Sache von dein 
Staate 'wolle assekuriren lassen, welches jedem, der 
niclit traut, ^rei stehen muls, und worüber der Staat 
Gesetze zu machen hat.). Xieihe ich Geld aus auf das 
ehrliche Wort des andern , so habe ich , wenn dersel- 
.fte sein Wprt nicht hall;,, und die Schuld abläugnet^ 
keine Hülfe b^im jS^ate ; mit Recht, denn unser Ver- ' 
^trag is^uicb^ VI) ter der Garantie; desselben geschlossen, 
vu4 ich kann die Schuld nicht rechtskräftig beweben, 

Kehme 


H — ^ — 

Nebrirc ich hingegen einen Wechselbrtef von ibih, so 
wird iinser Vertrag, du der Staat einen 'Wecbäel für 
einen reobtskräfugen' ßeweiCi der Schuld erldart baty 
nnter dv)r Garantie des Staats gescblossen, und der 
Staat ist mit in dieitem Falle seinen Scbua^scfauldig# ^ 
Wenn auf blolse Treue und Glauben gescblossene Ver: 
trag» jgebr,ocben werden , bat der Verleste bei dem 
Staate keine Hülfe ) aber der sie gdbcocben haf , ist 
ebrlostf * 

Die Ehre des Bürgers ist die Meinung anderer von 
ilsm, ' dafs er Treue und Glauben balle ; in sokbenFäU, 
Ion- verstebt es sieb, wo der Staat nichts garantireri 
)i;anW, denn wo er garanti'rt, da wird alles erswudgisn^ 
Und ist' von Treuer und Glauben nicht die Rede. 

Der Staat bat weder das Recht, noch die Machte / 
ZU befehlen, dafs die Bürger unter einander sich 
trauen Sollen ; denn er selbst ist auf. das allgemein^ ' 
f^listrauen aufgebaut, auch wird ihm selbst nicht ga» 
Iräü^ nüd ist ibr^oicht 2u trauen, wie wir durch die 
ganze Constitution Erwiesen haben. 

; I ;^ £ben so wenig hat der Staat das ftecht , das Zu» 
' trauen überhaupt zu verbieten. Er bat allerdings das 
voll komineue Recht, zu verbieten, dafs etwas auf blo. 
Ise X^cue und Glauben abgemacht werde, was unt^ 
seinem Gsbiete liegt: und die Rechtsfolgen aller sol- 
chen Verhandlungen aufzuheben. Denn es würde da« 
durch Unordnung einreiäSeb, und die Garantie der un« 
l>ekannten Rechte der Priyatpersoneu würden ihm un- 
möglich wisrden. Ein Acker, eia Garten, ein Haus, 
l^ann nur .anter obrigkeitlicher Aufsicht veräussert 
wer- 
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wenden; denn die Obrlglceit muTs wissen, wer jedes» 
mal der w*hre Eigetithiimer «ey. Aber da det SUat 
ia jeiie Re^oa des absolaten Eigenthams gar nicht 
eingreifen, gar nicht Notis davon nehmen darf» 
was jeder daiait thue ; da dem Einzelnen erlaubt seyn 
mufs, es wegzuwerfen, zu verderben u. s. f.: warum > 
sollte er es nicht auch auf Treue und Glanbenbing^bett 
dürfen? Baave^ Geld und Gelddswerth mufs demnach 
ohne obrigkeiiUcbe Autoritllt ausgeliehen werden 
dürfen» n , ' 

Nun soll aber dennoeh der Staat das absolute 
Eigen thum jedes Staatsbürgers schützen. Was kann er 
thun, um es gegen Ehrlosigkeit su schützen? Nichts^ 
weiter, als dajs er alle Bürger gegen die ihm hehamiten 
ehrlosen Minschen warne. 

Recht und Pflicht dies su thun , liegt im Eigen« 
thtims vertrage ; der Staat mufs gegen .alle Gefahren . 
schützen ; Ehrlosigko^t aber ist eine giofse Gefahr* 
'Er bat sie sonach, soviel an ihm )iegt, unmöglich zu 
"machen. Auf die hier angezeigten Ehrlosigkeiten ist ' 
"die Strafe dör 'Infamie zu legen. (Nur auf die ange- 
zeigten Ehrlosigkeiten;, denn der Staat kann die Mei- 
nung, besonders eine im Wesen tles Menschen ge- 
gründete Meinung, wie diejenige; von der hier die 
Rede ist, nicht verändern. Vohaire z: B. schiigt Vor, 
djsn 2!weikanjp^ mit Infamie zu belegen. Dies ist 
'unmöglich, denn die Menscben sind nicht dahin z« 
bringen, den, der sich 'selbst in die gleiche Lebenft^ 
gefahr sezt, als- den andern y für ehrlos su halten (für 
sinnlos m^ map- dergU^hea Menschen baltea) ; so 

wie 
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-wie im Gegantheil jedermann äan Meuchelmord fiic 
entehrend halt,) Der Staat aber kann nicht verhietew 
dem Ehrlosen zu trjuueo^ -Wer ea will , mufs ea auf 
sehie' eigene Gefahr thun dürfen. 


t ' ' 


I Niemand hat das Recht zu fodern. dafs der. an- 

■ • . » • * 

• • - . » 

ddre ihm traoe; .oMer dafs der Staat ihn dazu nölhige* 
Zutrauen wird erworben, und freiwillig gegeben* 
Aber jeder hat daaRechtsufodern, dafs er nicht ohne 
sein ^ Verschulden für ehrlos ausgegeben werde. Das 
Zutrauen der andern ist für ihn ein grofses Gut, das 
er sich möglicherweise etwa erwerben kann , und dal 
von ihrer freien Güte abhängt. Dieser Blöglichkeit 
darf er nicht beraubt, werden; udd es findet Klage 
Statt gegen den ^ jder die9 etwa versuchen möchte. 

Dai Recht aujf Ehre \m Staate, ist daher eigentlich 
nur das Rechte ^icbt ohne sein Yerschulden für ehr- 
]os ausgegeben ^u werden. Per Staat hat es garantirt 
dadurch, dafs er selbst als Ganzes» und alle Einzelne 
sufolge- des Rechtsgeset^es, Versieht gethan haben, 
über diesen Fupkt in den natürlichen Gang der Sa. 
«ihetQ und der Meinung einzugreifen. Es ist eia blo* 

fses negatives (lecht^ 

• • ■' > ■ ■ 

l 

^ Vom Reckte d^x' persönlichen Sicherheit und Unver* 

lezliMieit, 

Die Freifaait., ujad absolute Unverlezlichkeit dea 
Lieibesf jedes- Staatis1>ü):ger& wird ini Staatsbi^rgervertra« 
ge nicht ausdrücklich garauCirt, sondern zugleich mit 
4er FerstSnUchkeit bttitandig yorau^gesezt. Auf sie 

gründet 
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gründet sich die ganze Möj>1ichkeit des Verfraga, und 
alles dessen, worüber man sich verträgt. Man J^ann 
den Bürger nicht stofsea, schlagen/ hicht einmal hal- 
ten, ohne ihn ihm Gebrauche JeinerFirieiheit zu-stöven^ 
sein Leben, sein Woblseyn UUd seinle freie Thätlgk^it 
zu vermindern. * Schlage oder« Wöhden vetilrs'achea 
Schmerz ; aber jedet bat darf Recht so wohl zu yeyrii 
als er kann, und es ihm die Natur ^tläubt. Das freäs 
Wesen darf ihn darin nicht stören. Angrif auf den 
Körper, ist Verletzung <i//^r Rechte des Bürgers auf 
einmal ; sonach allerdings ein Verbrechen im Staate^ 
weil der Gebrauch allet seiner Rechte durch die Frei* 
heit seines Körpers bedingt ist. 

Auf öffentlichem Gebiete, — alles ausser dem 
Hause ist ötiFentliches Gebiet, z. B. der Acker^ (der 
GiBirten wird gemeiniglich zum Hiiuse jgerechxi^V' und 
hat Hausrecht) auf öifentlichem Gebiete stehe icor iiIqp- 
merfort unter d«m Schütze * und 'der Garantie "des 
Staats. leder Angrif auf meine Person daselbst ist 
ein öfiFentliches Verbrechen; der. Staat mufs es liin^sl'- 
mjLfsig, und ohne, dafs es'darzu noch einer besondetn 
Klase bedürfe (ex o£b[cio) untersuchen, und bestrafen» 
nnd . die Privatpersonen könqen sich dafü^li>e;c 'nicli'^ 
yergleicben. :>,.. < • • f "v • 

Aber im Hause stehen wir lii'cbt un^er detn Schii- 

. . • " . * • • •. 

tze« noch unter dem Geriete -des' Staats, wiewohl diEi,8 

. Haus selbst darunter steht. Was daf lezitere betrift: so 

ist gewaltsamer Einbrach ,' es sey'lei Tag* 'oder hSk 

Nacht, ein öfiFentliches Vergehen', und steht "unter 

den Regeln desselben« Aber, wer ohne eingebrochen, 

Oii: > 
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frfaae e.in Schlcfs erhrochen su haben (dtfär ist das An* 
klopfen an die Thiera eingeführte welches doch ja nicl\t • ■ 

' 4bge9scha)Ft werden sollte« vnd das herein bt die' Rechts- 
erikisilung) hei mir. ist» der ist mit meinem g^teu WiV 
lefii'^und auf gegenseitige Treue uiid Glauben hqi mir* 
Ich habe nicht vorai^sgesect , dafs er mich oder da^ 

' qa^inige gewaltsam aögieifen würde« ausserdem hätte 

, ich .ihn nicht auf|;enommen. 

. . * 

' ' "• ■ . ■ ■ ■ 

yV^enn er mich nun aber doch gewaltsam angreift, 

es sey an meinen Gütern , oder unmittelbar an meiner 
.jPeri|9n Y oder an beiden ^ weil ich etwa gegen den er- 
sten Ängrif mit meiner Person, mich vertheidige, habe 
ich dann doch Schuz vom Staate zu fodern, und zu 
«cwarten ? — . . 

■•-■"/ \ ■-■ •• ■ ■ % ' • • 

:. . tZoförders weifs der Staat nicht, was in meinem 

HAOSe vorgeht I hat nicht das Recht es öffentlich zu 

wissen , noch zu tbun , als ob er es wüLste. Soll er 

ji^s lyissen« so müfste ich selbst es ihm auf eine rechts- 

ffültige Arty als einem Staate, bekannt machen, d. h. 

ich mülste klagen. (Hier, aber allein hier gilt der 

Saz : wo kein Kläger ist, ist kein Richter; niciit aber 

Voo dem, wss aiif öttentlichen Gebiete vorgeht. Scüexi» 

xen, Cöffeehäu^er u. dergl. kurz^ jedet Ort; \^o FiTr 

iein Geld jeder willkommen ist, sind öffentliches Gl^ 

))iet, ,^ wird. KAQCnii)pnsci)aft daselbst, getrieben« 

JJi^SfBiriS ,3t;aaten dehnen jene nur «um Theil güllige 

Rechtsrege] oft fürchterlich aus.) Wollen die Parth^ir 

«n sich in der Güte vertragen, so hat der Staat nicht 

darnach zu fragexk' 
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Aber 
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Aber ist denn der Staat verbanden, die Klagen 
über Privatbeleidigungen aneunebmen, und Recht ssu 
vfirscbaften, und aus welchem Grqnde ? Darum; dar 
Staat mufs zufolge de$» 'Bürge rv er trags , auch- in mei- 
nem Hause micb, und alles was darin ist, scbützen. 
nur darf er das nicht unmittelbar, weil es gegen mein 
Recht laufen würde, sondern nur mittelbar; nur 
überhaupt in Bausch und Bogen. Der unmittelbar» 
Schuz wäre gegen mein Recht , weil die Bedingung 
desselben, die Notiz des Staats davon, gegen mein 
Recht seyn würde. Gebe ich nun dieses Recht da- 
durch auf 1 dafs ich selbst freiwillig dem Staate Notis 
gebe ; so unterwerfe ich ihm dadurch frei willig unmit- 
telbar, was vorher' ihm nur mittelbar untervtf orfeu 
^ar. Das mit meinem Willen unterworfene erhalt 
die Rechte eines unmittelbar unter der Garantie deH 
Staats stehenden. — - Es versteht sich, dafs im Straf- 
gesetze hierauf Rüclisicht genommen , " und diese 'Ein! 
richtung angekündigt w erden müssen damit niemand 
Straflosigkeit hoffe, und i n dieser Erwartung sich hin- 
terher getäuscht finde. - . , 
•. . . ... 

Aber dnreh diese Entscheidung haben winuns in 
eine grofse Schwierigkeit veiwickelt. Nemlich, -wenk 
nun |emand in seinem Hause getödtet wird , so kann 
et nicht klagen. Seine Verwandten werden klagen.^ 
^dgt man. Aber wenn er i^un k«ine bat, oder wenn 
«ie selbst ihq innerhalb der Familie getödtet haben. — 
Dos Staat hat übe^ das, was im Hause vorgeht, kein- 
Qericht ; e^ ist sonach besonders gegen das leztere^ 
kein Schuz, und kein G'esez, vielmehr ladet eineGe* 
' SiiBSgebun^ ^ die dus Leben des Beleidigten für den Be^ 

leidi- 


/ 
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leidiger gefahrlich macht, und allein durch seinen 

... < ■ ( 

Tod'ihii ganz sicher stellt, jedön Angreifer ein ,i die 
Sache* linr bis 'itu Ende zu treiben, und Vien , dessen 
Anlclage er befürchtet, lieber gleich zu tödten. 

,; . So kann es nicht seyn. Es mufs sonach in der 
Vernunftfiir diesen Fall noch eine besondre ]Entschei< 
.^ung liegen« Wir wollen sie aufsuchen. 

' Wenn der Ermordete lebte, so könnte er klagen, 
oder verzeihen. Er i$t mit Unrecht getödtet ; er sollte 
noch, leben, und der Staat weifs nicht anders, als dafs 
ex lebt, denn er ist ausserhalb seiner Sphäre getödtet. 
Der Staat hat seinen Entschluls über jenen Vorfall 
Qocb ap ihm zu fodern ; sein Wille ist also , nach 
äufserm vollkommenem Rechte, für den Staat anzu- 
jiehnien, als noch forldauernd. Der Ermbrdete hat 

diesen Willen nicht bestimmt : aber derselbe ,wird he- 

'• ■ ■ -»» ■ . . . . . ■ . , 

jStimmt,. erklärt, und garantirt durch den allgemeinen 
Willen aller Staatsbürger, hetrachttt als Einzelne und 
Unterthanen; nicht durch den gemeinsamen Willen daa 
Staats, als welcher hier richtet, entscheidet und ge- 
währt, nicht aber will, fodert und 'klagt. — . (Von 
dieser Garantie des lezten Willens eines Verstorbenen 
darch.den allgemeinen Willen der Einzelnen; einem 
unserer Untersuchung ganz neuem Begriile , vnrd bpi 
den Testamenten weiter geredet werden. Dieser<all» 
gemeine Willen dller Einzelnen (ded- Publikums) tind 
Beine Garantie tritt nemlich da ein, wo allen Einsek 
nen iiaran liegtj/dafs der Verstorbene einen Willen ge- 
faabf'habe, und'daT» er' geltend' säy', weil in die.Meiii 
Falle ^lle «inen Witten haben ,*■ ilhfl irih geltend^c^ 

machen^ 
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machen, wünschen müssen.) Wie sollte nuü der'^Wille* 
des Ermordetev nach dem allgemeinen Willen seyn ? . 
Er sollte yagen;-so erklärt ihn der Sllgerneine Wille. 
Ein Repräsentant dieses allgemeinen Willens, in Rück» 
sieht des . lezten Willens der^ Verstorbenen , der hier 
Kläger t eine Art von öffentlichem AnkLiger i'st , soll- 
te s^eyn : denn d^r Staat weifs. wahrhaftig nicht, was 
vorgegangen ist , und kann es nicht wissen. Diesen 
anzuhalten, dafs er seine Pflicht thue, hat jede Privat- ' 
' 'person das Recht. lede hat das Recht, ihm die Sache 
anzuzeigen, und wenn er nicht klagt, ihn sel{jst an- 
zuklagen, 

lede Privatperson inufs nicht nur das Recht ha- 
ben, sondern selbst v^lhuudeu seyn, anzuzeigen, was 
sie- über dergleicheu Vorfälle weifs; und wenn sie es 

• nicht thut, ist* sie selbst strafbar., und flillt der An- ' 
klage des so eben beschriebenen Repräsentanten an- 
heim. Öer St^ät überhaupt in diesem Zweige der öf- 
fentlichen Gewalt ist verbunden, um den Tod seiner 
Bürger, und ihre Todesweise sich, zu bekümmern. Das 
Sterben- ist ein öffentlicher Akt. 'Die Aerzte müssen 
unter seiner Aufsicht stehen. * Und so wird es unige- 
kehrt, das Interesse des Beleidigers das lieben des Au- 

« gegriffenen zu erhalten; denn so lange derselbe lebt, 
kahn er verzeihen; nach seinem Tode verfällt der Be- 
leidiger in die Hände des Publikums, und seines Stell- 
vertreters ; und dieses kann lun seiner ' eigenen Sicher- 
heit willen nicht verzeihen. 

« V. 

Es gehört hieher das Recht der Selbstvertheidi- 
fung , welches wir sogleich mit abhandeln wollen. 

F Niemand 


* 
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r * Niemand hat Jas Recht durch deh 'Staat bezeichne" 
tes Eigcnthum .mit seinem Leibe. 5514 verJjieidigeii, wo^. 
aus notliweiidig Lebensgefahr für den Angreifer und 
Vertbeidiger entsteht; denü jeder kann seinen JBesiz 

, nachher erweisen , in den vorigen Stand wieder einge- 
sezt, und der Thäter bestraft werden* (Z. B. wena 

^ jemand den Acker abpllügt.) Doch darf , er Sorge tra- 
gen, und es liegt ilun ob, sich Zeugen uAc^ Bewei- 
se für die Person des Thäters zu verschaffen. / , 

-'■ ' • ■ ' " '" ■ • . 

Unbezeichnetcs Eigenthum, d. h. solches, dessen 

Besiz nur dadurcH bezeichnet w^ird , dafs es jemand an 
sich'und bei sich trägt, oder in seinem Hau^e hat, hat ^ 
jeder das Recht selbst mit Lebensgefahr des Angreifers 
ipu vertheidigen. — Man darf hier nicht fragen , was 
ist Leben gegen Geld ? dies ist iallenfalls eine Beurthei- 
lung der Güte , nicht des Rechts. leder hat das absQ* 
' .lute Recht, sich nichts mit Gew^alt nehmen zu lassen,*'-: 
' und es durch jedes Mittel zv verhindern. — ' Gewalt- ' 
, samer Angrif mefines Eigenthums wird , wenn ich das- 
selbe durcji meine Person schütze, selbst Angrif auf*' 
meine Person. Geht der Angrif gar gleich vom Anfan» 
ge auf meine Person, so habe ich natürlich dasselbe 
Recht dcrSelbstvertheidigung. Der Grund dieses Reöhti^ - 
liegt darinn , dafs die Hülfe des Staats' nicht sogleich 
bei der Hand ist , die Vertheidigung aber , da der An- 
grif auf ein unersezb'ares Ei^enthum geht , auf der Stelle '. 
^eschelieu mufs. 

I 

Dies bezeichnet zugleich die Grenze des Rechts 

zur Selbstvertheidigung. Ich habe dieses Recht nury 

inwiefern der Staat mich nicht veitheidigea kann; es 

muls 
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mufs sonach nicht an mir liegen, clafs eres nicht Jiönüe, 
und ich bin rechtlich verbunden , so viel an mir liegt, 
' es möglich zu machen. Ich bin verbunden, die Hülfe 
dess«*lben unmittelbar in der Gefahr aufzurufen; dies 
geschieht' durch Schreien um Hülfe. Das ist absolut 
iiothvvendig, und die aiisschlie^sende Bedingung eines 
.Rechts zur Selbstvertheidigung. Dieser Umstand mufs 
in die Gesezgtibung gebracht, und voii Tugend auf den 
Bürger* eingeprägt werden , damit sie sich daran ge- 
wiShnen. D.enn, wie wenn ieinaiid durch mich er- 
mordet ist, und ich sage : er hat mich angegrilFen, und 
ich konnte mein eigenes Leben nur durch seinen Tod 
retten? der GetÖdtcte kann mich nicht der liüaen stra» 
ßen; uiid es läfst sich sonach nicht einsehen, -yvarum 
ich dasselbe nicht vorgeben sollte, wenn ich selbst der 
Angreifer war. Dadurch würde die allgemeine Sicher- . 
heit gar sehr gefähisdet. Jiabe ich aber um Hülfe ge- 
rufen, kann ich dies 'beAveis.en , oder kann mir wenig- 
stens das Gegentheil nicht bewiesen werden, so h^bd 
ich. .die Präsumtion der Unschuld für mich. (Das Ge- 
, • sez der zwölf Tafeln berechtigte den Bestohleneu, den 
Dieb , 'der sich zur Wehre sezte , 'zu tÖdten. Mit 

' JV.echt, wenn der Diebstahl unbezeichnetes Eigenthum 
betraf; denn nientand kann verpflichtet werden , sich 
J[as seinige, dessen. Kigenthum er hinterher nicht be- 
Tveisen kann, nehmen zu lassen. Er war berechtigt, 
den Rauh ihm mit Gewalt wieder abzunehmen. Nun 
ab^r wurde die Verthcidigung des Diebes Angnf auf 
ftein eigenes Leib und Leben, und er war abermals be- 
rechtigt, sich- mit Lebensgefahr des Diebes, zu ver- 
tbeidigen. Aber das Gesez fodeite^ dafs er dabei 

/ achrie. Gleichfals mit Recht; und nur unter dieser 

F k Beschrän- ' 
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Beschränkung konnte das erstere Geiez Statt haben. 
l£r sezte durch sein -Geschrei sich in die Lage, das 
Publikum zum Zeiigen seiner Unschuld" zu erhalten ; 
bder Hülfe zu bekommen , die den Dieb entwafnetej 
und sich seiner Person bemächtigte, und ^c.ri Eigen-^ 
thüp^er von *der NotL\^"endigKeit befreite, ihn zütöd- 
, teu, umsein Eigentliüm zu erhalten.) 

Der Angrif geschieht entweder 'auf ÖiFentlichem 
Gebifete, (inder erklarten Bedeutung des Wortes), oder 
in meinem Hause. Im ersten Falle hat die Anwen- 
dung der aufgestellten Grundsätze k^ine Schwie- 
rigkeit. Im zweiten hat ja. keine Privatpers^ii , und 
aelbst der Staat nicht, dds Recht mein Haus zu betre- 
ten. Aber durch, das Geschrei um Hülfe, • berechtige . 
ich den Staat und jedermann, dasselbige zu betieteh;. 
ich unterwerfe dann dem Staate unmittelbar, was er 

^ zunächst nur mittelbar zu schützen hat. Mein Ge- ' 
ichrei ist Klagen sonacL Yerzichtleistung auf mein 

^ Hausrech t* 


/ 


leder, der nach Hülfe rufen hört, ist durch den 

•Staats vertrag rechtlich verbunden herbei zu kommen, 

'■.... 

nach obigen Grundsätzen. Denn alle Eüizelne haben tiU 
len Einzelnen versprochen \ sie zu schützen. Nun ist der 
Hülferuf die Ankündigung , dafs eine Gefahr vorhan^len 
scy-'r welcher der Stellvertreter der schützenden Machty 
der Staat y nicht sogleich abhelfen kann, ledem Einzel- 
nen wird sonach durch einen Aufruf zur Hülfe nicht 
nur das Recht , sondern auch die Bürgerpflicht , ' unmit- 
telbar zu ^chüt^en, wieder übertragen. Wem nach- 
gewiesen werden kann , dafs er den Ruf gehöjrt , und 

nicht 


« 
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nicht herbeigeeilt, ist strafbar, denn er hit gegen den 
Büri^trverfrng gehandelt; und die Gcsezgebung hatf 
diiiÄuf Rücksicht zu nehmen. Diese Hülfe in der 
ISolh ist nicht etwa nur CewissetiS'^ und Cluistenpßicht ; 
sie ist ahsoiutc Bürj^crpßickt» 


Die zur Hülfe herheigekommenen haben nichts 
"vs'oitcr zu diu 11 , und dürfen" nichts weiter thun, als 
dal» sie die Ringendeji trennen, und dem Fortgange 
der Gcwaltthätiokcit zwischen ihnen Stillstand aufle- 
gen ; kielnesweges aher haben sie zwischen ihnen zu ^ 
entscheiden. Wenn der Grund wegfällt, fällt das 
Bt^yiündete weg. Aber das unmittelbare Schuzrecht 
grÜiuh^t sich auf die gegenwärtige Gefahr. Diese ist^ 
nun duich ihre Gegenwart gehoben, und die Hülfe 
des Staats, der der einzige rechtmäfsige Richter zwi* 
■ sehen ihnen ist, kann erwartet werden. (Dafs z. B! 
der ergriffene Dieb durch den Pöbel geprügelt werde, 
ist eine rechtswidrige und strafbare Barbarei. Sobald 
die Gefahr des Leibes oder Gutes vorüher ist, wird 
die Obrigkeit wieder alleiniger "Beschützer und 
-Richter.) 

Es giebt noqh einen andern Fall der Selbsthülfe^ 
zi9ch einem vorgeblichen Notlirechte ^, dessen Theorie . 
^vrir hier gleich mit abhandeln wollen. Dieses Recht 
soll eintreten, wenn zwei freie Wesen nicht da^urchi 
dafs der eine den andern angegriffen , 9ondern durch 
filoXse Naturkausalität in die Lage kommen, dafs Einer 
von beiden sich nur durch den Untersang des andern 
. retten könne, \ind, wenn nicht einer von beiden auf- 
geopfert wird , beide zu Grunde gehen. (Hieher ge* 

*' hört 


I 
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liört das berülimte Wundertret der Schule , auf wel- 
chem zwei Schif brüchige sich^ befinden, da es doch nur 
eiu6i\ ertragen kaÄn ; welches sich neuerlich zugröfse- 
rer Bequemlichkeit in einen Kahn von d^en gleichen 
Qualitäten verv^andelt hat. Wir haben deti^all durch 
BegrilTe scharf/ bestimmt , und ei^thalten uns , der 

Beispiele.) • 

'■ ■ • • • /. 

I 

, , Man hat' sich vifle Mühe gegeben,' diese Rechts- 
frage zu losch, und hat sie auf sehr verschiedene Wei- 
fe beantwortet j alles darum, weil man sich das Ptin- 
cip aller Rechtsbeurtheilung nicht scharf genug dach- 
te. — Die Frage der Rechtslehre ist: wie können 
mehrere freie Wesen, als solche beisammen bestehen? ' 
Indem nach der Art Und Weise gefragt wird, wird v 
die Möglichkeit des Beisammenbestehens überhaupt 
vorausgesezt. Fällt diese Möglichkeit vveg , so fällt 
aaothwendig die erstere Frage hach der Bestimmung der 
Möglichkeit, also die Frage nach dem Rechte, ganz^nd' 
fiar weg. Dieses aber ist, der ausdrücklicheh Voraus* 
■ Setzung zufolge, hier der Fall, Sonach giebt es kein po- 
fikives Recht, das Leben des andern meiner eigenen Erhal- 
tung aufzuopfern^ es ist aber auch nicht rechtswidrig, d» 
i, nicht streit efnd mit einem positiven Rechte des andern ^ 
sein Leben , um den Preifs des ipeinigen, zu erhalten ; 
denn es ist hier vom Rechte überhaupt nicht mehr dieFrar 
ge. Die Natur hat die Berechtiguug/ür heide^ zu leben, 

zurückgenommen; und die Entscheidung fällt der phy- 

* . / • 

sischen Stärke und der Wi}lkühr anheim. Da aber 

dennoch beide betrachtet werden müssen y als stehend 

unter dem Rechtsgesetze, unter virelches sie denn auch. 

nach dd: That, in Beziehung auf andere, wieder kommen 

werden. 
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werden^ so kaim man desTSTotlireclit beschreiben, als 
das Hecht, sich als gänzlichsexemt von aller Rechtsge- 
. sezgebung zu betrachten. (Wir sagten so eb^n : die 
iEnts^heidung fallt dfer Willkühr anheim. Nun steht 
die, duvch das Rechtsgesez nicht bestimmte Willkühr 
tinter 'einer, höhern Gesezgebung, der moralischen; 
und in diesem Gesetze konnte denn wohl eine Verord* 
nüng Für tinsern Fall liegen. So ist es. , Thue über- 
haupt nichts, sagt dieses Gesez , sondern überlasse die 
Siadie Gott, der dich wohl retten kann, wenn es seia ' 
Wille ist, und dem du dich übergeben mufst, wena 
es' sein Wille nicht ist. Dies aber gebort nicht hieher^ 
wo wir es blofs mit dem Hechte zu thv.n haben.) 

• # 

Nach Ausübung des Bechts der Selbsthülfe, et 
Äey auf Veranlassung eines Angrifs, oder eines Zufalls, 
ist der, so es ausgeübt, schuldig, sich dem Staate zur 
Verantwortung zu' stellen.. Denn er hat sich auf im* 
mer unter die Gesetze dek Staats begeben, und w^ill - 
fetnerhin betrachtet seyn, als denselben unterwor- 
fen; nun hat er sich in jenem Falle denselben entzo- 
g^n, weil hier kein Redhtsgesez gelten ko»nnte. Er ist 
die» Anzeige schuldig, dafs der Fall dieser Ungültigkeit 
eingetreten sey. Wer sich nicht freiwillig dem Rich- 
ter stellt, erhält die Präsurntion gegen sich. Des Ge- 
tödteten lezter Wille ist präsumtiver Weise' der: daf» 
die Sache untersucht werde. Die Klage fällt sonach 
dem oben besAriebenen ötfentlichen Ankläger anheim; 
entweder, wewn der Thäter überhaupt sich nicht ge- 
itellt hat, dafs. er ihn vors Gericht führe,, wodurch 
er,, wenn erweislich ist, dafs er sich eher hätte stel- 
len können,, schon zur HäJfte seiner bösen Sache über? 

"VV^iesen 
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wiesen wird, (aenn h^t er Vertrauen auf die Gerech- 
tigkeit, seiner Sache, warum scheut er das Gericnt?) 
oder, wenn sich derselbe^ freiwillig gestellt, dafs er 
'^ine GegenpÄrthei im Gerichte vprstelle. Der Beklag- 
te ist nicht verbunden , den positiven Beweifs zu füh». 
ren , dafs der Fall der Selbsthülfe eingetreten ; 'tdeni^ 
' in den wenigsten Fällen würde er dies , selbst bei der 
gerechtesten Sache vermögen , da von einer forüberge* 
benden, ungewöhnlichen Lage die Rede ist., Wenn, 
ihm nur nicht der' negative. Beweifs geführt ist , dafs 
ein solches Fall nicht eingetreten, so ist dies hinläng- 
lich, um das gerichtliche Verfahren gegen ihn 'sui 
suspendiren. Denn .völlig losgesprochen ist er nicht, 
wenn er den positiven Beweifs nicht führen kann^ und 
iso lange, es noch möglich bleibt , dafs in derZukunft 
andere ihm zur Last gereichende Umstände sicli erge* 
ben mächten. ' — Ueber diese blofse Suspension de«, 
Prozesses wird in der Lehre von der Criminal-'Iustix . 
weiter geredet werden. . 

So ist' Gi;it und Ehre ies Bügefs scharf bestimmt^ 
jand dieselben, so wie sein Leben', gehörig ges^^^^rt^ 
jund es läfsl sich nicht eipseheui wie, sie mehr geSi-, 
chert werden könnten. 

Uteber Aequisition des Eigenthums ; 'welche Unter- 
suchung, w^ie sigh gleich zeigen wird, zuglejich die üt^er 
die Dereliction mit in sich schliefst. 

Es ist hier nuf von der Eigen thumserwerbiing im 
eigentlichsten Sinne des Wort^ die Rede,, durch w^el^ 
che da^ Vermögen jemandes sibh ovirklich vermehrt ;v 

oder 


\ 
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o<\er wenig»'t|ens , nacli den «weievlei Bestimtuungen, 
die dem Eigentlium zulioramL^i künnen, dafs esÄ^itwe- 
clar reltttircs oder absolutes sey, seiner Natiir nach sich 
veivInJert; keinesweges aber von der blofseu Vertäu- 

^schung einer Sache vom bestimmten Werthe g^gen 
eine andere von demselben Werthe, — oder vom JLin- 
dely über welchen das nothwendige shon oben erin» 
iiert v^orden , und der eigeatlich keine Erwerbung, 
sondern blofs ^in Tausch ist, ' Eben so "yi^pnig ist die 
Kode von der urspiüglichou Erwerbung, die zugleich 
eine Erwerbung für den St^at, ^ine Vergröfserung de»' 
■Staatsvermögens selbst, seyn würde. Diese steht un- 
niit^tclbar unter den !ß^dii^ungen d^^ ufsprünglichea 
Eig( uthumsvertrags. Es ist. nur die Rede von völli? 
ger UcLcrtraigung des Eigenthums eines Staatsbürger^ 
auf dt^ii andern, — aUo einem eigentlichen Objekt^ 
der Ci»vilgese?:gobung, von welcher allein "wir hier re- 
läßu , — so dafs das Staats^igenthum; dasselbe bleibe^ 
iüLud nur das Verhäknifs der Bürger verändert w^rdö : 
Bp. einem Bürger 9 (1er entweder dieses JiLigeutliupi gaj: 
nicht hatte, oder den Wjerth desselben nich^ in dies^f 

- Art des Eigenthums bes^fs. 

Das Eigenthum ist doppelter Natur; fibsolute^ 
» dßT Aufsiehst des Staats entaogeijes ; Geld vud Qeldc^r. 

«rerth; und solches, das unmititelbgir unter dßrselbeji 
N ^tehty Aecker^ Gärten» Häu&er, bürgfirliCihe Q^cciitr 

^ame u. s. w« , . ^ . ' 

V Wird beiderlei Art Üigenthum gegen einander 

. füLmgetauscht : d. b. 'vjrird ein üauf igescblo^Sei& , ^o er- 
wirbt jeder ^ioe Axt .d^ Eigeiuhüxns, das e];.&\c<ht hßV 
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te, und ile Untersuclixing gehört sonacli*liiefier. — 
Es ist keine Frage, ob der Kaufcontrakt u^;iter der Auf- 
«icht des Staats (gerichtlich) geschl'ossen weitlen , und 
unter seiner Garantie stehen müsse. Der Staat hat ja das, 
Objekt des Eigenthunis unter seiner Aufsicht, schüzt es,g 
tmd eignet es zu der bestimmten Person ; er niufs also den 
beistimmten Eigenthümer "wissen. Keiner ist rechtmätsi- 
gerr Besitzer ein^s solchen Gegenstandesj ausser zufol- 
ge -seiner Anerkennung durch den Staat. 

Nur darüber könnte die Fra<*e entstehen : inwiefern 
der §taat gehalten s'ey , zu allen über dergleichen Ge- 
genstände getroffenen Verabredungen zwischen Privat- 
personen, seine Einwilligung au gje>ben , und inwiefern . 
er sie versagen, ' und den Ve;rtrag ungültig machen 
dürfe. 


. I 


Zuförderst ist die rechtlich begründete Absicht dcf^ 
Staats bei allem zum Gebrauche verliehenen EigenthumeJ . 
^dafs es zweckmäfsig für die Stäatsbedü/fnisse' gebraucht ' 
'Werde. Der Käufer mufs also angehalten werden, es . 
zu brauchen; und in der Lage seyn, es brauchen zu 
Können, z. B. den Ackierban auf seinem erkauften 
Acker , das Gewerbe , dessen Gerechtsame er erlangt 
nat, treiben können, und es verstehen ;, ausserdem , 
würde df m Staate ^twas entzogen, -t*^ Ob man Häu- 
ser in der Absicht des Niederreissens kaufen könne« 
hängt fib' von der besondern Disposition des GesetaeSi 
welches sich nach, den Umständen zu richten hat, . 

r 

t 

Femer, da der Verkäufer^ in Absicht seine»" 
Geldes , welches absolute» Eigenthvm ist, gemäfs det 

Natur 


■ 
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Natui" ^incs sölclien Eigetitlitjms ," der -Aufsiclit d« 
Staats sich ganz entzieht,,^ der Staat aber doch für sfei- 
nen sicliern Unterhalt zu sorgen hat, so mufs der Kauf 
SO aeschlössen \verden , dafs die Suhsistenz des Ver- 
laiffers auf jeden Fall gesichert sey, und , er nie dem 
Staate zur Lait fallen könne. Diese Sicherung kann 
entweder dadurch geschehen, dafs dem -Verkäufer ein so- 
geiiailntes Ausgedinge in seineni Hause, oder an seinem 
Crundstüke verbleibe, oder dais sein Kapital unter der 
Aufsicht des Staats sicher* ai^geflpgt werde. Kr ist nicht 
absoluter Eigenthiimer seines Geldes, w^eil es sein ein- 
ziger Unterhalt bleibt,* und er dem Staate, über die 
MögUchkeit seiner Subsistenz verantwortlich ist. Wer 
da verkauft» giebt ein liigenthum auf, indem er ein, 
anders erhält, und eben so der liäufer, wie sich dies-' 
YOn selbst versteht. 

Eine zweite Art der Acqüisition und Dereliction 
ist die absolute , wo derjenige, der ein Eigcnthum ap- 
Guirirt, dem, der es ihm zu Gunsten derclinquirt, 
gar kein Aequivalent giebt ; Schenkung und Testa- 
ment. — Zuerst von der Schenkung. 

Das Eigenthum , welches durch Schenkung abge- 
treten wird, Ist entweder relatives oder absolutes. 
Wie über das erstere überhaupt kein aussergerichtll- 
eher Vertrag gültig ist, so Ist aufch eine aussergeriehtli- 
che Schenkung desselben nicht gültig. — Schenkung 
des absoluten Eigenthums aber wird gültig durch 
Uebcrgebung von Hand in Hand. Es kann sonach nie ein 
Streit darüber entstehen, ob das Geschenk auVyenoramen 
worden sey, oder nicht. Hat der Beschenkte im er- 
sten 


/ 
/ 


i2 


«ten Falle nicbt* vor den Gerichten die ScTienkutig an-, 
genommen^ hac er im zweiten das Geschenk nicht an . 
sich genommen, oder nicht erklärt, dafs e^es an sich 
nehmen wolle, so ist die Schenkung rechtsunkiäftig. 

Es findet hei der Schenkung gerade die Bedln-'^ 
gung Statt, die beim Verkaufe Stitt fin let. ' Der Sehen- ^ 
'ter' miifs so viel ührig^ behalten , dafs er leben kömie. 

Niemand hat das Recht, das Verschenkte zurück* 
zufodern , denn durch den Vertrag • wird der Be- 
schenkte rechtmäfsiger und unumschränkter Eigen- 
thümer. 

Durch ein Testament wird etwas verschenkt nach 

dem Tode des Schenkers. Es ist hierbei die wichtige 

Frage; wie kann der Wille eines Verstorbeneu, die 

.liebenden verbinden? Der BegriiF des Rechts gilt nur 

auf Pfersonen , die in wechselseitigen Einflüsse auf ein- , 

. ander in der Sinnenwelt stehen können , und wirklich.^ 
stehen. Der Todte hat sonach auf den ersten Anblik 
keine Rechte : und sein Eigenthum fällt deni Staate 
•nheim, der der erste Besiznehmer ist,^ da kein Ein- 
zelner-ohi^ seine Erlauhnifs Besiz nehmen darf., Aber 
CS ist sehr möglich , dafs ein Mensch in seinem Leben 
.Wunsche hege für andere, auf die Zeit nach meinem - 
Tode. Der feste Glaube , dafs dieselben werden et* 
füllt werden, oft ein wirklicher Vortheil., der aus 
dem festen Glauhen jder dabei Interessirtea entsteht, 
jB. B. bessere Pflege, Anhänglichkeit und Liebe derer, 
die wir zu Erben einsetzen können , sind ^in b^trächt- 

*liches Gut im Leben. Kurz die Ueberzeugung von der 
Gültigkeit der Testamente , ist ein Gut für die Le1>en* 
den I ftuf welches sie wohl audi ein Recht erlangen 

können. 
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Können. Nur aus diesem Gesichtspunkte hat inan die ' 
Suche anzusehen. Es ist keinesweges vom Rechte der 
Todten die Rede; die Todten haben keine Recntei 
sondern nur vom Rechte der Lebendigen. 

Wo jenes Bedürfnifs unter den Menschen sich 
zeigt, da Werden sie ini Eigenthiims vertrage auf das- 
selbe mit Rückficht nehmen.,' Alle werden allen jene 
Ucberzeugung garantiren. — * Aber dieser Vertrag ist, 
was nicht ausser Acht gelassen werden iiiuis, ein will- 
kührlic^er, d. h. es ist ein rechtliches Verhältnifs ün- 
•ter den Menschen übeihaupt gar wohl möglich^ ohne 
ihn, wie wir oben gesohen haben. Es ist nicht noth- 
weudig, dafs über die liinterlassenschaft der Verstor- 
^bencn ein Rechtsstreit entstehe. Der Staat ist da, uni 
ihn an sich' zu nehmen. (Teder Vertrag ist nothwen- 
. dig, ohne welchen überhaupt kein Rechtsverhältnifs 
bestehen* kann. Von dieser Art Ist der über Testamen- 
te nicht : und in dieser Rücksicht, nenne ich ihn einen 
willkulirlichen ,) 

Aber diese Ucberzeugung kann nicht anders her- 
Torgebracht werden , als dadurch, dafs die Testamen* 
' te pach einem Gesetze , d. i. ohne Ausnahme gelten. 
So gewifs demnach Alle diese Hofnung sich garantiren, 
wollen sie- jenes Gesez ; und es wird sonach ein Gesez 
des Staats: die Testamente sollen. gelten. Alle garan- 
tiren , um ihrer selbstwillen , dem Sterbenden die Gül- 
tigkeit seines lezten Willens f sie garantiren, indem 
aie dies thun, 'sicb selbst die Gültigkeit ihres eignetk 
lezten Willenl i das Recht des Sterbenden wird an das 
Hecht allei: ihn abliebenden Bürger gebunden. • Nicht 
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s^iii Wille,\ sondern der allgemejlne Wille verbindet Ale ,^' 
dabei iuteressirten Leben den, \ind besonders den Staat, 
der aussercjeoi das R^cht der ferbfolge hätte. Der Staat 
als gemeinsamer Willen (volonte generale) ist also/ hier 
^die Eine Parthei und der allgemeine Wille (volonte de 
toüs) ist die andere Parthei iD\^ Vertrage. ' ^ . 

' ■ » • ■ 

Die Aufsicht über das Recht der Testamente ^ 
kommt dem obtn beschriebenen Stellvertreter,, und 
Repräsentanten des Wiljens aller zu. Er ist in' -dieser 
Sache Kläger vor der Obrigkeit, und mufs über die 
Excution der Testamente haltc^n. . Er steht nicht un- • . 
,ter der Aufsicht der exekutiven Gew^alt, ;wie die/übri- 
gen Magistratspersonan , denn diese ist Parthei, (db- 
'wohl er vor ihr verklagt,, und durch sip b'e- 
staft werden müfste^;) sondern unmittelbar unter 
der des Volks. lede Privatperson , die etwas unrich- , > 
tiges bemerkt, .mufs das Recht haben, ihn zii be« 
, langen. Es wird übrigens für diesen Fall hier nicht \ 
nöthi* seyn, dafs Fremde sich .einmischen , da es un- 
mittelbar dabei Interessirte giebt. * 

, Die Testamente sollten unter der Anfsicht unj 
mit der Zuziehung dieses Magistrats gemacht werden ; 
und mi^t Zuziehung von Zeug;en, Diese Zeugen reprd- 
sentiren das Publikum, dem, wie gezeigt wordeii, aa 
der Gültigkeit solcher Verordnungen gelegen ist. — 

Das überhaupt Testamente rechtsgültig sind , ist • 
völlig willkührlich.: es ist sonach gleichfalls ganz will« 
' kührlich , und hängt lediglich von der Disposition des 
allgomeiuea Willens, d. b. vom Gesezgeber ab, wie 

weit 
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weit daa Re(:ht gehen solle , s^in^ Güter durch Testa* 
mente zu yererhen; i^och mul« darüber etwas . aus- 
drücklich bestimoit, ,als6 es- müssen Gesetze gemacht 
werden. Es hängt vom Geseigeber , der auf die be- 

. sonflere Lage des Staats Rücksicht zu nehmen hat ab, 
'oh die Intestaterhscliaft eingeführt werden, und v^ie 
weit sie die* freie Disposition über das Eigenthum 

' (das Legiren) einschränken solle« Es gicbt nur eine 
nothwendige Begrenztnig a priori, gerade dieselbe, wel- 
che bei der Schenkung überhaupt Statt fand ; die llin- 

terlassenen, — etwa die Wittwe, mufs Icbeii, und 

• 

die KindeK müssen erzogen, d. i. in den Stand gesezt 
w^erden können , sich selbst, ein Eigenthum zu erwer- 
ben. Diese Möglichkeit darf durch die Freyheit der 
Testamente nicht aufgehoben werden, denn der Staat 
jiiufs ja für die Versorgung der llinterlasseaea Bürge . 
seyn. 

Ausser tten angezeigten Erwerbsarten kann es kci- 
' ne im Staate zu erlaubende geben. Unsere Untersu- 
chung über das Eigenthum ist sonach völlig ge- 
schlossen, 

« 

TJeher die peinliche Gefezgehung, 

I 

. Thesis, Wer den Bürgierv ertrag in einem Stüke 
verlezt, sey es mit Willen, oder aus Upbedachtsamkeit, 
da , wo im Vertrage auf seine Besonnenhsit gerechnet 
wurde', verliert der Strenge nach dadurch alle seine 
Rechte als Bürger , und als Alensch, und wird völlig 
rechtsloSi ' " 

t 

Beweif s. 
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Beweifs, ILs hat jemand, zufolge des Rechtsbe» 
griffes überhaupt, Rechte, l^tliglich unter der Bedin- 
feuÄg, d^ifs es m eine Gemeinschaft vernütiftlger We«ea 
passe, 3. h. dafs er sich die Regel des Rechts zum unver- 
brüchlichen Gesetze aUer seiner Handlungen gemacl^t ' 
habe, und fähig sey, durch die Vorsjtolljung dieses Ge- 
^iietzes auch wirklich in allen Aeusserunj^en seiner Frei- 
tieit, die unter demselben stehen, bestimmt zu wer- . 
s den. Wer mit Willen sich gegen das Gesez vergeht, 
ist nicht im ersten Falle; Wer sich aus Unbesonnenheit 
dagegen vergeht, ist nicht in dem zweiten. Bei bei- 
den fallt die Bedingung (lt.r Reclitsfähi^lviut weg , das 
Passen in eine GesellscJ)a£t vernünftiger Wesen; so* 
nach mit derselben das Bedingte ; die Rechtsfähigkeit» 
Sie hören auf Rechtß zu haben. 

Dieses Vcrhältnifs ist durch den Staatsbiirgervcfr ( 
trag, als solchen, nicht geändert. Alle positiveii 
Rechte, die der Bürger hat, hat er nur unter der Be- 
dingung, dafs die Rechte aller übrigen Bürger vor 
Ihm sichör scyen* Sobald dies jiicht ist, sey es durch 
seinen bedachten rechtswidrigen Willen, oder durch 
Unbesonnenheit , ist der Vertiag vernichtet. Es fin- 
det zwischen ihm und den übrigen Bürgern nicht mehr • 
das durch den Bürgervertrag errichtete -reclitliche Ver- 
haltnifs, und da es ausser diesem keines, und keinen 
möglichen Grund desselben giebt , überhaupt gar kein 
rechtliches Yerhältnifs zwischen beiden Partheien mehr 
Statt. 

lede Vergehung schliefst aus vom Staate , (der 
Verbrecher wird Fogelfrei^ d. h. seine Sicherheit ist 

so ■ 


,so wenFg garantirt, als die eines Vogels, exlex ^ hors 
de la lol.) Diese Ausschliessung mü£ste durch <^e Staats« 
gewalt exekutirt werden. 

Jlntithesis. Der Zweck der Staatsgewalt ist kein 
anderer f als der der gegenseitigen Sicherheit der 
.^ Reclite Aller vor Allen ; und der Staat ist zu nichts zu 
verbinden, als zum Gebrauche der hinreichenden Mit* 
tcl für diesen Zw^ck. Wenn nun derselbe ohne jen« 
absolute Ausschliessung Aller , die sich auf irgend eine 
Weise vergangen haben, zu erreichen wäre, so ward 
der Staat nicht nothwendig verbunden, diese Strafe 
auf eine Vergehung, gegen die er seine Bürger auf ^ 
anrlwe Weisen schützen könnte, zu setzen. Es wäre 
kein Grund da , sie in diesen Fällen einzuführen, aber 
bis jezt freilich auch keiner, sie nicht einzuführen. ' 
Die Entscheidung hinge ab von der Willkühr. Nun 
' aber ist dem Staate eben so viel an der Erhaltung sei* i 
, ner Bürger gelegen, wenn nur sein Hauptzweck mit ^ 
derselben zu vereinigen ist, als jedem Einzelnen dar-, 
an liegt, nicht um Jedes Vergehens willen für rechts» 
los erklärt zu 'werden. Es würde daher in jeder Rück- 
. /flicht zweckihäTsig seyn in allen Fällen, wo die Öffent* 
, liehe Sicherheit^ dabei bestehen konnte , an die Stelle 
der der Strenge nach allerdings durch jedes Vergehca 
Verwirkten Ausschliessung andere Strafen zu setzen. 

Dies könnte nur durch einen Vertrag Aller mit 
Allen geschehen ; der f[jlaterhin Norm für die exekutive 
Gewalt würde. Der Inhalt dieses Vertrags würde fol- 
gender seyn : Alle versprechen Allen , sie , inwiefern 
dies mit der öffentlichen Sicherheit veteinbar ut^^ um 
' . G- ihrer 
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ihter VergeLuagen wHlen nicht vom . Staate auszu-; •. 
schliessen, sondern ihnen shi verstatten ^ diese Stra£e 
aiif andere Weise abzuhitfsen. Wir vroUen diesen 
Vertrag den Abbufsungsvertrag nennend , 


Dieser Vertcag ist ein nüzlicher sowohl für Alle» 
(das Staaftsganze,) als für jeden Einzelneai Das^ 
Ganze erhält dadurch ^Ale Aussicht, den Bürgen ^ des» 
»en Nüzlichheit seine Schädlichkeit überwiegt , ^u er- 
halten , und die Verbindlichkeit^ die Abbüfsung anzu- 
nehmen; der "Einzeine das voükommene Rechte zu fo- 
dem, dafs man sie statt der verwirkten gröfsem Stra- 
fe annehme. Es giebt ein Recht, und ein sehr nüz-> 
liches und wichtiges Recht des Bürgers, abgestraft zu, . 
werden. 

Dieset Vertrag wird zum Staatsgesetze , und die ' 
exekutive Gewalt darauf verpflichtet. 

I.) Der Abhuiüsungs vertrag erstreckt, aufgezeigter 
maftfsen , sich nicht weiter y als inwiefern neben ihm 
' die öffentliche Sicherheit bestehen kann. Weiter aus- % ~ 
gisdehnt ist er unrechtmäfsig , und vernunftwidrig; 
und ein Staat, in welchem er über diese Grenze gin- 
ge , hätte gar kein Recht, d. i. die ö£Fentliche Sicher- 
heit, Wäre in ihm nicht sattsam garantirt, und er könn- 
te niemand verbinden , in ihn zu treten , oder in ihni 

EU verbleiben. 

f 

Die Strafe ist nicht absoluter Zweck. Es läfst 
hei einer solchen Behauptung, sie geschehe nun aus- 
drücklich, oder ea werden' Sätze iaufgestellt^ 4ie sich '' 
Hitr aus «tUlschweigender Voraussetzung einer solchen 

Prämisse 


/ 





Prämisse erklären lassen, (z. B« der iinmo< 
tegorisclie Ausspruch , wer g^tödtet hat , mufs sterben^ 
sich gar nichts denken. Die Strafe ist Mittel .für den 
Entzweck.des Staats, die öffentliche Sicherheit; und 
die einzige Absicht dabei ist die, dafs durch die vAn- 
drohuiig derselben das Vergehen verhütet werde. Der 
^weck des Strafgesetzes ist der , dafs der Fall seiner 
Anwendung gar nicht vorkomme. Der böse Wille soll 
durch die angedrohte Strafe unterdrückt, der erman- 
gelnde gute Wille durch sie hervorgebracht werden j, 
und dann bedarf esf nie der Strafe. Damit nun dieser 
Zweck erreicht werden könne, mufs jeder Bürger ganz 
sicher vt^issen, dafs falls er sich vergehe, die Drohung 
des Gesetzes an ihm unausbleiblich in Erfüllung gehen 
-werde. (Die Strafe ist sonach allerdings mit um des 
Beispiels \7illen da , damit alle in deif festen Ueberzeu* 
gung vpn dei* unfehlbaren Ausübung des Strafgesetzes 
erhalten werden. Die erste Absicht desselben war die, 
den Verbrecher vom Verbrechen zurückzuhalten. Da 
diese Absicht nicht erreicht worden , hat seine Bestra- 
fung eine andere ; die , die übrigen Bürger , und ihn 
selbst für die Zukunft von dem gleichen' Vergehen 
abzuhalten. Die Ausübung des Strafgerechtigk^it ist 
jdiSier ein öffentlicher Akt. leder , der von einem Ver- 
gehen gehört hat , mufs auch von der Bestrafung des- 

' selben böten. Es wäre eine offenbare Ungercchtig«- 
fceit, gegen alle diejenigen, welche künftig in Versu- 

> chung gerathen werden gegen dasselbe Gesez zu sün- 
digen, wenn man ihnen die Kunde der wirklichen 
Bestrafung des vorhergegangenen Vergehens entzöge. 
Si« 'erhielten dadurch die Hofnung der Straflosigkeit.) 

■ - : 
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Dia» materielle Princip positiver Strafen in» Staa- 
\ te^ ist schon oben (g. 14«) angegeben, und erwiesen 
worden. leder mufs nothwendig von seinen eigenen 
, Kechten nnd Freiheiten (seinem Eigenthum i;n der wei- 
i testen Bedeutung des Worts) gerade so viel auf das 
Spiel setzen , als er die Rechte des andern aus Eigeu^ 
Änz, oder Unbesonnenheit zu verletzen in Versuchung 
ist: (Die Strafe des gleichen Verlustes, poena talid« 
xiis. leder wisse ; ^yas du dem andern schadest^ scha- 
dest da liicht dem andern, sondern lediglich dir 
aelbstO Der Geist dieses Frincips ist , wie wir gleich- 
falls, gesehen haben , dies : es mufs dem ungei:echten 
Willen,, oder der Unbesonnenheit, .ein hinlängliches 
. Gegengewicht gegeben werden. 

■.■■".'. - ' >.'^ . • -^ 

Wo dieses Frincip anwendbar ist, kann der A1>- 

büfsungs vertrag gelten ; dann , wie wir eingesehen ha* ' 

ben , läfst bei der durchg^ßführten Anwendung dessel- 

Veft , sich allerdings «luf öffentliche , Sicherheit rechnen. 

Die Frage, wie weit, erstreckt sich rechtlich der Ab-* 

büfsungsvertrag ? wird also zwar nur zum Theil , >. — 

warum, dies werden wir weiter unten sehen — be- ' 

antwortet; wenn die beantwortet ist ; w^ie weit ist ein 

Gegengewicht des bösen Willens oder der Unbeson- <. 

. nenheit möglich ? 

n.) Dieses Gegengewicht' wird möglich, o^er 
unmöglich , entweder durch die Natur der Sache , oder 
• 4urch die besondere Lage des Subjekts , auf welches 
die Wirksamkeit des Strafgesetzes berechnet ist. 


♦ I 


Zuförderst durch die Natur der Sache. Gerada 

Ca jüicli , daf» der zui Uebeitxetung rersuchte etwas 

"5 wül, 
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will , soll er verhindert werden , seinen Willen in 
/Handlunpen ausbrechen, zu lassen. Sein Wille mu£k 
sonach wirklich^uf den Be^iz jenes Materiale ausgehen^ 
wenn sich eine WiiksauQJkeit des Gesetzes h'o£Fen las* 
^en soll. Es mufs ein uftaterialiter höser^ ein eigennützi- 
ger und nach fremden Gütern lüsterner Wille seyn. -^ 
Eben so verhält es sich bei der Unbesonneziheit. Da-» 
durch 9 dafs der Unbesonnene wenigstens so viel Be* . 
dachtsainkeit hat, sich selbst einen gewissen Schaden 
nicht zuzufügen , soll er genpthigt werden , Acht zu 
haben« dafs er denselben Schaden nicht einem andern 
zufüge. Im leztern^ Falle findet nur Schadenersa^ ' 
Statt , weil vorausgesezt wird , dafs.^ der Werth aia 
Eigenthume des andern ganz verdorben sey : 'in^ erstem 
Falle y giebt der Angreifer das entwendete fitta recht* 
mäfsigen Besitzer zurück, und von seinem eigenen den 
Werth desselben, als Strafe, noch überdies. 

(Hier ist der Ort, wo die Theorie des jGeg^B^' . 
gewichts sich ganz klar machen läfst. Wenn dem Räu- 
ber nur wieder abgenommlßn wird , was er entwende- 
te , so hat er weiter nichts^ als sich vergebens bemüht. , 
Da er nothwendig als möglich voraussetzen mnfste,, 
. dafs er nicht entdeckt werden würde, weil er auBserdem 
tich. die vergebliche Mühe sicher nicht gemacht hätte,, 
SQ war seine Rechnung die : entweder ich werde ent- 
deckt, oder xiicht. Geschieht das erstere, so gebe ich 
wieder heraus, was ohnedies nicht mein war; ge* 
tchieht das leztere , so gewinne ich. Verlieren kann 
ich in keinem Falle. Ist aber die Strafe des gleichen 
Veirlusts ' eingeführt , so ist im Falle- der Entdeckung 
der Verlust de« Vcxbreohers ehen &o grofs, als im Falle 

der 
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der Nichentdcckujig der Gewinn. Öas üeberge- 
wicbt der VVah'rscheinlichlieit müfste sonach für die 
Nichtentdeckung seyn, wenn er doch das Vergehen 
Iwragen sollte. Aber eine solche Wahrscheinlichkeit 
toll in einem .'wohlregierten Staate nicht Statt finden.') 

Das Princip des Gegengewichts ist der JJatur der 
Sttchenjßch nicht anwendbar, wenn der Wille yorma^f^r 

ff 

b5se ist, d. L wenn die Beschädigung nicht um des da- 
bei beabsichtigten Vortheils willeti, sondern lediglich 
um Schaden zu machei^, zugefügt wird. Einen sol- 
chen Willen hält die Strafe des gleichen Verlusts nicht 
surdck : der boshafte schadenfrohe Mensch unterwirft 
sich wohl gerne dem Verluste , wenn nur sein Feind 
auch in Schaden kommt. Wenn sich kein anderes 
Mittel findet,, die Mitbürger gegen einen solchen for* 
maliter bösen Willen zu schützen, so wäre auf jede 

jt . o " V v usschiiessung 

vom Staate zu setzen« 

I • \ ■ 

ZufÖrd/erst ist hier ein Fall, da auf die Gesinnung, 
und die Absichten hei deid Vergehen zu sehen , und 
die Strafe 4daruach einzurichten ist. Ist es nur dies, 
was die Recfatsgelehrten im Sinne haben, wenn sieih« 
re Rechtsbem:theilung auch puf die moralische Wich- 
tigk(«it'der Vergehung richten wollen, so haben sie 
ganz recht. Wenn sie aber etwa von der einzig wah- 
ren, reinen Mbralität redeten, so würden sie sich sehr 
irren. Kein Mensch kann , und keiner soll . hierüber . 
der Bic|iter des andern seyn. Der einzige Zweck der 
bürgerlichen Bestrafung, der einzige Maasstaab ihrer 
Gröfse » ist die Möglichkeit der öffentlieben Sicherheit. 

Ver- 


Verletzung derselben, blofs damit sie vcrlezt werde, 
ist nicht etwa darum härter zw bestrafen » als Verle- 
tzung desselben aus Eigennuz, w^eil sie einen höhera' 
Grad der Uniporalität bewiese; — Moralität ist über-, 
hjEiupt nur £ine , und gaV keiner Glade fähig : Wollen/ ^ 
der Pflicht lediglich weil* sie als Bflicfat erkannt ist; 
find so etwa von der Fähigkeit zu /dieser Moralität ge- 
redet würde ; wer möchte denn behaupten , .dafs dei-Je- 
nige r in dessen Vergehen wenigstens Rüstigkeit und 
IVIuth erscheint, dafür verdorbener sey> als der)enigjB|^ 
der nur vom Eigennutze geleitet wird? •^— ' sondern 
darum ist sie härter zu bestrafen , weil die Furcht vot 
der gi4indern Strafe, der des gleichen Verlusts, keint 
hinlängliche Sicherheit dagegen gewährtt 

- * • - 

Dann entsteht die Frage, -wie "tean denn wissen 
und rechtsgültig für* äusseres Recht bewelTen könne, 
in welchem .Fjslle der, so sich gegen das Geses ver- 
gangen,^ sich befinde, und welches Frincip der Bettra« 
fung sonach nuf ihn anzuwenden sey ? 

V 

Wer nftcfa w«ifen kann , da& er das dem andern 
entwandte nöthig gehabt,, zu welchen Zwecken ^r et 
ndthig gehabt , dafs er es zu denfelben wirklich ver^ 
braucht u. d.gL von diefem ifl: anzunehmen, dafs er sich 
um Vortheils willen vergangen habe. Wer dies nicht 
kann, wer etwa, das Eigenthum des andern gar nicht 
an sich genommen, noch je^s an sich nehmen wollen ; 
sondern etwa liur es ohnß^ eines Menschen Nutzen ver" 
ilorben : bei diesem entsteht ein anderer Zweifel. 
Nemlich diQ ufivorsicbtige V^rlets^ungi aus welchei; 

dem 
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dem Eeschädiger gleiclifalls he'm Vortlieil erwachset, 
und die bedachte boshafte, sind der äussern Ersehe!« 
nnng nach einander sehr ähnlich. Wie« sind diese von 
einander tu unterscheiden? — Es giebt für die bpshaf- 
te Verletzung zwei Kriterien, ein äusseres und ein in- 
iiere9. Das äus/»ere , wenn vorhergegangene freie 
Handlungen nachzuweisen sind, die sich nur als Mit* 
tel für den Zweck der Verletzung denken lassen. Da- 
gegen muifi derj^ige, der unversehens den andern be- 
schädigt zu haben versichert , einen ganz andern Zweck 
der freien Handlung^ mit welcher die Beschädigung de» 
andern zufälligerweise verknüpft . seyn soll , nachufei" 
sen können. Dieser pos.itive Beweifs ist nicht zu erlas- 
sen. Wer ihn nicht führen kann , ist der bösen, Ab- 
sicht schon so gut, als überwiesen, nr- ledoch bleibt 
eine so sonderbare Verbindung der Umstände , welche 
4.en Anschein der prämeditirten Bosheit geben , ohne 
clafs derselbe gegründet sey, immer möglich. Es ist 

' daher, auch Rücksicht üuf das innere Kriterium zu neh- 
men ; nehmlich , ob Feindschaft gegen den Verlczteri, 
Streitigkeiten zwischen beiden u. d« igl. Statt gefunden 
haben; ob der der Bosheit angeklagte' 'in seinem vori- 
gem Leben solchcfr Gesinnungen sich verdächtig ge- 
macht hab^. — ' Wird nun durch aUe Umstände dier 
Verdacht nicht bewi^en , aber auch nicht bis zur 
TTeberzeugung »ufgehobeu, welches -ein sehr mögli- 
cher Fall ist ; was isjt dann zu thun ? Ein grofser Theil 
der Rechtsgelebrten empfiehlt für diesen . Fall die mil- 
dere Sentenz^ aiher diese Gelindig'keit g^gen den Schul- 
digen ist eine grofse Härte und Ungerechtigkeit gegen 
ias gemeine Wesen. Man denke den Fall nur scharf; 

^o wird man in ihm selbst die ^Entscheidung finden. 

Die 
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jDie Untersuchung ist nicht geendigt , und 'hat durch , \ 

die his jezt vorhandenen Beweifsoiittel nicht geendigt 
werden können; der Beklagte ist durch die geführten 
weder vei-urtheilt noch losgesprochien , sonach hat auch 
der Richter ihn weder zu verurtheilen noch loszuf^pre- 
«hen. In die Strafe der Unhesonnenheit ist er ohn- 
streitig verfallen , und diese liat er vorläufig' zutragen. 
Was den bösen Willen anbelangt, so 'gehe er hin uni ' 
handle, damit man ihn näher Kennen lerne, und die ' 

fehlenden Beweise etwa. finde* Er bleibe, nach BeEn* 
den der Umstände, auf längere oder kürzere Zpit unter 
der hesondern Aufsicht der Obrigkeit, doch unbescha* 
det seiner Freiheit, w^il man ja ausserdem seine Ge- 
sinnungen nicht beobachten könnte. Diese Obrigkeit 
wird Acbjt haben , ob nicht aus dem , was streitig ist, 
sich Folgen ergeben, welche darüber entscheiden -^ ^ 
das was auf eine Begebenheit folgt, ist oft ein eben 
so gutes oder be.<iseres Entdeckungsmittel dei: Wahrheit, 
als das was ihr vorherging ; besonders wenn die Obrig- ^^^ 
keit den verdächtiggewardenen in der guten U«beg>l a ^^ 
Zeugung, dafs auf ihn niemand achte, eine zeitlangj^^ 0^ 
"hingehen , und ihn seine Absichten in Freiheit verfol- ^«^^'^^^ 
gen liefse. Sie wird Acht haben , ob er nicht etwa > 

''durch seine künftigen Handlungen den Verdacht gegen 
Ihn bestätige, 0d«r «ufhebei Im ersten Falle wird 4ia# 
Verfahren gegen ihn erneuert; Im zweiten wird er 
nach Verlauf der durch das -Gesez be^stimmi^en Zeit'vel- 
'lig und förmlich losgesprochen.. Di^se S^sp^nsion des ' 

gerichtlichen Verfahrens ist schon oben hei Untersu- 
chung des Rechts der Selbsthülfe' vorgeschlagen wor- 
den, und sie ist überhaupt bei allem linerwiesenen 
Verdachte zu empfehlen. In einem wohleinger^ht^ 
' "f X ten 
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tein Staate soll niemand unschulclig bestraft werden; 
es soll aber eben so wenig ein Vergehen ungestraft 
bleiben. 

^JBs ist noch anzumerkei^, ilafs das Gesez-- ausdrück- 
lich ankündigen müsse : die YerletBiuig des anderi^ 
blols um Schaden anzurichten , werde schärfer böstraft 
werden 9 /als dieselbe Verletzung, wenn sie um Vor- 
theils willen zugefügt worden wäre. leder mufs das 
Geaez, nach welchem er. gestraft wird , vorher gewufst ' 
haben, ausserdem enthielte «Lie Bestrafung eine Unge« 
' rechtigkeit« Auch kaufi der Zweck des StrafgefeizjBS, 
von der Vergehung ahzuhalten, nur durch die allge- 
meine Bekanntheit desselben, erreicht wenden, 
lieber das, was. als rechtswidrige Unbehutsamkeit be- 
ftraft werden soll , sonach über die Sorgfalt , die }eder 
in bestimmten Fällen, und bei bestimmten an sich err 
laubten Handlungen anwenden solle 4 um keinen an-' 
dern zu beschädigen,- hat der Staat ausdrücklich Gfr* 
aetze zu geben ; es versteht sich billige , und der Nd,* 
tur der Sache angemessene. Wer die im Gesetze an- 
befohlne Sorgfolt beobachtet , ist loszusprechen« Was 
ohnerachtet derselben für Schade geschieht, ist anzu- 
sehen , als ein Unfall , den die Natur >Bugesandt , den 
jeder, tragt , der ihn erlitten , oder den nach Befinden 
der Umstände , die Obrigkeit ersetzen mufs , wenn sie, ' 
entweder durch Mangel der. Gesetze, oder durch Ver- ' 
2UichldSjiigung der Police« <• AnstnUen Schuld daran 
lut. 

Die Entschuldigung , dafs der , welcher sich ver- 
gangen OM» Zorn. oder TrwJsMnheit seiner Vernunft 

nicht 
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iiici^ mädlitig gewesen , spricht zwar los von der An- 
klage '<les bedachten bÖsen Willens; aber weit ent- 
fernt, dafs sievbr einer vernünftigen Gesezgebung das 
Vergehen mildern sollte, erschwert sie es ; in dem Fal- 
le nemUchy dafs dies ein gewöhnlicher Zustand des 
Beklagten sey. Denn eine einzige gefezwidrige Hand- . 
Inng kann nur die Ausnahme. seyn von einen^ übrigens 
und der Regel nach untadelhaften Leben. Wer aber 
. sagt : ich pflege mich so zu erzürnen, oder mich so zu 
. betrinken , dafs ich meiner Sinne nicht mächtig bin, . 
gesteht, dafs er nach einer festen Regel sich in ein 
Thier verwaiidele, und sonach des Lebens in der Gc* 
Seilschaft vernünftiger Wesen unfähig sey. Er mufs 
seine Freiheit verlieren , bis man seiner Besserung 
sicher ist, oder ohne Barmherzigkeit ausgeschlossan 
werden. — Unsere Gesezgebungen haben , hesonders^/ ^ 
gegen die Entschuldigung der Trunkenheit, viel ^^ Kg^^^^^^ 
viel Schönung; und machen dadurch sich selbst wenig a^fig^ 
Ehre. Wenn eine Nation oder ein' Stand in/ derselben ^^Mßi^ 
'denn nun dieses Laster gar nicht ablegen könnte , so Äft- 
kann die Gesezgebung freilich nicht verhindern, dafs 
jeder , der da will , in seinem Hause mit denen , die 
- ihm dabei Gesellschaft leisten wallen , sich um die Vef- ^ 
nunft bringe ; wenn sie nur alle da eingeschlossen 
-bleiben , bis sie derselben wieder mächtig sind ; dekin 
in diesem Falle nimmt der Staat nicht Notiz von ihreni 
Zustande. Wer aber in demselben Zustande auf öf- 
fentliches Gebiet kommt, der ist- billigerweise eiuzu- 
ajperren. ^ 


n 
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. Durch die Lage des . Subjekts ist di^ Androhung 
des gleicbea Yerlusts nicht anwendbar auf diejenigeiif 
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^e nichts sti vCrlierfn Ilaben, da sie nichts besitzen, 
% als ihren Leib {capite censi) — Man klage daliei 
nicht, etwa übcÄ: Ungerechtigkeit, und sage; der Ver- 
mögende, der es gar lücht bedurfte, raubt, und wagt 
^abei pichts als s^in «Yermögen , dessen er vielleicht 
überflüssig bi|t : der Arme, der es. zur höchsten Noth 
ibedarf, raubt, und dieser soll härter bestraft werden» 
' Diese Einrede würde sieh auf die ganz falsche Voraus- 
Heizung gründen I als ob der Staat moralischer Hichter 
4er Menschen «väre , und flie Strafe mit der sittlichen 
XJnwürdigkeit ins Gleichge\yicbt setzen müfste* Der 
"Staat will ducch dieses Gesez nur das Eigenthum si- 
. <;hern. Aber die Drohung; was du deqi ünderu 
, nimmst , wird dir von dem deinigen abgezogen , ;Wird 
'^ auf den, der nichts bat, warlich nichts wirken. Denn 
er wird denken'; den möchte idb sehen, der mir etwas 
.;)( nehmen wollte ; wie man deniii dies in Staaten , die 
.^^ «liierauf nicht Bedacht nehmen, und', weil keine Auf* 
^M •j-av ^icfat über die Verwaltung des Eigenthums, «nd kcini 
' ' ' ' ^nnearecht eingeführt ist , nicht einmal berechtigt 
waren 9 • Viarauf Bedacht zu nehmen, wirklich sag^n 
hört. !l]ilithin mufs der Staat gegen diesen seine fiür« 
. ger auf andere Weise schützen. Ob dies nun noth- 
< wendig durch Ausschliessung geschehen müsse, oder, 
ob etvira noch ein Mittel für den Armen bleibe, der- 
^Iben zu~ entgehen, wird sich tiefer unten zeigen. 

III.) Gegen ^en Willetn i unmittelbar gegen das 
Gesez ^ und die Macl^t desselben sich aufzulehnen , ist 
kein Gegengewicht möglich. Das höchste was ge- 
j^chehen kann «und geschehen soll, ist, dafs das Geses 
Aur seine Autorität behaupte, wie sie festg^sezt ist; 

' - aber 
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aber es kann niclit etwa, als Gegentbeil dessen, -wat- 
der Verbrecher beabsichtigte, eine doppelte Strenge 
gegen Alle , eine do])pelte Macht durch den Beitrag 
Aller annehmen. « A}\e -w^ürden. dann gestraft für da» 
Vergehen eines Einzigen. Hier sonach iindet die Stni« 
fe des gleichen Verlustes der Natur der Sache nach ^ 
nicht Statt ; und die Strafe der. Rech tslosigkek ist nicht., 
abzubüfsi^n. 

Dieses Verbrechen gegen den Staat wird began- 
gen auf doppelte Weise ; entweder mittelbar am Staate^ 
in der Person seiner Bürger^ indem an ihnen ^er Vertrag 
verlezt wird , in weichem der Staat seihst y als solcher^ 
Parthei ist; oder unmittelbar am Staate selbst y durch 
"Rßbeüion und Ilochverrath. 


Wir erläutern zuf orderst das erste. Es" liegt iih 
Bürger vertrage , theils ein Vertrag der Einzelnen mit 
allen Einzalnen , über das Eigenthum , den der Staat 
als solcher, (^Is die in ein organisiites Ganze verweb- 
te^ Einzelnen) nicht schliefst, sondern nur gar'autht. 
£$ liegt in ihm ferner ein Vertrag der Einzelnen mit 
dem Staate selbst in der angegebenen Bedcut?i*ig ; der^ 
da der Staat verspricht, deip Bürger, nach Erfüllung 
aeiner Bürgerpflichten sein absolutes Eigenthutny Leih 
lind Leben aber überhaupt, und auf jeden Fall, zu 
schützen.' Der Staat selbst hat sich von diesem abso* 
luten Eigenthume ganz und gar ausgeschlossen, und 
allem Ansprüche darauf entsagt; er hat gegen dasselbe 
nur Pflichten , und gar keine Rechte. Er ist die P/ir* 
thei des Bürgers', dem er mit und durch sich selbst für 
alle Verletzung an diesem Eigentkume ehisteht* Wenn 


i 
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nun ein Einzelner durch gewaltsamen Einbrucli (nicht 
durch blofsen Hausdiebstahl, dieser ist ein Privatver- 
brechen, das verziehen werden kann, oder bei wel- ' 
ehern , wenn er bestraft wird , die Strafe des gleichen 
Verlustes Statt findet) oder durch Verletzung einet 
Mitbürgers an Leib und Leben , diesen Vertrag dea 
Staats bricht, so vergreift er sicli dadurch unmittelbar • 
moi Staate, indeni er dessdhen Vertrag bricht, und so •' 
viel "an ihm liegt, ihn treulos, und bundbrüchig macht, 
und seinen Veitrag mit dem verlezten vernichtet. -^ 
' Der Ordnung der Dinge nach ist der Staat selbst die 
Parthei des Verlezten, gegen welchen er, bei ihr selbst 
l^lage zu führen hätte, denn er sezte sich zum Bürgen 
d^r 'Unmöglichkeit eines solchen Angrifs. , In diese 
Lage hat der Verbrecher den Staat gesezt ; er h^t ,also ' 
den Staat selbst angegriffen : und der obige Grundsas. . 
ist auf ihn anwendbar ; er i^t für rechtslos zu erklären. ' 

Unmittelbar an dem Staate vergeht man sich durch ^ 
RebelUon und Hochverratk. Kebellion ist es, wenn 
m%n gegen die Gewalt des Staats sich eine Macht zu ^ 
^ verschaffen sucht, oder sie sich wirklich verschaft, und 
mit derselben sich ihr widersezt. Hochverrath ist esy - 
wenn man sich der vom öuole selbst verliehenen lyiacht 
bedient, um die Zwecke. desselben zu stören oder zu ' 
vernichten ; oder auch, wenn man sich der an vertrauten > 
IMacht nicht bedient , um diese Zwecke "zvl befördern ; 
sonach des Vertrauens' der Nation sich bedient, um; 
ihre Absichten zu vereitelu. Nichtgebrauch der Ge-* > 
walt, ist der öffentlichen Sicherheit eben so gefähr* 
4ich, als der Mifsbrauch dei selben, und daher eben 
«0 straf bart Ob 4u dich der verliehenen Gewalt selbst 
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ZU Gewaltthätigkelten bedienst , oder ob du durch die 
]Nichtaii Wendung derselben, die Gewaltthätigkeiteu 
anderer > verstattest , ist für uns dasselbe. In einem. 
Falle wie in ^em andern , \^ erden wir unterdrück t. 
Nachdem jemand die Gewalt übernomiiieu , lechuetdie 
Nation auf die Ausführung der Zwecke, für welche «ie 
dieselbe verliehen; und trift Keine anderw^eitigen Aü- 
atalten. Hätte derselbe den Auftrag uur gleich' abge- 
lehnt, wozu er das vollkommene Recht hatte, so hät- 
te die Nation einen andern suchen müssen ; aber da- 
durch, dafs er ihn übernahm, uud doch nicht voll- 
zieht, macht er, so viel an ihm ist, die Vollziehung 
desselben durch einen andera unmöglich. 

■ . -Äebelliccn können nur Privdtpersonen ; des Hoch- 
verräths sind nur die Theiihaber der öffentlichen Ce- 
walt fähig. 

' rVO Alle die bisher ajifgestellten Arten der Verge- 

litiiig qualificiren sich zur absoluten Ausschliessung vom 
Staate; darum, weil die einzige Art der Abbürsung, 
die vrir bis jezt kennen , die des gleichen Verlustes^ 
nicht Stattfindet. -— Es bleibt immer die Frage', ob 
et nicht noch ein anderes Abbüfsungsmittel , als den 
gleiche^ Verlust . geben möge. Wäre dies, so wäre 
AUS den obigen Gründen dieses Mittel , da wo es an- 
.Wündbar ist, statt der absoluten Ausschliessung vom 
Staatsbürgeryertrage 9 einzuführen« 


Zuf orderst der Arme, der aus Eigennutz etwas 
entwendet, und nichts hat, um zu ersetzen, wenn 
das #Atw«&detis fddit »ehr vorhanden ist, und die 
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Strafe zu ^ntricliten ; soll denn wlrklicli mit der Strafe 
der Ausschliessung gegen ihn verfahren werden ? /Es 
findet eine Auskunft Statt , ^durch die.ihin die Wohl« 
that des Gesetzes zu Theil werden kann. Er hat ein 
Eisenthum' an seinen Kräften , und mufs den Ersaz so« 
wohl « als die Strafe aharh^ten ; es versteht sich , so- 
gleich, denn ehe abgearbeitet ist, ist er nicht Bürger; 
wie denn, da durch jedes Vergehen der Strenge nach 
das Bürgerrecht verwirkt wird , dies bei allen Strafen 
iStatt findet. Nur nach Vollziehung der Strafe ist der 
» Verurtheilte wieder Bürger. Ferner mufs diese Arbeit 
nothwendlg unter der Aufisicht des Staats geschehen. 
Er ji'eijliert also, bis nach erlittener Strafe seine Frei- 
heit. — (Die Strafe des Arieitshauses y welches vom 
Zucht' und Besserun^shause y w^ovon tiefer unten, wohl 
zu unterscheiden ist.) Theils wird auf diese Weise 
dem Gesetze des gleichen Verlustes genug gethan; 
theils ist die Strafe von der Art, dafs man., wenn nur 
die Policei so eingericbtet ist j dafs die Verborgenheit 
des Verbrechers nicht zu hoffen sey, -wohl darauf rechr 
nen kann, 6s werde jeder durch die Androhung der^ 
selben vom ViJrgeheu z^urückgehalten werden. 

Formaliter böser Wille, oder ein unmittelbarea 
Staatsverbrechen, machen es schlechterdings unmög- 
lich, dafs bei seinen gegenwärtigen Gesinnungen der 
Verbrecher länger in der Gesellschaft geduldete werde. 
Gegen ihn ist die Strafe der Ausschliessung scUecb* 
terdings nothwendig, und durch das Rechtsgesez, 
so wie durch den Zweck des Staats, schon äusge- 
aprocheu. 
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Aber es ist nicht schlechlerdings nothvrendig, 
dafs der Verbrecher (a diesen Gesinnungen verharre. 
TSa isl; sonach wohl möglich , dafs ein zweiter Vertrag 
über die Abbüfsun^i der für die Gegenwart ohne allen 
Zweifel für rechtlich eu erkennenden Ausschliessung 
errichtet werde, des InhaU.s : A^e versprechen Allen, 
ihnen Gelegenheit zu geben , sich des Lebens in der 
Gesellschaft wieder fähig su machen, wenn sie dessel» 
bea für die Gegenwart unfähig befunden werden ; und 
was in diesem Vertrage mit liegt, sie nach erfolgter 
Bessernng wieder unter sich aufzunehmen. — Ein 
solcher Vertrag ist willkührlich , und wohlthätig ; 
aber er kommt allen zu Statten , und der Verbrecher 
erhält sonach durch ihn ein Recht ^ auf den Versuch 
der Besserung. 

• 

Znfdrderst, die Strafe , welche diesem Vertrage 
xufolge aufgelegt wird , ist eine Abbüfsung der gänz- 
lichen Ausschliessung, also eine Kechtswohltbat für 
den Verbrecher. Aber man kann auf sein Recht Ver* 
sieht thun ; und ^ Steht bei jedem , mas er für JVohU 
that halten wolle ^ und was nicht', er kündigt sich da- 
durch selbst an, als einen unverbesserlichen Bösewichtf 
der die Zucht verschmäht, und ist ohne weiteres auszu- 
•toben. Man glaube nicht, dafs dadurch ein VV^eg er^ 
öfnet werde , um der Strafe .zu entgehen , und da£i 
durch die Verstattung dieser Wahl, der Zweck dea 
Gesetzes , vom Verbrechen abzuschrecken , vereitelt 
werde. Vf^eon der Staat vernünftig, und auch die be* 
nacbbarten Staaten vernünftig eingerichtet sind, so ist 
die Ausschliessung vom Staate das schrecklichste 
Schicksal» wtWh#s dem MenschcA hegega^n kanm 
* H wie 
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wie sich dies unten näher seigdn wird ; und es ist 
nicht zu erwarten, dafs jemand sie wähle, oder, bei 
der Versuchuiig zum Verbrechen sich daiüdic beruhiget 
dafs er, falls sefin Vergehen entdeckt werden sollte, 
sie wählen werde, — (Es ist dies auch bei der StAfe . 
des gleichen Verlustes anzumer|cen, dafs der Schuldige 
sich ihr frei' unterwerfen müsse , da sie gleichfalls eintf 
Kechtswohlthat ist« Aber es ist In diesem Falle gar 
nicht anzünel^men, dafs jemand den ^Verlust des Gän* 
zen der mit der Ausschliessung unmittelbar verknüpft 
ist für den Verlust eines Theils wählen werde.) 

Ferner^ es war von Besserung die Rede in diesem 
Vertrage. Keil^esweges von moralifcher der innern Qer 
gianungen. Denn darüber ist kein Mensch der Rieb« 
terdes andern, sondern lediglich von poZitwcAcr, der 
Sitten und Misiximen für das wirkliche' Handeln. So 
wie die moralische Gesinnung Liebe der Pflicht am 
der Pflicht willen ist, so ist hingegen die politischej 
Liebe sein selbst um sein selbst willen, Sorgfe für die 
. Sicherheit seiner Person, und seines Eigenthums ; -und 
der Sua't kann ohne alles Bedenken als ^ein Grundge- 
568 annehmen : lieb& dich selbst über" alles, und deiae 
Mitbürger um dein selbst willen. Diese über alles gei 
bende Liebe für sich selbst, wird in der Band des 
Strafgesetze;^ eben das Mittel, den Bürger zu nothigen^ 
dafs er die Rechte anderer ungekränkt lasse, indem- je* 
der, was er dem andern Übels zufügt, sich selbst zu- 
fügt. Diese Sorge für die eigene Sicherheit ist es» 
welche den Menschen in den Staat trieb , und wer sie 
aufgiebt, hat keinen Grund in ihm zu bleiben. Sie 
allein ist ea i duroh welche jeder dem Staate die erfo- 
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äetlidae Garantie gieht, und bei welcher allein der 
Staat ihn festhält. Wer sie nicht hat,, auf den verliert 
das Geses alle Wirlcsanikeit MaA. entledigt sich der« 
selben auf zweierlei Art: entweder i dafs man sich 
über sie erhebe durch reine Moralität , sein empiri* 
sches Selbst, in dem Entswecke der gesammten Ver* 
uunft vergesse ; dann hat das Strafgesez nichts zu be* 
stimmen , indem die politische Gerechtigkeit , als 
Pflicht, von selbst erfolgt : oder dadurch, daXis man 
unter ihr zurückbleibt, und sein eignes Wohl fiir 
nichts achtet, aus Roheit und Verwilderung. Dann 
kann das Strafgesez nicht 'bestimmen, und ein solcher 
Mensch ist des Lebens unter andern schlechthin un« 
föhig. Politische Besserung ist Rückkehr zur Sorgo 
für seine eigene Sicherheit. — ^ 

Wer um des Schadens willen geschadet hat, hat 
ausser der inneren Bosheit, darüber der Staat nicht 
Richter ist, eine Wildheit der Sitten, und eiqe unge« 
V7Öhnliche ^Sorglosigkeit für sich selbst gezeigt. 
Wenn nur sn die Stelle jener Wildheit Sanftheit 
und Milde träte» wena der Schuldige nur erst anfln* 
ge für seine eigene Sicherherheit Sorge zu tragen, worza 
ihn die langwierige Strafe und die mancherlei Uebel 
derselben wohl treiben werden , so kann er wieder in 
die Gesellschaft gelassen werden. Derselbe Fall ist 
es bei demjenigen, der gewaltsam des andern Gut 
oder Leib angefallen hat Er ist wild, und uil« 
bändig. Bei dem ersten kommt noch hinzu die nn^ 
gezähmte Begierde nach des andern Gute. Er lern« 
nur sein eignes lieben und sdhätzen, und seinen Sina 
auf die Bewahrung desselben richten* Ein gutet 
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ordentlicher Wirtli ist nie ein Dieb, oder RSuber; 
nur der liederliche Wirth wird es, — Der Rebell 
kann oft ein gutÄiitfaiger nur verirrter Schwärmer 
ß^vfti! Er berichtige seine Begriffe, lerne die Wohl- 
iiiät der bürgerlichen Verfissung überhaupt, und ins- 
besondre der in seinem Staate kennen, und dann wird 
er vielleicht einer der treflichsten Bürger werden. — ^ 
Der Hoch verrather allein hat ehr- und treulos zugleich 
gehandelt ; das Zutrauen des Volks für ein öffentliehea 
Amt kann er nie wieder erhalten. Er ist an Macht 
und Befehlen gewöhnt, und wird nicht leicht mit ei* 
ner bescheidenen Dunkelheit, und einem kleinen. 
Privatgeschäfte sich begnügen wollen. Aber es käme 
darauf au , ob man seinen Sinn so weit heruntersLim* 
men könnte. Dies mag schwer seyn : aber wer wollte 
die absolute Unmöglichkeit desselben behaupten, 
(Dionys wtirde' Schulmeister su Corintb.) Die' 
Hauptregel dabei' ist : dals man an ihrer Besserung 
nicht verzweifle , und sie selbst nicht verzweifeln ma* 
che ; ferner, däfs sie noch eine gewiisse Zufriedenheit 
ibit' ihrem Zustande, und die Hofnung des bessern 
beibehalten. Beides wird unter andern dadurch beför- 
dert, dafs sie ihn selbst mic Freiheit statt der Aus- 
schliessung gewählt haben ; sich selbst die Aufgabe 
der Besserung gegeben haben. Sie werden sich selbst 
Vertrauen , weil ihnen ja der Staat vertraut. 

Diese Besserungsanstalten nun müssen nur auch 
zweckmäfsig eingerichtet seyn. Zuförderst, von det 
Gesellschaft wirklich abgeschieden; nach de^n Geiste 
des Gesetzes. Für allen Schaden , den diese aus der 
Gesellschaft vorläufig ausgeschlossenen anrichten, hat 
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ier Staat schwere Verantwortung. Also , sie haben 
insofern ihre Freiheit völlig verloren. Aber wer sicjbi 
bessern soll , • mufs frei seyn 2 und über wessen Besse* 
rung man urtheilen soll, der muis gleichfalls frei seyn, 
Es ist also eine Hauptmaxime: diese Menschen müssen 
innerhalb der nolhwendigen Begrenzung frei seyn, 
und unter sich in Gesellschaft leben. — Nichts für 
sie ohne Arbeit. Es würde der, gröfste Fehler dieser 
Einrichtungen seyn, wen^i den Gefangenen ihre Ber 
dürfaisse gereicht würben , ob sie arbeiteten oder 
nicht; und derMüssiggang etwa durch die herabwür« 
digendste Behandlung, durch Schläge, nicht aber 
durch seine natürliche Folge, durch Mangel, bestraft 
Würde. '« Ferner, aller Ertrag ihrer Arbeit, nach Ab- 
zug ihres Unterhalts mu£s ihnen zu eigen verbleiben. 
So ist ihnen auch ihr Eigenthum im Staate, wenn sie 
welches haben, aufzuheben, und indefs in die Vormund« 
achaft des Staats zu nehmen, so dafs sie es wissen. 
Es soll Liebe der Ordnung, der Arbeit, des Eigen» 
thvms entstehen, wie konnte dies, wenn Ordniing 
un'd Arbeit ihnen nichts nuzt, und sie kein Eigen. 
thum erwerben können. Sie -müssen unter Aufsicht 
stehen, und auch- nicht darunter stehen. So lange sie 
nicht gegen das Gesez handelu, mufs die Aufsicht 
nicht bemerkbar seyn ; sobald sie sich dagegen verge« 
4ien , muls die Strafe der Vergebung auf dem Fufse 
nachfolgen. 

(Man bediene sich darzu abgelegner Gegenden, 
unbewohnter Inseln, und Küsten , wenn der Staat ein 
seefahrender ist Und giebt es nicht auch auf gn>. 
fsen Flüssen im fasten Lande dergleichen Inseln? Der 
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Staat^ der dabei den Kosrenaufiyand schdute> verdien- 
te keiper Antwort. Worsu tiind denn die Einkünfte 
des Staats, wenn sie nicht für dergleichen Zwecke 
Mnd? Auch würde der Aufwand, wenn sie nur'ivvecfc- 
xhafsig eingerichtet sind, und ]ede Person mit dem be- 
schäftigt wird , was sie gelernt hat , nicht sogar gröfs 
aeyn. Wer sich ernähren konnte, da er' allein lebte, 
wird es ja noch viel eher können, wo eine Mengo 
Menschen EMSamtnen leben; und es wird dann auch, 
noch etw9s für die Kosten der Aufsicj^t abfallen. Frei- 
lich, \venn bei dergleicjiön Anstalten Veruntreuungea 
über Veruntreuungen Statt finden, dann werden sie 
kostbar) 

Der Zweck, und die Bedingung, dafs der Staat 
ole Schuldigen noch erhält, ist die Besserung. Sid 
xnüssen demnach sich auch wirklich bessern, oder das 
Bedingte, die Geduld des Staats, fällt weg. Es wür- 
de sehr awedkmafsjg scyn^ wenn der Verbrecher sich 
selbst, nach Maasgabe seiner Verdorbenheit , die Zeit 

7 

bestimmen durfte, binnen welcher er gebessert seyn 
wollte; doch mit dem Vorbehalte, dafs es ihm etwa 
späterhin frei stünde, sie nach einem gewissen Maas- 
Stabe ?u verlängern. Allen aber mufs nach Befinden ^ 
der Umstände ein peremtoriseher Termia der Besse- ' 
rung geseEt seyt). Es ist , wie schon oben ist einge- 
schärft worden, nicht von sittlicher, sondern lediglich 
von politischer Besserung die Rede, und es entscheid 
den hier nicht Worte, sondern Thaten. Und da kann - 
es denn, bei der beschriebenen Einrichtung, beson- 
ders wenn bei dem Anscheine der Besserung die Stren. 
gd der Aufsicht allmahlig nachliefse , damit die wab- 
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i«n Gesinpiiogen des ZücbtÜDgs sich freier entwickeln 
iKÖDnteBy nicht schwer seyn , zu iptscheiden , ob Lie« 
be zum Fl^ifse and ^ur Ordnung, an die Stelle der 
Liederlichkeit« sanftet Sinn an die Stelle der Wim- 
faeit getreten s^fij. l^s versteht sieb) dafs die zu dieser 
JBeurtheilung verordnete, verständige und gewissenbaf 
te Männer seyen, welpbe für das künftige Lebea die^ 
sex Personen verant^ort]icI\ zu machen sind^ ^ 

Pie gebesserten kehren in dieGesellscbffft zurück, 
und werden völlig wieder in ihren vorigen Stand ein« 
gcsezt^ Sie sind durch die $trafe,. und durch die era 
folgte Besserung mit der QeselUchaft vollkommen aus- 
gesöhnt. Wenn ipan nur diese Anstalten als wirkli- 
che Besserungsmittel, und nicht blofs a}s Strafe be» 
trachtete, und nicht etwa die nur für eine Zeitlang 
aufbehaltenen und im Grunde durch zweckwidrige Be- 
handlung verschlimnierten » sondern nur die wirklich 
gebesserten wieder in die Gesellschaft zurükliefse, 
$a würde auch in der öffentlichen Meinung kein Misr 

'<)U«.u.en gegen sie» soadetn vielmeh]; Zutrauen, Statt 

.gndcn*. , 

, Die binnen des peremtOTi3chen Termins nicht ge- 
tiieisserten ^ werden als unverbesserlich angeschlossen 
von der GesellschafL 

' 'Diese AnsMl s6ll augteich Strafe seyn , und als 

aokhe 'tOttlh^ 'Vergehen abschrecken« Der. Verlust 

-*d«r 'Frdihett^'i die;« Absonderung von ' der Gesell. 

)9fkttft 9 die strenge Aufsicht ,. alles ist dem , der jest 

freist, fürchteijlichigenug; nichts verhindert üheo^ 

«dem^ daJA den6B| diet draufsen sind, das Schicksal der 
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Züchtlinge noch hirler vorgesteMt wefde, als 6* wilfc 
lieh ist, uQd da& Unterscheidungen mit ihnen vorgft- 
nommeh werden, die andere schrecken, ohne an sick 
ein Uehel zu seyn, und die Gtmüther »n verwildem« 
B. B. ausgezeichnete Kleidung, «ine Fessel, die nicht 
schmerzt und nicht Äehr hindert. Der Züchtling gfi^ 
wohnt sich daran, und hei dem, deiv draiufsen ist, 
macht es den gehörigen Eindruck.' 

.1 . - ' 

y.) Das einzige Verhrecben, hei welchem seihst 

die Bemühung, den Verbrecher zu bessern, nicht Statt 
findet, und gegen Welches sonach ohne weiteres mit 
/absoluter Ausschliessung zu verfahren Ist, ist absivht* 
licher vorbedachter "Moxi^ (nicht etwa ein solcher der 
aus einer andern Gewaltthätigkeit zufalliger Weise er* ' 
folgte.) Der Grund davon ist dieser : wer gemordet, 
bot, von dem ist zu besorgen, dafs er auch wohl wie» 
der morden könne. Aber der Staat hkt das lleclit 
nicht jemanden zu nölhigeu, sein Leben in Gefahr aia 
'setzen. Er könnte sonach keinen- zwingen , die AuL 
aicht über einen Mörder zu übernehmen , der doch» 
um sich bessern zu können, eine gewisse Freiheit ha* 
ben müfäte ; und eben so wenig die andern für die 
Besserung aufbewahrten zwingen, einen Mörder unter 
6ich zu dulden« 

<Tch habe gesagt; der Staat h«hB.nIch{tdaafi.ecbt 
jemanden zu nöihigeni sein Leben. -in Gafalur zu setzen. 
Aber jeder hat das Recht, daAsettid freiwillig in Oe* 
fiahr zu begeben» Wenn nun ctwaGeselhchafteB^^ttnd 
milde Stiftungen vorhanden wäreny die es auf jede 
Gefahl auch mit dem Mörder *a«il sich nehmen woH« 
. '' ten, 
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tea, Jen Versuch seiner Beseerungsu wagen, so 
mübt^ ibneo dies versUttet werden ; falls nur die Be« 
baltnisse der Mörder so verwahrt werden könnten, 
dffs man gegen ihre Entweichuog gesichert wäre. 
£s ist, aus Gründen, die sich tiefer unten zeigen wer- 
iea^ za wünschen , dais es dergleifiben Gesellschaftea 
gebe.) 

Was ist nun mit denen tu Ann » welche ttbaoliit 
ausgeschlossen werden vom Staate, es sey ohne voif 
,- läufige Frohe der Besserung, weil sie Mörder- aind)| 
oder weil sie sich dieser Probe nicht unterwerfen woU« 
ten, oder es sey nach misluugener Probe? Dies ist 
bei weitem die wichtigste Untersuchung in der Theorie 
der Strafen. Wir hoiFen -durch sie einer Menge Ver* 

■ 

wirrupgen ein Ende zu machen ; und werden nicht, 
wie es gebräuchlich ist, blofs sagen ^ sondern 
erweisen. 

a) Die Erklärung der Rechtslosigkeit ist daa 
höchste , was der Staat als solcher , gegen irgend ein 
vernünftiges Wesen verfügen kann. Denn der Staat 
ist Suat iür jeden Einzelnen durch den Vertrag. Er 
kann nichts weiter thun , als den Tertrag für äufge» 
hoben erklären. Beide , der Staat ni^d der Einzelne, 
sind von nun au, da es, ohne diesen Vertrag, gar 
kein Rechts v^rhultnifs für sie gieht, einander gar 
nichts mehr ; sie sind ohne alles VerhSltnifs , sie sini 
für einander vernichtet. Was der Staat darüber hin« 
aus noch thut, dazn hat er aM dem Vertrage kein 
Recht, und da es ausser demselben, gar kein positives, 
bestimmtes I und bestimmbares Recht giebt, über* 
haupt kein Recht. 


ift2 , 
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b) Was aW erfolgt dAin atis der ErklSrung der 
R^ciitälosigieit? Die völlig willkührliche Behandlung 
des Vefurthrfilteh: nicht, dafs mah eifa Recht dazu ha^ 
he^ sondern', dafa auch keia Recht' dagegen isti also der 
Verurtheilte wird erklärt für eine- Sache j für ein 
Stuk Vieh*. "^ Mkn -kann nicht sagen: ich habe im 
Beziehung auf das Thier (aber wohl in Beziehung^ lauf 
dib.«brigefi Bürger im Staate), ein Recht,; dieses Thier 
cQ'ScblAcbten » al^er eben >so wenig : ich habe das Recht 
ilicht Es ist hier überhaupt vom Rechte gär nicht die 
Fcfige, sondern vom physischen Vermögen. Von dem* 
blois negatiptn Salze ; es giebt keinen Grund dagegexif 
ist uQch sehr weit zu dem jjositiven: es giebt einen. 
.Grund dafür. -^ So verhält es sich mit dem auf dem 
btaate absolut ausgeschlossenen. Ils läfst sich gar keiik 
Grund aus dem CäuJsern) Rechte anführen , warum- ihn 
nicht, der erste der beste, dem es einfällt, ergreifen» 
willkührlich martern und tödten sollte ; aber auch 
keiner dafür, , . 

• . - • ■- 

c) Wird ;es jemand thun, und wenn es doch einer 

thäte; was würde* erfolgeh ? Eine Ahndung des Staa- 
tes nicht, denn dSr Verurtheilte hat kein Recht.; aber 
di9 Verachtung aller: Menschen, die. Ehrlosigkeit, 
Wer ein Thier zur Lust njarteit,.oder ohne den Zweck ' 
eines Vortheil^ liödtet, wird verachtet, als eiu un- 
^mensphlicher Barbar, geflohen und verabscheut, und 
das mit Recht. Wie vielmehr dar sich an einem We- 
9ei|, das doch immewnenscbliches Angesicht trägt, so « 
verginge. Man unterlafst e5 sonach nicht , wegen eL. 
«^ Rechts des andern, sondern aus Achtung gegen 
sich seibat y und seine Mitmenschen. (Von der mo» 

rali- 
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rauschen Ansicht dieser That idtliier noch gär nicht 
die Rede, sondern lediglich vo& 'ihren Fo];;ea in" der 
Gesellschäh:.) 


1 " 


.V' . .: 


d)Wie vethSit es sich in 'dieser Rücksicht mit 
dem Staate ? Zuförderst ist d&r 'Staat in Bezienung auf 
den Verurtheiltehy'gar nicht irieht Staat'j er ist ihm 
bichts mi^h'r. Dann —* alle Ahbüfsungen gründen sich 
auf eine» gegensei tigc^ Verlrtg. Der Staat hat von 

seiner Seite das Recht, didse-Butie aufsuleg^'n; der 
Uebertreter des Gesetees- von der seinioeu das RethtL 

zu verlangen^*, ' da£s man., ihn nicht härter he straf e. 
Die. Ausschliessung aber giüudet sich nicht auf den 
Börgerveitrag , sondern uingtfkehrt atifdie Nullität 
desselben. . Ueber. diese hinauä sind beide l'artfaeiea 
«inander nichts mehr, und wenn der Staat" den Ver* 
■brechet tödtet, so thut er das nicht, als Stuat^ io/i» 
ier^ als stärkere physische Macht, als blofse Naturge- 
<walt. -*- Der Staat- bat die gleichen Gründe , die 
Tödtung sü unterlassen, welche die Privatperson hat ; 
nichb das IV^cht des Rechtslosen, der keines hat, soa* 
dern die Achtung vor sich selbst , vor seinen Bürgern 
und vor anilem Staaten^ 


Doch giebt es einen möglichen Grund, der den 
Staat bewegen kann, den Verbrecher zu todieni der» 
dals er sich nur auf diese Weise vor ihm schützen kön- 
ne. Da gar kein Grund dagegen ist, so entscheidet 
dieser dafür. Der Verbrecher ist dann ein schädliches 
Thier, das nledergeschassen, - ein ans^i wissender Strom, 
* der' gedämmt wird, kurz, eine Naturgewalt, die 
durch Naturgewalt voin Staate abgetiiehen wird, — 

Sewv 
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Sein Tod ist gar nicht Strafe, sondern nur Si« 
«berungsmittel. Dies giebt.uns die ganze Theorie der 
Todesstrafen. Der Staat als solcher, als Richter, 
l»odtet nicht, er hebt blofs den Vertrag auf, und diefli 
^$t seine öffentliche Handlung. Wenn er hintennaoh 
iipch tödtet,, so geschieht dies ^icjbt durch die rich.ter- 
j\ckt Gewalt , sondern es geschieht durch die Pplicei« ^ 
Jt)er Gerichtete ist für die Gesezgebung vernichtet,. ^ 
fallt der Folicei anheim.*; Es geschieht nicht zufolge 
^ines positivem Rechtes, aondern aus Moth. Was 
^ur die Noth entschuldigt, ist nichts ehrenvolles; ei 
jonufs daher, wie alles unahrbare , xmd 4oc^ Jiothwen» 
dige mit Schaam und in Geheim geschehen. — - Wer- 
&e der Missethätepr im Gefängnisse erdrosselt, oder 
enthauptet! Durch Zerreissung des Vertrags, (der 
durch das Brechen des Stabes sehr passend bezeichnet 
Mrir.'l) ist er schon bürgerlich todt, und aus dem Aa- ' 
denken der Bürger vernichtet. Was mit dem physir 
sehen Menschen vorgenommen werde , geht dem Büfw 
ger nichts weiter an. Dafs Iceiner getödtet werden 
fiürfe, vor Aufhebung des BürgervertragS', versteht 
jriok ohnedies. 

(Was hann die Vernunft sagen zu dem Geprange, 
das bei Hinrichtungen getrieben wird ; oder darzu, dafs 
inan die Leiber der Hingerichteten aufhängt , auf das 
Rad Sicht, u. d. gl. , -^ so wie die Wilden die Kopf- 
häute ihrer erschlagenen Feinde um sich herum 
aufhängen ?) 

• 

Der Tod des Verbrechers ist etwas zufälliges, 
kann daher imCjesetze gar iilcht angekündigt werden; 

aber 


aber die Ausschliessung vom Staate wird angekündigt* 
Es liegt in der Natur der SäcUst ^^^^ ^C' "^pd gar 
wohl auf sie folgen könne« Darum geschieht die er* 
stere nothwendig öiEFentlich zar'Crfüllong des Ge* 
letses ; abet j&ur sie. -^ ' - 

Die Todesstrafen durch Martern tcharf^h iat 
Barbarei. Der 5taat wird dann ein wilder , schaden« 
froher racbew-ütherider Feind , det seinen Feind vor» 
her noch recht f[uSlt, damit er dönTod fühle (ut mori 
•e sentiat.) ' : t 

(Es ist zuweilen nöihig, deriVemnoft' durch '£t^ 
&hrungön Gehör zu yerschaifen. Hier ist eine' seht 
bekannte. ' In der Römischen Republik wurde deiiii^ 
der das Leben (im Staate) verwirkt hatte, (capitis dam* 
nato) das £xUium verstattet. Nur wenn Gehihr von 
ifagi zu befürchten war, wie bei den Mitverschwonien 
des Catilinia; erlaubten sich die Römer, ihn- zu tüd* 
ten; aber nicht öffentlich, sondern im Gefängnisiie; 
Nicht um dieser Hinrichtung willen an sich, sondern 
^eil dabei gegen die gesezliche Form der Frözefs der 
VerschwQ.men im Senate entschiedefn, nicht aber ad 
das Volksgericht gebracht worden, wurde der Consul 
Cicero in dss Exilinm geschickt ; und insofern mit 
vollem Rechte.) 

e) Es ist noch ein Umstand zu bedenken, bei der 
Tödtung des Vet brecheis, welchen wir hier, ohner* 
achtet £S eigentlich keine juridische Ansicht ist , den- 
noch 'nicht übergehen können. £s ist nemlieh nach 
dem SitttngessB in jedem Falle fichlechthia verboten, 

absieht« 
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absicbtUch zu todten , (nicht ^twa das Leben des an- 
dern- uip irgend eines durch die Vernunft gebotenen 
Zwecks willen nur in Gefahr zu, hringpru) leder 
JV^nsch ist anzusehen, aU Mittel zur Beförderung des 
Vernunftzweckes. Keiner kann den Glauben, dab 
der andere, so verderbt er auch gegenwärtig seyn ' 
möge • .doch nock gebessert werden könne , aufgeben» 
ohne seinen eigenen durch die Vernunft ihm als noth- 
wendig auf^estelkeq Zweck aufzugeben. Der strenge 
Beweifs dieser Beli9U|;tucg^ ^ird da, wo er zu fodera 
ist, in einem Moralsysteme, gefuhrt werden. DieFri* 
vatperson darf sonach nie todten; eher mufs sie ihr 
eignes Lebfii in Gefahr setzen. So nicht der Staat,' 
hier als Policeigewalt; der als solcher gar keine mo* 
zalisph^ sondern eine juridische Person ist. Der Re^ 
gent darf allerdings, 'und er kann in gewissen Fällen 
jnoralisoii , verbunden seyp, seine eigene Person, als 
Mensch, in Gefahr zu Hetzen, aber nicht das Lifben 
anderer, oder gar des Staats, d. i. das Lieben, die Si- 
cherheit, und die rechtliche Verfassung Aller. 

f) Die Hinrichtung unverbesserlicher Bösewich- 
ter ist daher immer ein Uebel, obgleich ein nothwen- 
diges 9 und es ist daher eine Aufgabe für den Staat, 
sie unnötbig zu machen« — Was. soll nun derselbe 
mit den verurlheilten Verbrechern thun , wenn er sie 
nicht todten soll ? Ewige Gefangenschaft ist für den 
Staat gelbst lästig % und wie könnte er denn die Bür- 
ger, als solche, verbinden, die Kosten derselben, die 
für keinen ihrer möglichen Zwecke verwendet werden, 
da ja keine Besserung und Wiederaufnahme in den 
Staat SU hoffen ist, %m tragen ? Es bleibt nichts übrig, 

als 
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äM' ewige Lanitsveiweistiwig --^riii;eht . DeportatiQ». 
diese ist ein Zucbtmittel , und ühef /die Deportirten 
bUialt der Staat die AufsichL Ist. eu .befürchten, dals 
der Verbrecher- wiederkoiAme • so brandmarke man 
«hn^ so wenig schmerzhaft als mögUch ; denn d^r 

Staat mufs nicht das Ansehen eine9 Quälers haben« 

. ■ ' 

(wie er sich, dasselbe z.B. auch dnrch den mit der 
Liandesverweisung verknüpften Stanpenschlag gieht) 
aber unauslöschlich. Auch dies ist nicht Strafe» so4« 
dorn Sicherungsmittel und fällt, der Folicei anheiot« . 
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Was soll mit dem so gebrandmarkten i und aua . 

dec^ Staate gestofüenen werden ?• so fragt nicht der 
' Bürger, sondern der Mensch. Zieh er in eine Wild- 

nifs, lebe er unter Thieren ; dies ist di^rch Zufall 

Menschen begegnet, die keine Verbrecher w^ren, 
•und jeder, der in. der hier aufgestellten Verfassung 

daa Brandmal erhält, ist ein unverbesserlicher. 

, Anmerkung, Gegen diese Theorie der Strafen 
überhaupt, und insbesondere , der Todesstrafen wird 
«In "absolutes Strafreoht ^) aufgestellt » nach welchem 

di« 

*) Auch der (geliebte Herr lacoh Imt in seiner philo* 
sophischen Rechtslehre dem grofsen , docli nicht 
in£allibeln Manne, auf welchen ich oben Rück» 
flicht nehme, schon viele lahre zum Voraus bei* 
gestimmt. Er sieht zwar wohl ein , und weifs 
ohne Zweifel selbst am Besten, mit wie vielen 
Schwierigkeiten diese Theorie zu kämpfen haben 
werde, kann ihr aber dennoch seinen Beifall 
nicht entziehen, und hoft, ^afa,ßie mit der Zei^ ' 
wohl noch werde wahr werden. Diese Zeist ist 
nun eben gekommen. 


dl^ rlcliterlicbe S^^afe^ «ieht ah Mittel sondei'n seibat 
als Zweck betrachtet werden, und sich auf einen uner* 
foTSchÜchen kategorischen Imperativ gründen sol^ 
Da man in dieser Theorie wegen der vorgeschüzten 
iln^rforsohlichlreit sich des Beweises seiner Behau{K 
langen überhehen kann, bat man gut, diejenigen wel^ 
cbe anders denk^»« der Empfindelei, und einee 
ttffekürten Humanität su bezüchtigen, und sie kure 
iiüd gut Sophisten und Rechtsverdreher zu nennen i 
gaiiz 'gegen die gerübmte und mit Recht zu fodemde 
Gleichheit (^der Gründe) und Freiheit, (seine mit 
t/ründen urtterstüzte Meinungen vorzutragen,) auf dem 
Gebiete der Pliilosophie. Die einzige hervorragendit 
Seite dieses Systems, bei welcher man dasselbe anfaa» 
aen könne, scheint mir diese : „Man hat nie gehört| 
y^aagt mäx^, dlirs ein wegen Mords zum Tode YeruF- 
„tbeilter sich beschwert hätte, dafs ihm damit zu viel 
,und ü&)^echt geschähe ; jeder würde ihm ins Gesicht 
„lachen, wenn er sich dessen äussefte.'^ Dies ist^ 
blöfs 'das ins Gesicht lachen abgerechnet, so wahr, 
da£S| wenn ein mit einer Blutschuld Behafteter selbst 
fOn einer an sich ganz ungerechten, und von der Ver- 
schuldung nichts wissenden Gewalt ermordet würde, 
der Schuldige selbst, wenn er sich dabei seines Verge- 
hens erinnerte, und jeder, der darum wüfste, wüi^ 
deurtheilen müssen, dafs ihm daran gar nicht Unrecht 
geschiho. Es ist völlig wahr, dafs wir genöthigt 
sind, zu urtheilen, in einer moralischen Weltordnung, 
unter einem allwissenden Richter nach moralischen 
Gesetzen geschehe dem, der nach 4^m Gesetze behan« 
deltwird, das er selbst aufstellte, gar nicht Unrecht; 
und dieses den Menschen sich aufdringende Urtheil 

gründet 
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gründet sich auf einen 1k ategorischen Imperativ. Es ist 
sonach darüber gar kein Streit| ob dem Mörder wtecht 
geschehe, wenn, er das Leben wieder auf eine gewalt- 
same Weise verlieren mufs. Es war die ganz andere 
Frage zu beantworten, woher denn irgend einem Sterb* 
liehen das Recht dieser moralischen Weltregierung, 
das Recht, dem Verbrecher sein Recht anzuthun, 
kommen solle ; and diese lediglich juridische Frage 2iat» 
te der edle Beccaria im Sinne; welchem ohne Zweifel 
idiies' moralische Urtbeil nicht unbekannt war. Wer 
dem weltlichen Ob^rhertn dieses Recht zuschreibt, der 
^ ist allerdings , wie in demselben Systeme ge^chceht» 
genöthigt, den Rechtstitel .desselben für unerforschli^ 
auszugeben, und aein^ <je>ya]t von Gott abzuleiten« 
ihn für deti sichtbaren St;|itthalter desselben, und allß 
Regierung für Theokratie zu halten. Denn in der jü* 
dischcn Theokrptie war der Saz: We^fJ^lut vergiefsti 
des Blut soll wieder vergossen werden^ Aug um Auge, 
Zahn um Zahn , völlig an seinem Orte. Diese Pra* 
misse nur wäre erst zu erweisen gewesen. 

« 

Nun passen, überdies dergleicheu Behauptungaa 
gar ni^ht^ ein Recbtssystam, 4n welchem dem Volke 
die gesezgebendjß Gewalt Zugeschrieben wird, und i|ft 
welcheoL .def Gesezgehet nicht ;sugleich der Regent 
aeyn kann ;- man mufs sonach glauben, dafs dieselben 
Fragmente ei^er «ehr alt^ 'Bearbeitung sind, die sich 
durch einen hlofsen Zufall bieher verloren haben« 
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VI.> Wer disn andern an seiner Ehre unsjchuldiff 
und loshafter Weise angreift, verliert selbst die sei« 
tiige, der Natur der Sache nach, denn et macht sich 

I iS^ii^ 


alles Zütrftuenü anderer unfShig, — Da der Stkat dem 
unschuldig angegriffenen ohnedies -Ersaz schuldig ist, 
80 macht er das Factum öffentlich' bekannt,' und 
läfst, wie hilligy der Meinung des Publikums freien 
Lauf. 

• . . * ■ . * 

Pranger und Schandsäule sind^ Mittel , die Auf- 
merksamkeit des Publikums zu schärfen ; und die 
Schande ihm su versinnlichen. -* Sie müssen so we- 
nig, als'füöglich, schmerzhaft seyn — (wie s. B. die 
Trille es ist;} und sind Strafen für sich, und mlt.air 
dem -Strafen nicht zu verbinden , wenn nicht -der Na- 
tur der Sache nach Ehrlosigkeit auf das Verbrechen 
folgt. Der zu bessernde wird nicht ehrlos ^ der auszu- 
s'chli^ssende fragt nicht nach Ehre, denn er kommt ja 
ausser den Staat. Nur wo die Natur des Verbrechens 
es mit sich bringt , ist die Strafe der Ehrlosigkeit hin- 
suzufügen, z» B. bei Hausdieberei. ' 
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VIL) Schadenersaz mufs immer geleistet werden. 
Der Beschädigte hält sich unmittelbar an den Staat» 
der ihm im Bürgervertrage geg^ii alle Beschädigungen 
Bürge ward; der Staatr an den Verbrechet^, sd langa 
derselbe noch etwas hat. . Es ist darauf klar, AAh der 
Beschädigte nicht etwa die Kosten der Udtersüfchung 
zu tragen habe. Wofüt giebt er denn seine regelmä- 
fsigen Abgaben? An den Verbrecher kann sict der 
Staat halten. Mit ^er' absoluten Ausschliessung 
ist ohnedies die Confiscation des ganzen Vermögens 
verbünden» 

'Der an seinem Leibe und seiner Gesundheit be- 
achädi|;te mufs sehr wohl verpflegt werden , auf Ko- 
sten 


^^ IJl 

.sten des St^ts: Ss ist jie kleinste, aber eln&ig mog- 
liehe EatschädigtUigl^ diß:man,ij|^in für seinea ad«rseV 
."l^area Verlust; gebeä kann. ' *" 
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Vin.) *Es gi A t ,' wie w ir geschett haben , ütlÄr- 
haupt zwei ganz verschiedene Arten der Strafen, sol- 
che, die sich auf einen Vertrag , und eine solche, die 
sich auf die absolute Nullität des Vertrags gründet. 
Es ist ohne weiteres klar 4 dafs der Bürger verbunden 
sey, sich den ers(|en ohne Zwang zu ujiterwerfen , da 
sie , in einer gewissen andern Rücksicht auch seine 
Rechte sind, auch dals er zu dieser freiwilligen Un- 
terwerfung gar füglich genötjiigt werden könne, da ja 
härtere Strafen möglich sind, und er noch immerfort 
alles sein noch nicht verwirktes Eigenthum als Unter« 
pfand seiner Unterwürfigkeit einsezt Er muls sich 
der Untersuchung freiwillig stellen , und er kann ge- 
straft Werden, wenn er es nicht thut. Es ist so- 
ziaqh gar kein Grund vorhanden, sich seiner Per- 
son zu bemächtigen« 

Dagegen kann der Schuldige kein Unterpfand 
geben, wenn sich seine That entweder zur absoluten 
Ausschliessung von der Gesellschaft, oder zur einst- 
weiligen im Besserungshause ,qna1iliciret ; weil es 
im ersten Falle alle seine Rechte kategorisch , im 
zweiten problematisch (auf den Fall, dafs er sich 
nicht bessere) verloren hat. Hier sonach mofs 
sich der Staat der Person des Schuldigen be- 
mächtigen, — Das Zwangsrecht des Staates hebt 
an beim xelativen Eigenthum; es geht, wenn 
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dasselbe sut Genugthuung niclic hinlSoglich- ist, 
fort sum absoluten y nnd bricht, wenn der 
Schuldige nicht gutwillig, entrichtet, was er soU^ 
eiü in das Haus, und hält sich endlich, wena 
auch dieses verwirxt ist, an die Person. 
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Dritter Abschnitt der Staatsrechtslehre». 

Ueber die Konstitution. 


7? . 

1. JXegulativer Saz. Diejenige Wissenschaft, wel- 
che es mit einem besondern, durch sufall ige Merkma- 
le (empirisch) bestimmten Staate su thun hat s und he« 
trachtet, wie das Hechtsgesez in ihm sich am füglieh* 
sten realisiren lasse, heilst Politik. Alle Fragen der" 
selben haben mit unserer Wissenschaft, der Rechts- 
lehre, welche rein a priori ist, nichts zu thun, und 
müssen davon sorgfällig abgehalten werden. 

Von dieser Art sind alle Fragen, die man über die 
besondere Bestimmung der Einen , einsig rechtmäfsigea 
Konstitution auf werfen kann. Dies kommt daher; . der 
von uns aufgestellte Begriff einer Konstitution vollendet 
die Lösung der Aufgabe der reineiTVernunft : wie ist dii^ 
Realisation des Rechtsbegriffs in der Sinnenwelt mög* 
lieh? Mit ihm ist sonach die Wissenschaf t geschlossen. 
So ist' die Konstitution a^ priori bestimmt, Soll sie nun 
weiter bestimmt werden, so könnte dies nur durch empi« 
iscfae Dilta geschehen/ Wir zeigen die möglichen Fra- 
gen einzeln an, und beweisen, dafs ihre Beantwortung 
auf die zufällige Lage der Völker sich gründet. 

a) Das erste, was in der Lehre von der Konsti« 
tution erwiesen wurde, war der Säz ; dafs die Staats« 
gewalt x^othwendig übertragen werden müsse, keines* 
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weges aber in den Händen der Gemeine verbleiben i 
könne«. Es entstellt hierbei zuförderst die Frage: ob 
sie Einem od^r jVf ehrem übertragen werden solle; (die 
Frage/ über die Forma regimihisV wie' sie Kant in der 
Schrift zum ewigen Frieden nennt,") ob der Staat in Be- 
j^iehung auf die Personen der Gewalthaber eine Mono- 
kratie, oder Aristokratie seyn solle. Denn die Demo- 
kratie ist in die^j Bedeutung unzulässig. 

§ 

"'" "Bteide Begierungsfermen sind rfechtmäfsig; «wi- 
schen ihnen zu wählen ist sonach Sache der Klugheit, ^ 
Daß ich* den EntscÜrfduhgsgrund im Kurzen angebe;* 
von Mehrern, die ihre Meinung untereinander gegen- 
^geitig modificit^hj ist iibehr Weisheit zu erwarten» 
aber äben darum auc^ mehr Langsamkeit; auch wird, 
da jeder auf andere die Schuld schieben, und über- 
häuft durch di<$ Myi^hrheit der Schuldigem sich gedeckt 
fühlen möchte y das Ephorat auf $h nicht so mächtig 
ivirken« Ein imtaerwfihrender Präsident der Re^iei 
rn^g kann etwa leichter irren, aber in seinen Häoden 
ilst die Gewalt wirksamer; un d die Vera ntwprtlichkeit, 
dil°f' lediglich auf seinem Haupte ruhet, wirkt'auf ihn 
selbst stärker. Die Regierurig hat also in dem letzten 
Falle mehr Kraft und Leben. Die Entscheidung dürf«» 
te daher dabin ausfallen, dafs, ' wo die Regierung 
grofsere Kraft bedarf, theils w^gen des noch nicht an 
strenge Gesezlicbkeit gewöhnten 'Volks i und der 
Denkart der Nation überhaupt, theils wegen Recht- 
ünd Gesezlosigkeit in dem Ver^iälLnisse zu andern 
Völkern, die Monokratie ; wo aber jdie rechtsgemäfsp 
Yerfassung schon gewirkt,^ und den oben geschildert 
iea Zustand her\rorgebracht hat, d^s das Gesez durch 
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sein blofses inneres Gewipht' wirke , die i epublikani- 
scbe Verfassung, vorzuziehen sey* Dafs, es sey einert 
. oder ein ganzes Corps der höchste Regent 9 alle untex- 
geordnete Beamten durch diesen höchsten Regenten 
ernannt werden müssen^ ist leicht einzusehen; und 
ebeiK so, dafs sie lediglich seinen Befehlen und aeinem 
Gerichte -.unterworfen. 9tnd* Denn nur die böchstp 
Obrij;ikeit ist der Nation verantwortlich,; und sie ist 
es nur überhaupt darüber». da£$ Recht und Gerechtig- 
keit im Staate herrsche* . Aber sie kann diese Verant- 
wortlichkeit nicht übernehmen,) wenn sie nicht die 
unumschränkte l'Vji^ahl- der Personen hat, durch die sie 
dx^ Gerechtigkeit verwaltet, und wenti diese ihr nichit 
gänzlich unterworfen ^sind» 

b) Eine zweite Frage i^t, ob es besser sey» däGi 
das Volk seine mittelbaren Repräsentanten für die Per« 
son ernenne» (In der oben. [S. 195 iTheil] angegie- 
))ene^ rechtmärsigen Demokratie) oder sie etwa durch 
die Repräsentanten selbst ernennen lasse» oder g«^r eine 

'Erbfolge einfühlte.. — In Absicht der Ephoren ist die 
Frage überhaupt und für alle Fälle schon oben aus ab- 
soluten Recbtsprincipien entschieden, wofden. Sie 
bleibt sonach nur in Absicht der Verwalter der exekü* 
tiven Gewalt übrig.. Und da hängt denn di^ Beant«^ 
wortung derselben von empirischen Xhatsacben ab; 

^hiet jixisbesondeie von dem Grade derCultur des Volk;!,, 
' 4er ^ur durch eine scho^ vorhergegangene weise und 
gerecUta jGeaezgebung za erreichen ist. — ^ Ein Volk 
das seitie Regenten selbst wählen soll» mufs schon sehr 
gebildet seyn : denn> di|B Wahl mufs. nach oHgeM 
Gi'undsätaen,. mmtifnmig^^jny um gemeingültig seya 
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SU kpnnen ; doch wird nur relative Einstimmigkeit et- 
fodert ; es ist *.iso immer zu befürchten, da£s ein Theil 

t 

der Minorität entweder ausgeseblossen , oder eioen 
Regenten gingen ihren Willen erbaUeii werde. Aber alle 
Veranlassungen z\x Entzweiungen und Partheien unter 
den Burgiem müssen durch die Konstitution abgeschnit- 
ten werden. So lange nun defs Volk diesen hohen Grad 
derCültuT noch nicbt bat, ist es besser, dafs auf einmal 
Tut immer auch da9 Wahlrecht Teraussert werde, wels- 
ches freilich nur durch absolut^ Einstimmigkeit ge* 
scbehen kann, und eine feste Form der Regentenfolge 
für immer eingeführt werdet In der Republik mögen . 
die Regenten sich selbst durch Wahl ergänzen {'ist jias 
Ephorat wirksam genug,, so liegt ijinen alles daran» 
die^e Wahl mit der höchsten Sorgfalt vorzunehmen. 
In der Monokratie läfst sich nicht füglich denken, wer 
den Monokraten wählen sollte, ausser dem Volke, 
das, wie gesagt, nicht wählen soll. Er könnte so- . 
nach gar nicht gewählt, sondern müfste dufch die 
Gebprt bestimmt werden. — Ueberdies h^t die Erb- 
folge auch noch anderweitige Vortheile, die ihre Ein- 
führung rathäam machen, dafs z.B. der Fürst gaiiz 
vom Volk abgeschnitten, und ohne Privatbeziehungen 
mit demselben geboren werde und sterbe« 

c) Es könnte die Frage entstehen über die Bedin- 
gung des mit den Verwaltern deVexekutirenöewak«! 
schliessenden Uebertragungscontrakts ; über die per- 
sönlichen Rechte, Freiheiten, Einkünfte, und die ih- 
nen anzuweisenden Quellen dei^ leztern. Aber diese 
Beurtheiluug ist lediglich empirisch. Woher die Ein- 
künfte für den Sffentlichen Zweck , lu dem der Un- 

terhilt 
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tarhalt der Feirsonen, die die Staatsgewalt in den Hän- 
den haben, allerdings mit gehört, hergenomoien. \f efi» 
den sollen , joder das Princip der, F'uinnzen , . ist schon 
oben angegeben , und bei vorkomoienden Fällen ange- 
wendet worden. — leder hat beizutragen, nach 
dem y erhäki^isse 9 als er des Schutzes bedfirf ; die 
schützende Mach t.mufs dem Bedürfnisse des Schutzes 
angemessen seyn ; . und so erhält man zugleich einea 
bestimmten Maasstab der Abgaben, die von den 
Staatsbürgern zu erheben sind — die Abgaben sind, 
wandelbar» da. d^s Bedürfnil^ des Scfautzea ohne 
Zweifel wandelbar ist. Der Regent kann« nicht, inp 
wiefern er die oberste G.ewalt in den Händen behält, 
aber er konnte sehr wohl vor einem Volksgerichte zur 
Rechenschaft über die Verwaltung desselben, falls 
nemlich der Ephor ihn anklagte, angehalten werden; 
denn es gehört zum öffentlichen Rechte, dafs die Uri* 
terthanen'nur fu'r die Staatsbedürfnisse, und nicht für 
andre willkühfliche Zwecke, Abgaben entrichten. 

^d) Es kann gefragt werden nach der Gerichtsver» 
fassung. Es ist erwieisen, dafs die exekutive Gewalt zu- 
gleich den höchsten inappellablen Richtersruhl habe« 
Es ist aus dem obigen klar, dafs sie Unterrichtcir er- ' 
nennen werde, welche in ihrem Namen das Recht 
sprachen,' von welchen an ^le höchste Gewalt appelii« 
ret werden könne, und \ welche iht verantwortlich 
aey. Es wäre sasacb nur dbrig die Frage über die 
Form der geridbtlichleA '^Untersuchung, ' oder den 
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Die gericlitlichfcn BeVrieise ^werden geführt wie 
alle' Beweise ; und der Procefs hat soaäcli zur Haupt* 
qiielle die Logik, und den ges^unden Menschenvcr- 
staiVÄ Überhaupt. Wo einer Parthei d ißt positive Be* 
weiis zukommey und wo sie durcli derr*negatiVen, <iafi 
Tir nichts nachgewiesen werden könnet losgesprochen 
wer'dfe; iit, wo es xlöthi^' waf , bei der Materie der 
Rechtsfragen' selbst, angemerkt worden. In der Regel 
bat der 'Kläger den positiven Beweifs teu führen; 
selbst ' der Staat, wo er e9 ist; denn insofern ist er 
iiichfc Richter, sondern Pai^thei. -ob aber ein Beweib 

■ 

hitiladgÜcU geführt scy, darüber ist er Richter. 

■ • • ■ ■ . • . , 

Nur über den Bew^ils durch Eidesabiegung ist ■ 
^ancheß .^su bedenken^ Entweder die Eidesleistung 
wird für nichts weiter gehalten, als für eine fiievliche 
Versidhaxung, und die äussern Formalitäten dabei ha* 
ben*nur denZweck,> allen Ltiicht^inn abzuhalten, und 
die- 'Menschen zur Aufnverksamkeit, und zum Nach- 
denken über die. Wichtigkeit einer solchen Versiehe, _ 
rung ija bringen; dara'demnachfvorausgesezt werde, 
wer öffentlich die Unwahrheit zu betheurq«. fähig sey- 
werdö eben sowohl einen falschen Eid seh wöjren 5 oder 
man sezt voraus, dals der Eid noch etwas mehr sey, 
denn eine feierliche Versicherung, und dafs dieselbe 
Persqn, die keinen Anstand nehmen würde« etwas 
•unwahres -öffentlich 9Ja vexsipbern, sieb Bedeqkea mg* 
eben würde, eineu falschen/ £id abzulegen. Im 
ersten Falle, liefse sich -fragen, .wie denn die. andere 
Parthei, wenn der Streit eine Civilsache betrift., o^er 
das ganze gemeine Wesen , wenn es eine offentli 
.«olfe Angelegenheit ist| rechtlich verbunden werdeu 

könne, 


könne 9 diese Versicherung: zu glauben , und auf sie 
den Aussprach des Richters ankommen ku lassen , &a 
ja der Staat selbst auf das allgemeine Mistrauen sich 
gründet. Im zweiten Falle findet, alisser derselben 
Bedenklichkeit, die noch höhere Statt; was denn ei- 
gentlich vorausgese«t werden möge, das fähig seyn 
soll, den, der sich kein Bedenken macht, öf- 
fentlich die Unwahrheit zu hetheuren,' abzuhalten. 
dieselbe durch einen Eid zu bekräftigen. Da er die 
Verschuldung der blofsen Unwahtbafcigkeit nicht 
fürchtet, so mufs er glauben, .dafs der Aufruf Gottes * 
cum Zeugen ein übernatürliches, unbegreifliches; und 
magisches Mittel sey, sich die Ahndung desselben 
zuzuziehen , wenn man falsch schwört. Dies ist nun 
ohne allen Zweifel die wahre Natur des der morali- 
schen Religion völlig widerstreitenden Aberglaubens. 
Der Staat würde in diesem Falle auf die Fortdauer 
der Unmoral i tat rechnen, und dieselbe aus allen Kräf- 
ten befördern müssen, da er davon seine Sicherheit 

\ 

abhängig geipacbt hat; welches widersinnig ist, Deiu« 
nach läfst sich der Eid nur als eine feif.iliche Versi» 
cherung vorstellen ; und er kann nicht Statt haben^ 
ausser da, wo in einer Privatsache die eine Parthei 
XS fieiwillig auf diese Versicherung der andern aukom« 
men lassen will. Volenti non fit injuria. In einer 
^entliehen Angelegenheit kann er qiq angewendet wer- 
den; denn der Regent karin dem gemeinen Wesea 
nichts .von seinem Rechte vergeben. — Ist nur die 
GesesgebungsoKgfültig geuug, fio daJGs sie- niclits ohne 
o£Fendiche Sanktion abmachen läfst, - was derselben 
bedarf; ist. die Policei nur wachsam genug; hat nur 
der Richter nicht blofs sein Formular im Kopfe , son- 
dern 
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derti noch überdies gesunden Menschenverstand ^ s» 
wird es des £ides nie bedürfen. 

e) Ferner könnte die Frage entstehen» über die 
Art, d^.Yolk aur Wahl der Ephoren, oder auch» 
iiach Ankündigung des Interdicts, zum Gericht über 
fiie Verwalter der exekutiven Gewalt zu versammeln« 
Es ist in^der ersten Absiebt sogleich einzusehen,, dafs 
die im Amte sthehenden Ephoren, (ihre ^ahl ist eind- 
Fragt) der Politik, und wird bestimmt durch die 
Volksmenge, durch den Grad der Cultur und der ah- 
cewöbnten Ordnung ; ein höherer Grad derselben 
macht eine* geringere Anzahl derEphoren hinlänglich) 
die Wahl ankündigen, über sie wachen, die Slimmea 
sammeln, und das Resultat ziehen müssen: — es ver* 
steht sich, wie schon oben gesagt worden , ohne dafs 
sie die Wahl leiten , weil die neuen Ep^oren ihre 
künftigen Rich^.r sind, oder dafs das Anhalten uqt . 
das Ephorat erlaubt sey. Zut Stimraensammlung 
beim Volksgericht müssen, da die Ephoren selbst Pap« 
tbei . sind , besondere Männer (Synd.iks) vom Volke 
Seihst und aus demselben für diesen Akt gewählt 
werden, ^ 

2«) Sonach bleibt uns für eine reine Rethtslehra 
keine weitere Untersuchung übrig, als die über die 
Foliceiy — ' daa Wesen, dieF&iehten, und die Gren* 
ien derselben* 

Zuförderst: was ist die Policei ? d. h. der BegriflF 
derselben mufs deducirt werden. — * 'Der Staat, aU 
si^lcher steht mit dea LJntertbatten, als solchen, in «i. 

•I • Bein 
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nem gegenseitigen Vertrage, sufolge clessen es von 
beiden Seiten Rechte und' Pflichten giebt. Ii| den Fal- 
len, da der Unterthan klagen kann-, und klagen wirJy 
ist das Verbindiingsmittel swischen beiden gefunden. 
Aber wir haben eine Menge Dinge attfgeseigt, übAr 
welche nicht geklagt wird, indem der' Staat rin 
Amtswegen über sie zu wachen hat. £s mufs sonach 
für diese Fälle ein besonderes Yerbindungsmittel zwi* 
sehen der exekutiven Gewalt und den Unter thanbki 
geben, und dies -eben ist die Policei. Durch diese 
wird der gegenseitige Einflufs, die fortdauernde 
Wechselwirkung zwischen beiden er$t möglich. Sia 
ist sonach eins der schlechthin nothwendigen £rfode|> 
nisse eines Staats, und die Lehre von ihr überhaupt» 
gehört in ein reines Naturrecht. 

Der Staat steht in zweierlei Beziehungen gegen" 
die Untertbanen ; theils hat er gegen sie Pflichten, die 
des vertragsmälsigen Schutzes ; theils Rechte, sie zur 
Erfüllung ihrer Bürgerpfltchten , und zum Gehorsam, 
gegen die Gesetze anzuhalten. Die Falle, in denen 
:das. eine öder das andere eintritt, giebt die Police!: 
sie. ist Vermittlerin in beiden Beziehungen. Wie si<;Ji 
der Richterspruch zum positiven Gesetze verhalt, in 
Beziehung auf den Bürger; so verhält sich' zu diesem 
Gesetze die Policei in Beziehung ^ auf die Obrigkeit. 
Sie giebt den Fall der Anwendung des Gesetzes. ^ 

Zuförderst voit der durch dte VoWitx auszuüben- 
.(den Schuzpfiicht des Staats. — Man durfte glauben, 
Was den Schuz anbelangt, wird jeder Burger den Staat 
schon selbst erinnern , und dem ' Vertrags mäüsigea 

'" Schuz 


«Sci^u^ fodern. .Aber oft ist ein schon geschehener 
Schade unersezhar, und es ist mehr djer Zv^eck des 
Staats die yerletzuugen seinet* Bürger zu verhindern, 
ftia sie, wenn. si)ß schon geschehen sind, zu hestrafen. 
>I>ie Schur* und Sicherheitsa/utßlten sind- der erste Zweig 
der Foliceir ^ 
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Jeder JBürgeE huifs im ganzen Gebiete des Staats, 
theiU zufolge seiftps Rechts den Acker zu bauen, die 

-Produkte aufzusuchen ^ Handel und Wandel zu treji- 
hen, oder, wenn er von allem diesen nichts tbut, sein 

* absolutes Vermögen nach Gefallen zu geniefsen, frlei 
und sicher von allem Unfälle hin und her gehen köq- 

"toen. le mehrere Menscheti an einem Orte zusammen- 
kommen > desto wirksamer müssen die Schuzansta^ten 
gegen die zu befürchtenden Anfälle seyn. Daher be- 
vvafnete Wachen und Patrouillen;' auch auf den*Land« 

"strafseh, wenn sie unsicher sindl' Es kommt diesen 
untergeordneten Staatsdieniern keinesweges der Kitn« 
terspruch zu , vvohl aber,' dafs Sie* die Verdächtigen 
einziehen. Sfe selbst sind mit schwerer Strafe yerant* 
wörtlich zu machen für alles Uiebel,' das iliherfaalb''d'68 
Umkreises^ der 'Ihrer Obhut anbefohlen ist, ' sidi 

. zuträgt. 
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Zur Beichützung dieser Sicherheit des t.^beii9, 
und des Vermögens gehört die Aufsicht derPolitei auf 
den Strafsenhau, Der Bürger hat das Recht gute Stra- 
fsen zu fodern, denn der Staat hat ihm die möglichst 
geschwinde und bequeme Ausführung seiner Geschäf- 
te, oder wenn er auch nur zum Vergnügen reiste, den 
ihm selbst angenehmsten Genufs seines rechtlich er* 

worbe* 
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worbi^nen Ei gen th ums garaatirL' Es gehört, dabin die 
A'nzeigeder unsichern.Oerter durch Warnnagatafela u. 
6* gl* Wenfi ohhe Warnung jemand iti'Schadefi'käm^y 
so hätte cr-vöm Staate Ers^itz za fodern; denn derselbe ^ 
hat ihm seine Sicherheit , hei allen durch 'das Gestz 
nuht verbotenen Ilandtun^en gararitirt. Wer ati'die 
M^arnii hg sich nicht kehrt, trögt dfen Scha-den; doch 
ohne ausserdem noch strafbar zu seyn, well jeder der ^ 
eigne Hrrr seines KörpeS is^ Es gehört dahin, die 
Ahstc-llüng gf^])rüfter und durch den Sraat aj^probi^ter 
Äerzte. ^-^ (^Diese Approbation geschieht am schick- 
'liebsten durch die Mediciniscben Fakultäten , äl^ die 
,competentesten Richter; und diese sind für dieseii 
Akt anzusehen 9 als ein Regierungscollegiumy sowie 
die Zünfte in der Prüfung ihrer Mitgenossen ,[) Auf- 

siebt über die Apotheken. Pfuscherei und Quaksalbe- 

•-' . ^^ k . . ■ . 

rei 9 mufs verboten seyn , für dem , der sie, ausüben 

wollte ; aber nicht dem^ der sich derselben bedienen wollte^ 

' ■ • ■ ■ . • ■■■ , ■-■'-■.''* 

wenn in einem Staate, wo das erstere verboten^, wpl- 
che aufzufinden sind ; denn jeder ist Herr, seines 
Lebens. 


'■ » 


Ia Kücksicht des absoluten Eigenthuma , hat die 
Folieeigegen gewaltsamen Einbruch. zuaichern,.(durch 
' nachtliche JPatrouillen.) Es liegt ihr ob die Aufsicht 
%fegen I?eu€|rsgefahr^ die Anstalten zur schnellen War* 
xiung und . zum Feuerlöschen.- Die Aufsicht auf den 
Wasserhau,, und der S.chuz gegen U«berschwemmun*' 
gen u. d. gl. ' Alles ist absolute Pflicht de9 Staats zu* 
folge des Bärgerrertrags r nicht etwa nur.^ohlthätige 
Anstalt. > . ,. 

. Dies 
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l>ics «ufordf rst irf A1*sicht cl^sseh, was (lerlSlaat 
selbst %\x tbun hat . ' < Nun hat er feifner zufolge seiner 
' SchuSKpflicbt d<M ßecLt den S^iirg^rn ge^i^isse Gesetze 
-XU geben v'die «auf' di« Sicherung der Mitbürger vor 
* Verletzungea,. auf .die, Erjeic^bterung der Aufsicht, 
und die-Efitdeckuiig dex Schuldigen abzielen. Sie hei« 
htfOi Fplfzeigaetze : und unterscheiden sich von den 
eigexitlichen Civilg^setzen dadurch , dafs die leztern 
die wjrldiehe Verletzung verbieten, die erstem aber 
darauf ausgehen, der Mi) o/^/z^m einer Yerletzuug yor- 
subeugen. Das Civilgesez verbietet Ilandlungea 
welche an und für sich dTe Rechte anderer beeinträch- 
tigen^ Diebstahl, P»uh, Angrif auf Leib und Leben 
V. d. ßl. und .solche Verbpte findet deun wohl le« 
der gerecht. Das Polizeigesez verbietet EUgidlua* 
gen,, wejche an und ^ für sich keinem Menschen 
schaden, uq^d völlig gleichgültig scheinen ; die 
aber die "Verletzung 'änderer leichter machen, und 
die Beschützung derselben durch den Staat, oder 
die Entdeckung der Schuldijgen, erschweren. Üh- 
unterrichtete pflegeh dergleichen Verböte , durch 
deren Nichtbeobachtung keiner verlezt wird, unbil- 
lig ^H finden, und das Recht des Staats sie ergehen 
2;u lassen, zu bezweifeln. (So wird, wenn man 
Sicbarf nachsieht, die akademische Freiheit von Vielen 
altf Bef reimig von allen Poiiceigesetzen gedacht*» dadöcb 
allerdings jruf Akadeinifen eine Policei seyn sollte.) 
Aber das Recht und diie Pflicht, dergleichen Gesetze 
iu gehen, gehen aus der Policeigewalt des Staats klar 
hervor. Dafs ich die Sache durch ein Betspiel 'klarer 
mache : dadurch, dafs jentaud bewafnet erscheint, ge- 
M^hieht ohne Zweifel keines MeuscLen Rechten 

einiger 
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einiger Eintrag ; denn was^cann das deäi.'aaiclem-ver- 
i schlafen ^ was ich an meinem X«ibe trage? Aber es 
wird dadurch jriel leichter^ ihn su verletzen, .und des- 
wegen, würde» meiner Meinuüg naeh,.- der Staat das 
vollkommene Recht haben, das Tragen Jaller Waffen, ' 
selbst den Besiz derselben im Hause zu untersagen ; 

. wenn er nur sieber seyn könnte, dafs keiner seiner Bür* 

^ .. . • 

ger in den Fall dert^othvr ehr kommen würde. (So war 

es in der römischen Republik verboten, in der Stadt 
i>ewafnet zu erscheinen; und der Feldherr, der die 
E^re des Triumphs erwartete > muiste bis »im Tage 
seines feierlichen Einzugs vor def Stadt (ad urbem) 
bleiben, oder, wenn er dennoch eher , in die Stadt 
wollte, die -Waffen niederlegen, und auf die erwar« 
tele ^hre Verzicht thun) Aber ganz sicher hat der 
Staftt das Recht» den Besiz gewisser Waffen , z, B. 
der^ Windbüchsen , zu verbieten. Diese können nie 
zur SelbstvertbeidtguMg r^öihig seyn. Wer rech^hat, 
warum ~sollte der den Schall scheuen ? - Es ist absolut 
vein Instrument für Meuchelmord. — Nun folgt gait 
nicht, dafs der,' der.es hätte ^ dasselbe wirklich zum 
Meuchelmord anwenden würde. Dieser ist durch das 
* Cüvikesez verboten. Aber der. Meuchelmord ist da- 
- durch leicht möglich, und für einen andern Zweck be* 
darPman gerade dieses Instruments -nichts darum soll 
er es nicht einmal haben: und dies ist durch das Po^if 
ceigetez verboten. -— Dafs man zu gewissen Stunden 
der Naqht;, nicht ohne Licht auf der Strafse seyn dür* 
fe, wäre ein Foliceigesez ; und die Absicht desselben 
^ie, damit man jedermann leicht erkennen könne* 
Man verlezt dadurch , dafs man ohne Licht auf der 
Strals« ist, keinen Menschen, aber es wäre in der 

IL • « Finster- 


FinsternSXs. Jeicbt möglicbf oüd 4iese Mögliöliköit eben: 
spll^abgesciifiitten werden. -^ Wer ein Folicejgeses 
übertritt, ha^ Me Unannebmiicbkeiten, die daber für 
ibn erfolgen ^önuen 9 skb selbst zuzuschreiben » und 
ist überdies straf bi^. ^ ^ 


Die Hauptihaxime jeder wobleingerichteteu Po« 
licei ist rtotbwendig folgende: jeder Bürger, mufsal* 
lenthajßieny wo es nöihig isty sogleich anerkannt werden ! 
Jidnnen^f .als diese j oder jene bestimmte Fersvn:/keinfit 
xnufs dem Foliceibeamten unbekannt bleiben können. 
Dies ist nur auf folgende Weise zu erreitfaen. ledet' 
jnufs immerfort einen JPals bei 'sieb führen > ausge- 
stellt von seiner nächsten Obrigkeit^ in \yelcbem seine 

/ Person g«nau beschrieben sey; und dies ohne unter« 
schied des Standes* Möge, da die blofs wörtlichen Be* 
Schreibungen einer Person immer zweideutig bleiben« 
bei wichtigen Personen j die es sonach auch bezahlen 
können, statt der Besclireibung ein wöhlgetrolfenes 
. Portrait im Passe befindlich seyn. Kein Meifscb wer- 
de an irgend einem Orte aufgenommen, ohne dafs man 
den Ott seines lezten Aüfenthölts, und ihn selbst durcli 

' diesen Pafs . genau kenne. Was durch einen solchen 
PäCs bewirkt wetden könqe, davon werden wir tiefer 
unten ein merkwürdiges Beispiel finden. ledoch 
müfstc, um selbst das unschuldige Vergnügen, das 
aus der ünbekanntheit entstehen kann, nicht zu stöh-> 
rcn , den Foliceibeamten bei Strafe verboten seyn, die 
Vorzeigung dieses Passes, nie aus blofsem Muthwi)len 
oder Neuiiier, zu verlangen, sondern nur da, wo die 
Legitimation derPer&on nothwendig ist; über welche 

jNolhwen- 
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Nothvf en jigkek sie bei ihrer Instanz Recbensch^t ab- 
Eu]«gen yerbindlicb gemacht werden müssen* 

WiEis im Hause geschieht, weifs der Staat nicht |. 
aber was, auf der Strafse geschieht, über welche man 
doch gehen muis, um in das HauS' zu kommen, ist 
Seiner Aufsicht unter>lvorfen. Die Bürger können so- 
nach 19 einem Itause sich nicht versammeln, ohne dafs 
es die Policei wisse , und die^ Macht habe , ' ^wöhl 
als das Recht, (da ja die Scrafse derselben tuilerworf^n 
ist) die Versammlung au verhindern, wenn sie ihr 
Verdacht erregt. Kommen so viele Menschen zusiam- 
men, dafs sieder öffentlichen Sicherheit Gefahr' brin» 
gen könnten *— jede, Gesellschaft kann es, . die so 
stark ist, dafs sie der bewafneten Macht am Orte Wi- 
derstand zu thun fähig.wäre, — so hat die Policei da- 
Von Rechenscbaft zu fodern, was sie bei einander 
thun wollen, und die Aufsicht zu übernehi^ea,.ob sie 

-das angegebene wirklich thun. • Das Hausrecht fallt 
dann weg; oder, wenn der Beisitzer des Hauses es 
nicht wegfallen lassen will, so versammle man sich ia 
«inem öffentlichen Hause. Gerade so ist es bei Anhäu- 
fungen des Volks auf Strafsen, Markten u. d. gl., die 
Policei hat dasRecht^sie zu verhindern, oder Aufsicht 

* darüber zu halten. — Der Sraat haj: in dieser Rück« 
fticht das öesez zugeben, dafs, nach Befinden der. 
Umstände nicht mehr als eine bestimmte Anzahl von 
Menschen versammelt seyn sollen, ohne ibre Ver-. 
Sammlung, und die Absicht derselb<?n bei der Policei 
ange/.eigt zu haben, damit dies« ihre Maasregeln dar* 
nach nehmen könne« 

^ 
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' Noch sind in Absicht der Sicheriing des* absolutea 

Eigenthoms zwei, Fragen zu beantworten; nemlichf 
wie soll die Verfalsphung der Wechsel,' und wie die 
•Verfälschung des Geldes verhindert werden ? Ich lasse 
mich um so lieber auf sie < ein , um dabei zugleich^ in 
e'in paar Beispielen ta zeigen, wie einer guten Police! 
selbst das für umnöglich gehaltene ganz leicht sey. ^ 

■. . Zuförderst voA Wechseln. Ich rede yon^eigent- ^ 
liehen Wechsel briefen, deren Werth jeder bezieht» 
der sie in den Händen hat, nicht von blolsen Assigna« 
tionen ) in denen ein bestimmter Empfänger genannt 
ist. An grofsen Handelsplätzen, besonders auf Mes* 
sen 9 verändert ein Wechsel in demselben Tage wohl - 
sehr yielffi^al seinen Eigfcnthümer. Die Personen, durch 
d^en Hände er gin^ l^ennen einander vieneicfatniobt 
,Non nimmt zwar nicht leicht ein Kaufmann einen 
Wecbseli ohne dafs€?t das Haus der Aussteller, und 
die unterschriebene Hand k^nne. Aber Hrinde lassto 
sich nachmachen; und kurz es werden falsche Wech* 
sei wirklich ausgebracht, und angenommen, der"Be» 
trug mit ihnen mufs daher wohl möglich seyn. Nun 
kommt es zwar zulezt iillerd ings an den l*ag, dafs der . 
Wechsel falsch sey, wenn er an den vorgeblichen Aus-' '^ » 
steller zurückkommt Aber wie soll man nun den, der 
ihn untergeschoben hat, entdecken, und seiner hab- 
haft werden können , um ah ihn wegen des Verlustes 
sich zu halten? In der hier beschriebenen Polici^ord- 
. nung macht dies nipht die geringste Schwierigkeit, 

Die Namen derer, durch deren Hände derWecbr 
sei gelaufen ist, werden obnediea auf der KÜckseit* 

desselben 
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desselben bemerkt. Bei der gewöhnlichen Einrichtung 
aber. lcaai\ sich ja jemand einen falschen Namen geben. 
Wenn Nachfrage nach ^hm entsteht^ ist: er nitgends 
zu finden. Unserm Vorschlage nach müliste jeder der 

. einen Wechsel übergieht,i wenn er dem Annehmer desr 

selben nipht genau 'persönlich bekannt ist^, durch sei* 

nenPafs beweisen, d^fser diese bestimmte Person sey» 

jWO ear «u finden sey u. s. f. Der, 'Annehmer des 

Wechsels hat die Pflicht sich den Pafs vorzeigen zu 

^ lassenr, undnhn nach demselben anzuerkennen. Zix 
dem Namen des Uebergebers auf der !Rückseite des 
Wechsels wird blols gesezt ; mit Pafs von der und der^ 
Ohrigkeit. '•'^ Es sind^ zwei Worte lÄehx tu schrei» 
hen , und ein oder zwei Minuten Zeit ' mehr nö« 
tbig , um ' den Pafs und die Perison anzusehen ; und 
übrigens ist die Sache so einfach als vorher. -*- Wo 
soll man nun diese Person wieder finden,- falls der 
Wechsel falsch» und die Untersuchung bis auf sie zu- 
rückgekommen ist? Es ist in unserer Policeiverfässung 
olinedi^es keinem erlaubt^ von einen^ Qrte abzureisen^ 
(er kann unter dem Thore angehalten werden) ohne, .. 
dafs er den Ort bestimme« wo er zunächst hinzureisen 
gedenkt, welches }n dem Register des Orts, und in 
seinem Passe bemerkt wird. Er wird an keinem an- 
dern Orte angenommen, ak an^deiu im Passe bemerk* 
ten, ' Bei seiner Abreise von diesem Orte steht er wie* 
der unter denselben Rejgeln , und man findet sonach 
seine weitere Spur., Aber wenn er ein Ausländer ist, 
oder in cUus Ausland reiset? Die policirten Staaten, 
besonders ak Handlung treibende, müssen über diese 
Ehirichtung sich vereinigen, so daCs man den Betrüger 

in alle Länder verfolgen könne. Der Pafs eines 

Staats, 
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Staats, det nicht za diieser Einrichtung getreten, 
wird nicht' anerkatint, der Bürger desselben sonach, 
von dem Rechte einen Wechsel zu präsentiren, ausge- 
bchlpssen. ' Dies wird die Handlung treibenden Staaten 
ohne Zweifel nöthigen, di^s^ Einrichtung anzuheh« 
men. - — Aber 'dürft'e jemand sagen, es können ja fal- 
sche Pässe gemacht werd<en; ui^d <ladurch warejdenn 
der ganze Erfolg dieser Anstalten Vereitelt. Wir ant» 
wor^n : diese Verfälschung niufs selbst unmöglich ge* 
•macht werden; und darzu gäbe es denn ohne Zwe&fer 
hinreichende Mittel y z. B. ein ausschliessend' zu def&: 
Fassen verfertigtes Papier,, ode^^ Pergament, wie-e» 
hei den französischen Assignaten war^ das. nur in den 
Händen der höchsten Obrigkeiten sey, unter ihjpr Auf*, 
sieht verfertigt, und an die Unterobrigkeiten, weicht' 
über das verbrauchte Rechnung fübren müssen, aus« 
getheilt werde. Aber kann man denn nicht dieses Pa- 
pier selbst nachmachen ? So sind ja die als Beispiel an« 
geführten französischen. Assignaten, ungeachtet'dieser 
Vorsicht, jpachgemacht worden. — la wohly> und 
dies darum, weil ein grofses Interesse ,- der Gewinn- 
sucht sowohl, als der politischen Feindseligkiiit , da* 
bei befriedigt wurde; und w€il das einmal nachge-* 
machte Papier hunderlfälüg gebraucht werden konnte. 
Hier soll nur lun falscher Pals gemacht werdeA ; und 
dazu sollten so weitlauftige Anstalten getroffen, so 
viele Künste vereinigt werden ? Das höchste Interesse' 
dabei könnte blofs dies seyn, eiden beträchtlichen fal- 
schen Wechsel auszubringen. Aber ob dies, •*- die 
Gefahren, die dabei sind, abgerechnet, «—* wohV die 
aufgewaudten Kosten und Mühe lohnen würde ? 


Was 


I 
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Was ien zweiten Punfct, di^ "Veffälschiin^ der 
Münze anbelangt — derS(:aAt garantitü defta Wertli des 
Geldes; viret ein Stiik 'Geld für richl% jlimhnmt» 
. ^ nimmt es auf das Wort des Staats, desseHvStempel darr 
^ auf befilid]i€4> ist; der Staat also hat jedem Bürger für 
<li& I\ichtigkeit des Geldes zu stehen; und wer ohte 
sein Verschulden düroh falsches Geld betrbgefft «worden, 
dem m'üfste, von Rechtswegen, der Staat den Schaden 
ersetzen, und dufS falsche Geld gegen richtiges 

auswechseln* , — * . . 

> 

Aber unter welcih'en Bediugungen ist jemand 
ohne sein Verschulden . betrogen worden ? Unter wel- 
chen Bedingungen ist zu glauben, dafs er ^äs fleische 
Geld nicht unterscheiden könnte?- Es gehört zur Er- 
ziehung des Bürgers, dafs er das Geld kenne, und ^s 
ist SU urtheilen, da£ä' falsches "Geld nipht wohl zu ex- 
kennen' war, wenn mcArc/^i^ dadurch betrogen.'Worden 
. slnd^ 

V 

♦ . 1 ■ 

J£s ist 3onach da3 uni^iittelbar^e Interesse des 
Staats, und ein' Zweig seiner Foliceiaufsicht, die Ver- 
l^älschüng der Münze zu verhindern, und die falschen 
lytüazer zu entdecken^. Wie soll dies geschehen? 
JDurch NacjUfra^e nicht, wie beim Wechsel j denn- es 
kann schlechterdings niemand sao;en^. von Wem er die- 
ses oder jenes Stük Geld bekommen hat.^— - Sind es je- 
doch beträchtliche Summen,- so kann er es wohl wis* 
sen , uihI in diesem Falle ist Nachfrage zu halten. — > 
Ueberhatipt aber hat die Policel der That zuvorzukom« 
men durch die Aufsicht auf die Materialien, diezuVes* 
fertigung falscher 'Mnnzea gebraucht werden könnten, 
. ' - ^ ,. ^ (liier- 
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^(hierübeVafiorsTie sich^on der Chemie belebr^n.las* 
«en,) durcb. '^i€| Eüirichtu/ig, dals diese Mftterialien, 
SO; wiQ.die€rift6 nit^ht nusgegisben w«rdeii.» ohne den 
Nainen iie$i der sie begehrt, {^s versteht sich anerkannt ' 
durch seinen Pofs') und. ohne Anaeige. de^ Gebrauchs, 
Hierüber kann der Staat, utn soi mehr haltoii» da er 
die Bergwe^e in ^siis hat», wie oben gesbeigt« £e^ * 
halte er sich das MonapQl*der3^etalle, HalbmetaHe, 
und. anderer dergl. Materihli^n vor» und gebe sie selbst 
nicht aus an die Kleinhändler, ohne Nachweisung an 
Wen und zu welchem Gebrauche das erst erhaltene aus« 
gegeben worden. — '^v 

■■» ' . • ^ ■ .'■ 

Die exekutive Gewalt bat ausser den genannten v 
• Schuzpflichten, auch das Kepht, über die Errfüllung 
der Gesetze « sowiohl dej: Civijgesetze als der Policei» ' 
.gesetze, zu halten. Sio.mufs für jedes Vergeheais, ^as 
auf der Oberfläche des Staats, bl^gangen wird', .einste- • 
ben, und den Verbrecher herbeischafFen. Aber ^ ist . 
sogteich klar, dafs es für diese Obhut über'dieGes.etze 
gar keiner Ibesondern Anstälteö. bedürfe, sondern dafa 
durch die beschriebetien Schuzanstalten, zugleich das 
leztere mit besorgt wird. ■ Wenn der Fall eintritt, dafa ■ 
jemand ungerecht verfahre j und^' das Gesez übertrete, 
tritt zugleich der Fall ein, _dafs jemand geschüit wer- 
den müsse« ^ . ^ 

Dafs jeder, der zu einer Vergehung gegen das 

-Gesez versucht ist, ganz sicher vorhersebe', er werde 

entdeckt, and auf die ibm wohl bekannte W-eise be« 

straft werden, ist die ausschliessende Bedingung. der 

Wirksamkeit der Gesezgebung, und der ganzen Staats- 

einrich» . 
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einrichtung« Kann der Verbreclier mit einefm hoben 
Grade von Wahrscheinlichkeit sieb Verborgenheit und 

'Ungestrafibeit versprechen, wa$^ soll ihn dann ahhal« 
ten, das Verbrechen zu begehei^? Lehen veir denu 
dann nicht obnerachbet der weisesten Gesetze, dio 
wir etwa haben mögen, im vorigen Naturstande fort, 
wo jeder thnt, was er vermag, und wir immerfort 
ypm guten Willen anderer abhängig bleiben? Auch 

"ist es dann eine offenbare Ungerechtigkeit, die weni-' 
gen, welche ertappt wenden, nach der Strenge des 
Ge^setzes zii strafen. Hatteti^sie nicht, da sie rundum 
flieh her S;.taflosigkeit sahen, die gegründete Aussicht, 
dafs ^ie auch ihnen werde euThei^I werden,? Konnten 
sie durch ein Gesez abgehalten werden ; welches sie 
|ür ungültig halten mufsten ? Der Spott, der aus dem 
Muiide des gemf^inen IVtannes allen thalbea unsere 
» Staatsverfassungen trift, dafs man in ihnen nicht um 

.'des Vergehens wiHeui sondern darum,- weil man sich, 
ba\^e ertapptr(i lasaen, gestraft werde, ist treffepd und 
gerecht« Die Foderung an die Dienerili der Gesez- 
gebung, dieFolicei, dafs SiB jed^n Schuldigen ohne 
Ausnahme herbeischaffe, ist schlechthin* unerläßlich, 

Jch habe .über die. Möglichkeit, dieser Foderung 
Genüge zu leisten, bei meinen Zuhörern Zweifel ge- 
funden , und kann nicht erwari:en , dafs diese Fode- 
xung von meinen Lesern anders werde aufgenommen 
werden«. Wäre jiie Behauptung dieser Unmöglichkeit 
gegründet, so würde ich ohne alles Bedenken folgern 2 
also ist auch der Staat überhaupt, und alles Kecht un- 
ter den Menschen unmöglich. AUe sogenannten Staa^ 
ten sind nichts anderes, und werden nie etwa$ anderes 
, ' 1 . . * seyn. 
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aeyn , ^h Unterdrückung der Schwachem durch den 
Mächtigem unter dein Vorwande deä Rechts , um sie 
nach seinem Gefallen zu hräuchen; mit welcher Unter- 
drückung nothwendig die Erla^ubnifs verknüpft seyn 
mufSf sich von ihrer Seite an den noch schwachem 
sdiadlbs zu halten, so gut sie können : und das öffent- 
liche Recht ist nichts anderes, als die Lehre, wie 
^Mt d^r Stärkere ungerecht seyn könne, ohne seinem 
Vortheile zu schaden , 'wie es Moruesquieu ironisch be- 
schreibt. Aber hat denn dieses Vorgeben der Unaus« 
führbarkeit einen Grand für sich, und woher mag es 
doch entstehen ? Daher entsteht es, dafs man den hrer 
auf^^estellten Begriff eines Staates nicht fest hält, nicht 
als den Begriff eines organisirteh Ganzen betrachjiet, in 
welchem allein dieseTheile bestehen können, und ausser 
demselben in einemanderen Ganzen, schlechthin nicht 
'bestehen können ; dafs man, bei Aufstellung der einzel- 
nen Theile, durch die Phantasie sich immer wieder das 
ii]A unserer gewöhnlichen Staaten unterschieben läfst. 
Es ist kein Wunder, wenn jezt der Tbeil an keinW 
Ecke anpassen will. In dert gewöhnlichen Staaten 
'wäre die Fod^ruhg , den Urheber jeder gesezwidrigea 
That he^-beizuschaffen , allerdings unausführbar, oder 
wenn sie ausgeführt werden konnte, wenn z. B. ein 
bestehender Staat einige der hier angegebenen Policei- 
naittel sich zu Nutze macheil wollte, so wäre dies eine 
Ungerechtigkeit, die das Volk nicht länge dulden, und 
durch die der Staat sich nur seinen Untergang zubereiten 
würde. Denn wo von oben herabUnordnunc; undUnrecht 
herrscht, kann die Regierung nur dadurch bestebeif, 
dafs sie dem Niedern gleichfalls einen guten TheU 
Unordnung erlaube, welche narsie selbst nicht trift. 

Dfe 
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Die Quelle alles Uebels in unsern Notbstaat^a 
ist einafig, und allein die Unordnung ^ und diö Unimög- 
^tch'keit, Ordnung zo machen. Dafs die Entd^ck^ing; 
eines Schuldigen in d<;xnselben §o oft grofse und' un- 
übersteigliche Schwierigkeiten hsit^ kommt lediglifch 
daher; weil es so viele Menschen gieht, um die der 
Staat sich nicht kiimme^rt , und 'die keinen bestimmtett 
Stand im Staate haben. In einem Staate von- der hier 
aufgeslelUen Konstitatton hat jeder seinen hestimratea 
Stand» die Police! weiTs so ziemlich, wo jeder Bürger 
2U jeder Stunde des Tages sej4 und. wa3 er treibe. 
ledeV mufs arbeiten , and j[eder hat» wenn er arbeitet^ 
zu leben : Betrtebsaiukeitsritter(Cheva)ier,s4*ii^dastrie) 
giebt es nicht; denn sie werden au£ def ganzen Ober- 
fläche des Staats nirgends unter ein Dach aufgenom« 
inen. leder kann auf der Stelle, durph Hülfe des be- 
Schriehenea Passes > anerkannt werden. Das Vcrbre- 
eben ist in einem solchen Staate ptwas h9cb&t unge- 
wöhnliches; es geht ihm eine gewisie ungewöhnliche 
Bewegung vorher. In einem Staate, wo alles Ordnung 
Ist. und alles nach der Schnur geht» bemerkt diese 
ungewöhnlichen Bewegungen die Policei , und wird 
sogleich aufmerkfiam; und so sehe -ich von meiner 
Seite die Möglichkeit nicht ein , ^ wie eine Ver- 
' gehung und der Urheber derselben verborgen bl^i- 
ben könne- t • ^ ', 

■ ; . i. -'■-., - 

t 

Hierbei ist noch anzfome^en, dafs €S i^ dem 
Gange der hier beschriebenen Policei keia<?r Spione, 
keiner feeimlichen Auflaurer bedorf. Verhetinlichujag 
ist allemal klein, niedrig und unmbrälisehrf .led«t 
^ufs vor den Augen, aller Welt sich au th^o^vget^anteity 

was 
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was er überhaupt zu thun sich getraut. Tf^em soll 
denn der Staat diese entehrenden Aufträge geben? 
Soll er selbst zu Ehrlosigkeit uij^d Unmoralität auf« 
muntern,, und sie zur Pflicht machen? Dann« — 
wenn der Staat einma^l. bei . ekiigen Menschen 
Heimlichkeit autprisirt, . wer ist i^m- denn Bürge» 
dafs nicht, diese selbst ihre Verborgenheit ^um 
Vergehen nutzen? ^^^ • 

4 ' ■ :. ' ■ 

I 

Warum will man denn die Bürger heimlich beob« 
achten? Damit' sie sich nicht' für beobachtet halten. 
Und waruni sollen sie denn dies nicht? Damit sie un- ^ 
befangen ihre Gedanken über die Regierung und ihre 
Pläne gegen sie entdecken , , und ihre eigenen Verra- 
ther werden; oder, was sie sonst von verheiinlicbten 
gesez\vidrigen Handlungen wissen , an den Tag ge- > 
ben. Das erstere ist nur nöthig da, wo die Regie- ' 
rung und die Untertbanen im unaufhörlichen Kriege 
JeSen, die l(ßztem-ungerechterweis;ß unterdrückt sind,^ 
und nach Kriegsrecht ihre. Freiheit wieder zu^ 
erlangen streben ; das lezt^fe ' nur da , wo die 
Policei im Ganzen nicht wachSiiufn genug ist, dafs 
ir-gend etwas vor^ ihr hat. beia^lich gehalten wer- - 
den können. Beides findet in dem hier be- 
schriebenen Staate nicht Statt. — - Der Pariser 
Foliceilienteoattt, .der seinen 'Auflaurern Uniform, 
hatte geben wollen, wurde •'Zum Gelächter, ei- 
MS verdorbenen Volks> und rettete durch diese 
Uabedeutsamkeit sein Leben., Meiner Meinung 
nach. Bälgte w gesondea 'Unverdocbnen SIna. ' 
-- ■ ■ ' ■■ "-In 
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In dem hier beschriebenen Staate können dio 
Foliceibeamten Uniform haben« Sie ^ akid nicht 
v^eniger die ehrwürdigen Zeugen der Unschuld, 
als sie die Ankläger des Verbrechens sind. Wie 
konnte die UnsträSichk^it, das Auge des Auf« 
sieht scheuen und hassen? 
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(als erster Anhang des Naturrechts.) 
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Erster Abschnitt. 

^Deduktion der Ehe. 

I AnTfterhung» 

vJerade s^Wie oben die NothwendI£lceit<letEx»s^etlÄ 
Kieh rarer vernünftiger WeSen neben einander^ -uö 1 
^le Beasiehung derselben auf eine Sinnen weit erst ab* 
geleitet werden mufste« um für die Anwendung des 
Rec^tsb^griffs einen Gegenstand zu haben ; eben so 
müssen wir hier mit der Natur der Ehe uns erst be* 
Ic'anat machen, und das .zwar durch eine Deduktion; 
um den Rechtsbegri£F darauf mit Verstand anwenden 
zu können. Ebensowenig, als vernünftige sinnliche 
Wesen, und eine Sinnenwelt für sie, erst durch den 
Reell tsbegrifF zu Stande kommep, eben so wenig* . 
komiilt die Ehe erst durch ihn zu Stande» Die Ehe ' 
ist gar nicht blofs eiöe juridische Gesellschaft, wie et- 
wa der Staat; sie ist eine natürliche und moralische 
Gesellschaft. , 
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. Dte folg^hde Oedu^tioü ist sonach nicht juridisch ; 
aher sie ist in einer Rechts^ehre nolhwendig, um eina* 
Einsicht in die /hinterher auf sustellanden juridische A. 
Sätke zu erhalten» 

, Die^ Natur hat ihren Zweck der ]F*ortpfian2utig 
cles Menschengeschlechts auf einen Natuttrieb in zwei 
^ besondern Geschlechtern gegVüildet, der nur um sein 
seihst willen da eu sbyn, und auf nichts auszugehen 
scheint, als auf seine eigene Befriedigung. Er ist 
selbst 2 W^eck unserer Natur j ohnerachtet er nur Mittel 
ist für die Natur überhaupt Iridefis die Menschen auf 
nichts ausgehen, als diesen Trieb äu befriedigen, wird 
durch die natürlichen Folgen dieser Befriedigung ohne 

* , ■ ' ■ » * 

weiteres Zuthun des Menscheti der Näturzweck 
erreicht. 

." ■ 
Hinterher freilich kann der Mensch durch Erfah- 
rung und AbstractioA lernen , dafs dieses der Natur- 
sweck sey^ und durch sittliche Veredlung: bei der Be- 
friedigung des Triebes sich diesen Zweck vorsetsseni . ; 
Aber vor (der Erfuhrung vorher, oind in seipem natür- 
liehen Zustande, iiat er diesen Zweck nichts sondern 
die blofse Befriedigung des Triebes ist lezter Zweck ; 
und so inufste es Seyn, .wenn der Naturzweck sicher 
erreicht werden sollte. ~ \ 

s 
/ 

r 

'. ' * 

/ ' (Den Grund, warum die Natur tewei verschiedene 
Geschlechter absondern mufste , durch deren Yereiiu« 

■ 

gung allein die ForrpflaoKuag der Gattung möglich sey, 
; ' will 
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^illiclvhler Dur kurz angeben; clä diese Untersuelittng 
nicht eigentlich bieher gehörfci ' « . 

/Die Bildung' eines Wesens seiner Art islj die lea«- 
te Stufe der bildenden Kraft in der organischen Natur, 
und diese Kriift wirkt nothwendig stets, wenn die.' ' 
Bedingungen- ihrer Wirksamkeit gegeben sind* Wäreii 
sie laun immer gegeben, so würde in derl)iatur ein be- 
ständiges Uebergehen in andere^ Gestalten, nie aber ein 
'Bestehen derselben, Gestalt| ein ewiges Werden^ und 

niemals ein Seyn Statt finden; und da nichts da wihre« 

• • • • • 

das übergehen, gönnte 9 auch nicht einmal ein Uebef- 
j^ehfen möglich seyn; ein undenkbarer, und in sich 
selbst widersprechender Gedianke. (£*} ist derselbe 
(l^usiand, den ich oben [Sw 24-j don Streit deS 
Seyns und Nichlseyns nannte.) So ist keine Isiatu^ 
möglich. 

Sollte sie möglich seytt, so mufste die Gattung 
noch eine andere organische Existenz haben, ausser 
der als Gattung; doch aber auch Als Gattung da seyn. 
um sich, fortpflanzen zu können. Dies war nur da* 
durch möglich, dafs die die Gattung bildende Kraft 
vertheilt, gleichsam in zwei absolut zusammen gehö* 
'rende, und nur in ihrer Verewigung ein sich fortpiSan« 
zendes Ganzes ausmachende Hälften zerrissen v^iirde. 
Iti' dieser Theilung' bildet jene Kraft nur das Indivi^ 
duum. Die Individuen, ve^inigt, und inwiefern sie 
vereinigt werden können, sind erst, und bilden erst 
die Gattung; denn seyn^ und bilden ist in der organi* 
sehen Natur Eins. Das Individuum iesteht lediglich 
als Tendeuz , die Gattung' zu bilden. So allein kam 
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; Hube und Stillstand der Kraft, und mit der Ruhe Ge- 
stak in die organische Natur; und sie ward so erst 
Natur ; darum geht dieses Gesez der Absonderung der 

/ zwei bildenden Geschlechter nolhwendig durch die 

ganze organische Natur.) 

> < ■ . 

Die besondere Bestimmung dieser Natureinrich- 
tung ist die, dafs bqi der Befriedigung des Triebes, oder 
^Beförderung des Naturzwecks, was den eigentliohea 
Akt der Zeugung anbelangt, das eine Geschlecht 
sich nur thälig, das andere sich nur leidend verhalte. 

(Auch von dieser Rahefn Bestimmung läfst sich , 
der Grund angeben. Das System der gesammten Be- 
dingung(^.n zur Erzeugung eines Körpers der gleicihen '^ 
Art mufste irgend wo vollständig vereinigt seyn, Und 
einmal in Bewegunji' gesezt , se^inen eigenen Gesetzen . 
nach sich entwickeln. Das Gfescblecht, in welchem 
es liegt, heilst durch die ganze Natur hindurch das 
weihliche. Nur das erste bewegende Princip konn^te, 
abgesondert werden ; und muTste abgesondert werben, 
wenn bestehende Gestalt seyn sollte. Das Geschlecht, , 
in w^elfchcm esj von dem zu bildenden Stoffe ab geson- 
dert, sich erzeugt, heifst durch die ganze Natur hin- 
durch das mann liehe.') 

§• 3- ' 

. Der Charakter der Vernunft Ist absolute Selbst» 

thatigkeit: blofses Leiden nm des Leidens willen wi« 
dersplicht der Vernunft und htfbt sie gänzlich auf. 
£s ist sonach gar nicht gegen die Vernunft > dafs das 
\ L ^xi^x^ 
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erste Gescblecht die Befriedigang seinem Geschlechts« 
triebes ^Is Zweck sich vorsetze , , da er dur<;h Thatig». 
keit befriedia;t werden kann: aber es ist schlechthia 
gegen die Vernunft , dafs das zweite die Befriedigung 
des seinigen sich als Zweck vorsetze, weil «s sich 
dann eii^ blofses Leiden zum Zwecke machen würde. 
Sonach ist das zweite Geschlecht entweder selbst der 
Anlage nach iiich^ vernünftig , welches der Voraus- 
setzung widerspricht, dafs sie Menschen seyn sollen; 
oder diese Anlage kann 'zufolge seiner besondern Na- 
tut nicht entwickelt werden , welches siclusßlbst wi- 
dersbriicht, indem dann in der Natur eine Anlage an- 
genommen wird, die in der Natur nicht angenommen 
• wird; oder endlich je s kann die Befriedigung seipes 
Geschlechtstriebes sich nie zum Zwecke machen. Ein 
solcher Zv^eck und Vernünftigk.eit heben sich gänzlich 
auf. . / 

Jfun aber gehört doch der Geschlechtstrieb dieses 
* zweiten Geschlechts, und Seine Aeusserun£[ und Be- 
friedigung in den Plan der Natur. Es ist daher noth- 
wfendig, dafs dieser Trieb beim Weibe unter einer an- 
derti Gestalt, und, um neben der Vernünfligkeit beste- 
hen zu können, selbst als Trieb zurThätigkeit ersehet- 
j^h; urid zwar, als charakteristischer Naturtrieb zu eit 
net nur diesem Geschlechte zukommenden Thatigkeit. 

Da auf diesem Satze die ganze folgende Theorie 
beruht, so will ich suchen , ihp. in das gehörige Licht 
zu stellen, und möglichen Misverständnissen desselben 
vorzubeu'gett'. i . ^ 
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1.) Es ist bier von. Natur/ und ein^m Natutriehe 
«lievRede, d. i. von etwas, ' welches •dasWeUiy wenn 
nur die beiden BedingijtngexL desselben , Yetnunf t und 
Treiben des Geschlechts da sind, ohne äWe Anwetidung 
ihrer Freiheit und ganz sich selbst überlassen , in sich 
finden wird, als etwas gegebenes, ursprüngliches, 
jind aus keiner ihrer vorhergehenden, freien Häitidlun- 
gen «u erklärende^ Es wird dadurch aber gar nicht 
die Möglichkeit geläugnet, dafs nicht das Weib ent» 
weder unter Xfn^ Natur herabsinken, oder dur^h Frei- 
heit sich über stie erheben könne; welche Erhebung^ 
aber. selbst nicht vied besser ist, als ein Herabsinken. 
Unter ihre Natur sinkt das Weih herab, wenn sie sich 
zur Vernunftlosigkeit erniedrigt. Dann kann der Ge- 
scblecbtstrieb in seiner wahren Gestalt zum Bewufst- 
seyn kommen, und bedachter 7.weck des Handelns 
werden. TJeher ihre Natur würden sich die Weiber 
erheben , wenn die Befriedigung des Gescblechtstrie* 
bes weder in seiner Rohheit, noch in der Gestalt, die 
er in einer wohleingerichteten, weiblichen Seele aur 
tfimmt, Zweck wäre; sondern als blofses Mittel ge- 
dacht würde für einen andern durch Freihc^it sich var- 
cesezten Zweck. Wenn dieser Zweck nicht ein ganz 
verwerflicher seyn soll, (etwa der den Titel Frafu, und 
die Aussicht ;^uf ein sicheres Bwd zu haben , in wel- 
chem Falle die Persönlichkeit zum Mittel eines Ge» 
nusses gemacht wird) so könnte er kejn anderer seyn, 
lAs der Naturssvveck selbst: Kinder zu haben; den 
auch einige vorwenäen. Aber da sie diesen Zvpeck 
mit iedem möglichen Manne hätten erreichen können, 
xnithiii in ihrem Princip gar kein Grund liegt, dafa sie 
gerade diesen wählten , so müssen sie , als das erträg- 
• ' • • L 2 liebste, 
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liebste, was nUn noch annehmen kann^ gestehen, dafs 
sie diesen nur dardm genommen > well er der erste ' - 
war, den sie eben haben konnten; welches denn dock 
keine grofse Achtung derselben für ihre Person anseigt. 
i^ber y selbst diesen bedenklichen Umstand abgerech- 
net, ipöchte vielleicht zugegeben werden können, dafs 
jener Zweck überhaupt den Entschluls mit einem Man- 
ne zu leben, begründen könne ; ob er aber als klar ge- 
dachter Zweck zum Ziele fübre, uad die Kinder wirk- 
lich nach Begriffen empfange werde?» daran dürfte 
der Menschenkenner wohl zweifeln, — Man verzeihe 
diese Deutlichkeit dem Bestreben, gefabrliche Sophi- 
stereien, durch welche man die Verleugnung seiner 
wahren Bestimmung zu bescbönigen uqd in der Welt ' 
zu verewigen sucht, in ihrer Blöfse zu zeigen« 

^ Dafs 'ich- das ganze Verhältnifs bildlich Bezeich- 
ne:' das zweite Geschlecht steht der Natureinrichtung 
nach um eine Stufe tiefer, als das erste; es ist Objekt 
einer Kiaft des erstern,, und so mufste es seyn, wenn 
beide verbunden seyn sollten. Nun aber sollen beide, 
als moralische Wesen gleich seyn. Dies war nur da- 
durch möglich, dafs im zweiten Geschlechte eine ganr 
neue, dem ersten völlig ermangelnde Stufe, eingescho- 
ben w^ürde. Diese Stufe ist die Gestalt, untefwelchier 
ihm der GcschlecbtstTicb erscheint; der dem IVXanne 
in seiuer wahren Gestal4J* erscheint. 

2.) Der Mann kann, ohne seine Würde anfzuge- * 
ben , sich den Geschlfechts trieb gestehen , und die Be^ ^ 
friedi^un^^ desselben suchen; ich meine utsprunglich. 
WiT 'v\ der Verbindung mit einem liebenden Weibe 

* -. diese 


fiese Befriedigung allein sich noch «uoi Zwecke ma*^ 
chen könnte^ wate ein roher Mens6hr wovon die 
Gründe Stoh tiefer unten zeigen werden. Öas' Weib 
kann sich diesen Trieb nicht gestehen. Der Mann 

: iann freien ; das Weib nicht. Es'wäre di^ höchste 
Geringschätzung ihrer selbst^ wenn sie? es thäte. Eine * 
absohlagige Antwort, die der Mann erhielte, sagt 
nichts weiter, als: ich will mich dir nicht unterwer- 
fen ; und dies läfst sich ertragen. Eine abschlägige .. 
Antwott, die das Weib erhielte, würde heifsen: ich will 
die durch dich schon geschehene Unterwerfung nicht 
annehmen; welches phne Zweifel unertiräglich ist« — 
Kaisonnement aus dem Rechtsbe^riffe thut es hier 
AAcht; und wen^ einige Weiber meinen, sie müfsten 
«ben soXvohl das Recht haben, auf die Heirath zu 
gehen, als die Männer; so kann man sie frageiir 
wer i^nen denn dieses Recht streitig mache, und war- 

V um sie denn sonach desselben sich nicht bedienen. Ei 
ist dies, gerade so, als ob untersucht würde, ob der 
Mensch. nicht eben sowohl das Recht habe, zu fliegen, 
wie der Vogel. " -Lassen wir lieber die Frage vom 
Hechte so lange ruhen, bis einer wirklich lliegto. ^ 

\ Auf diese einzige Verschiedenheit gründet sich 

der ganze übrige ünterschied#der beiden Geschlechter. 

A'us diesem NatuVgesetze des Weibes entsteht die 

weibliche Scbamhaftigkeit, die in dieser Art dem 

inSnnlichen Geschlechte nicht zukomtnt. Rohe Män- 

' ner prahlen sogar mit Ausübung der Wollust'; aber bei 

. der schreckliduftei^ Sittenlosigkeit , in welche das 

' zweite Geschlecht mehrmals versunken , und dadurch 

das yerd^rben dch: Männer bei weitem übertroffen hat, 
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iat man nie getört, dafs die WejLber die» geUito tiaN 
tön; selbst die Prostituirte gesteht lieber, dab.sie ihr 
schändliches Gewerbe aus Gewinnsucht, ala dä£a sia 
es aus Wollust treibe. '' 

Das Weib kann sich nicht gestehen, dafs sii sich 
hingebe — und da in dem vernünftigen Wesen etwaa 
nur insofern ist, inwiefern es sich desselben liewufst 
wird -«- das Weib kann überhaupt ^sich nicht hinge->. 
ben der Geschlechtslust, um ihren eigenen Trieb sa 
befriedigen ; und da sie sich denn doch zufolge eine» 
Triebes hingeben mufs > kann dieser Trieb kein ande- . 
^er seyn, als der, den Mann eu befriedigen. Sih«wird 
in dieser Handlung Mittel für den Z^weck eines an*' 
dern ; weil sie ihr eigener Zweck nicht seya konntet . 
ohne ihren Endsweck, die Würde der Vernunft, auf- 
mugeben. Sie behauptet ihre Würde, ohnerachtet sia 
Mittel wird, dadurch^ dafs bie sich freiwillig^ sufol« 
^e eines edlen Naturtriebes j it& der Liebe y sum Büt- 
tel macht« 

Liehe also ist die Gestalt, unter welcher der Ge* 
schlechtstrieb im Weibe sich seigt.Liebe aber ist es»weon 
man um des andern willen, nicht s>i:olge eines Begriffisy 
sondern sufolge eines Naturtriebes, sich aufopfert. Blo*~ 
fser Geschlechtstrieb sollte nie Liebe genennt werd^^n; 
dies ist ein grt-^ber ^lisbrauch , der darauf jusni^ehea 
scheint, alles edle in der menschlichen Natur in Vit* 
gessenhi^it mu bringen. Ueberhaupt soüie, meiner >Iet- 
nung ivftch , nichts Liebe genannt werden , als das so 
ebett beschriebeAc. Im Planne ist iurjrjL*r^^uid nicLt Lie* 
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be^ sondern Geachlec^itstrieb ; sie ist. überliaupt in ihm 
kein ursprünglicher^ sondern nur ein tnitgetheilter^ ah* 
, geleiteter t erst durc3ili Verbindung mit einein liebenden 
Weioe entwickelter Trieb, und hat bei ihm eine gans^ 
andere Gestalt; wie wir dies tiefer unten sehen wer- 
' den.; Nur dem Weibe ist die Liebe, der edelste allei: 
Naturtriebe 9 angebofarenf nur durch dieses kommt er ^ 
unter die Menschen;, so wie andere gesellige Triebe 
mehr, .von welchen tiefei^ unten. Im Weibe erhielt 
der Geschlechtstrieb eine moi^ali^che Gestalt, weil er 
in seiner natürlichen dieMoralität derselben ganz auf- 
gehoben bätte. Liebe ist d^r innigste Verein igungs-^ 
punkt der Natur, und der Vernunft^ sie ist das ein- 
zige Glied, wo die Natur in die Vernnnff efngreift; 
^' sie ist sonach dasyortreflichste unter allem natürlichen. > 
pas Sittengesez fodert, däfs man sich in andern ver- 
gesse pdie Liebe giebt sich selbst hin für den andern. 

Dafs ich alles kur^ zusammenfasse: Tm unverdor- 
benen Weibe äussert sich kein Geschlechtstrieb, und 
wohnt kein Geschlech f strich, sondern nur Liebe; und 
diese Liebe ist der Naturtrieb des Weibes,* einen Mann, 
^u befriedigen. Es ist allerdings ein Trieb, der drin- 
gend seine Befriedigung heischt: aber dfese seine Be-, 
friedigung ist nicht xlie sinhlicbe Befriedigung des- 
Wcibes, sondern die des Mannes; für das Weib ist 
es nur Befriedigung des Herzens. Ihr Pedürfnifs ist 
nur das, zu lieben und geliebt zu seyn. So nur er* 
hält der Trieb, sich hinzugeben, den Charakter der 
Freiheit und Thätigkeit, den er haben mufste, um ne- 
ben der Vernunft bestehen zu können. — . Es ist 

wohl kein Mann, der nicht die Absurdität fühle; es 
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umzukehren, nnd dem Manne einen. ähnlichen Trie!> 
zuzuschreiben , ein Bedürfnifs des Weibes • zu befrie- 
digen,, welches er weder bei ihr voraussetzen, noch 
sich ^Is (las Werk^eucr 'desselbefi denken kann,' ohne 
bis in das innerste seiner Seele sicfh zu schämep» 

/ .. - . , " - ■ ■ ■ 

Darum ist auch das Weib in der Geschlechtsverv 
einigung nicht in jedem Sinne Mittel für den Zweck 
des -Mannes; sie ist Mittel für, ihren eigenen^ weck, 
ihr Herz zu befriedigen; und nur,in wiefern von sinn- 
licher Befriedigung die Rede ist, ist sie* es , für de& 
Zweck des Mannes« 
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In diej^er Denjcart des Weibes eine Täus(;bi}a^ etr 
künsteln, und etwa sagen: 'so ist es denn doch am 
Ende der Geschlechtstrieb , der nur verstekter Weise 
sie treibt, ,wäre eine dogmatische Verirrung. Daä 
Weib sieht nicht weiter, und ihre Natur, geht nicht 
weiter., als bis zur Liebe: sonach ist sie nur so weit. 
Dafs ein Mann, der die weibliche Unschuld nicht hat« 
noch haben soll, und der sich alles gestehen kann, 
diesen Trieb zergliedere, geht dem Weibe nichts an; 

' fiirsie ist er einfach, denn das Weib ist kein Mann. 

, Wenn sie Mann wäre, würde man Recht haben ; aber 
dann wäre sie auch nicht ^t« ; und alles wäre anders, -r- 
Oder will man uns etwa den Grundtrieb der weiblichen' 
I^latui: als Ding xui sich zu Tage fördern ? 

Das Weih giebt, indem sie sich zum Miirtet der 
Befriedigung des Mannes maclit, ihre Persönlichkeit; 
sie erhält dieselbe, utid ihre ganze Wi^rde nur da« 
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durch wie<ler, dafs sie es aus Liebe für diesen Cmeki 
getban habe* ' ^ • ' 

Aber, wenn diese Stimmting |e ein Ende xie^men 
sollte, und das Weib einst aufhören müfste, ia ^dem 
befriedigten Manne den über alle seines Geschlechts 
liebenswürdigen zu erblicken j ja, wenn sie nur die 
Möglichkeit davon denken könnte, so würde sie durch 
diesen Gedanken in ihren eigenen Augen veracbtlich 
werden. . Wenn es ipÖglich ist, dafs er für sie nicht ' 
-der liebenswürdigste seines Geschlechts sey, so wäre, 
da sie doch ihm allein unter dem ganzen Geschlechte , 
sich hingiebt, kein anderer Grund anzunehmen, ala 
dafs verstekter Weise die Natur sie getrieben habet 
sich nur bald, und mit dem ersten, dem bestep zu be* 
friedigen ; welches ohne Zweifel ein en Lehrender Ge- 
, danke wäre. Es ist also, so gewifs sie mit Erhaltung 
ihrer Würde sich hingiebt, nothwendig ihre Voi;aus- 
setzung, dafs ibre gegenwärtige Stinunung nie endigen 
könne, sondern' ewig sey, so wie sie selbst ewig ist* 
Die sich einmal giebt, giebt sich auf Immen 

, §. ö. ^ 

'Diejenige, welche ihre Persönlichkeit mit Be- • 
hauptung ihrer Menschenwürde hingiebt, giebt noth- 
wendig dem 6eliebt>en alles hin^ was«sie hat. Wäre 
die Ergebung nicht unumschränkt, und behielte sie in 
derselben sich das geringste vor, so legte sie dadurch 
an den Tag, dafs daS vorbehaltne einen höhern Werthv. 
für sie hätte., ak(ihre eigene Person ; welches ohne 
Zweifel eine tiefe Herabwürdigung ihrer Person wäre. 
Ibre eigene Würde beruht darauf ^ dafs sie ganz, so 
- *" wie 




I 

« 


170 • — ' ' ■ 

-wie sie lebt, uad ist, ihres Mannes sey, oi^d sich ohne 
Vorbehalt an ihn und in ihm verloren habe. Das Ge- 
ringste, was daraus folgt, ist, dafs sie ihm ihr Ver- 
nitögen und alle ihre Rechte abtrete, und mit ihm zie« 
ne. Nur mit ihm vereinigt j nur unter seinen Augen, 
und in seilen Geschäften hat sie noch Leben , und 
Thätigkeit. Sie hat aufgehört, das Leben eines Inda- ' 
viduum zu führpn ; ihr Leben ist ein Theil seines Le- 
bens gev^orden, dies wird treulich dadurch'bezeichnety 
dafs sie den Namen des Mansi^s annimmt.) 

« 

Die Lage des Mannes dabei ist diese. Er , der 
alles, was im Menschen ist, sich se|bst gestehen kann, 
sonach die gan^e Fülle der Menschheit in sich selbst 
findet, überschaut das ganze Verhäkniis, wie das 
Weib selbst es nie überschauen kann. Er sieht ein " 
ursprünglich freies Wesen mit Freiheit, und unjie«' 
grftnztem Zutrauen sich ihm unbedingt untei*werfen ; 
s'ieht, dafs sie nicht nur ihr ganzes äusseres Schicksal, 
sondern auch ihre innere Seelenruhe, und ihren sliltli- 
eben Charakter, wenn auclixnicht das Wesen dessel- 
ben, doch ihren eigenen Glauben daran, von ihm 
ganzlith abhängig mache: da ja der Glaube des Wei* 
bes an sich selbst, und an ihje Unschuld und Tugend 
davon abhängt, dafs sie nie aufliÖren müsse, ihren 
Mann über alle seines Geschlechts zu achten und zu 
lieben. . » 

Wie die sittliche Anlage in der Natur des Wei-' 
bes sich durch Liebe, Ä> äussert die sittliche Anlagä' 
in der Natur des Mannes sich durch Grofsmutk, . Er 

^ Will 


will zuerst Herr seyn; wer aber mit Zutrauen ihm sicU 
Inngiebt, gegen den entkleidet er sich alldr seiner Ge- . 
wak.' Gegen den Unterworfenen stark au seyn , ist 
hur die Sache des Kntmahnten, der gegen deoi Wider-^ 
stand keine Kraft hat. 

Zufolgie dieser natürlichen Grofsmuth ^ ist der 
Mann durch das Veijhältnifs mit seine^r Gattin zuför- 
derst genöthigt,' achtungswürdig zu seyn, da ihre gan» 
zeRuhe davon abl^ängt» dala sie ibn über alles achten ^ 
^ könne. Nichts tödtet unwiederbringlicher die Lieb© 
des Weibei? , als die Niederträchtigkeit upd Ehrlosig- 
keit dba Mannes. — 56 verzeiht'überhaupt dlas andre 
Geschlecht dem/unsxigen alles andre; nur nicht' Feig- 
heitf .und Schwäche des Charakters. Der Grund da« 
von ist keinesweges ihr eigennütziger Anschlag auf ' 
ünsern Schuz ; es ist lediglich das Gefühl der üninög- 
lichkeit, einem Solchen Geschlecbte s\ch zu uoterwer- 
fen, wie es ihre Bestimmung erfodert« \ 

Die Ruhe des Weibes hangt davon ah, dafs sie 
ihrem Gatten ganz unterworfen sey, und keinen an- 
^ dem Willen habe , als den seinigen. Es folgt, dafs» 
da er dies weifs, er ohne seine eigne Natur, und 
Würde, die männliche Grofsiputh, zu verläugnen, 
nichts unterlassen kann , un;i ihr dies so viel als mög- 
möglich zu erleichtern. Dies kann nun nicht dadurch 
geschehen, dafs er sich von seiner Gattin beherrschen 
lasse, denn der Stolz ihrer Liebe besteht darin, dafs 
sie unterworfen sey, und es scheine, und selbst cä 
.nicht anders wisse, als dafs sie es ist. IVIanner, die 
aich der Herrschaft ihrer Weiber uuter werfen , ma- 
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cli^n sich Urnen ^idaduicb selbst verächtlich» und rauben 
ihne/i alle ebelicbe Glücikseligkeit. Es kann nwr da- 
durch geschehen, dafs er ihre Wünsche ausspäht, um 
uis seinen eigenen .Willen si^ vollbringen zu lassen, 

' ^vas.sie, sich 'selbst läberlassen , ^ am liebsten (hun 
würde. «<- Es ist ja hier nicht etwa um blofse Befi-ie- 

- digung. ihrer Launen , / und Einfälle su thun , damit 
sie nur befriedigt seyen; es ist um einen weit höhern 

* Zweck, um die Erleichterung, ihren Gatten immerfort 
Über alles su lieben, und in ihren eigenen Augen ihre 
Unschuld zu. behalten , zu thun. -* Es kann nicht 
fehlen , dafs die Gattin , deren Herz dvirch einen Ge- 
horsam, der ihr keine Aufopferung kostet, nicht be* 
friedigt wird , wieder von ihrer Seite $ die verborge- 

. ben ihöhern' Wünsche des Mannes auszuspähen, und 
mit Aufopferungen sie zu vollbringen suche. le grö^ 
faer das Opfer, desto vollkommener ist die Befriedi- 
gung ihres Herzens. Daher entsteht die eheliche 
Zärtlichkeit (Zartheit der Empfindungen und des Ver- 
hältnisses.) lederTheil will seine Persönlichkeit auf- 
geben, damit die des andern Theils allein herrsche; 
nur in der Zufriedenheit des i^ndern findet jed^r die 
«einige; die Umtauschuiig der Herzen und der^Willen 
wird vollkommen. Nur in der Verbindung mit «inem 
liebenden Weibe öfnet das männliche Herz sich der 
ILiiebe, dex sich unbefangen hingebenden, und im Ge- 
genstand« vei^ornen Liebe ; nur in der ehelichen Ver* 
lindung lernt das Weib Grofsmüth,' Aufopferung mit 
Bewufstseyn und nach Begriffen : und so wird die Ver- 
liindung mit jedem Tage ihrer Ehe inniger. 

« 
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V Corolla/ia, 

1.) tu der Verbindung bpider Geschlechter, also 
in der Realisation ded ganzen Menschen , als eines 

' -vollendeten Naturprodukts, al^er alich nur in diesec 
Verbindung, findet sich ein äusserer Antrieb zur 
Tugend. Der Mann ist durch djen tiatürlichea 
Trieb der Grofsmuth geiipthigfe, edel und ehnyür- 
dig zu seyn, weil das Schicksal eines freien Wesens, 
die in vollem Zutrauen sich ihm hingab, daivoa ab« 
hängt. Das Weib ist fcur Beobachtung aller ihrer 
Pflichten gehothigt durch di^ ihr angeborne Scham- 
haftigkeifk Sie kann iii keinem Stuke der Vernunft 
etwas vergeben , ohne Jbei 'sich selbst in den seW* 
wahrscheinlichen Verdacht zu kommen, dafs sijg ihr* 
auch in der Hauptsache vergeben habe, nnd dafs sie 

. * — der unerträglichste Gedanke für sie — ibrea 
Mann nicht liebe, sondern ihn hur als Mittel zur 

Befriedigung ihres Geschlechtstriebes brauche. 

Der Mann, in- welchem noch- Grofsmuth., das 
W«:ib, in welche); noch Schamhaftigkeit wohnt,- 
sind jeder Veredlung fähig: aber sie sind auf dein 
geraden Wega zu allen La«tern , wenn der erstere 
niederträchtige die andere schamlos wird ; wie Siei 
auch die Erfahrung ohne Ausnahme bestätigt. 

. 2.^ Auch ist hier die Aufgabe geloset: wie kann 

* * ■ 

man das M'en seh enge schlecht von Natur aus zur Ta- 
gend führen? Ich antworte: lediglich dadurch, dafs 
das natürliche Verhältnifs zwischen beide^i Ge- 
schlechtern wieder hergesffellt werde. E9 gi^t 
keine sittliche Erziehung der Menschheit^' ausser 

von diesem Funkte aus« ' •- 

§.3. Eine 


.1 ^, g. H 

Eine^ Verbindung , wie. die bescbriebena , iietfst 
4^iri€ Ehe, Die Ehe ist eine durch den Geschlechtstrieb 
begcündete voilkbmmeue ^Vereinigung zWeier Perj|onen 
' beiderlei Geschlechts, die ihr eigner Zweck ist. 

Sie ist durch den Geschlechtstrieb in beiden Ge- 

% ■ ■ ■ 

«chlecbierb begründet i für den forschenden Fhiloso« 
pjj^n ; aber es ist nicht nothwendig , dafs irgend eine 
unter den beiden Perspnen , die eine Ehe schliessen 
'wollen, dieses sich gestehe. Das Weib kann es sich 
nief es kann siqh nur Liebe.gestehen. Aucb ist die 
Fortdauer der Ehekeineswegesdur<;h die Befriedigung 
dieses Triebes ^bedingt'; dieser Zweck kann ganz weg- 
fallen,, und dennoch die eheliche Verbindung in ihrer 
|l»anzen Innigkeit fortdauern. / ' 

■ 9 

Die Philosophen haben sicn für verbunden erach« 
tet, einen Zweck der Ehe anzugeben, und die Frage 
auf sehr veracfaiedene Weise beantwortet. Aber die 
Ehe bat keinen Zweck ausser ihr selbst; sie ist/ ihr 

. eigener Zweck. Das eheliche Verbältnifs ist die ei- 
gentlicbste, von der Natur gefoderte Weise des er- 

■ wachsenen Menschen von beeiden Geschlechtern,' zu 
existiren. In diesem Ver'haltnisse erst entwickeln sich 
alle ^ seine Anlagen; aus^^er demselben bleiben sehr vie- 
le, und gerade die merkwürdigsten Seiten der Mensch* 
heit unangebaut. So Wenig die Existenz des Men- 
flehen überhaupt auf irgend einen sinnlichen Zweck zu 

■ beziehen ist, ;^so wenig ist Cß die nothwendige Weise 
derselben, die Ehe. 

Die 


■ 

Die Ehe ist eine Verbindung, zwi^ch^n zwei Per^ 
flonen ; einem Manne , ' und einem Weibe. Da3 Weib, 
die si,cli Einem ganz gegeben hat, kann sich nicht einem 
zweiten geben, denn ihre eigene Würde hängt j^ da- 
von ab y dafs sie diesem Einen ganz angehöre» Der 
Mann , der sich nach dem Willen , ^nd den leisesten 
Wünschen Einer zu richten hat, um sie zu beglücken, 
kann sich nicht nach den Wünschen mehrerer richten, 
die selbst; unter einander nicht vereinigt sind. Die 
Polygynie sezt bei den Männern die Meinung voraus, 
dafs die Weiber nicht vernünftige Wesen sind, wie 
die Männer, sondern blof^e willenlose, und rechts* 
lose^Werkzeuge für den Mann. Dies isc denn auch 
wirklich die Lehre der religiösen Gesezg^bung, die 
die Vielweiberei verstattet, der muhame dänischen*' 
DidseReligiou hat, freilich wohl ohne sich der Grün« 
de deutlich bewufst zu seyn, aus der Bestimmung der 
weiblichen Natur, sich leidend zu verhalten, einseitig 
gefolgert. Die Polyandrie ist ganz gegen die Natur, 
und darum ' äusserst selten. Wenn sie nicht, rohe 
Vietiheit wäre, und irgend etwas voraussetzen könnte, 
so müfste sie voraussetzen, dafs es gar keine Yer«. 

> 

nunft und gar keine Würde derselben ^äb«. 

Die eheliche Verbindung ist ihrer Natur nach un- 
zertrennlich und ewig« und wird nothwendig als ewig 
geschlossen. Das Weib kann nicht voraussetzen, dafs 
sie je aufhören werde, ihren Mann über alle seines 
Geschlechts zu lieben,* ohne iiire weibliche Würde; 
der Mann nicht, dafs er aufhören werde seine Frau 
über alle ihres Geschlechts zu lieben, ohne seind 
männliche Grofsmuth aufzugeben, Sie geben sich 

«inander 




M 


"' /einander anf immer) weil sie ^ sich eiiiaitder ganz 
geben« : • 

§•9- . 

» 

Die Ehe ist sonacli kein erfundener Gebrauch, 
und keine wiljkührliche Einrichtung, sondern sie ist 
ein durch Natur ^ und Vernunft in ihrer Vereinigung 
»othwendio, und volTkomoien bestiinmteB Verhältnifs. 
Sie, ist vollkommen bestimmt, sage ich, d. h. nur eine 
solche Ehe, wie die' beschriebene , und schlechthin 
keine ändere Verbindung beider Geschlechter zur fle- 

■ ' ' TAT • 

friedigung des Geschlechtstriebes, verstatten Natur, 
und Vernunft. 

* v 

/ Um die Ehe zu errichten, oder zu bestimmen, da- 

mit hat das Rech tsgesjbz nichts zu thun, sondern die weit 
bÖhere Gesezgebung der Natur und Vernunft, welche 
durch ihre Produkte demRechtsgesetie erst ein Gebiet 
verschaft. Die Ehe blofs als eine juridische Gesell* 
Schaft ansehen, führt auf unschickliche und unsittliche 
Vorstellungen: Man wurde vielleicht dadurch zum 
Irrthume verleitet, dafs die Ehe allerdings ein £ei- 
sammenleben freier Wiesen ist, wie alles, das durch 
den RechtsbegriflF bestimmt wird. Aber es wäre 
schlimm, wann dißses Zusammenleben durch nichts 
höheres begründet und geordnet werden könnte, fiU 
durph Zwangsgesetze. Erst mufs eine Eh'e da ieyn, 
ehe.. von ^inem Eherechte, so wie erst Menschen da 

'seyn müssen, ehe vom Rechte überhaupt die Rede 
S.eyn kaVin. VVoher die erstere komme, darnach fragt 
der RechtsbegrifiF eben so wenig, als er fragt, woher 
die 1 entern kommen. \^t die Ehe erst deducict« wie 

es 
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Vt^ie es so ehefi geschehen ist, dann erst ist es Zeit 
XU fragen, inwiefern dcir RechtsbegriflF auf diese Ver- 
bindung anwendbar sey, welche Rectsstreitigkeiten^ 
über sie entstehen könpten^ und wie si6 zu entschei- 
den seyn würden; oder, da. wir ein reelles Naturrepht 
'lehren, welche Ilecfate und* Pflichten der sichtbare • 
Verwalter des Rechts, der Senat, in Ehesachen insba- 
Sondere ^ und über dasr gegenseitige Verbal tnills beidet 
-Gesphlechter überhaupt habe. Wir geben jqzt an die« - 
se Untersuchung'. " - .. -. 
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Zweiter Abschnitt* 

r 

Das Ehe recht. 


, / 


er Iiibegriff aller Recbte ist '4ie Fersonlichkeii ; 
und es ist die- erste und höchste Pflicht des ' Staats, 
diese an seinen Büxgern zu schützen« Nun aber ver« 
iiert das Weib seine Persönlichkeit und seine ganze 
Würde, wenn sie, ohne Liebe, der Geschlecht&Uist 
eines Mannes sich zu unterwerfen genöthigt wird. 
Sonach ist ea absolute Pflicht des Staats, seine Siit- 
gerinnen g^g^^ diesen Zwang zu» schützen; eine 
P'flicht, die sich gar nicht auf einen besondern will- ' 
tührlichen Vertrag, sondern die sich ^uf die Natur 
der Sache gründet, und unmittelbar im Bürgervertra- 
go enthalten -ist ; eine Pflicht, die so heilig und unver- 
lezlich ist, als die, das Leben der Bürgef zu schützen. ' 
(Es ist hier um das innere moralische Leben der Bür- 
gerinnen za thun.) ' 

Dieser Zwang konnte derBüi^gerin zugefügt wer- 
den unmittelbar durch physische Gewalt , und dann 
heifst er Notkzucht, — Es kann gar keine Frage dar- - 
über aeyn , ob Nothzucht ein Verbrechen sey. Man 
greift dadurch das Weib an an ihrer Persönlichkeit, 
sonach an dem Inbegriff aller ihrer Rechte, auf die 
brutalste Weise. , 

X Der 


\ . .. t 
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Der Staat hat Recht und Pflicht seine Bürgeria 
gegen diese Gevi^alt zn schützen ; theils durch Fdicei« 
aufsieht, theils durch Androhung der Strafe für dieses 
Verbrechen. -^ Es bezeichnet dasselbe, zuförderst 
Brutulitat» die zum Leben in der Gesellschaft über* 
baupt' uAtüchtig macht. Stärke der Leidenschaft ent« 
schuldigt' laicht, sondern erschwert vie}mehj das Ver; 
hrechen. Wer seiner selbsji; nicht mächtig is|, ist ein 
wüthendes Thier; die Gesellschaft kann durch kein 
Mittel ihn zähmen, sonach ihn nicht in ihrer Mitte, 
dulden.' Es bezeichnet ferner eine unbegrenzte Ge« 
ringäehtung und Vergessenheit alles Menschenrechts. 
In etnig4^n Gesezgehungen, wird Nothzucht mit deni 
Tode b«»straftj und ivrenn eine, Gesezgebung einmal 
«ich für berechtigt' hält,, den Tod als Strafe einzuf üb; 
reo, • *o verfährt dieselbe ganz consequent , wenn si^ 
ihn auch auf dieses Verbrechen sezt. Nach meinem 
Systeme Würde ich für d^ Verbesserungsbaas srimmeu: 
weil , obgleich das Vergehen in Absicht der Verach- 
tung der Menschenrechte dem Morde gleich kommt, 
dennoch ei Mähnern, nicht unmöglich wird > mit «ol» 
chen Verbrechern beisammen zu^ leben^ 

Was den Ersaz anbelangt, so sieht jeder, iab 
keiner möglich ist. Wie könnte dem unglücklichen 
Weibe das Bewiifstseyn ersezt werden , dem Manne, 
den sie einst lieben wird, sich unberührt zugeben. 
Aber es aiufs ersezt werden, so weit ein Ersaz möglich 
ist, und da der Verbrecher der Beleidigten nichts 'ge- 
ben , und sie nichts von ihm annehmen könnte , als 
Vermögen ; so würde ich für die Auslieferung seines 
eanzen Vermögens an die geschwächte, stimmen. 

Mä Das 
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Das unveiheirathete Wäib steht , vrie wif tiefet 
i;nten sehen werden, uAtex der Gewalt der filtern,- das 
verbeii^thete unter der des Mannes. Die. erstem, 
oder der lezterd würden Klager seyn« Im .ersten Falles 
könnte sie, wenn die £ltern etwa nicht klagen .woll« 
ten, selbst die Klage anbringen, im lezteru nichts 
weil sie den £ltem nnr bedingt, dem Manne aber 
ganz anbefdingt unterworfen ist. • 

§. 12.. 

Dieser Zwang könnte der Bürgerin zugefügt wer-^ 
den mitee/^ar durch moralische, Gewalt vo^i ihres El*' 
tern und Verwandten, indem dieselben sie durc;}! ge-. 
' waltsame Behandlung, oder Uefaerreduug zu eioer Ehe» 
ohne eigene Neigung, vermögen. Ob gewaltssapse Be^ 
handlung fiii diesen Zweck nicht zu verbieten und zu 
bestrafen sej, darüber kann kein Zweifel Statt finden ; 
was die Ueberredung anbelangt, so ist diese in keinem 
möglicheif andern Falle, ein Vergehen ; hier ist sie es 
aber offenbar. Anderwärts sagt oiaa , warum hast du 
dich überreden lassen ? hier findet diese Frage ,nicht 
Statt. Die unwissende -und tmscbuJüige .Tochter 
kennt die Liebe nicht, kennt die f;anze Verbindung 
nichtv die ihr angetragen wird, mitbin wird sie ei- 

* • • • 

gehtliclf betrogen, und als Mittel für den Zwctk ihrer 
Eltern oder Verwandten gebraucht. 

Diese Art des Zwangs ist die schädlichste , und 
weit beleidigender, als die erstangezeigte physische- 
Gewalt, w«nn auch nicht der Form, doch Jem Erfol- 
ge nach. Bei d(=^in rfstein wird dos Weib doch hin- 
terhcr wieder freif bei diesem Zwange wird sie gemei- 
niglich 


■/ 




niglicli Auf ihr ganzes Leben um die edelste und 
süsseste Empfindung, die der Liebe» und um ilire \ 
w^hre weibliche Würde , um ihren ganzen Charakter . 
ketrogen; völlig und auf immer zum Werkzeuge her* 
' aberniedrigt. 

Es kann sonach keine Frage seyn , ob der Staat 
nicht das Recht und die Pflicht habe, seine iungen Bür- 
gerinnen gegen diesen Zwang durch strenge Gesetze 
und genaue Aufsicht zu schützen. Mur darüber ent- 
/ steht eine Frage: die unverehlichte Tochter steht, wie 
wir unten weiter ersehen werden ^ unter der Gewalt 
ihrer Eltern; diese sind ihre 'erste Instanz , und ihre 
Vormünder vor den Gerichten. Diese müfsten über 
den ihr zugefügten Zwang klagen. Nun ist es wider« 
sinnig, dafs dieselben .^iph selbst anklagen sollten; 
' denn hätten sie den Willeu, dafs ihr Zwang durch die 
Gewalt des Staats verhindert werde ^ so würden sie ja 
von selbst sich desselben enthalten. 

■ \ 

* * 4 

Wir werden aber gleichfalls sehen « da£^ die 
Tochter aus der Gewalt der Eltern kommt» wenn sie • 
heirathet. Hier ist wenigstens von Heirath die Rede ; 
*die Tochter wird von den Eltern selbst, die sie zur 
Heirath zwingen wollen , als mannbar betrachtet ; das 
Gesez könnte sonach der gesunden Vernunft völlig ge- 
inäfs verordnen, dafs dieser Vorschlag die rechtlichen 
Folgen der Freilassung von der Eltern Seite haben 
' solle, und dafs die Tochter auf diesen Fall hin über 
ihre Rechte selbst wachen müfsta — r *Dafi E^ddurtheil 
des Staats in dieser S^he, sonach die Verordnung, des 
Gesetzes könnte keine andere seyn, als die^e, dafs^ , 

I ■' • Eltern, 
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Blteriiy die sich ibrer Gewalt so ganz sur lebenslaz^g« 
liehen Unterdrückung der Menschenrechte ihres Kin- 
des bedient, derselben beraubt, die Tochter nebst dem 
ihr zulromnieiiden Vermögen, ihnen genommen, und 
unter die unmittelbare Obhut des Staats gesezt 
würde, bis sie sich verheiratheta. — Da, ohnerach- 

. tet dieser Verordnung noch immer zu befürchten seyn 
mochte', dafs eine junge, unerfabrne, des bÜndeü Ge- 

, horsams gegen die Eltern gewohnte Tochter nicht 
leicht klagen würde, dennoch aber alTes darauf beruht, 

. dafs dieser Zwang zur Ehe nicht Statt' habe, so könn« ' 

te der Obrigkeit aufgelegt werden, in dergleichen Sa- . 

■ ■ ■ • • ' . 

eben ohne alle vorhergehende Klage, vom Amtswegen 
zu verfahren. ./ 

• - 

§• A3- •■ 
Mit dem männlichen Geschlechts verhält es sich 

ganz anders. Zuförderst kann der Mann im eigentll* 
eben Sinne des Worts nicht gezwungen werden zuc 
Vollziehung der Ehe, weil dies gegen die Natur der Sa- 
che läuft. Vfrird er überredet, so hat dies sehr wenig zu 
bedeuten, denn bei ihm geht die eigentliche Liebe oh- 
nedies der Ehe nicht vorher, sondern wird erst dui'ch 
' sie erzeugt. Aber dafs die Frau gezwungen werde« 
ihn zu heirathen, kann er nicht dulden, wenn' er sei- 
nen wahren Vortheil versteht. Dies lauft gegen seine 
Menschenrechte, denn es beraubt ihn der Aussicht auf 
eine glückliche Ehe, welche ißu verlangen er ein Recht 
hat. — Die Ibiebe wird hintennach schon kommen, 
sagen manche Eltern. Bei dem Manne ist 'dies wohl 
zu erwarten, iivenn er eine^ würdige Gattin erhalt, bei 
der Frau aber ist es sehr unsicher ; iind es ist scbreck- 
' ^ lieh. 
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licfa, auf diese blofse. Möglichkeit hin ein ganzes Men« 
schenleben aufisnopfern und herabzuwürdigen. ^ 

V ■ ■ 

m ■'.■■■ f. I 

Das Resultat des gesagten : die Ehe muTs mit ab*/ 
'soluter Freiheit geschlossen werden, und der Staat hat 
zufolge seiner Scbuzpflicht gegen die einzelnen Perso- 
nen, ni^d besonders das weibliche Geschlecht , die 
Pflicht imd das Recht über diese Freiheit der eheli- 
fhen Verbindungen zu wachen. ' 

'^* ^^' ' ; . 

Aus dies^ Oberaufsicht des Staats über die FreU 
faeit der Ehen folgt, dafs der Staat alle-Eheji» ' die un« 
ter seihen Bürgern und Bürgerinnen geschlossen wer- 
den, anzuerl[ennen und zu bestätigen habe. i 

lede Ehe mufs juridische Gültigkeit haben, d.' I. 
das Menschenrecht des Weibes mufs nicht verlezt seyn ; 
aie taiufs sich mit freiem Willen, aus Liebe, und a^cht 
gezwungen, gegeben haben. Jeder Bürger mufs gehal- 
ten seyn, dies vor dem Staate zu erweisen ; widrigen- 
falls der Staat das R^cht haben würde den Verdacht 
der GewaUthätigkeit auf ibn zu werfen, und geg^n 
ihn zu untersuchen. Aber er kann diesen Beweifs 
nicht füglich anders führen, als dadurch , dafs er die 
Frau ihre freie Einwilligung gerichtlich erklären läfst, 
bei der Trauung. Das Ja der Braut sagt eigentlich 
weiter nichts, als dafs sie nicht gezwungen sey. Al- 
les übrige, wozu die Ehe verbindet, versteht sich dar- 
aus von selbst, dafs sie eine Ehe schliessen. ^ Was das 
la de$ Mannes bedeuten könne, wird sich tiefer unten . 
zeigen, Dafs er nicht gezwungen sey, geht daraus 

hervor, 
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hervor, dafs er Ja die Frau zur Trauung' fiilirt. — 
Dafs die Ehe, .da sie etwas auf MoralitÜt gegründetes^ 
und schlechthin nur durch sie bestehendes ist, unter 
den Aücen derer, die die £rzieher des Volks zur Mo- 
ralität seyn sollen , d. i. der Geistlichen , geschlossen 
wi d, ist sehr vernünftig; aber inwiefern die Trauung 
iuridische G ültigkeit hat, ist» der Geistliche ein Beamter 
des Staats. So betrachten sich dehn auch wirklich die 
Consistorien in diesen Dingen , als geistliche (fericlitef 
und haben daran ganz Recht« " 

Es läfst sich nicht begreifen, woher der Staat, 
tind hier insbesondere die Geistlichkeit, die in diesem 
Stüke sich selbst als Gesezgeber betrügt, das Recht ha« 
ben solle, die Ehe für gewisse Grade der Verwandschaft 
zu verbieten. Liegt ein Abscheu gegen dergleichea 
Vermischung in der Natur, so> bedarf es ihres Ge* 
setze« nicht ; giebt es aber keinen solchen nattixlichepL 
Abscheu, 80 können sie auf ihn ihrGesez nicht bauen. 
Es läfst sich einsehen, wie eine JNatiou glauben kön- 
ne , ihre Gottheit werde unter andern auch durch der- 
gleichen Ehen entrüstet: und wenn dies ist^ &o hat 
der Staat das 9^echt nicht, solche Ehen z\x achteten 
(wie er ja überhaupt das Recht nicht bat, eine Ehe 
zwischen zwei bestimmten Personen zu befehlen^ ^y, 
dem er die Bürger nicht gegen ihr, obwohl irrendes 
Gewissen verbinden darf. " Aber er hat eben so weni/; 
das Recht, si^ zu verbieten; wer an jene EntriÄtan<y 
der Gottheit glaubt, der wird sie ohnedies unterlas- 
sen; wer nicht daran glaubt, oder es auf die Gefahr 
binwagen will, der wird, wenn der Glaube der Na- 
tion wahr ist, schon von der Gottheit bestraft »werden. 

' Üeber- 
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UeLerla^se man es rioch den Gotterb» die ihnen selbst 
zugefügten Beleidig ngenajoch Selbst zu rächen. Ef 
bleibe den Priestern nichts übrig , als die Nation treji« 
lieh s^u* warnen, und zu vermahnen, und als bloüse 
^Ge sezcr klarer ^ denen, die ihnen glauben wolJeji, die 
verboteneu Grade, und diB göttlichen Strafen, dio 
darauf: stehen, anzuzeigen,: 


^ 


Es läfst sich kein Grund denken, diejenigen, die 
es entvreder nicht glauben , oder die sich auf ihre ei- 
gene Gefahr wagen wollen, durch den Glauben ^de- 
rer zu verbinden, als d^r: d^fs die Strafe ihrer Ver» 
sündigung zugleich die übrigen unschuldigen mit tref^ 
/ - fen werde» Dies aber ist eine böse und verderbliche 
Supers|:itiaQ, von welcher der Staat in seiner Gesexge« 
bung nicht Notiz nehmen, noch dadurch die natürli- 
chen Rechte anderer einschränken kann, i 

, , . ■ '■ ' . . - - ' 

Aber unabhängig von allen religiösen Gründen, 

lönnte es ja politische geben, gewisse lihen für uner« 
laubt zu halten ? Das beste darüber sagt , wie mir es 
scheint, Montesquieu (de Tesprit des loixliv. 2$chap; 
x/j..) Es ist immer die natürliche Eestimmung dcrVa- 
ter gewesen , über die Unschuld ihrer Kinder zu wa- 
'chen, um dieselben, so unverlczt als möglich, an L>eibe, 
so unverdorben. als möglich an der Seele,, auszustatten. 
XJnnufhörlich mit dieser Sorge beschäftigt, mu^sten si& 
selbst für ihre Person weit davon entfernt seyn , et- 
was zu thun, das dieselben verführen könnre. Aus 
demselben Grunde mufsten sie auch dem Sohne und 
der Tochter einen Abscheu gegen eine Verbindung un- 
tereinander einzupllanzeu suchen. Aus dieser Quelle 

' " iUefst 
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fliefst knch das' Heirathsvetbot für Geschvi^istirlcinder« 
In den ersten Zeiten der Welt nemlich blieben alle 
Kinder im väterlichen Hause y und die Kinder zweier 
Bruder betrachteten sich /unter einander selbst als 
Geschwister. 

Hierbei zwei Anmerkungen. Zuförderst war 
diese Erhaltung der Keuschheit innerhalb der Familien 
die eigene Sorge der Familienväter; keineswöges aber 
die Angelegenheit der Civilgesezgebung , als ob da^ 

durch die Rechte einer andern Familie wirklich ver* 
lezt ; oder der Policeigesezgebung, als ob dadurch die* 
se Verletzung nur erleichtert würde ; und die gebilde- 
tem in der Ration konnten die andern , welche etwa 
laicht von selbst apf diese^ Vorsicht gefallen waren, an 
sie erinnern t sie hierüber belehren; keinesweges aber, 
als Staat, ein Gesez darüber geben. Dann, wo der 
Grund wegfällt, fällt das Begründete weg. Dieser 
Grund ist hier das Beisammenleb^n gewisser Anver- 
wandten. Was die Verehlichung zwischen Eltern und 
Kindern, und. zwischen Geschwistern anbelangt, kann 
dieser Grund im allgemeinen nie wegfallen. Was die 
Verheirathung der Geschwisterkinder, oder deS 
Oheims mit seiner Niece, des Schwagers und der 
Schwägerin, u. d. gl. anbelangt, so findet dieser 
Grund in der. gegenwärtigen Lage der Menschen sel- 
ten Statt. ' 

Der Beischlaf ist die eigentliche Vollziehung der 
Ehe ; durch ihn unterwirft das Weib erst ihre ganz« 
Fersönliohkeit dem Mann^; und zeigt ihm ihre Liebe, 
von welcher ja das ganze heschricbeneVerhältnirs zwi-* 

sehen 
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sehen Eheleute ausgebt. Wo ctieser geschehen ist, 
da ist diq Ehe vorauszusetzen $ ein Saz, den wir erst 
tiefer unten schärfer bestimmen^ und aus ihm folgern, 
wexden : wo er nicht geschehen ist, da kann jede an-» 
dere Verbinduna, nur nicht eine wahre Ehe Statt 
finden. — Ein Eheverlöbnifs sonach, sey es öffentlich 
oder ' geheim , macht keine Ehe; und die Aufhebung 
desselben ist keinesweg^s als eine Scheidung bu be- 
trachten. Das Recht, Entaichädigung zu födern, kann 
/ dadurch wohl begründet werden« Der unschuldige 
Theil mufs, so weit es irgend möglich ist, in seinen 
vorigen Stand wieder eingesezt werden. Selbst di^ , 
Trauung j wenn sie , wie der Sittsamkeit gemaf» bt, 
der Vollziehung der Ehe vorhergeht, maoht nicht die 
£he , sondern sie anerkennt nur die später zu achlies* 
sende Ehe im Voraus juridisch. 

§. »5- 
Der Mann und die Frau sind innigst vereinigt. 

Ihre* Verbindung ist eine Verbindung der Herzen und 
der Willen. Es ist sonach gar nii;ht vorauszusetzen» 
dafs zwischen ihnen e^n Rechtsstreit entstehen könnte« 
, Sonach hat der Staat über das Verhältnifs beider Ehe- * 
gatten gegen einander gar keine Gesetze zu geben, 
weil ihr ganzes Verhältnifs gar kein juridisches, son- 
dern ein natürliches und moralisches Verhältnifs der 
Herzen ist. Beide sind Eine Seele , und entzweien, 
der Voraussetzung nach, eben so wenig sich mit ein- 
ander , und gehen eben ^so wenig mit einander vor 
Qericht , als dasselbe Individuum mit sich selbst vor 
Gerichte proc^ssiren wird. 

Sobald 
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Sobald Streit entsteht, ist die Trennung schon 
geschehen, und die juj^idische Scfaeidung^ von welcher 
tiefer unten, kann erfolgen. • . 

§. x6f 

In dem Begriffe der Ehe liegt die unbegrenztQßt« 

Unterwerfung der Frau unter den Willen des Mannes ; 

nicht aus einem juridischen sondern aus einem mof ali^ 

sehen Grunde. Sie mufs sich unterwerfen um ihrer * 

eignen E^hre willen. — ^ Die Frau gehört nicht sich 

selbst an, sondern dem Manne. Indem der Staat die 

Ehe, d. i. getade Rieses ihm wohlbekannte, nicht durch 

ihn s<Tiiclern durch etwas |;iöheres als er, ' begründete 

VerhüUhifs anerkennt, thut er Verzicht darauf, das^ 

Weih von nun an als eine juridische Person »u bettach«. 

ten. Der Mann tritt ganz an ihre Stelle ; sie ist durch 

ihre Verheirathung für den Staat gane xernichtet, zu- 

folg/e ihres eigenen nothwendigen Willens, den der 

Staat garantirt hat« Der Mann wird ihre Garantie 1>ei 

dem Staate; er wird ihr rechtlicher Vormund;, er lebt 

in allem ihr öffentliches Leben; und sie behält ledi^ 

lieh ein häusliches Leben übrig. -^ ■ ' 

■ ' \ 

. . f ' 

Die Garantie d^'s Mannes für die Frau versteht 
^ich von selbst; denn si(^* folgt aus der Natur ihrer 
Verbindung, ihre Grenzen werden wir tiefer unten 
sehen. — ledoch kann es nicht undienlich seyn, dal^ 
er sie noch besonders erkläre, ausdrücklich sich zum 
Bürgen für dieses Weib einsetze. Man kann das 
I^ des Mannes bei der Trauung als die Zusicherung 
dieser Garantie ansehen , und nur unter dieser Bisdin- 
gung erhält es einen Sinn. 

§17. Jm 
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§. 17. 


loiBegrilFe Aer^Ebe liegt, dafs dl^Fi^Ut die ihta 
Persönlichkeit hingiebt, dem Manne zugleich- das Ei- 
genth.um aller ihrer Güter, u^d .ihrer ihr im Staate 
ausschliessend zukommenden R^öfateübefgbbe. Indem 
der Staat eiiie Ehe anerkennt, anerkennt und garan« 
tirt er zugleich dem IN^anne das Eigenthi:/ä''tf6i:'feufcer ' 
seiner Frau — nicht gegen die Frau^ detih niil^ dieser 
ist der Voraussetzung nach kein Rechtsstrelt* mojgl ich» 
sondern gegen alle ühHgen Bürger. TJer maiin* wird 
in Beziehung auf den iStäat, der' einige' KigäSfth'ümer 
seiner vorherigen Güter,, und derer, die ihm die Frau 
zuh/ingt. Die Acquisition ist unbeschränkt ; da er^ja 
als die einige juridische Person übrig bleibt.. 


t ■ - t 
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Ent\^^der das |iligeAthum der Frau ist schon vpr^ 
her deklarirt, dem 3.t^^^^. ^^^^f^^t:, und durch'ihn an« 
ersännt gewesen ; so wird ^^ nur auf, den ^ann über- 
tragen*: jiOdqr es geht erst jezt aus dem Vernjö^en ihrer 
* Eltern hßrvory so gesphieht ^rst jezt die DeklaiAtion, 
durch: die Ehegenossen» und die Garantie, der Eigen- 
tluiinlichkeit dieser Gf genslande uberhaMpt d^r<;h den 
Staat. Von dem absoluten KigeHthume.» Geld und 
Geldeswerth, ^at nach d(;n obigen Erweisen der Staat 
keine Notiz zu nehmen.: doch ist es wegen einer doch 
möglichen künftigen Scheidung, um der Repartition» 
die dann entstehen mufs> (wovon tiefer unten,) nö* 
thig» dafs der Staat den VYerth des Eingebrachten 
wisse, öder dafs wenigstens solche Veranstaltongea 
getroffen werden, dafs er ihn za seiner Zeit im Falle 
der Nothy wissen könnca -«^ E> kann ja nur ein Do- 


I % 


. ■ 
iLtijnetH: äarübier In der Familie der Frau, oder ein ver- 
^Jegeltes Dokument in den Gerichten, niedergelegt 
-t^nerden;'; *".•'" r •. . • 

Eben so liegt im^ BegriflFe der Ehe die gemein- 
schaftUdbe Wohnuqg» gememschafüiche Arbeit, kurz 
das Zusammenleben. Dem Staate scheinen beide nur 
.Eine Persoä ;^ .was Eins, tbut, im gemeinschaftlichen 
tjigenthume, ist stets so gut, als ob das andere es zu- 
jglelch mit, thäte. Aile öffentliche juridische Handlun- 
gen aber besorgt allein der Mann. 

■ . .... I , 

§. 18- . 


4 • 


Es bedarf keiner Gesetze des Staats, um das Ver* 
hältnifs der Eheleute unter einander zuordnen: es be* ' 
darf eben so wenig der Gesetze, um das Verbal tnifs 
beider ^^Ä^n andere Bürger zu ordnen. 'Was ich von 
den Gesetteri gegen den Ehebruch halte, inwiefern sie 
aussehen, und sich ausdrücken, als Gesetze über ein 
Eigerithttriri und etwa dehBesiz der Frau dem Manne, 
uiid den des Mannes det Frau vor Verletzung sichern 
sollen, werde ich tiefer unten erklären. Wie der 

\ 

Staat die Eheleute ansieht, als eine juridische Perä'bn, 
^' deten äüsserlicher Repräsentant der Mann ist, und ihr 
Vermögen als Ein Vermögen, so ist jeder 'einzelne Bür- 
ger verbunden, sie gleichfalls anzusehen. Bei Rechts« 
Streitigkeiten hat jeder sich an den Mann zu halten ; 
unmittelbar mit der. Frau kann kf^Iut^r etwas abzuma- 
chen haben. Alles was daraus folgt ist die Schuldig- 
keit der Eheleute, ihre EJie unter denen, mit welchen 
sie zunächst zu thun haben, bekannt zu machen ; wel- 
ches auch in moralischer Rücksicht, zur Verhütung 

des 
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ies Aergernisses, daist aus ^iner illegalen, oder für il« 
Ifegal gehaltenen Verbindung erfolgen würde , notfa» 
wen die ist , und daher ain schickUcbsten vermittelft 
der Geistlichkeit geschieht. 

Ursprünglich, d. i. der blofsen Naturanlage' nach« 
geht der Mann allerdings auf Befriedigung des Ge« 
sohlechtstriehes aus* Wenn er aber eiitweder vor dec 
Ehe durch Nachdenken iind Belehrung,. und in deot 

wirklichen Umgänge mit el:|rwürdigen Personen c^e^ 
weiblichen Geschlechts, (besonders «a seiner Mutter«) 
lernt, dafs im Weibe Liebe wohnje., und sie nur aud 
Liebe sich ergeben solle, so veredelt sich auch bei 
ihm der btofse Naturtrieb. Auch er will nicht mehr 
blofs g^hlefsen ,. sondern er will geliebt seyn. Nach- 
dem er weifs , dafis das Weib sich verächtlich machte 
wenn es sich ohne Liebe giebt, und dafs ihre Lust 
eine herabwürdigende Lust sey , 30 will er 8ic]^ nicht 
als Mittel dieser niedern Sinnlichkeit brauchen lassen. 
Er mufs sich noth wendig selbst verachten, wenn er 
genöthigt wäre , sich als das blofse Werkzeug der Be- 
friedigung eines unedlen Triebes anzusehen. Aus die- 
sen Principien ist die Wirkung des Ehebruchs der Frau 
auf den Mann zu beurtheilen. . 

I 

Die Ehefrau, die sich einem andern Manne er- 
giebt, ergiebt sich ihm entweder aus ganzer wahrer 
, Liebe: Dann aber hat sie, da die Natur ihrer Liebe 
die Theilung schlechthin nicht vertragt, aufgehört ih- 
ren Ehemann zu lieben , und das ganze VerhältniCs 
mit demselben ist sonach vernichtet. Ueberdies h^t 
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sie,' oh i^^f ächtet sie triebe zuf Entschuldigung jfnfuhrC^ 
flieh herabgewürdigt, denn ihre erste Verbindung mit 
ihrem Ehemanne mufs ihr jezt, wann sie noch dec^^ 
Moralität fällig i^t, als unedel. ji^nd thierisch vorkom» 
men, aus dem oben angezeigten Gründen.^^ Ltafst sie 
iioch den ScTiein des bisherigen Verhältnisses mit ih- 
rem Ehemanne fortdauern« so entehrt sie sich dadurch 
abeVmals aufs ausserste. Entweder sie läCst -es fort* 
dauern , aus sinnlicher Lus^, öder, um eines nüs£(ern^ 
' Zwe^lces Willen; - In jedem Falle braucht sie ihre Per- 
sönlichkeit als Mittel für einen niedern Zweck : und 
nfacht dadurch den Ehemantn selbst zum Mittel. — 
Oihry der zweite Fall, sie übergab sich dem fremden 
Manne aus- .Rinnlicher Lust s^ so -ist apÄuaehmen^ dala 
sie auch ihren JEhemanii^ nicht liebe, sondarn.^hn lerlig* 
Jich zur Befriedigung^^ ihres Triebes gebrauche : uo^ 
dies bt »cUlepU^in unter- seiner Würde, ^' 

Der *EhebiHich des Weibes vernichtet sonach in 
jedem l^aflö das ganze eheliche Verhältnifs; und det 
Mann kann die EhebrecTierin nicht behalten, ohne sich 
selbst herabzuwürdigen. ^ (Dies hat sich in der allge- 
meinen Empfindung aller nur, ein wenig gebildeteo, 
Nationen gezeigt- Allenthalben wurde der Mann, der 
die Ausschweifungen seiner Frau duldete, Verächter,^ 
uiid aian hat ihn mit einem besondern Spottnamen be." ' 
legt. Dies kommt daher, dafs ein solcher Mann gegen 
die EbkC sündigt, sich unedel und niedertrüchlig zeigt.) 

Die Eifersucht des Mannes bat den Charakter 
aer Veraphtunr; gep/^n daS untreue Weib. Hat sie ei- 
• .ivj:vandcrn, etwa den des Neides und derMisgunst, so 
./ja »cht sich der Mann selbst verächtlich. ' - . 

$• 2?. Der 
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ÜerjEliebnicli meines Mannes aeigt entweder ^ine 
unedle Denkart , wenn das Wßil^, mit welcher er sich 
'Vergeht, sich ihm nicht aus Liebe ergiebt^ sondern um. 
eines andernZwecks willen ; er will dann blofs genie*- 
fsen. Oder er is{ die gröfste Ungerechtigkeit gegen 
dieses Weib,^ wenn sie aus Liebe sich ihm giebt. Et 
macht dadurch zu allen Pflichten der Ehe, zu unbe* 
grienzier. Grofsmuth, «u unbegrenzter Sorgfalt für ihre 
Zufriedenheit sich< anheischig, welche^ er doch nicht 
erfüllen kann, ' 

Nun ist es zwar an sich uhede) , aber nicht gera* 
de. zu den Charakter todtend, wie beim Weibe, daJ(« 
der Mann nur auf Befriedigung seines Triebes ausgehe : 
abersein Eheweib kann dadurch, theils gar leicht auf 
die Gedanken kommen , dals er auch «sie selbst nicht 
anders behandle, und dafs alles das, was sie für grofs-^ 
müthige Zärtlichkeit hielt, nichts sey al^ blofser' Ge*- 
schlechtätrieb, wodurch sie sich sehr herabgewürdigt 
fühlen müfs^te« — Th^ils^wird einer liebei^deA Frau 
es sehr schmerzlich fallen^^ dafs dieselbe Aufopferung^, 
die sie selbst für ihren Mann hat, eine ^ndere Frau 
ausser ihr hiaben solle» (Daher kommt es,'^ dafs die Ei« 
fersucht der Frau etwas von Neid , und von Hafs ^e« 
gen die Nebenbuhferin hah — • Es ist also sehr leicht 
möglich, dafs dadurch das Herz der F)*au vom Manne 
abgewendet, ganz sicher aber, däfs ihr iht Verhältnift 
dadurch verbittere werde; und dies ist gegen die schul» 
dige Grofsmuth des Mannes.^ . ' 

Also -^ der Ehebruch des Mannes Vernichtet 
nicht nothwendig^ das ^h'eliche V crhältnifs ^' so wie der 

. N des 
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Weibes es nothweijLdig' vernichtet -^ aber es ist do|oh 
XDÖgiich , dafs er es vetViicJite « und dann ist die Frau 
heriibgewürdigt vot sich selbst. An Schuld giebt ^c 
/dem des Weibes nicht nach; man könnte sagen, sie 
ist gröfser. weil die Grofsmuth dadurch verlezt wirdf 
wodurch sich eipe niedrig gesinnte S^le rerräth. Die ' . 
Frau kann verzeihen : nnd die würdige edle Frau wird ^ 
es sicher. Aber es ist drückend für den üVIann , und 
noch, drückender für die Frau, wenn sie etwas au ver- 
zeihen hat Der erstere verliert dea Muth und* dia 

• ■ 

Kraft das Haupt der Ehe zu ,seyn ; und die lezterd 
fühlt sich' gedrückt , den , dem sie sich ergeben hat, 
nicht achten zu können. Das Verhältnifs zwischen 
l*idön wird so ziemlich umgekehrt. Die Frau wird ' 
die grofsmüthige) und, der Mann kann nicht füglich 
etwas anders sfeyn^ als der unterwürfige«. 

Dies zergt sich auch im gemeinen Urtbeile. Eine 
Fi'au, die .die Unordnung ihres Manhes weifs, und 
erträgiy wird nicht verachtet; im GegentheiV \^ sahf» 
ter und weiser sie sich dabei betragt, des^o mjehr wiifd . 
sie geachtet. Man sezt sonach voraus, dafs si« 'nicht 
rechtliche? Hülfe suchen solle* Woherdiese tief in der 
ttienschlichen S^ele liegende Meinung? Etwa blofs 
aus unserer Gesezgebung und blofs bei uns Männern? 
Sie ist ja bei den Weibern, die über diese Gesezge- 
bung klagen, gleichfalls.. Sie gründet sich auch auf die 
angezeigten Grundverschiedenheiten der beiden Ge* 
sohlechter. 

§. 2x: 

Um die bürgerlichen Folgen des Ehebruclis , u,nd 
der daraus letwa erfolgenden Scheidung gründlich beur- 

theilea 
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theilen sä können , müssen wir Vor allön Din£;en das 
V erhältnifs des Staates ^ und der" Gesezgi^bung zu, der 
Befriedigung des Gbschlec^iUtriebes ausser deürEheifta*- 
tersucben« v » ^ ' 




Es ist die- Pflicht des Staats^ di^£hredes weibli« . 
^i^hen Geschlechts^ d. h. nach obigen, dafs sie nicht se-> 
zwun^en werden, sich einem Manne 2h ergeben, aus« 
ser aiYs Liebe ,' zu besichüt^eii ; . denn diese ihre Ehre ' 
ist ein Theil, ja der edelste Theil ihrer Persönlichkeit« 
leder hat aber auch das Hecht, -^ nämlich es i|t .kein 
äusserer Rechtsgrund dagegen""-— sein^ Persönlichkeit ^ 
aufzuopF^rnr So wie jeder das unbegrenzte äussere — • 
nicht innere moralische — Recht auf sein eigenes Le« 
ben hat, und der Staat kein Gesez gege» den Selbst* 
mord machen kann : eben so hat auch insbesondere da$ 
AVeib das/unbegrenzte äussere Recht auf. ihre Ehre,' 
Es steht ihr $usserUch frei, sich zum Tbiere herabzu* . 
würdigen, so wie es auch dem Manne äusserlicb frei 
stehen mufs,' une^del und gemein zu denken. 

Will d^s Weib sich aus blofset Wollust ^ ^det« 

• » ■ ,' 

für andere Zwecke hingeben, und findet sich ein Mann^ 
-der.Vuf Liebe Verzicht thut, so hat der Staat kein 
Recht, es ZU verhindern» ' ^ ^ 

Der Staat k'ann sonach det Strenge nach — was 
er dabei' denn doct zu bedenken habe, wird sich tie- 
fer unten ergeben — gegen Hurerei und Ehebruch 
keine Geietze machen, und keine Strafen darauf se- ' 
tzen. (Dies ist auch wirklich die ursprüngliche Ein- 
richtung in chrislHchen Staaten. Die Vergebungen 
dieser Art werden nicht sowohl als üebertrotungen ' 
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eines' Civil|[eßetEes , , sondern rlelmehr als XJehexttetArU 
gen eines moralischen Gesetises , und von der morali« 
sehen ^ Zvj^angsgesellscbaft y der Kirche^ bestraf fc. Die 
Hattptstrafe für sie war immer eine Kirchenbufse. Das 
rechtmäüsige dieses Verfahrens haben wir hier nicht ", 
%VL untersuchen, denn wir reden vom Staate ^ und' 
nicht von d^r Kirche. -— Z. Bj die Einkünfte Vier 
•Päbstlichien Kammer yön liederlichen. Weibspersonen 
sind eine grofse Consee[uetiz in der Inconseq^nenz. Die 
Kirche ist es eigentlich, die ihre Einwilligung su die* 
ser Lebensart: geben mufs« ausserdem dürfte sie nicht 
getrieben werden ; und das Geld welches ierlegt wird, 
ist die Büfse, die vorausbezahlt wird, für die Sunden, :- 
die sie noch erst begehen wollen«), 

■ • I 
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Entweder in einem Verhältnisse» dessen lezter 
Zweck die Befriedigung des Gesclecbtstriebes ist» und 
das sich auf Eigennuz gründet, ist Beständigkeit und 
Fublicität. Dann heilst es das Concubinat; welches 
eben durch daslBeisammenwohnen Publicitat, wenig« 
stens für eine aufmerksame Police! , erhalt 

■ * • 

>Der Staat kann, aus dem eben angegebenen'- 
Grunde, das Concubinat nicht verbieten. Nur niufs 
*r zuförderst sich überzeugen, dafs den? Weibe keine 
Gewalt ^zugefügt werde , sondern dafs sie 6tn zwar 
schändlichen Contrakt freiwillig geschloss^. Das 
Weib mu/s dies deklai^iren ; nur, da die Sache unwür- 
dig ist, nicht mit Feierlichkeit und Gepränge, und ja 
nicht vö^ den moralischen Lehrern, sondern etwa yor 

gewit- 


gewisseii Pbliceidlienern , die ohneilies Verpflichtet 
sind, sich ait unehlichen Sachen zu be8chSfitigen*j 


, "^eix Staat mufs fernef "^wissen, dafs diese Ver- 
blndung, ob sie gleich den äussern Anschein einer 
Ehe hat, keine sey. Sie hat die Jaridischen Folgen 
.der Ehe nicht; .der Mann wird nicht Garant^ und , 
Rechtlicher Vormund dek Weibes. D^s Band kann 
ivieder gelöset werden , Sobald es einem von beiden 
einfällt, ohne alle Fori^alität.^ Der Stisiat hat es nieht 

garantirt. Eben so wenig garantirt er die Bedingun« 

« 

gen des Yerträgs ; und die Weib8pe];ßOA -erhält keine v 
zu Recht beständige Anfoderung auf den Mann, aus 
folgendem Grunde. Nur mit einem Gewerbe, das der 
Staat bestätigt, und anerkennt, erhält man dine zu 
Kecht beständige Anfoderung. ^un kafin zwar der 
ätaat äasjenigeGewerbe, welches hier getrieben wird, 
nicht verhindern , weil das ausser seinen Rechten liegt/; - 
aber ei} kann es auch nicl^t bestätigen , weil es unmo* 
rausch ist. Wenn also der Mann ßein Wort nicht häl- 

' tenvwill, so sezt er dadurch zwar allerdings seiner Nie«' 
derlrächtigkeit, und, wie zu hoffen ist, der allgemei- 
neu Verachtung -- gegen ihn, die Krone auf:, aber^ die 
Weibsperson kann ihn nicht verklagen, und wird von 

' den Gerichten abgewiesen!, 




5. 23. 
OJer — det zweite FaU — mit der Befriedigung 

des Geschlechtstriebes ausser der Ehe ist das Zusam- 
menleben nicht verknüpft 

Zufor- 
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Zuförderst kann der F^l} der seyn., dab das 
Weib sich dem Willen des Mannes unterwerfe, qH* 
ne da(a er ihr etwas bezalife, oder ihr Bezahlung -^ 
sie bestehe in was sie wolle/, im Gelde , Geldeswertb 
'öder auch in einer Gefälligkeit -^ verspreche; oder, 

^ ohne dafs' auf irgend eine V^Teise ausdrücklich erklärt 

W<*rde, ihre Unterwerfung geschehe nicht aus Liebe; 

So ist anzunehmeq, sie sey aus Liebe geschehen. Dafs 

^ sie nicht ausGewinn^ucht geschelien ist, liegt klar ani 

Tage, dafs^ sie aus Wollust geschehen sey, ist ohne' 

' Beweifs nie vorauszusetzen , weil es gegen die Natur 
des Weibes ist, JEs müfste ausdrücklich nachgewiesen 
werden, dafs sie dafür bekannt sey, sich jedem hinzu- 
geben« — . Aber Unterwerfung aus Hebe' begründet 
die Ehe, !Els ist Wonach zwischen diesen beideAperso» 

* * m 

nen, die wir annehmen, eine Ehe wirklich vollzogen';. 
im§h ohne ausdrückliahes Ehever^jireche'ti. Wenn dies 
dabei ^vorgekommen ist, so versteht es sich ohnedies 


von selbst. 


Es fehlt hur nocli an der öffentlich eji An erkcn» 
nung dieser 'Ehe ; an der Trauung, Di^se ist der 
Staat dem Weibe sctlechthiu schuldig; denn er ist 
schuldig ihre Ehre, als das Recht ihrer Persönlichkeit 
zu schützen, Sie selbst hat, der Voraussetzung naehy , 
ihrer Ehre nichts vergeben; äIso darf auch der Staat' 
derseU/en nichts vergeben. Der Mann kann mit . 
^vvaiig zur Trauung angehalten werdend ^prwirinicht 
etwa zur JEiie gezwungen , denn diese hat er schtfn 
wirklich geschlossen, sondern nur zi^ öffetitlich«n Er- 
kfärung seiner Ehe. Ist eine unüberwindlichje Abnei- * 
gung bei ihm , oder giebt es andere Gründe , die die 
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Fortdaoer der Ehe erscWeren , z« B. völligiß Ungleich, 
heit des Standes, so kapn fix nach der Trauuiig wieder 
geschiedeqi werden;, und dies^ Scheidung wird. behan- 
delt nach den Gesetzen der Ehescheidung überhaupt» 
/WOvon wir eben reden wollen^ . Die Frau und da» 
Kind^trägt seinen ^Nameil, und die Frau ist völlig an« 
siisehen j wie eine abgeschiedene. , 

(Aus d^r wuhren Ungleichhert des Standes, folgt 
Ungleichheit ^er Erziehung, völlige Verschiedenheit 
des ganzen ^deenkreises , Nichtpassen in . die Gesell- 
- scha£teh, .in welchen der andere Theil allein leben 
kann; und d^dqrch wird eine Ehe, eine völ} ige Verei- 
nigung der Herzen und Seelen in Eins, eine wahre. 
Gleichheit beider, schlechterdings uumÖgUch gemacht; 
das Verbäkniis wird pothwendig ein Concubinat, das 
von der einen S^eite nur die Befriedigung des Eigennu- 

. tzes, von der andern nur die des Geschlechtstriebes^ 
zum Zwecke hat.^ So et^^as kann der Staat sich nie / 
für eine dauernde Ehe. ausgejben 'lassen, noqh esVals 
^ -Qifie solche , anerkennen. Esgiebtaber vonNatiynur 
zwei verschiedene Stände: einen solchen, der nur sei- 
nen Körper für mechanische Arbeit, und einen Solchen, 
der seinen Geist vorzüglich ausbildet. Zwischen die- 
sen -beiden Ständen giebt es eine wahre Messaliance; 

. und ausser dieser giebt es keine.) 

. Oder der Fall ist der; es kann der geschwächten nactw 
gewiesen we^rden, dafs sie vorher öder hinterher e& mit 
andern gelyilten^ odef dafs sie sich um einen Preifsge- • 
geben habe. Im leztern Falle müfs klar seyn , dafs sie 
ausdrücklich auf ihre Persönlichkeit diesen f teifs ge- 
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aeat» uncl nvir in der Erwartung desselben*, oder nacb« 
^ dem sie ihn -schon hatte, sich hingegeben. Hat sie 
blofs bei andern Gelegenheiten Qesch^nke von deQi 
^«liebten angenommen : so beweifst dies nichts gegen 
ihre Tilgend. — ^ Kann der Weibsperson dieser .Be* 
weife, geführt werden, so ist sie; ^ine entehrte,' und 
hat Keinen Schuz bei der Obrigkeit: denn diese kana 
nicht eine Enre schützen, welche gar nicht vorhanden, 
sondern von ihrer Besitzerin aelbit ai^fgegehen iiSt. 

\ Prostiitnirte Weibspe^rsdnen, (quae quacstmn cor- 

*. pore eK;ercent,) die dies zu ihrem einzigen Gewerbe 

machen, kann der Staat innerhalb seiner Grenzen 

' nicht dulden; er mufs sie des Landes vervveisen : und . 

diesohne Abbruch ihrer eben abgeleiteten Freiheit, mit 

ihrem Leibe vorzun'ehmeni was. sie wollen, ays folgeii^' . 

v dem sehr einfachen Grunde« — Der Staat mufs w:is* 

Sen, wovon jede Person lebt, und mufs ihr dasHecht 

geben ihr Gewerbe ?^u treiben. Welche dies nicht an- 

' geben/kann,, hat das Bürgertecht nicht. Wenn nun 

eine Weibsperson dem Staate jenen Nabrangszweig 

• ai^g^b^ , so hätte er das Becht sie für wahnsinnig zu 

baltenA Propriamtnrpitudinemconfitentinoiicreditur'i 

ist eine richtige Rechtsregel. Es ist sonach so' gut; 

als ob sie kein Gewerb« angegeben hätte , und in die* 

ser Rüchsitht ist sie, wenn sie sich wicht cuies andern 

bedenkt, über die Grenze zu bringen. — In eipem 

gehötig konstituirten Staate ^Xann dieser Fall mcht 

füglich eintreten. Da ist jeder auf eine vernünftige 

Art versorgt. Hieben sie noch ^ ein anderes Gewerbe, 

darneben, und ist jenes nicht ihr fixirter Stand, so 

ignorirt.der Staat ihren Lebenswandel« Die Frage 

über 
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über Gewalt Itän» hier nicht Statt , fikiden , da dieser 
liebenswandel j^ keine Fablicitat erhält, so wie das 
Concübinat durch das regelmäfsigeZusammenvi^Qhnen. 

' i. per. Staat weifs von dtese^ Unregelmafsigkeiten 
nichts, und haf; nicht etwa.den Männern de^ Genufs 
dieser entehrenden Lüste garantirt, wie er z.B. iieinen 
Bürgern garantirt hat, ruhig, und bequem auf der 
Strafse reisen zu können. Die Aufsicht über die Ge- 
sundheit jener Erostit^irten ist sonach gar kein Zweig 

- der Foticei ; und ich gestehe , dafs ich sie eines recht* 
liehen Staates für unwürdig halte. Wer liederlich seyn 
will , der mag dehn doch auch die natürlii^hen Folgen 
seiner Liederlichkeit tragen» £ben so wenig garan- • 
tirt, wie sich von selbst versteht „ der Staat die Con- 
trakte, die über dergleichen Dinge geschlossen wer« 
ien. Eine Frostituirte kann in dergleichen Angele* 
genheiten ^icht klagen« 


V« 


. ' §.24. 

Diese Grundsätze auf den Ehebruch angewendet, 
r^ Der Staat kann eben so wenig Gesetze gegen ihn, 
geben , noch Strafen festsetzen ^ als gegen irgend eine 
ai^ssereheliche Befriedigung des Geschlechtstriebes. 
Wessen Rechte sollten denn durch diews Vergehen 
vcilezt werden? Etwa die des Mannes, mit dessen 
Weibe, oder die des Weibes, mit dessen Manne die 
'Ehe gebrochen wird^ Ist dbnn die eheliche Treue Ob« 
jekt eines Zwangsrechts t So wird sie in diesen Ge- ' 
.setzen allerdings angesehen. Aber sie gründet sich, j^ 
in der That auf die Verbindung der Herzen^ Diese ist 
eipe freie Verbindung, die sich nicht erzwingen lälst ; 
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•und wetin sie aufhört, so ist das ErÄwingcn der aus* 
Sern Treue ^ deren Erzwingung allein physich -möglich 
wäre> iecht}ich anmögUch^ und widerrechtUch* 


/ / 
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Ist das Yerhältnifs , da3 zwischen Eheleuten seyft 

sollte, und welches das Wesen der Ehe ausmacht, un- 

' - . ^ 

hegrenzte liiehe von des Weibes, unbegrenzte Grofs- . 
xnuth von des Mannes Seite, vernichtet, so ist-dadürcb 
die Ehe zwischen ihnen aufgehoben. Also — Ehe» 
leute sclieiden sich seihst mit freiem Willen , so wie sie 
sich ' imt ' freiem JVillen verhun'dtm hahen, ^»^ Ist der 
Grund ihres Verhältnisses aufgehoben, so dauert, 
wenn, sie doch beisammen bleiben, ohnedies die Ehe ^ 
nicht fort, sondern ihr Beisanunenleben l^fst sich nur* 
für Concubinat halten : ihre Verbinrluug ist nicht mehr 
Selbstzweck, sondern es >^itrbt einen Zweck ausser ihr, 
meistens den des zeitlichen VortheiJs. Nun ?kann kei- .' 
nem Mensehen zugemuthet werden, «twas unedle^, 
dergleichen das Concubioat ist, zu begehen;' also kann' 

auch der Staat solchen, deren Hcizeiv-geschieden sind, 
nicht zumiithen , länger beisammen zu leben. 

Hieraus würde hervorgehen , dafs der Staat 'bbi 
Trennunfien der Ehen gar nichts zu thun hätte ; ausser^ 
dies, dafs er -verordne,' auch die geschehene Trennung 
ihm, deV die Verbindung anerkannt hat, zu dtjklari- 
Ten.. Die juridischen Folgen, welche die Ehe hatte, 
fallen nach der Trennung derselben nbthwendig weg, ' 
und deswegen m.ufs der Staat davon benachrichtiget 
werden , um seine Maasregela darnach zu nehmen. 
«■ . 1 
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Nun aber xiiaafsen unsere' meisten Staatoi Sich al- 
lerdings «in He^chtserkenntnifs in Eh^cheidungssajchen 
an^ * Haben sie daran völlig Unrecht ; o^er wenn sie 
nicht völlig Unrecht haben , worauf gründet sich ihr 
Recht? - x. 


v 
f 


Darauf^ es kann der Fall seyn, dafs diezatren-« 
_ nenden Eheleute den Staat zur Hülfe bei ihrer Tren. 
nung auffpdern,; und dann mufs der ^Staat urtheilen, 
ob er ihnen die Hülfe zu leisjen habe, oder nicht, 
£>as Resultat -davon «wäre dieses: alles Rechtsurtheil 
d^si Staats in *Ehescneidungssach€n ist nichts anders ^ als 
ein Rechtsurtheil über die Hülfe ^ die er selbst dabei zu 
histm habe. Wir, wollen dies einzeln durchgehen. 


\ ^ 


§, 27; I ■ . . 

Entweder' beide Theilesind einig sich von ejinan- 
4er zu trennen , und, auch über die Theilung des Ver- 
mögens sind sie "einig, so dafs kein Rechtsstreit Statt 
finde ; so haben sie schlechthin nichts weiter zu thun, - 
als nur dem ^Staate ihre Trennung zu erklären. Die 
Sache ist unter ihnen Schon, abgethan, das Objc^kt ih- 
rer IJebcreinstimmung, ist ein Objekt' ihrer natürli- 
fcbon Freiheit; .und der Staat hat der Strenge nacb 
nicht einmal nach den Gründen ihrer Trennung zu 
fragen, , 

. Wenn 'er bei yns darnach fragt, so thut es nicht 

• eigentlicKderStaa<:, sondern, die Kirche thut es, als 

moralische Gesellschaft. Daran hat sie nun gaiij 

Recht; denn die Ehe iat^ eine moifalische Verbindung, 

' '. ■ ^ ■■ • . und 


\ 
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tu^d^ es kann daher den sich trennenden Ehegatten A* 
lerdmgs daran liegen, rot dem Repräsentariteti der 
moralischen Gesellschaft« der Kircbe« in der sie doch 
boEentlich bleiben wollen^ sich zu Rechtfertigen; auch 
etwa den IVath ihrer Lehrer und Gewissensräthe dar«* 
über zu vernehmen. Auch wird es ganz schicklich - 
sejn 5 ^^^^ ^^^ leztern Vorstellungen versuchen/ Niir 
ist dabei folgendes wohl zu merken : die Geistlichen 
haben kein Zwangsrecht, weder auf das Gestpndnifs 
der BeVegutigsgründe zur Trennung, noch auf die 
Befolgung ihres Rätlis. Wenn beide Eheleute sagen : , 
Wir wollen es auf unäer Gewissen nehmen, oder: eu- 
re Gründe bewegen uns nicht , so mufs e!| dabei 
bleiben. 

f . * ■ 

Resultat; die Einwilligung beider Theile tr.ennfc^ 
^ie Ehe juridisch , ohne weitere Untersuchung. 


§.28. » 

Wenn ein Theil 'von beiden in die 'Trennung . 
nicht willigt, dann ist die Anzeige ^ei dem Staate, 
nicht eine blofse Deklaration, sondern zugleich eine 
AufiFoderung seines Schutzes, und jezt tritt ein Rechts- 
erkenntnÜs des Staats ein. 

Was könnte üer Theil, der die Trennung ver- 
langt vom Staate fodern ? Klagt der Mann auf. die 
Scheidung wider Willen der Frau , so ist der Sinn sei- 
ner Foderung der: der Staat solle die Frau aus seinem 
Hause vertreiben. Klagt die Frau gegen den Willen 
des Mannes, so ist, da der Mann nicht vertrieben 
werden kann» indem ihm als Repräsentanten der Fa* 

jmilie 


■ ' , ■ ' ' ' • '^ 'SPS .. 

• Builie dtfsHaüs gebott, ^ie Frau aber da sie gelten! willf 
WoHl selb;st geben konnte ^- es ist, sage kb, det 
\ Sinn ibrer Fodetung der'; dafs der Staat den Mann nö» 
tbige , ibr ein anderes Unterkbnunen tu verscbaffenl 

Nacbr welcben Gesetsen hat nunbierbeider Staat 

jiicb zu bestimmen ? ' ^ ^ ^ i 

VI * 

toer Fall sey^der, dafs der Mann auf diebäfger« i 

liehe Scheidung klage, um £hebruchsder Frau willen« 
Es ist nach dem obigen gegen die Ehre des Mannest 
mit einer solchen Frai^ länger zu leben, und ibr Yer«, 
' , bältpifs kann fernerhin gar nicht mehr Ehe genannt 
werden , sondern es wird C oncubi^^at. Aber der Staat 
kann keinen Menschen nötbigen etwas gegen seine^ 
£hre> und sein sittliches Gefühl zu thun. Es ist so- 
n^ch in diesem Falle die Scbuzpflicht des Staates, den 
Mann seiner Frau zu entledigen. Aus welchen Grün« ' . ^ 
den könnte denn die Frau begehren , länger bei dem 
Manne zu leben? Lieh^ ist bei ilir nicht zu präsumi-, 
Ten, also um anderer Zwecke willen. Aber der Mann . 
kann sieb nicht zum Werkzeuge ihrer Zwecke mach efi \ 
lassen. Dafs ohne I^lage des Mannes der Staat .kein 
Recht, habe, ^uf Ehebruch zu. inquiriren, und etwa 
den Mann gegen seinen Willen zu scheiden, gebt 
schon auji dem obigen herv^or, da der Ehebruch gas 
nicht ein Gegenstand der bürgerlichen Gesezgebuhg ist^ 

\ 

Selbst die Kirche bat keine Ehre davon ^x dem 
Manne der EUebrccherin zuzureden, und ihn zur Ver- 
zeihung zu ermahnen. Denn dieselbe kann nicLts 


I 


366 


\ 


^ ^ ' j .j ' 





imebtbarcs und immoraliscHcf», wie die FdrtdetxW ihn 
iöeisanhnenleben^ in diesem.Eßlle offenbar Seyn würde» 
'antathen* 


< 


\ : 


Der Fall sey det> dafs der Mann auf die Trett» 
nung klage wegen Mangel an Liebe der Frau über« 
baupt. Entweder ge3tebt diese den Mangel der Liebe 
zu. — Dann hat der Staat den MaCn der Frau <tt' 

. entledigen ; d^nn nur Liebe ist der Grund ciiner jrecbt- 
mäfsigen Ehe, und wV) diese nich^ ist, ist die Verbin» 
düng blofses Concubinat. Aus welchem Grunde köoin»^ 
te ►doch die Frau verlangen, langer mit einem Manna 
£u leben , den sie ihrem eigenen Geständnisse nach« 
nicht liebt. Es könnten ' keine andere . als äussere^ ,^ 
Zwecke seyn, zu dercin Werkzeuge det Manu sich' 
nicht kann maoben lassen', — Od/er die Frau gesteht 

• ihren Mangel an Liebe nicht jsu. — Dann kann der 

Staiat nicht unmittelbar verfahren , sondern bat diese 

« 

Ehe unter strenge Aufsicht au nehmen ; bis entweder -' 
. die Eheleute sich-' vertragen , oder bis ein triftiger * 
Grund der Trennung klar und erweifslichwifc'd. -— . 
Das Riecht der Aufsicrbt, welches er ausserdem auf keine 
Ehe hat, ethält er dadurch, dafs er ^um R-ibhter ge-^ 
mächt worden ist, über einen Umstand, der nicht klür 
ist) noch ihm klar werden kann, ohne diese Aufsfcht. 
(Etwas vorher nur seinem mittelbaren Schutze unter- 
worfenes , ist ihm durch die Klage uan\ittelbar unter- 
worfen worden-.) 

Die Versagiing dessen , was man auf ei^ie seht 
unedle Weise^ehelicheffliclit genannt hat, von Seiten^ 
der Frau, beweiist den J^Eangel der Liebe, und i^t in- \ 
' ^ / . " sofern 
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^.ein Kechtsgtund der Trennung. ' Die Liebe geht aus 
von diesex" Unterwerfung der Frau , .utid diese Unter* 
werfung bleibt die fortdauernde 'Aeuaserung der Liebe. . ^ 
Inwiefern sie» habe ich gesagt, diesen' IVLangel der 
Liebe beweist : denn wenn Krankheit ,' oder ein ande« - 
Ter physischer Verhinderungsgrund nachgevi^iesen wer- 
den' kann, dann beweifst sie den Mangel der Liebe 
nicht. In diesem' Falle wäre die Kla^e des Mannet 
über alle Begriffe unedel. -— Wenn er aber doch s6 ' 
unedel dächte? So kann der Staat zwar zum Diener 
seiner geheimen Denkart^ sich nicht inachen f aber ein , 
solcher Mann ist ^iner <braven Frau unwürdig, und ea 
ist zu hoflqpn*, dafs -dieselbe y besonders durch Vors teP 
lupgen der Geistlichen , zu vermögen . seyn wird ,. ge» 
gen einej:! ErsaZ) in die Trennung zu willigen, we* 
durch dann die Einwilligung beider Theile. erhalten, 

: und beim' Staate lediglich eine Deklaration nöthigSteyn 
vmrde; 'So dafs, was er dabei^zu tbun hätte j weiter ^ 
nichf in Frage kämet 

Wenn die Frau in elneCrimina1unters^chungvejr* 

r. fallt, wo ^er Staat ^ich an ihren Leib und Leben hält, 

ist sie durch die Sache selbst vom Manne geschieden : 

der Staat selbst nimmt sie ihm weg. Der Mann ist • 

sonst Ihr gerichtlicher Vormund. In einer Crimrnal-^ 

also ausschjiessend persönlichen Sache, ^nn er d^s ^ 

'nicht seyn. Sie^erhält ihre Selbstständigkeit, und ist 

dadurch geschieden. Wird sie unschuldig befunden« 
• i .. • •• . "■ 

■ so tritt sie wieder zurücJ^ unter dieBothmäfsigkeit.des 

]VTannes. — Wil> nach ausgestandener Strafe der 

Mann sie wieder nehmen, so darf er das thun: aber 
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nötl^iigen laiui Ihn ddeu nieioand) denn er ist durch 
sie entehr I: worden. * 


I,. 


§•30. 

Der Fall sey der, dafs die Frau au£ die jtitijisclvft 
Tren-nung k]age»'üin Ehebruchs des Mannes * willen« tr* 
£3 ist nach obigem allerdings möglich, und bringt det 
Frau keine ÜUehre , sondern vielmehr Ehre, dem Man* 
ne S5U verzeihen. - Es ist sonac?h.rathsam , ihr Vorstel- 
lungert' zu thun: auch wohl auf ^einige Zeit sie zur' 
Ccduld zu verweisen* — (Die Soheidung vpn Tisch 
und Bette») Besteht sie aber auf ihrem Bögehren, so 
inufs sie geschieden werden; denn nur sie selbst kennt 
ihr Herz, und kann darüber entscheiden, ob durch 
die Untreue ihres Mannes, die Liebe zu ihm ganz aus» 
getilgt sey. Nachdem aber die Liebe ausgetilgt ist, 
die Frau doch zu nöthigen, ihrem Maniä% sich zu un« 
tcrwerfen, wäre wider die erste Pflicht dfes Staats 
gegen das weibliche Geschlecht» 


\ 
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Ueberhaupt ist der Staat stets verbunden, auf An» 
halten der Frau, Ihre Klage seyy welche sie wolle, 
nach vorläufigen Yorstellungen, wenn sie dennoch auf 
ihrer Federung besteht', sie zu scheiden» Das dudc^re 
Geschlecht mufs hierüber^ begünstigt ^werden. Der 
Grund davon . ist dieser; durch die Klage auf die 
Scheidung mag sie vielleicht nichts gegen ihren Mi^na 
beweisen; was sie selbst aber betrifft, beweifst sie den 
Maugel ihrer Liebe i und ohne Liebe soll sie nicht go- 
nöthigt werden , sich zu vnterweffen. — ' Ebendar- 
um aber, weil sie ihr eignes Herz zuweilen nicht 
leciit kennt, und .wohl mehr liebt, als sie glaubt, sind 

hier 
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Li^Y die Vorstellungen ümlderVetsacli äer Schelclüng 
HPureiAe gewisse' Zeit ^tti^avfeildk^n. ' * .- : 

'Die Klage über versagte eheliche l'^iöbt yöi^ Sei- 
ten, des Weibes ist i^ine ihr Geschlecht i^ntc^rende 
Kl^e^.eine Sünde gegen die Natur:, und man kaiia 
es nicht Wohl 'anders als Barbarei nep[aen^ dafs iet 
Staat -^ soga^ die Kirche im Namen desselben — 
eine- Solcher Klage tinAhniift/ f Auch hestatigt efl die Er* 
^fahtung^ dafs die Weiher -isich ihrer selbst* sbhameiiv 
tind sie meist nur als Vorwand gebrauchen. Erlatdie 
jhnen - doch der Ötaat,- geradeau ihr^ Abneigung t^u 
gestehen^ * 


1 ■ 


Eine Crimiri^luntersuchung^ in iJiedcrMatitt v^r^ 
fält, scheidet nicht ttoth wendig. Das Verfiähnirs ist 
bierHBin ganz arideres. Der Mann mufs ja imtner- in. 
seinem und der Prau Namen vor Gerichte stehen, -r* 
l^och ist eine solche Untersuchung ein sehr gülti''er 
Grund für die Frau^ auf Scheidung 2u klagen > denn 
sie kann einen Verbrecher nicht achten. Will sie aber 
hei ihm bleiben | 'selbst sein Schicksal mit tragen ^ und 
es erleichtern, so viel es ihr die Gesetze tsulassen^ 
so steht ihr das ganÄ frei. - 

Besliiqhe Verlassung*— d. i. Verlas^ung ohne dafs 
der Ehegatte von derselbeii und ihren Gründen. weifs, 
als Grund der Klage auf dießcheidung, scbeidet.^htie 
weitei?es, denn der Theil, der den andern verlassen hat, 
iati anzusehen ) alä habe er sich.selbst geschieden: der 
verlassene aber klagt auf die- Scheidung, Sonach ist 
hier die Einwilligung beider Theile. 

O §. 31. VV^ie 
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..j.r-v.r r'!f»> '■,.=, -»'^ ■■^,, /■»"- '• ■ ■■ -L^p. ^. :,y » 
Wie ist es bei' de« S^idung ixt Absicht des .Yefil 

' Öa meine Grandsatze 4aruber,5^n*den|5ewöhnli-| 
eben abgehen, so bitte ich, diö" Gründe der Eijitachei- 
dune wohl au U9edegen» 

. . Die f*rau mtetwürft ,mit ihrer FersdnlicÜkeit : sü^ 
gleidh' ihr ganzes Yermo^eadein Mati.ne; und er^kann 
ihre tiebe mit joichts anderm vergelten,, dls dais er, 
so wie seine Person und Freiheit, also au/ch sein jgan^ 
zes Vermögen, ihr gleichfalls uflterwerfe; doch init 
dem Unterschiede , dafs er die äussere Herrschaftüber 
das Ganze behalte. — Atjcs der ' Vereinigung diei: Her- 
ren erMgt noth wendig Vereinigung der Güter, unter 
der Oberherrschaft des Mannes. .• Aus zweiVermö<reii 

\\riti, nur, Ein Vermögen^ ^ 

I _ • 
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lezt t^ird diese Verbindung getrennt ; afcer wenn 
der Grund wegfällt, fällt das Begi-unndeie weg. led'er 
Thell mülste der ersten Ansicht riäih in den vori^e^ 
Zustand. Wieder eingesezt werden; zumctbekoiirnien 

was er zur genieinschaftlichen Mas^e gab. / 

' " ■ ' . < .i 

Aber, — eine Betrachtung, die dieses Resultat 
sehr ändert, ^— beide häb«n eine Zeitlang dieses Ver- 
mögen, — der Präsumtion nach durch Einen Willen^ 
und überhaupt, als Ein Subjekt, verwaltet, genossen, 
vermehrt , vermindert. Deu . Effekt dieser gfemein- 
schaftlichen Verwaltung, |läfst sich nicht aufheben, er 
ist nothwencli'g beiden gemein, und bU-.ibt beiden ge- 
mein. Nachgerechnet kann nicht weiücn, so dafs der 
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Pflege bediiffti die ichn^ht bedarrfe; ich habe 'dieses' 
oder jenes er^orbfen , ' däfs du niebt BiN?rörBeü hast; ^ 
iehtk Wenn h'eide tif!iT ^ -«nieir'^wühreii Ehe lebten , so 
war «das Sedttrfnil« j«de» Theils . sQgleith Bedürf»' 
jiih } des - andern , , und der. Gewtimi -«tes : einen 

'Tbeila zugleich Gewinn, des. .andern; ibjoide- waren. 

, der rechtlichen Präsumtion nach nur Eine Beraon« So 
Weiaig ^j^ematd mit sich selbst Abrechnufag hält^ und 
handelt) uiid processirt» so wenig können .es Ehegat«' 
ten. lezt freilich wird dieses Verhältnifa' aufgehoben^ 
\uid es i3t yon diesem Augenblicke an auder^; bis da« 
hin aber war es so^ und der EfFekt dieses. Yerhältnils^^ 

•es lätst sich nicht vernichten» > 

i ■ ■ ' 

' Nun aber ist die ausser^ Bedingung diedes Ef- 

fekts das zugebrachte Vermögen; iicht etwa blofs 
an baatem Gelde, sondern ' auch an Rechten und 
Privilegien. (Ueber die innein Bedingungeri , den 
tleitsj die Sorgfalt eines jeden Theils soll .eben 
nicht nachgerechnet werdeil.) Nach diesem .Verhält- 
nisse des zugebrachten müfste das zur Zeit der Sehet-» 
jdung vorhandene ganze Vermögen j als Effekt, ge- 
.theilt werden. Was jeder Theil zugebracht hat, 
xnufs gerichtlich nachgewiesen werden köntien^ zu* 
folge einer oben l^eigebrachteft Bemerkung. Jlabe 
fc. B. die Frau Ein Drittel, der Mann zwei Drittel, 
des ganzen Vermögens, womit der Ehestand anges 
fanden würde, eingebracht* Der Bestand des gah* ] 
•zen Vermögens, bei der Scheidung wird untersucht, 
und nach dem3elben Verhältnisse getheilt, «o, dafsdie 
abgeschiedene Frau ein Drittel herausbekomme ^ der 

• O i2 Mann 
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Mann zwei Drittel behalte« Die T'rau'{>ek0iiunt rdchji 
etwa ihr eingebrachtes zuriick; sie überträgt \ron dem. 
aelben ihren Theil.des'^ Yerlu3.tes> wenn aich dasGan« 
ae verringert t sie erhält ihren Xtieil de^ Gevünns,^ 
\wenn rieh das ganze verpiehrt bat. . Es ist ganz s^ ' 
wie bei einer Mascopei*-^ Andere Dispositi^aeh der- 
Gesezgel^ung hierüber mögeh wohl ihre politischeb* 
Gründe haben, aber sie sind nicht gerechtt 

Wie es bei einer Scheidung in Absicht derTh^ 
lang der Kinder untet die geschiedenen Ehegatten za 
hjEilten 5eff dies wird sich erst tiefer unten bei Untev-, 
suchung des Verhältnisses zwischen Eltern und Kin» 
dern einsehen lassen. 
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^ D r i t t e r . Abschnitt. 

iFplgehirigeit auf das gegenseitige Rechtsver- 
h'altniß beider Geschlechter überhaupt 
^ jm Staate* 


I- 
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at das Weib die gleichen Rechte im Staate, wclcha 
der Mann hat? Diese Frage könnte schon als Frage 
lächerlich scheinen. Ist' der einzige Grund aller 

^Rechtsfähigkeit, Vernuiaft und Freiheit', wie konntA. 

^ zwischen zw^i Geschlechtern, die btjide dieselbe Ver- 
nunft uiid dieselbe Freihefit besitzen ein Unterschied 

^ der Rechte Statt finden? . 

Nun aber scheint es doch allgemein 9 . aeitdem 
Menschen gewesen sind > anders gehalten , und da» 
weibliche Geschlecht in der Ausübung seiner .Recht© ^ 
dem männlichen tiachgesezi worden zu seyn. Eine 
solche .allgemeine üebereinstimmung mufs einen tief» !^ 
liegenden Grund haben, und ist die Aufsuchung dessel« 
bön je ein dringendes Bedürfnifs gewesen ^ ^o ist siö 
es in unsern Tagen. 

Vorausgesezt, dafs das andere Geschlecht in Ab« 
sieht seiner Rechte, wirklich gegen das erste ziirück- 
gesezt sey , sp "würde es keines weges hinreichen , als 
den Grund dieser ^^rücksetznng die geringem Geistes^ 
und körperlichen Kräfte des Weibes anzuführen. Be.. 
soitders ^uf das erster« würden' die Weiber, und ihro 

. ' Seh uz- 
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' 8chü2redner antworten: zuforderst bildet m^i^ niis 
nicht gehörig. aus, und jdas männliche GescHlecht ent« 
fernt uns geflissentlich von den Quellen di^r Bildung: 
dann ist euer Vorgeben nicht einmal streng . richtig$ ' 
depn gegen die meisten IVKnner, die der Ruhm, ibr«^ 
Geschlechts sind, wollten wir euch gar wotl Weiber 
gegenüber stellen, die ti ach einer gerechten Schätzung 
ihnen nichts nachgeben würden; endlich könnte aus - 
dieser Ungleichheit, wenn sie auch gegründet wär^ 
nimmermehr eine sa entschiedenid Ungleichheit: dep 
Hechte folgen, da man ja wohl auch unter den; Män- 
nern * eine sehr grofse Verschiedenheit^ der geistigen 
und körperlichen Kräfte wahrnimmt, ohne dafs man 
daraus eine so d:ii^k6nde Folgerung auf das gegensei» 
tige Rechts verbältnifs der&elben gestatten will« ; ' ' 

Es wäre demnach vor allen Dingen nur das. zu 

untersuchen , ob denn auch wirklich die Weiber . so zu« 

f rückgesezt sind , al^ es einige runter ihnen , und noch 

. mehr , einige unberufene Schusi^dner derselben vorge* 

ben. iSis wird in unserer Darstellung ein Punkt nach 

. dem andern sich ergeben« , ^ 

Ob an sich de^p:^ weiblichen Gescblecbte nicht allo^ 
Menschen- und BürgeiTecbte so gut zukommen, als 
dem männliche^ ; darüber könnte nur der die Frage er- 
beben, welcher zweifelte, ob die Weiber auch vö^lli-^ 
ge Menschen seyerf. Wir sind darüber- niclit im Zwei- 
fel , wie aus den oben aufgestellten Sätzen hervorgeht. 
Aber darüber, ob und inwiefern das . weibliche Gc» 
aehlecbt alle seiner Recht« auadbenauch nur wolUn 

könnCf 
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]I;Avt«y könnte allerdings die Frage entstellen. Wir 
gehen ^ um diese Frage zu beantwortett| diemöglichea 

Ziistände. des Weibes einzeln durch, 

.1 ■ ■-..... 

. . §• 34- . ' 

• . . ' • ■ 

Deir Regel nacfa^ •— von den Ansnahmen tiefet > 

r ■ 

unten '—- ist das Weib entweder noch lungf/au^ und" 
dann steht sie pnter der väterlichen Gewalt, vrie der 
'hnverfaeirathete lüngling ebenfalls. Hierin sind beide 
Ge^ehlechterganz gleich. Beide befreiet ijire YerheV' 
rathung, in Absicht welcher beide gleich frei sindt 
oder, wenn Eins äen^yor^g hat, so sollte die Tochter 
ibn haben. — Sie darf schlechthin auch nicht einmal 
durch Vorstellungen und Zureden zur Heirath^ genö* ' 
thigt werden : welches bei dem Sohne noch eher thun* 
lieh ist , aus den oben i^igezelgten Gründen* ««- 

Oder das Weib ist verheiratket^ und dann hSngt 
ihre eigene Würde daran, dals sie ihrem Manne gans 
unterworfen fey und scheine. — •' Man bemerke wohl 

■ 

-*. es geht zwar dies aus meiner ganzen Theorin her- 
vor, nnd ist mehrmals ausdrücklich angemerkt, aber, 
es ist vielleicht nicht überflüssig, es wiederholt einzu- 
schärfen , — das Weib ist nicht unterworfen, ab 
dafs der M!ann ein Zwangsrecht auf sie hätte: sie^ist 
unterworfen durch ihren eigenen fortdauernden nöth«. 
wendigen und ihre Moralität bedingenden Wunsch^ 
unterworfen zu seyn. Sie dürfte wphl ihre Freiheit 
suTÜcknehmen ,^ wenn sie wollte; aber gerade hier 
liegt es ; sie kann es verxiünftiger Weise nicht wollen. 
Sie mufs, da ihre Verbindung nun einmal allgemein 
bekannt ist, allen • denen sie bekannt ist» erscheinen 

.' wollen» 
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wollen» alflgSsi^h uQtematJßra dcm'M^uud, ala ^ ^ 

ihm gäozUch.rqrliuceiu :;. * ' / 

\ 

. Alsa^ zufplge» ihrea eigenen notbwendigen W^* 
lens ist der Mann der Yerwtlter aller ihrer Rechte^ ' 
»ie will^.dafe diesielhen hdhaup^et,, ynd ausgeübt wer««*- • 
den , nur inwiefern er e&. wilK ISr ist ihr natürlicher 
Repräsentant ioi Staate, und in. der ganzen GeXel^ 
9chaft. Diesi ist i|ir YerhäHnifs %ur O^sellsohaf^ .» ihp ' 
^entliqhes VerhältAifis. Ihre Reehte uninittelbar 
durch sich selbst auzusüh^Q % '■ J^ann, ^hr ^a( oijQh^ 
tin&Uen^. 

Was da$: fcaWicÄe und iViw^r^Yerhähnifs- anbe^ 
langt, ^i>ftt nothtvendig die Zärtlithkeit des Mannes" ihr 
qIUs ufid mehr zurück^: als sie verlor^ liau DerMana 
vrird ihre Hechte nicht aufgeben, d^an sie sind 9eine 
eigenen I\echte^ er würde dadurch^sich selbst Schaden, 
»nd sich und sein Weib vor der Gei^ellscUaftenteh^ 
ten^ — Da» Weib hat auch Rechte über öffentliche ^ 
Angelegenheiten,, denn sie ist; Rürgerin. Ich halte 
,es für die Schuldigkeit' des Mannes; dafa er in Staaten; 
WQ der Bürger «ine Stimme über öffentliche Angeld« '. 
genheiten hat, diese Stimme nicht gebe,^ ohne mitsei-^ 
ner Gattin sich darüber unterredet , und durch das Oc- ' 
.$präch ipit ihr seine Meinung, modificirt zu haben. Er 
wird sonach nur da^ Resultat ihres gemeinsamen Wil- 
lens vor das Volk bringen. Ueberhaupt mufs ein Fa- 
milienvater, der zugleich die Rechte seiner Galtin und 
aeiner Kinder besorgt, grofsern Einnufs, und eine ent* 
scheid^nd'ere Stimme im gemeinen Wesen haben , als 
derjenige I det blpfa die Rechte seine^ Individuum. 

ver- 
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, T«rtrilt Wie dies einzurichten sey» Iff eineüptersu-' 

chungfürdie politik.) * - /' 

' ' ' ' / • 

Die Weiber üben sonach ihr Stimmrecht; üi^ec 
öffentliche Angelegenheiten wirklich aus; nur nicht 
unmittelbar durch sich selbst; , weil sie dies nicht wol* 
Jen können, ohne ihrer weiblichen Würde zu vei;ge-, 
ben; sondern durch den billigen, und 'in der Natur 
der ehelichen Verbindung gegründeten £iufiufS| den sio 
' auf ihre Männer hab^n, 

-^Dies beweifst auch die Geschichte aller grofsen 
Staatsverändemngem Entweder gingen sie von. Wei- 
bern aus, oder sie wurden durch dieselben gelenkt, 
^nd beträchtlich modificirt.) 

j^nm^rkwig. ^SiexvcK denn nun dies ohne Einwen« 
,,dung zugestanden werden mufs, was ve^rlangen denn, ■ 
eigentlich die Weiber und ihre Schuzredner ? Was ist 
es doch, daÄ ihnen entrissen seyn soll, und das sie 
. - j6*t zuruckfodern? Die Sache selbst ? Sie sind in dem 
vollkommensten Besiz derselben. Nur der ausc^ere 
Schein kann es seyn , nach welche^ sie liistörn sind,. 
Sie wollen nicht nur wirken, sondern man, soll es auch 
wissen, dafa sie gewirkt haben. Sie wpHen nicht 
blofs, dafa geschehe, was sie wünschen ; sondern es 
soll a^icli bekannt seyn, dafs sie^ gerade sie^^ es ausge» 
" führt haben. Sie suchen Celebrität bei ihrem lie^n^ 
und nach ihrem T9de in der GeSfchichte. 

Ist nut dies ihr Zwecke kann nur dies Ihr Zweck 
• seyn , so sind sie mit ihrer Klage ohne Bedenken ab- 
zuweisen; denn sie können dieselbe gar ni(Bht erheben, 

ohne 
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ohne, auf ihren 'giixisen.. weiblichen 'WetiV Versieht 
gethan zu- haben. Die wenigsten unte^ idenen / ile- 

• 

sie erheben , erheben sie auch im Ernste. Nur einigo 
verirrte Köpfe unter den Mannex^ , welche jgröfstcn- 
th^ils selbst kein einzelnes Weib gewürdigt haben, es 
z.ur Gefährtin ihres Lebens su machen, und zumErsäz da«, 
für das ganzQ Geschlecht in Bausch und Bogen in der Ge^ 
achich{;e verewigt sehen möchten, habeh sie beredet, der- 
gleichen wunderbare Worte vorzubringen, bei denen sie 
ilichts denken können, ohne sich zuverunehren. Selbst 
derMann^ der den Ruhm zum Saupt- oder auch nur zum 
Nebenzwecke seines Handelns macht, verliert das Ver- 
^dipnßt seiner Handlung, und, über kurz oder lang, 
aber unausbleiblich, auch den Rnhm derselben. Die 
Weiber sollten es ihrer Lage danken , dafs ein solcher 
' Verdacht gegen sie gar nicl^t entstiehen kann. — 
Aber, was mehr bedeutet, sie opfern dadurch die li^ 
benswürdige Schaamhaftigkeit ihres Geschlechts auf, 
welcher nichts widerlicher seyn kann, als zur Schau 
ausgestellt zu werden. Ruhmsucht und Eitelkeit ist 
für den Mann verächtlich; aber dem Weibe ist sie ver. 
derblich , sie rottet jene Schaamhaftigkeit und jene hin- 
getiende Liebe für ihren ^Gatten aua , auf denen ibre 
ganze Würde beruht. Nur auf ihren Mann, und ihre 
Kinder, kann eine vernünftige und tugendhafte Frau 
stolz s^yn; nicht auf sich selbst, denn sie vergifst 
sich in jenen. — Dazu kommt, dafs diejenigen Wei- 
ber, welche den Männern im Ernste ihre Celebritac 
beneiden, über das wahre Objekt ihres Wunsches sieb 
in einer sehr leicht aufzudeckenden Täuschung befin- 
den.^ . Das Weib will notlvwendig die Liebe irgend ei-^ 
nes Mannes, und am diese zu erregen, will sie die 

Auf. 
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'AaißnerluMimlceit des mannlioben Geschlechts anf sic^ | 
' siehen. Dies ist Natureinrichtung ; und bei dem un«/ 
' verheirath eten Weibe gana up tadelhaft. Ni:^ rechnea 
jene Weiber die Reize ihres eigenen Geschlechts ,. de- 
jien sie etwa nicht genug trauen , noch- durch dasjenir 
. gfi j^ welches Männer auf JVßnner aufmerksam macht, 
■ «u be^afnen, und suchen im Ruhme blofs ein neues 
!^itCel| Mäunerherzen au bestrickien. Sind es- vei^ 
heirathete Frauen , so ist der Zweck, eben ao verächt- 
lich y als das Mittel verkehrt ist^ • ? 

... ■ . . ...5- 35- ■ '■' ' 

Könnte oder wollte der Mann nicht in der Volks- 
Versammlung erscheinen ^ so verhindert nichts, dafs 
aeine Gattin an seiner Stelle eräch^ine, und die ge- 
meinschaftliche Stimme , doch immer als (Sf/mme ihres 
Mannes vortrage. -^ (Als ihre eigene könnte sie dieselbe 
' nicht vortragen , ohne sich dadurch von ihrem Manna^ 
abzutrennen.^ Denn wenn der Grund wegfällt, fallt 
das Begründete weg. Nunf konnte die Frau datum 
nicht stimmen , weil der Ma.nn die .gemeinschaftliche ' 
Stimme gab. Giebt er sie nicht, so kann sie dieselbe , 
in eigner Person gaben. 

Dies giebt uns zugleich die Principien der Beur: 
theiluDg für die Wittwe, die Abgeschiedene und die» 
welche sich überhaupt nicht verheirathet hat, ohne 
doch unter der väterlichen Gewalt zu seyn. 

Diese alle sind keinem Manne unterworfen: es 

igt sopach gar kein GjTund , warum .sie nicht alle bür» 

gerlichen Rechte, gerade wie die Mänper, durch sich 

selbst ausübeiv sollten, f^ Sie h^ben das Recht, ihre 

. ^ Stimme 
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IStiioinen «u geben , in der Republik; dasRec&t, sdBat 
vor Gericht sa treten, Aind ihre Sache zu ' führen* 
Wollen sie sich aus natürlicher Schaamhaftigkeit . und 
Schüchternheit einen^ Vormund wählen, soinufs ihnen 
das erlaubt seyn, un^ wie sie mit diesem sich verabre- 
den , steht bei ihnen. WoUea sie sich keinen Vor- 
mund wählen, so ist gar kein Kechtsgtund vorhanden» 
sie där^u zvl zwingen, 

ledermann im Staate soll ein Eigenthum besitzen, 
,und es selbst nach seinen Willen .verwalten, also auch 
dds ledige" Weib, — Dieses Eig,enthum braucht nicht , 
oe.xdi^e in absolutem Eigenthutne, in Geld oder Geldes- 
werth zu bestehen ; es kann auch in* bürgei^lichen 
Rechten und Privilegien bestehen. Es istkein Grund, 
warum ,dä8 Weib dieselben nicht haben sollte. -*— Das 
Weib kann Aecker besitzen, und den Ackerbau treiben* 
(Der Mangel ah körperlichen Kräften ist keiu Ein- 
wurf dagegen. Die Erfahrung bestätigt, dafs Weiber 
allerdiogs fluch pflügen k^innen, und säen u. dergl. 
Bei den alten Germaniern trieben sie den Ackerliau 
ganz allein. Und was das Weib nicht selbst thun 
kann, ksThn sie ja thun lassen , durch 'ihre Dien stbo- 
tfen, wie es denn avich wirklich geschieht.) Sie kann 
andere Produkte sammeln. Sie könnte auöh eineKunst ' 
oder ein Handwerk treiben ; weim dasselbe nur ih/ea 
Kräften angemessen ist. Sie kann Kaufmannschaft 
treiben, wennr sie. es versteht,—^ (Alles dies ge-- 
schiebt nun in unsern Staaten wirklich; /besonders 
durch die Wittwen, die die Handthierung ihrer ver- 
storbenea Maoner foitSetzep. Es ist kein Grund« 
' warum 
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wanim es sieht äucli durch im\r€tfaeiif*thet' gebUebeAi 
Frauenspersonen geschehen könnte«) ; . . - - 
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' OeiFentUche StaaUamter alleip können die Wei- 
her nicht verwalten, aus folgenden einfachen Grün- 
den~: — Der öffentliche Beamte ist dem Staate ganz 
vnd durchgängig verantwortlich , nach dem oben ge- 
führten. Beweise; entweder, Wenn er seihst die höch- 
ste Obrigkeit ist, dem Volke; oder wenn er durch die 
Jeztere ernannt, und ein Theil ihrer Gewalt ihm über- 
tragen ist f , der Obrigkeit« 'Er miils sonach ganz frei 
seyn, und immer von seinem eignen Ei^tschlu^se ab« 
hängen ; ausserdem, wäre ein^ solche Verantwortlich- 
keit widersj)rechend ' und ungerecht» i— Nun aber 
iät das Weib frei und von sich selbst abhängig, nur 
so lange sie iinx-erheirathet ist. Das Versprechen^ 
sich nie zu verheirathen, wäre sonach die auaschlies- 
fende Bedingung, unter welcher der Sta'at einem Wei- 
be ein Amt übertragen könnte. Ein solches Verspre»». 
eben aber kann keine Frau vernünftiger Weile geben, 
noch kann der Staat vernünftiger Weise es von ihr 
annehmen. Denn sie ist bestimmt zu lieben» und die 
Liebe kommt ihr von selbst, und hängt nicht v«n ih- 
rem freien Willen ah. Liebt sie aber , so wird es ih. 
re Fßiclit zu heirathen ; und der Staat darf ihr an der 
Ausübung derselben nicht hinderlich zeyn. - Heiraihet 
9ber eine Staatsbeamtin, so waren nur zwei Fälle mög- 
lich. Entvfeder sie unterwürfe sich ihrem Manne in 
Absicht ihrer Amtsgeschäfte nicht , sondern bliebe dar- 
über gänzlich frei, so wäre dies gegoh ihre weibiich^j 

Würde- 


V 


Wücde. Si^ könnte dann nicht ^agen ,' iaU jsw^sich, 
dem Manne gänzlich hingegeben' habe. 'UfjberdiQS, 
^o gehen denn die bestimmten Grenzen zwischen dem» 
xvas zum Amte gehört, und dem, was nicht darzu ge- 
hört an?. Was könnte, es 'denn dpch geben, das. nicht 
gewisisermafsen darauf ^influfs hätte? — Oder sie un* 
terwür£e sich, wie Naiur,^und Moralität es von ihr 
fodert, ■ dem Manne auch in Absicht ihrer Amtsgeschäf* 
te» Dann würde Er .der Beamte, iiud Er allein verant^ 
wortlich. Das Amt würde aa ihn .verheirathet, so 
wie das übisige Vermögen der Frau, und ihre Rech- 
te an ihn vcrheirathet werden. Dies aber kann dec 
Staat — wenn seiiio Aemt^er nur wirkliche Aemter. 
Geschäfte, pnd nicht bloüs Pfründen zum Genüsse 
sind — sich nicht gefallen lassen. Er mufs die Gj- 
schicklichkeit und den Charakter derPurson kennen 
und prüfen, der er ein Anq^t überträgt, und Jcann sich 
nicht eineü , nur durch die Liebe gewählten, aufdrm* 
gen lassen. 
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Diese, dafs die Weiber nicht für öffentliche 
I Aemter bestimmt sind , hat eine andere Folge, welche 
die Scbuzredner der Weiber als eine neue Beschwerde 
gegen unsere politische Einrichtungen anführen. Sie 
-werden nemlich- sehr natürlich nicht zur Verwaltung 
dessen erzogen, was sie nie verwalten sollen^ sie wer« 
den nicht auf Schulen und Universitäten geschickt- 
und da bohaupten sie denn, dafs man ihren Geist ver- 
nachlässige, si« iunlisti«'^er und neidischer Weise ia 
der Unwissenheit erhalte, und von den Quellen der 
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Au&^finmg^entfeYne. «-^ Wir wollen' diesen* VoTwdrf 
Ton Gmnd aus beleuchten. ^. • ' . i ..,..> i 


1 

Der Gelehrte von-Frofiession studirt nicht ledig« 
lieh für sich; als Gelehrter, der Form nach« studirt 
er gar nicht für sich , sondern für audere. ^ Entweder 
er wird' ein Kirchendiener, oder Staatsbeamter , oder 
Arzt'; so ist eS' ihln darum zu thun, das erlernte un« 
mittelbar, auszuüben; deswegen lernt er die Form, wie 
eis auszuüben ist, mit hinzu, und lernt es gleich auf 
die Weise , dafs dieselbe dabei sey. Oder er wird eixi 
Liehrer künftiger Gelehrten auf Schulen oder Üniver- 
'sitaten; so ist sein Zweck das erlernte 'einst wieder 
mitzutheilen , und durch eigene Erfindungen' suver^« 
mehren, damit die Kultur niicht stille stehe* ' tlt muf^ 
sonach wissen , wie sie es gefunden , wie es aus der 
menschlichen Seele entwickelt wird. Dieses gerade 
ist CS, was die Weiber nicht brauchen können , denn 
sie^ sollen weder das erstere noch das leztere werden. 

Zum eigenen Gebrauch für den Menschen gehöreii 

von der. Geisteskultur nur die Resultate, und diese er- 
halten die .^''eiber in der Gesellschaft : in jedem Stau« 
de das Resultat der ganzen Kultur dieses Standes« Das 
.^ sonach , ^wamm sie uns beneiden , ist das äussere un- 
wesentliche, das Formelle, die Schaale: ihre^ ^^go 
und unser Umgang erspart ihnen die Mühe; sich erst 
durch jene durcTizuarbeiten , und giebt ihnen unmit-* 
tclbar das Wesen, Mit der Form könnten sie ohne- 
dies nichts machen : silsD/Rttelsie anzusehen, sind sie 
nicht gewöhnt, und können si« sich nicht gewöhnen, 
weil man das nur durch den Gehraiich lernt; sie be- 
trachten sie sonacU als Zweck an sich« als etwas* an 

• Sicli 




/ 


1 


' \ 


.. / 


224 


I 


i^QkJxerrVcfa^f und yout^ßiUcbes! woher e» jhmti äucll 
Ikoi^mt, dafs eigentlich gelehrte Weiber — ich rede 
jiicht von denen , die blofs nach dem gebunden jVlen» 
aichenverstante raisonnireji, 'dean diese sind höchst 
ach tungs würdig — ^ meistens» Ped^ritinnen werden» . 

■. . *.■..'. l' •%'' . ■ • ; ' — 

Um auf keine Art misverstanden zuwerden^ will 

■ * ■ ■ ' 

' ich dies weiter aus einander jeitzen. — Es 13fst/sich 
;nicht behaupten, dafs das Weih an Geiste$tal^|:ea 
unter dem Manne stehe; aber das läfstsich behaupten, 

dsifa, der Geist/ beider yop Natur einen ganz verschiede« 

t ■'■■■- 

nen Charakter habe. Der Mann bringt alles, was*in 
ihm uud filr ihn ist, auf deutliche BegriiTe^ und fin- 
ifit es nur durch Kaisonnement ; ^wenn er nämlich 
wirklich überzeugt ßeyn soll, und sein Wissen nicht 
•lediglich ein historisches Wissen ist. Das Weib hat 
eiö natürliches Unterscheidungsgefühl für das wahre, 
schickliche, gute; nicht etwa daCs ihr dasselbe durch 
das blofse G,e£ühl gegeben werde , welches unmöglich 
ist, sondern dafs, wenn sie es von aussen bekommt,' 
sie durch/ das blofse Gefühl , ohn^ deutliche Eii:is(cht 
in die Gründe ihres Urtheils, leicht beurtbeilen könne, 
ob es wahr und gut sey, oder nicht Man kann sä- 
ten, dtfr Mann mufs sich erst vernünftig machen : aber ^ 
dafs Weib ist schon von Natur vernünftig. Aus dem 
oben angegebnen Grundzuge, der das Weib vom Man- 
ne unterscheidet, läfst sich dieses leicht ableiten. 
Ihr Grundtrieb verschmilzt gleich ursprünglich mit der • 
Vernunf)t, weil er ohne diese Verbindung die Ver- 
nunft aufhübe; er -wird ein verrnünftiger Trieb; dar- 
um ^ist ihr. ganzes G«fühlsystem vernünftig, und 
gleichsah! auf die Vernunft berechnet.,. Da hingegen 
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mvit JerMatift »M» sieine Triel>e erst durch Mühe und 
Tfaätigkett der Vernunft tinterordofen. 


y\ 


Da^ Weili ist sönach schon durch ihre Weiblich» 
keit vorzüglich praktisch; keineswegesaberspeculativ« 
^ In das In^sete über die Grenzt ihres j&efüUs hinaus 
eindringen kann sie nicht, jund soll sie nicht (Da- 
durch wird ein sehr bekanntes Phaenomen erklärt. Wir 
haben nemlich V^eiber gehabt, die, in Sachen des Ge^ 
dächtnisses , e. 6. in Sprachen , selbst in der Madie«' 
roatik, inwiefern sie erlernt werden kann, als Viel- 
wissefinnen sich «auszeichneten, solche, die in Sachetf 
der ErEndung, in der sanftem Dichtkunst, im Roma- 
' ^ ng,^ Selbst .in der Geschicfatschreibung berühmt wur- 
den. Aber Philosopbitinen oder Erfindeijnnen neuer 

y Theorien in der Mathematik haben wir nicht gehabt.) 

«■ ■ ■ ^ . ' ■ 

/ . - ' ■ / . ' .^ ' 

Noch ein paar Worte über die Begierde der Wei. 

her, Schriftstdlerei zij^ treiben 9 die sich unter ihnen 

immer weiter verbreitet. 


£4 lasien sich nur zwet Zwecke der Schriftstella- 
Tei dpnk^n ; entweder der, neue Entdeckungen in den 
Wissenschaf tecTd er Prüfung der Gelehrten vorzulegen ; 
oder der, das schon bekannte, und ausgemacht6 durch po- 
/puläre Darstellung weiter zu verbreiten— Entdeckun- .. 
Pen können die Weiber nicht machen, aus den oböxi , 
angeführten Gründen». Populäre Schriften für Weiber, 
Schriften über die w'eibliche Erziehung, Sittenlehreu 
für das weibliche Geschlecht, als solches, können die 
Weiber am sweckmäfsig^^ten schreiben; theils» weil 
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810 ihr (S^clilecht« besser lemij^, als es je ein Manti 
kennen wird/ indem sie, selbst 2Ü dieym Gescblechte 
gehören ; es versteht sicl^, wenn sie zugleich Kraft ge- 
Kiug haben, sich -zum Theil über dasselbet s^u erheben ^ 
iheilsy weil sie bei demselben » der Regel nach^' aoi 
leichtesten Eingang finden^ Selbst der gebildete 
Mahn ikann aas dergleichen Schriften seine Kenntaifs 
^8 'Vreiblic][ien Charakters gar sehr veri^ehren. Es 
■ versteht sich« flafs die Verfasserin dann auch als Wjeib ^ 
schreiben, und in ijirer Scbrift, als "VVcib, nicht i^ls' 
ein übel verkleideter Mann erscheinen wollen muf»- 
t^^ -*. Ich habe« wie xpan sieht, voratssgesezt, dai^ 
das "VVeib lediglich um zu nützen,' und einem entdeck- 
ten Eedutji^nisSe. ihres Geschlechts abzuhelfen,, für ihr 
Geschlecht) keines Weges aber aus Kuhmstu:ht, und Ei- 
telkeit für das unsere schreibe. Ausser, da/b in ,dent 
leztern Falle ihre' Produkte wenig litterarischen "Sj^erth 
haben vtrerden, würdje auqh dem moralischen Werthc 
der Verfasserin dadurch grofser Abbruch geschehen. - 
Ihre SchriftsteJlerei wirrt dann weiter nichts für sie 
Seyn, als ein Werkzeug der Köketterfe mehr. Ist sie 
verehlichtj^ so erhält sie durch ihren schriftstelleri- 
schen Ruh nt eine von ihrem Gatten unabhängige Selbst- 
ständigkeit, die das eheliche Verhältnifs nothwendig 
entkräftet, und zji lösen droit, Oder wird sie getadelt; 
so empfindet sie den Tadel , als eine ihrem Geschlech- 
te zugefügte Beleidigung, und ihre, und ihres un- 
schuldigen Gatten Tage werden veibittert. 
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Viftt^er' Abscl^nitt 
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Ueber das gegenseitige RechtsverhSltniß 
zwischen Eltern und Kindernl 
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•*-<as ursprüngliche Verhältnifs zwisclien^ltern unä 
Kiudern wirn oichtledialich durch den hlof^en ElechtSr 
Begriff, sondern durdh Natur und Sittlichkeit bestimmt, 
gerade wie dad zwischen Ebeg&i:ten. DemnAch müssen 
wir pei der gegenwärtigen Untersuchung, gerade wie 
bei der Vorigen, von Priricipien ausgehen, die da ho* 
her liefen ,■ als* der RechtshegrilF, »mi di«\spm erst ^in' 
Objekt der A^iwendung zu verschailVn, Denn es kann 
\vohlseyn,^dafs es in diesem durch Natur und Sittlich- 
keit begründeten Verhältnisse weitere BcstinunungQn 
giebt, di^ durch den Rechts^begrijff zu ordnen sind. 

pie das ganze Verhol tniü als ein lediglich juridi- 
sche», ansehen wollen, lind durch ihre Voraussetzung 
3u abendtbeuerlichen Behauptungen genöthigt wprden, 
z, B. dafs die Kinder, zufolge des Akts der Erzeugung, 
•1s einer Fabrikation, (per foimationem) da3 ,Eigcnr 
,thum des VÄter? wären u: derigh 
• ■ * ■ ' ■ 

§.40 
, Die Frucht Erzeugt sich im Leibe der Mutter. 
als ein eu ihr gehörender Theil. Die eigene Gesund- 
heit und Erhaltung der Mutter in der Schwangerschaft 
ist an die Erhaltung der Frucht gebunden; u^d zwar, 

P 2 worauf 


•\ 


\ 


1 . 


/' 


\ • , 


'M^lk « ■ I U I 


128 

worauf agiles anlommt, nicht ^le bei Aexn vikMnMo^ 
sen Tbiere, d^tQ es nuf stf iey^ soadetn däls die Mut» - 
ter um diese notb wendige Verknüpfung der Erhoitäng 
A^r Friicb( und ihrer eigenen £)rhaltung wisse* 1^ ist 
nicht blofs mechanisch noth wendig, dafs sie die Fcuicht , 
aus sif h erzeuge ,- und ^ie in ihrem Leibe bilde ^ son* 
ieiTL es wird auch ihrem Bewufstseyn die bedachtet und 
überlegte Sorge für die Erhaltung derselben aufge* 
drungen. 

i 

Das Rind wird, nach einem gans sicher allgemci» 
nem Naturgesetze, nicht ohne Schmerlen 'geboren» 
'Der Augenblick, da es erstbeint| ist der XügenbUck,. 
da die Mutter eines Schmerzes entledigt wird/ und 
daher noth wendig ein fröhlicher Augenblick fSr ei^ 
Sie wird ' durch Freude an die Existenz deasdbea 
gekettet. . ' 


I ^ 


Auch, nachdem daS Kind geboren i^t, is^ das öiv 
^nische Band zwischen ihn» und der. Mutter noch ' 
nicht aufgelos't. Noch immer wird in der Mutter di« 
Nahrung zubereitet, welche zu geben die Mutter daa* * 
selbe Bedürfuils empfindet, ab da$ S^ind« sie zu 
nehmen^ ' ^ 

(Zu einem organischen Leibe gehören diejenigeii 
Theile, in deren einem ein Trieb ist, einem Bedurf« - *' 
iisse im andern, welchem dieser andere nicht durch 
sich abhelfen kann, abzuhelfen; und in dem andern 
ein Trieb, ein Bedürfnifa des erstem- zu stillen, wel- ~ ' 
ches der elftere eben so wenig durch sich stillen kann ;- 
und.dieses Verhältiuiö nena^ ich das organische Band 

der 
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i€t TIieit«w lindem die Natov ^xiirgeiids , als im L>eibe 
der, Mutter, die dem neugebornert Kinde zuträglichste 
. 'Iftfbrung beteitetf imi keinen andern Kana] für die 
Abfuhrwig der Milcb ai\s der Mut|:er angelegt hat., als 
den Mund desf Kindes, so bleibt zwischen 1>etden, 'ohn* 
^erachtet' sie nun im übrigen fiii sich bestehende Kör* 
per: sind, ein organisches Band. Es scheint mir der 
Mirbexwerth, ^zu untersuchen, ob pnd inwiefern die? 
.seä Naturgesez , aalä* die in der Erscheinung« schon 
selbstständige Pßan&e, sich doch nicht sogleich (per 
aaituip) vo^ ihrem Mutterki^rper trenne, a.uchimFflaa- 
ftexueicbie gelte.} 

' ' , D^s zuleat angezeigte Naturgesez.) in der Pflanze 
oder im Thiere gedacht, wird dieselbjen, ohne weite- 
res zur Tbätigkeit, einen~Körper ausser ihnen in ge« 

xl^J^er^Rücksicbt fortzubildeu, treiben. Der Trieb ge- 
bietet in ihneiai^ mit Nothwendigkeit ;. aus. ihm> und 
auf ihn unmittelbar folgt die. beabsichtigte Thätigkeit. 
in der' Intelligenz aber tritt zwischen, Naturtrieb und 
Handlung ein drittes mitten ein: ^das Bewufstseyn^ 
Die InteMigen» wiwl de^ Naturtrieben» als einer Em- 
pfindung »ich bewufet. Diese- Empfindung i*t dla» 
nothwendige Produkt de« Naturtriebes, und folgt ihm 
' unmittelbar: oder noch schärfer, sie^ ist selbst 'der Na- 
turtrieb in der Intelligena Aber die Handlung erfolgt 
nicht nothwendip;, und nicht unmittelbar, sondern! si^ 
- ist dutch eine Anwendung d^ Freiheit bedingt. 

'V Der Naturtrieb, way, eines, fremden Körpers.sich 
anj^unqlimen , wie seine:» eigenen.. Wie wird in disr / 
V mensch« 


f 

I 


N 


/ 


•-/ 


- » / • • . • • V ^ 


/ / 


I / 


230 


w 


»"v 


menschlichen Mutter dieser Naturtrieb sich "Siissenr? 
Offenbar als J^mpßndung des- Bedürfnisses eines andeim^ 
SQ wie sie ihr eignes empßndet* ' Eine solche Eippfindung 
aber heilst Mitleid. Mitleid sonach ist die Gestalt, un-- 
tsr welcher der Naturinstinkt der mensch liehen Mutter 
für ihr Kind erspheint. • . 

Dieses Mitleid geht auf dasselbe, worauf der 
Naturinstinkt ging;, auf die physische Erhaltung. des 
Kindes« ' ' / ' 

I 

Die Mutter wird durch das in ihrer I^a tu r liegten* 
de Mitleid, wenn sie sich der Natur überläfst, getrie- 
ben , für die Erhaltung des Kindes zu sorgen; 




Es ist darin ein. Mechanismus der Nät;it und 
Vernunft, in ihrer, Vereinigung, aus vi^elchem diese 
Erhaltung Aes Kindes nothwendig folgt — es versteht ' 
sich, da die Verpunft auch mit. wirkt, f^afa diesem- 
Triebe widerstanden werden könne, wenn der Mansch 
zur ünnatürlichkeit herabsinkt. Natürlicher W^ise ' 
aber wi;rd ihjH nicht widerständen. 

Vom Rechte ist hier noch gar nicht die Rede« 
Man k^nn eben so wenig sagen, das Kind habe ein 
Recht, diese physische Erhaltung von der Mutter zu 
fodern, als man' sagen kann, der Ast habe ein Recht, 
auf dem Baume zu wachsen ^ und eben so wenig, die 
Mutter habe die Zwangspflicht, ihr Kind zu erhalten., 
als man sagen kann, der Baum habe dieZwan^spflicht, ■ 
den Ast zu tragen. Es ist Natürgesez, jedoch in Ver- 
bindung mit der Vernunft, Bei demThiere istes blo- 
tses Nalurgesez, 

. / (Dies ^ 


f ' ' 

(Dies noch zar Erlaiitefung: moralische -Pflicht 
ist es iirspmnglich .eben so wenig, d. i. als hesondere ^ 
Pflicht, gerade dieses Kind %\x erhalten. 'Hinderher 
aber, nachdem die Mutter diesen Trieb gefühlt, wird, 
es ihir allerdings moralisthe Pflicht, denselben zu un- 
teihalten und zu bestärken. — Wa5 etwa der, Staat 
könne, und dä^fe, uiii diese Erhaltung des Kindes für 
die Mutter durch positive Gesetze zur Zwangspfiicht 
au erheben^ davon tiefer «nten. *■ 




§.42, 

Es ist in der menschlichen' Natur üoerhaupt und/ 
sonach auch im Manne ein Trieb, sich des» schwächern 
und hülflose'n, selbst mit Affekt, anzunehmen. Diesef 
allgemeine Trieb wird nun im Vater ohne Zweifel tiuch 
für sein Kirid sprechen ; aber eben darum, weil er ein all«» 
gemeiner Tfiöb ist^ der sich auf den Anblick der Hülf- 
losigkeit, als solcher gründet, so spricht er für jede^s 
Kind, und es ist kein Grund zu einer besondern Vor^ 
liebe für sein Kind bei dem Vater da. Eine solche 
Vo/liebe aber müfste auigewiesen werden. J)a das 
Verhältnifs lediglich ein physisches ist, -so könnte die- 
, se, Liebe kbipen andern Grund haben, als einem physi- 
^ jchen. Ein solcher findet sich nun nicht; denn es iäl; 
zwischen dem Vater und seineip Kinddf gar kein physi- 
v sohes Band; sonach ist zu uitbeilen;* dafs der Vater 
unmittelbar' keine besondere Liebe zu seinem. Kin<lo 
habe. ', Aus den> einzigen natürlichen Verhältnisse, 
. dem Akte der Zeugung, läfst sich nichts folgern; denn 
dieser kommt, als solcher, als Zeurgung dieses be- 
stimmben Individuum, nicht zum Bewufstseyn. 

■ Die 
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Die . lesoRclere liebe des Vaters au Beineib Kiz^ ^ 
ie geht ursprünglich — weicht Quellen d^r^lben f^ 
in der durch unsere Einrichtungen gebildeten Meimsa^ 

^ gej>en könne 9 davon ist hier nicht die Frage — sie 

geht ursprünglich aus seiner Zärtlichkeit zur Mutter 

hervor. Diese Zärtlichkeit macht alle Wünsche, und 

^lle Zwecke der Mutter zu den ^inigen; sonach auch 

/ den, für «die Erhaltung des Kindes Sorge zu tragen» 
Wie dies die natüilich nothwendige Angelegenheit der 
Mutter ist , .wird es durch Uebertragung auch die d^ 
Taters; denn beide sind Ein Subjekt » mid ihr Wille 
ist nur Einer. 

Auch hier läfst sich keinesweges von einem na» 
türlichen Zwan^srechte der Mutter auf den Vater znr 
Ernährung des Kindes reden. Die Grübde^ auf wel- 
che man etwa ein solches Zwangsrecht aufbauen vo 
könnien' glauben mochte,^ sind nicht hinreichend« Die 
Mutter y dürfte man meinen , kann dem Vater sagen : 
du - bist die Ursache , dafs ich ein Kind habe : darum 
nimm mir nun die Last der Erhaltung desselben ab. - 
Darauf kann der Vater mit Recht antworten : weder 
ich noch du haben das beabsichtigt; dir hat die Natur 
da^ Kind gegeben, nicht mir;^ ertrage, was für dich 
' erfolgt ist, so wie ich gleichfalls es würde haben trä» ' 
gen müssen , wenn etwas "für mich erfolgt wäre« 

Ein anderes wäre es, wenn etwa zwischen l>ei- 

den ein Vertrag über die Erhaltung des Kindes abge^' 

' schlössen wäre. Aber auch in diesem Falle müfste der 

Staat d^iesen Vertrag garantirt haben: widrigenfalls er 

abermals kein für den äussern Gerichtshof gültiges^ 

' Zwangs- 
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Zw^ngsrecLt;. sondern blofi eina liinefe moxalmh» 
Pflicht begründen wikde; w^lcbe in unserm^ Fall« 
durch kei|ien hesondern Vertrag begründet zti werden 
kedärf^ da ste ohnedies in der Ehe der Eltern liegt» 
Was der Staat in dieser Rücksicht; allerdings thun köa* 
'«e uBd s^Ite, wkd sich tiefer unten ttti^en^ 




. Die Eltern Tehen jsusammen, ttnd das Kind, als; 
ier Vorsorge beider durch die Natur empfohlen, mufs: 
mit ihnen gleichfalls^ zusammenleben: widfigen&lU 
könnten sie j;ja füi dieErhaltong desselben nicht Sorg^ 
tragen. , 

. Es liegt ein naturlix^bex Trieb im Menschen ^ so ♦ 
<vreit als es pur irgend wahracheinlich ist , ausser sich 
Vernunft zu' vermuthen, und' Gegenstände, z. B, l'hi'e» 
re« so zu" behandeln , als ob sie welche hätten. Die. 
Eltern werden ihie Kirnt gleichfallsf , so behandeln , es 
aufFodernzur freien Thatigkeit: lind so wird sieh d^na . 
allmählicb Vernunf* und Freiheit bei demselben zei*- 
g^n, — Freiseyn gehört nach den nothwendigen Be« 
griffen des Menschen zum Wohlseyn r Die Eltern wolr 
len das Wohlseyn ihres. Kindes ; sie werden sonach 
seine Freiheit ihm lassen. — Aber mancher Gebrauch 
derselben ^^ürde seiner ErhatluiVg nachtheUig seyn. 
Welche ihr Zweck gleichfalls ist/ Sie werden sonacU 
beide Zwecke vereinigen, una die Freiheit des Kindes 
s6 beschränken,, dalä dei; Gebrauch derselben seine Er- 
haltung nicht in Gefahr bringe. Dies aber ist der er- 
ste Begriff der Erziehung. — ^ Die Eltern werden ihr 
. ' ~ Kind 
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. Kind €r2ztfÄ^n;'"6ieÄ folgt aus flör "Ciebe zu ihm, nnd 
. aus Her Sorge für sdine Erhaltung. • 

'v ♦ -, ' * ." ' - ■ 

' 'Man KanÄ nicht sagen.; das Kind habe eim 
Zwangsreeht auf die Erziehung: und die Eltern &eyptk 
durch Zwangspflicht gebunfier^. Was der Staat dai>. 
über thun J^ön^e, wird ^ich zeigen* ^ 


§• 44- 

Es ist allgiemeine moralische. Pflicht für jeden sitt- 

; lieb guten Menschen, Moralität ausser sich zu ver-* 

breiten , und allenthalben zu befördern. ledes freie 

*Wese9 aber, sonach auch das lii^d, ist der MaraUtät 

fähig. Nun lebt es, aus andern Gründen, nothweiidig 

xnit den Eltern zusammen. Sind die Eltern seJbsl; mo«t' 

.' ' ■ . ' " • 

xaHsch, so werden sie «sich aller möglichen Mittel 

bedienen, um Moralität im Kinde zuentwickelii: und 
dies ist der Begrif der hühern Erziehwig. 

■• (Wir lehren hier nicht Moral: wir habe« sonach 
nicht zu sagen: sie solleft <^sthnni sondern nur: sie 
werden es thun. Wir stellen natürliche, und morali* 
6che Dispositionen hier niir auf als TbaCsacben, um 
erst Stoff für die Anwendung des llechtsbefgriffs zu 
bekommen,) ' ^ ~ 

Es gehört zu dieser Erziehung folgendes beides: 
anforderst, dafs die Kräfte des Kindes entwickelt lind. 
gebildet werden, zur Brauchbarkeit für 'allerlei 
j^wecke: dann, dafs sein Sinn auf Moralität ge« 
xichtet werde. Um den ersten Zweck zu errejichen, . 
.mufs die Freiheit des Kindes abermals eingeschränkt 

werden : 
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w^rSen': es mufs )edet Gebrauch dieser Freibei,t , der 
/ mit Üem erdfeh Zwecke, det.Etkaltung und Gesundheit« 
und dem let^em, ^^^ Bildung der Kräfte, im Wider*- 
Spruche steht, verliindert; es mufs jeder Gebrauch der- 
selben, 4ter der Absiebt der Altern zufolge ibr^ beför-^ 
dert; das er»tere verboten, das lestere geboten Ver- 
den. Nur für den leztern Zweck darf jdie.J^r^iheit 
nicht einaefcchräiikt werden; dena nur was aus freiem 
Entsclilusstt hervorgeht, ist raoralisrh. Moralitätent- 
. wickelt sich aus dem Menschen selbst, und lälst dich 
nicht durch Zwang, oder künstliche Anstalten hervor- 
bringen, • 

Man kann nicht sagen « das Kind habe ei(i 
Zwangsrecht auf Erziehung : oder die Eltern, eine 
Zwang^pflicht darzu. Eben so wenig kann man sa?en, 
die Eltern haben in Beziehung . «z^/ da^ Kind — wie 
es ia,Beziehung auf andere stehen möge, davon za 
seinerzeit — 7 ein lischt dasselbe zu erziehen, und das 
Kind die Pflicht sich von ihnen erziehen zn lassen, denn 
das Kind ist, inwiefern es unter der EiTiiehung steht, 
überhaupt nicht frei; sonach überhaupt nicht ein mög- 
liches Subjekt e^nc{» Rechts, oder einer Pflicht; son- 
dern es ist insofern lediglich Objekt des Handelns de^ 
Eltern; ist, uüd wird, wozu die Eltern es machen« 


- Nur die Eltern übersehen den Zweck der jErzie» 
düng; die Kinder nicht, eben darum, weil sie, erst 
erzogen, werden sollen. Welche Mittel sonach für 
die Erreichung dieses Zwecks nöthig sind, 'können 
nur die Eltern beurtheilen , nicht aber /das Kind. ^— 
Sie sind der eigene llichter in ihrer Sache, itt-Bezie^ 

bang 
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' Imtig auf äas Kind; sie sind soüverain , tinS Abs 
ist, inwiefern sie es ereiehen, ihnen unbedingt untex- 
worPen« Dafs sie dieser Unterwerfung lediglich dar» 
zu. sich l>edienen, um das Kind nach ihrem besten 
'yVissea^auf das beste zu ereiehen, ut ihnen lediglich . 
Oewissenssach^, iiBd gekört vor ihren eigenen iaBej» 

BithteiataU^ ' ' ^ 

.# ' • . .. - 

1 

§.45. 

• Die MogTiohleit deü Sta^tsT beruht auf der zieoa* 

lieh gleichmäfsigen ' Fortdauer seiner Yolkscaengei / 
denn Schuz, Abgaben , Ktaf fc , sind berechnet auf die- 
Sie Volksmenge. Wenn nun dieselbe durch die -Sterb* 
lichkeit sich immerfort verminderte, so träfe diese Be« 
rechnung nicht 2kl ; e^ entstünde Unordnung, und 
endlich, nachdem nur noch wenige übrig wäreh^ 
horte der Staat gamff auf. Diese gleichmäfsige Fort* 
dauer aber hängt davon ab., daCs in die Stelle der ver« . 
atorbenen neue Bürger treten« ^ 

leder Staatsbürger verspricht im Bürgervertrage 
alle Bedingungen der Möglichkeit des Staats aus allen^ 
l^räften zu befördern : apn^ch auch die eben genannte. 
Diese kann, es am besten dadurch befördern, däfs er 
ICinder erziehty zur Geschicklichkeit und Tauglichkeit 

' für allerlei vernünftige Zwecke. Der Staat hat das- 
Kechtv, diese Eraiehikig von Kibdem zu einer Be diu* < 
gung des Staatsyertrags zu machen: und so wird die. 
Erziehung äussere Zwangspflicht , nicht unmittelbar 

4 g^gen das Kind, sondern gegän den Staat. Er ist es,, . 
der im Bürgervertrage daa Recht; erlangt , sie zu " 

' . ' Ich 
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Ict Wedele von Ersieliung vpö Khiem ülerkaupt: > 
.. üenn dadurch wird der. StaatM^ök erreiche Nua 
• ' »ber kann es nicht der Willkühf des Bürgers überlaa» 

sen werden.^ welches' bestimmte Kind er oben erzie» * 

...» .^ , 

hen wolle, weil durch dies^ CoUision dfex Willküht 

unauflösUche Rechtsstreitigkeiten entstehen würden», 

I, 

sondern es mufs darüber etwas ausg^moch^ ' werden» 
welche bestimmte Kindet ^ieder . emefa«n solle •*<«^ 
Das ^w^ckmäfsigste hierbei ist> dafs d^r Staat der 
Disposition der Natur und Vernunft folge, welcher 
K\i wider etwas zu verordnen, er ohnedies das Recht- 
" nicht hat^ und den Eltern auflege, ikr^^^i^nenKiaA^t 
«u^riiehen» ' " 

Sind die Kindet a^us einer recht- und rcrnunft* 
mälsigen, von dem Staate af^erkannten £he erzeugt« 
so macht dieä keind Schwierigkeit. Sind sie« ausser 
3er Ehe erzeugt, entv^eder in einer Verbindung, der 
zur Ehe nichts Fehlte, , als.' die Anerkennung des 
Staats i die, »önach , nach obigen Grundsätzen, vom- 
Staate geschlossen werden mufs, ^9ber etwa gleiah 
nachher wieder getrennt wird ; oder iin Concubinate: 
80 bleibt die Sorge für das Kind derjenigen, der ditf 
Natur dieselbe unmittelbar au^etra^en hat, d^r Mut- 
ter« Denn diegettennten Eltern können es nicht ge«^ 

meinschaftlich erziehen. Da ^er Vater aber zufola» 

.- ■ . ■ ■ p 

seiner Bürgerpflicht gleichfalls verbunden ist, zur Er- 
haltung beizutragen, so ist er anzuhalten, seinen ^Bei- 
trag in Geld und-Geldeswerth zu entrichten. Der Va- 
ter bezahlt Ziehgeld) und di« Mutter übernimmt die 
persönliche jSor^falt. . . 
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Kinilerinord idurch die Mutter ist öline Zweifel 
|0in ungeheures widernatürliches Verbföcben , denn es 
gehört darzu nichts geringeres, äIs dafs die Mutter »1- 

,, )e, Gefühle der Natur zum Schweigen bringe: aber.eS 
iöf keift Vergehen gegen das aus^sere Recht ^es Kindes« 
Pas Kind hat keine äussern Rechte gegen seine Mut- 
ter. Ein Vera «he rx gegen das .Gesez des Staats, zufol» 

- ge dessen die Kiufler aufgezogen werden sollea, ist 
es uttd insofern strafbar. Das Vergeben fceigt eine 
widernalürliche Roheit und Wildheit, und gehört 
sonach untei diejenigen ,, wo der Staat deiji Vjjr^uch 
der Besseruni; ansrelica soll. DerKinderiuprd istmit 
dem ßesseruugshause , bis zu erfolgter Besserung, su 

bestrafen. , 

(In einigen alten Republiken, welche die nu gro- 
fse Vermehrung, besondtjrs der privilegirten Klasse, 
der eigentlichen Bürgerschaft, zu fürchten hatten, 
war die Aussetzung der Kinder, vprzüglich der 
schwächlichen, sonach der mittelbare Kindermord, 
erlaubt. Sie zu he fehlen y hat keia Staat das Recht, 
denn er darf nichts unmoralisches, keine Sünde gegen 
die Natur, befehlen. Auch blofs dieErlaubnifs durch 
ein ausdrückliches Gesez ist immer unmoralisch, und 
der Staat entehrt dadurch sich und seine ßürgcr. Ge- 
^en die Verstattung durch das Stillschweii^en des Ge- 
setzes aber läfst aus Recht sgründen sich schlechter- 
dings nichts sageu, denn für die Moralität seiner Bür- 
•ger hat der Staat keine positivi Sorge; äussere Rech- 
te aber haben neugeborne Kinder nur dadtrrcb, 
dafs der Staat ihr Leben garaulirt, und dies ist er nur 

> -^ insotein 


«IM-«.--« «fat ^ 


«39 


»« > 


insofern schuldig, inwiefern Aw Möglichkeit seinei? 

eignen Erhaltung daYon. abhängt.^ . 

'\ ■ ■ ' . ■ ' ■ • 

§•49' 
Ob.'Aerbaupt 3le Xihdet heim* LeUfeil erhalten, ' 

genährt und gekleidel! trdrden , und unter Menschen 
leben; darüber hat der StaWi als über die ausschlies* 
sende Bedingung ihrer fiildung zu Menscheii undBür- 
gern, das Recht der Aufsicht; iufolge "der angezei^- 
tenvBiedihgung des Bürgervertrags. DaTs dieses Recht 
über die zur Erziehung gewählten Mittel sich nicht 
ersty^cke» werden .wü^hald sehen. 


• I 
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Der Staat macht es den Eltern zur Pflicht, ihre 
Kinder, zu erziehen. Er gairantirt ihnen sonach nolh- 
wendig die Bedingungen der Möglichkeit dieser Erzie- 
hung. Es gehört dahin ^uförderst dies , dafs kein an- 
derer sich ihrer Kinder beriachtipen dürfe , um sie zu 
erziehen. Also .-— der Staqt^ garanfin nothwendig den 
FJtern gegen andere Bürge?' das ausschlies sende Recht ihre 
Kinder für sich zu hehaLten\ W% nn ein Rechtsstrait 
darüber entstehen spllne , so' iilüfsten die Gesetze 
zum Vortheil der wahren, Eltern entscheiden« 

Zur Erziehung gehört ein fortgesezter Pla/i; 
GliBichfürmigkeit der Maximen,, nach denen die Kin- 
der behandelt werden. Dieser würde gestört, wenn 
ein Fremder sich in die Erziehung mischen, und einen 
Einflufs auf die Kinder haben wollte. Es würde über 
jeine solche Einmischung Klage Statt finden, und der- 
Staat müfste stets «um Vortheil^ der wahren Eltern ei^t- 
Ächeiden. - • ^ 

' . . §• 61. Vor* 
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Voranftgesest, dats die Eltetii moval&ch denken, 
%o ist die Ersiehang der Kinder ihnen Gewissenssache* 
5ie wallen dieselben ^o stf:tlich ^ut erziehen , als sie 
nur immer können: aber ]ederhält notEwendlg sein^e 
eignen IVtaximea für die^ besten und richtigsten; — • 
ausserdem wäre es ja gewissenlos von ihm, dais et 
diesf^lben beibejireke. Aber der Staat k»nn keinen 
EiticrilF ia Sachen des Gewissens thun. Er selbst also 
La IUI sich auch äichi; in die Eruehung mischen» 

Er hat das Recht öffentliche ErKiehtingsanstaltaea ^ 
]Eu machen; aber es mufs von den Eltern abhan* 
gen, ob sie sich derselben bedienen wollen, oder"" 
nicht. Er hat kein ^wangsrecht au£ den Gebrauch 
derselben. 

•■ ', §.58. 
Uebftr die Maximeb det ErzieWng ist l^reder det 
Staat Richter, nofch irgend ein and^reir Bürger,''noch 
d^s Kind, weil das leztere ja dasIDbjekt der Er^ie^ 
hnng ist; sonach sind hierüber die Eltern ihre eignen ' 
Ric?)ter. Es kann awischen.Kindei*n,"die noch erlo- 
gen werden, und Elteim,^ keinen Rechtsstreit geben» 
Die Eltern sind in dieser Angelegenheit die hol^liste 
Instanz, und Spuverain, Der Staat kann über die« 
ses Verhältnlfs keine Gesetze geben > so wenig als et 
über das Verhälti^ifs zwischen Mann ui^d Weib Ge- > 
setsbe geben darf. ^ 

§•55- 

Die Herrschaft der Eltern über ihre Kinder grün- 
det son;ich sich lediglich auf die Pflicht der Eltern, ' 

- r . ihire 
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insofern schuldig, inwiefern A'w Möglichkeit scineif 
eignen Erhaltung daYon. abhängt.^ , 

§•■49.' , ■ '. ■ 

Ob/dberbaupt 3ie Kindet beim !LeBM cithalten, * 
genährt und gekleideC ti^drden , und unter Menschen 
leben; darüber hat der Sta4t j als über die ausschlies* 
sende Bedingung ihrer Bildung zn Men^heii undBür« 
gern, das Recht der Aufsicht; Zufolge. der angezeig- 
ten-Biedihgung des Bürgervertrags. Daifs dieses Reclit 
, über die zur Erziehung gewählte^ Mittel sich nicht 
ersty^cke, werden .wir bald sehen. 

Der Staat macht es den Eltern zur Pflicht , ihre 
Kinder zu erziehen. Er gairantirt ihnen sonach nolh« 
wendig die Bedingungen der Möglichkeit dieser Erzie- 
hung. Es gehört dahin Jiuförderst dies, dafs kein an- 
derer sich ihrer Kinder bemächtigen dürfe , um sie zu 
er^itjhen. Also — dtr Staßt. garanfirt rwihwendig den 
FJtern gegen andere Bürger das ausscklies sende Recht ihre 
. Kinder für sich zu hehalten'^ ^T% im ein Rechtsstreit 
darüber entstehen sollte , sp' uiüfsten d^e Gesetze 
zum Vortheil der wahren. Eltern entscheiden* 

Zur Erziehung gehört ein fortgesezter Fla^, . 
Gleichförniißkeit der Maximen , nach deneii die Kin- 
der behandelt werden. Dieser würde gestört, wenn 
ein FrcMiider sich in die Erziehung mischen, und einen 
Einflufs auf die Kinder haben wollte. Es würde über 
jeiue solche Einmischung Klagte Statt finden, und der 
Staat müfste stets zum Vortheil der wahren Eltern ent- 
ticheiden. ~ ' 

. §.51. Vor» 
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stehen gar nicht unter den äussern Zvrangsgesetsen 4«t ' 
Staats. Sie stehen lediglich unter den Z^^angsgesetsea 
der Eltern. Diese bestrafen ^19 nc^ch Giitdunkeiv y 
nicht aber der Staat,, dessen Bürger sie iio<?h gar nichli 
sind. ' « 

' ' Der einzige Grund derHerr^cbaft derEltem über 
ihre Kinder ist da» Bediirfnifs der ErzieWng. Fällt 
der Grund weg, so fällt, auch das begründete weg^ 
Sobald die Erziehung geendigt ist, ^t das Kind frei: 

- • * 
Aber ob sie geendigt sey,, können, ^ der Regel nach 

nur die Eltern entscheiden, weil sie es sind, die das. 

Ziel derselben sich selbst gesezt haben ; und allein daijk' 

selbe wisseü.^ — Entweder nun , sie urtheilen selbst,' ^ 

dafs das Kind erzogen sey, so lassen sie mit gutem ' 

freien Willen undvnach eignem Ermessen dasselbe frei. * 

Sie sollen ja ohnedies dem Kinde immer mehi: Freiheit 

lassen, sowie es verständiger wird; zwar hic.bt zufol- 

ge eines Recht» desselben, sondern zufolge einer wich- 

ti^e^ Regel der Erziehung. Lassen sie nun das lezte 

Band, woran sie dasselbe bisher noch hielten, los, so 

sind die Kinder ganz frei. '^ 

Od^r, der zweite Fall; e^ Avird durch die Sacho • 
selbst klar, dafs der Zweck der Erziehung erreicht sey. 
Öer allgemeine Zweck derselben ist dio Brauchbarkeit 
unserer KrSfte zur Beförderung vernünftiger Zwecke: 
und de'r äussere, von den Eltern zu resfektii ende Rieh- 
ter über diese Brauchbarkeit ist der Staati Nun kann 
zwar der Suat nieht unmittelbar die Kinder freispre- ^ 
eben , weil er dann in <Jie Erziehung «inen Eiugrift^ 
thäte : aber er kann es mittelbar, indem er dem S6hn6 
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flu Süuibaikit, od^ eiti Bnderei» burg^tTictiet Recbt, 
^ßtwä die Meisterscbaft in einem Handwerke durch die 
jSunft,' die insofern von ihm bevollmächtigt i^t, über- 
trnsX. Er fällt dann das Ufcheil der Brauchbarkeit. -^ 
/ Ein Staatsamt befreit die Kinder von der vätetlicbea 
G«vralt. ^ 

Endlich -^ der dritte Fall — - kann die Erziehung 

'und mit ihr die Unter v^ürfigkeit der Kinder aufgeho-^ 

bea werden , dadtirch , dafs sie y der Natur der Sache 

liacili nicht mehr möglich ist. Dies geschieht durch 

die Yerheirathung. Die Tochter wird dem Willen ih- 

, re^ Ehemannes unbegrenzt unterworfen, und kann da« 

' her keinem aridem Willen, dem ihrer ElteMi, unterwor^- 

flen bleiben. DerMaun hat mit unbegreuBter Zärtlich«. 

keit für das Glück seiner Gattin zvl sorgen; er kann in 

4^ diisser Sorge durch keinen, fremden Willen * den det 

Eltern, sich stöhren lassen. ' ' 

Aber eben darum, weil durch die Verheirathuhg 
die Erziehung aufhört : aber den Eltern allein zukommt, 
. zu beurtheilen , wani^ sie aufhören könne , baberi" die 
Eltern das Recht , den Kindern diese Erlaubnifs eine 
2eit lang zu versagen : oder die Verheirathung derseU 
ben aufzuschieben. 

Ueberbaupfc ihnen die Verheirathung zu verble« 
ten« dazu habeu sie das Recht nicht : und eben so we« 
nig das, für sie zu wählen, aus den schon oben, ange* 
, führten Gründen. 

$• 57- 
Zwischen Mann und Weib ist Gemeinschaft des 

-Eigenthums. Die Kinder haben keine Gemeinachaft 
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am Eigeothtimat und hftben ^ubethiüpt gar tialir fifti 
/gentb^m. Woher sollen sie '3s doch habisn ? Mah^ 
mng und Kleidupg sind ihnen die Eltern schüldigi 
nach eignem Er^ne^Sen i weil aussetdein der Zvr^ck , 
der Erziehung nicht erreicht würde« Diese Pflicht 
ist, wre schon oben eiinnert worden ^ eine Zwangs» 
pflicht der Eltern gegen den Staat« (nicht gegen 
« die Kinder) und der lestere hat darüber das Recht 
der Aufsicht. . ' ' 

Abet ilfi Kinder arbeiten» ^agt maUi tmd daduk'oh. 
erhalten sie ein Eigenlhom. — Dies kann man nut 
nach der unrichtigen und oben widerlegten Votüna» 
^ Setzung, dafs die Formation das Eigenthumsrechi be* 
gründe, behaupten. Dt^r Zweck ihrer" Arbeit ist 
Uebung der Kräfte für die Eraiehung, < und dei zu» 
fälligen Nutzen derselben nehmen die Eltern mit Becht ^ 
in ihr Eigenthum auf. Pas Kind kann ja gar nichts ' 
thun, ohne den Willen der Eltern: es kann sich auch 
nicht e^n Eigenthum ohne ihren Willen erwerben» -^ 
Oder soll da3 Eigen thumsrecht si<;h auf einen Contrakt 
mit den Eltern gründen ? Contrahiren kann nur derje* 
hige; der frei ist: aber die Kinder haben gar keine 
selbstständige Freiheit in Beziehung auf die Eltern»- 
Sie können sich nicht von ihnen losreifsen, und eine^^ 
eigenen' Willen haben, ^um ihnen gegen über' Farthei 
zu seyn. 

leder selbstständige Bürger' mufs ein eignes Ver» 
mögen haben, und dem Staate angeben können, ^wo* 
von er lebe. Sonach kann ^ der Staat mit Recht Von 
den Eltern ^ die ein Kind aus ihren Händen herausge» 

hea 


ben l^Men, y^laagen» dafs sie j^xm elii gewisses Ver* 
mögen geben, oder mit ein^ sehr gut beeeichnenden- 
Worte, dafs sie dasselbe ausstatten. Wie viel aber sie 

ihaa geben sollen, , darüber kann er nichts vorschreiben, 

* ' ■ ■ ■ ■ > 

sondern das hängt ab von ihrem eignen freien Erme^seo* 

Bei der Yerheirathung inüssen diei beideraeitigea 
• £ltern der künftigen Ehegatten sich ^it einander dar- ^ 
über vertrage^ : ob beidfB etvras. erhalten sollen , odei; 
nur Eins, und wieviel. Der Staat hat darnach gas 
nicht lu fragen, wobei: das Yennögea k^mrhe. Er hat 
nur zu fragen , ob die neue Familie , die er nux als ^ 

Familie kennt, bestehen könnp« 

i 

t . 
I 

$* 59- ^ 
Es steht ganzlich in der Willkühr der Eltern, ob siar 

ein Kind et^a reichlicher ausstatten ^wollen , als das 

andere«. Unl)illig kann ein. solcher Vorzug ytrohl seyn^ 

aber er ist nicht gegen äusseres Rechte Aus welchem 

KecVtsgirunde könnte das in Nachtheil geSieAle Kind 

klagen? Alles, was es besiat, besizt es ja lediglich' 

durch die freie Gute det Eltern* 

§. 60. 
. Mit dem Tode der Eltern hört ihr Recht in der 
Sinnenwelt, sonach ihr Eigenthumsrecht gänzlich auf« 
Ob. die Inte^taterbscbaft der Kinder zu gleichen Thei. 
len eingeführt werdeu solle : oAet ob den Eltern das 
Recht, ein Testament ^^u machen zustehen solle; wie 
i^eit ihnen dann die freie Disposition über .ihr Vermg-e 
gen zum Voriheile Fremder, zukommen solle ; wie weit 
die Logitima sich erstrecken solle, wie weit das Recht 
der Enterbung, bän'jgt lediglich ab von der positiven 
Gesezgebung des Staats, welche nach politischen Grün« 

% Aen ■ 
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' den ühet dergleieb^a Gegenstaftda entscheidet. EnU 

Scbeidungsgründd a pi;iQii,ß^«l>t es. biet üb/er nicht; 

• ■ . . y 

* .11 ■ ■ 

§• Ol. 

Die Beantwortung d^r Frage: wie sollen^ falls 

die Eltern geschieden wurden , die Kinder unter sie 

getbeilt werden , haben wir uns bis hieber vorbehal« 

ten, ''weil sie nicht zu 'beantworten y^är, ohne die 

^ f^ündliche Einsicht in das Vechaltnifä der Eltern und 

iex Kinder« ' 

I * 

' t 

Zuförderst, da die Eltern di«; ununiscbranlLte Herr« 
achaft über die Kinder haben, S(^ mufs es'denen, die 
sich scheiden, ganz frei stehen aine gütliche Abkunft 
untereinander zu treffen. ^ Der Staat hat darein nichta^ 

/ 

TU reden,' Wem) 'nur die Erziehung der Kinder gesichert 
ist. Können sie sich in der Güte vereinigen^ auf wel* 
6h6 'Bedingung es auch sey , so ist kein Rechts^reit^ 
und der Staat hat nichts zu entscheiden. 

Erst dann, wenn beide Eltern nicht jln d6r Güte, 
einig werden ' können ,• tritt der Richterspruch des « 
Staats ein» , 

Es lassen sich nur zwei Gründe dieses Streits der 
Eltern denken ; entweder er kommt daher, dafs keines 
von beidt n Eltern die Sorge für dieJKinder uberneh- . 
men, sondern dieselbe, so viel nur irgend möglich, 
auf den andern Thcil werfen will; oder daher, dafs 
t^eide die Kinder für sich behalten, und dem andern 
TL eil so .wenige als möglich davon wollen verabfol* 
'gen- lassen. ' 

Im ersten Falle ist so zu entscheiden : Die Filioht 
' für die Kinder zu sorgen ist, nach obigem, nur für die 
V Mutter 
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Mutter tininittelbare, fäi;, den Vater nur «nittelbarai 
Pflicht » abgeleitet aus seiner Liebe suir Mutter. Da ' 
..di^^o leztere» mithin anch der natürliche Grund der 
väterliehen Zärtlichkeit hier wegfElIt, so sind die Kin- 
'der der peisönlicheu SorgEalt» und Pflege der Mutter 
Sil übergeben ; aber der Vater hat, unter Aufsiebt und > 
Garantie des Staats die Kosten der£rhaltt^ng herzuge- 
ben; worüber nach den Vjßr.mögensuinständen der 
Eltern etwas bestimmtes festzusetzen ist. 

Im i^weiten Falle wird dievEntsch^dung so aus« 
fallen ; der rechtsbegründete Zweck des Staats mit den 
Kindern ist die best mÖgKchiste Erziehung derselben. 
Nun, ist der .B.egel nach — * und .nur nach ihr könnea 
allgemein^ Gesetze gegeben werden — - die Mutter diei , 
zweckmafsigste Erzieherin der Töchter, der Vater 
der zweckmäfsi^j^ste Erziehet der Söhne. Die Töchter 

sonacii sind der erstem, die Söhne dem leztern, zir 

* ■ . ^ 

- übergeben. " 

Dafs für das im Ehebruch erzeugte Kind nicht der 
Ehegatte, sondern der wahre Vatei die Erhaltungsko* 
jiten zu «ntriohtea habe» yerateht sich ron aelbst. 
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G r u n d r i f s 

des . ' . ^ 

Völker- und. Weltbürgcrrechts, 

(als tweiter Anhang des Naturrecbts.) 


I. Ueber das Volker recht. 

■ * 

Xeder Einzelne bat, nach obigem, das Riecht, deirEin* .- 
xelnen den er äntrift, zu nöthigen, dafs er mit ihm in 
^ einen Staa^ tretis, oder aus seiner Wirlcungssphäre ent« 
ijveicbe. I^t einer von beiden schon im Staate und der 

^ 

andere nicht, so. zwingt der «rstere den andern, dafs 
er mit seinem Staate sich vereinige. Wäre keiner von 
beidfiti flehen im Staite, so vereinigen sie sich wenig* 
stehs zum Anfange eines Staates. Es folgt daraus' der 
Si^e: wer in keinem Staate ist, kann..v6n dem ersten 
Staate, der ihn antrift, rechtlich gezwungen werden, 
sich entweder ihm zu unterwerfen, oder aus seiner 
üfähe zu entweichen. m ^ 

Zufolge dieses Satzes würden allmählich alle Mea« 
achen, die auf der Oberfläche der Erde wohnen, in 
einem einzigen Staate vereinigt werdend 

- §. 2. ' 

Aber es wäre eben sowohl möglich, dä£s an verschie- 
denen Orten abgesondert^ und von einander nichts wis* . 

• ■ ' - ' sen- 
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sende Menschenbatifen sich in Staaten vereinigten. An 
diesem Platzt cler Erde würde dieses Bedürfnifs ^refählt, 
imdfihm abgeholfen, «n einem ahdem''dds$elbegefuii1tt 
und ihm abgeholfen , ohne dafs die erstem ron den 
zweiten , noch die zweiten von den erstem wülsten. 
Auf diese Weise würden auf der Erde- mehrere Staaten 
entstehen. 

' ■ ■ r' 

* '■-'■■ . ■ f 

Es ist ein Beweifs, dafs der Stallt nicht eine will« 
kührliche Erßndung, sondern durch die Natur unft . 
Vt-rnunft geboten sey, wenn an allen Orten, wo Meri«» 
^ sehen eine Zeit langbei einanderleben, und ein wenig' 
sich bilden, sie einen Staat erricliten, ohne zuwisisen, 
dafs bei andern ausser ihrem Umkreise dasselbe ge- 
schiebt, od^r geschehen ist. 

Da die Oberfläche der Erde zerschnitten ist, 
durdh Meere,. Flüsse > Gjebirge, lind durch sie die 
Menschen getrennt, so ward es auch dadurch nothwen« 
dig, dafs verschiedene Staatjen entstunden« , 

'\ ' ' ^''^' 

Die Menschen in diesen verschiedenen Staaten 

'•• . * ' 

wissen nichts von einander,' 'sie stehen sonaöh in gar 

keinem eigentlichen Rechtsverhältnisse; da, nach obi- 

gern, die Möglichkeit alles Rechtsverhältnisses bedingt 

ist dirrch wirklichen gegenseitigen Einfiufs mit Be« 

wufstseyn« 

Zwei Bürger aus diesen verschiedenen tinabhän* 
gig von einander gebildeten Staaten, treiF<in auf einan* 
der. lecier wird von dem andern die Garantie seiner 
Sicherheit neben ihm fodern , zufolge seines nach» 

gewiese- 
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/gewidsemcti Tollkommenen Rochts; flsclatchy^afil d^ 
anidere sieb mit ihm zugleich «eiä^m Oberhelrrn unter« 
werfe. Dies: unterwirf dich jajieiixeln Oberherm, fo- 
■dert jeder von ihnen mit den| gleichem IVechte^» dena 
jeder ist in ^iner rechtlichen Verfasiung. Es hat jio- 
nach keiner Recht ; ^denn ihr Recht hebt sich gegen* 
seitig auf. 

Nun aber bleibt es doc\i dahei, dafs s^e. sich ge* 
jgenseitig Garantie leisten piüs$en. Da das nun auf die 
vorgeschlagene, Weise nicht geschehen konnte, Wie 
kann es gescjiehen? *— Sie sollen sich beide einem 
gemeirtschaftllchen Richter unterwarfen ; aber jed^r 
Tbat schon seinen besondern Richter. — Ihre Rich- 
ter selbst laüsseil sich vereinigen , und in Sachen, die 
sie peide betreffen, derEinegemeinschaftlicho*Richrqir 
beider werden?' 3.^h. ihre beiden Staaten müsien'sich 
gegenseitig anheischig machen, die Ungerechtigkeit 
^ie durch einen ihrer Mitbürger einem Bürger des an- 
dern Staates w;iderfahren wäre, zu bestrafen, andfgut 
zu machen, als ob sie gegen einen eignen Bürger wä* 
re verübt wprden« 

CoYollaria,. 
1.) Alles Verhältnifs der Staaten gründet sich aal 
4as rechtliche Verhältnifs ihrer Bürger. Der Staat 
•n sich ist nichts, als ein abstrakter BegrüF: nur die 
Bürger, als solche, sind wirkliche Personell.,—^ Fer- 
ner, dieses Verhältnifs gründet sich ganz bestimmt 
auf die angezeigte Rechtspflicht ihrer Bürger, einan- 
der, wenn sie in der Sinnenwelt zusammentreffen, / 
die gegenseitige Garantie zu leisten. Also stehen zu» - 
mächst nur diejenigen Staaten im Verhäkiiisse zu ein- 

•nderj 
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under» die mit ein^ni^t gremen. Wie Im Räume 
getreiyite Staaten^ dennoch in ein VjBchälUiifs kcuof 
luen können) werden wir t^eiex, unten sehen. 

e.) Dieses Yerbältnifs der Sta(iten besteht darin» 
dafit sie einander gegenseitig die Sicherheit, ibr^f 
Bürger^ s<> wio den Bürgern ihres eignen .Staates, 
garantiren. PieContraktsforme) ist 6iei ich mache 
niLcb vert^ntworblich für allen SchadeQ> den liieitio 
Bürger den deinigen zufügen kön^nten^ unier.derBe* 
dingung, dafs-du gleichfalls verantwortlichseystfür 
allen Schaden, den. deine Bürger den nxeinigexi zufü- 
gen kpnnten« 

5.) Ein solcher Vertrag rnufs ausdrücklich ge- 
schlossen werden; und Kegt' nicht schon im ^taata- - 
bürgervertrage; und dafs er geschlössen iey., muls' 
den Bürgern durch die Gesezgebung angekündigt 
werden.. "Df-n Bedingungen des Sta^atßbürgervertrag« 
thut der Bürger sehen dadurch Genüge, dafs er nur 
nicht die Rechte seiner Mitbürger verlezt ; auf Frem« 
de ist dabei nicht gesehen. Erst zufolge dieses Ver- 
trags wird es Gesez, aijch die Rechte der mit dorn 
«Staate im Vertrage stehenden Staaten zu respektiren, 
und'die Verletzung derselben wird nun erst ein str%f- 
würdiges Vergehen* 

$.5. 

In dem beschriebenen Vertrage der Staaten mit 
einander ist die gegenseitige Anerkennung uoth wendig 
mit enthalten^ und wird für die Möglichkeit jenes Ver* 
trags vorausgesezt. Beide Staaten nehmen ^egenseitigi 
jeder die Gewährleistung de» andern für seine Bürger 
au, als, eine gültige Garantie, und nehmen gegen die* 
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sdbe lehM^weitern^SiobefiiogsraaaGiregeln ; es sezrso«« 
nach jisder voraus 9 dafs der andere ^ne legale Verfaa* 
aung babe, und für seine Bürger e^3tehen.' könne.« 

' ledier 'Slt^aat, hat sonach das Recht, über die Xjega* 
lität eines andern Staates, mit dessen Bürgetn: die sei« 

nigen in'Verbindang kommen, zu urtbeiUii# ,. 'Doch er- 

.1 

6lreckt auch, welches wohl zu merken ist, das Recht, 
diesest Urtheils sich nicht weiter, als darüber » ob der 
benachbarte Staat zu einem äussern^] egalen Verhältnis- 
ae tauge. Die innere Verfassung geht keinem .das ge- 
lingste ati, und 'er bat darüber das Recht -dies Urtheils 
nicht« , ' 

Hierin .bestellt die gegenseitige JJnnhhähgigkeit 
der Staaten« ' , 

ledes Volk, das nur nicht Im Naturstande lebt^ 
sondern eine Obrigkeit hat, sie sey» beschaffen, wie sie 
wolle^ hat ein Zwang|srechtauf die Anerkennung durch 
die benachbarten Staaten. Der Beweifs geht aus dem . 
obigen hervor : und ist daselbst unmittelbar schon ge- 
» führt. Der Staat kann den Bürger eines andern S(aa- 

tes nicht nöthigei), sich ihm zu unterwerfen : denn der 
benachbarte Staat hätte dann dasselbe Recht, welches 
sich widerspricht. Doch mufs er sich Garantie von 
ihm geben lassen für die Sicherheit'seiner Bürger, und 
f ie ihm geben, dies ist aber nur möglich unter Bedin* 
gang der Anerkennung. «-« Einen Staat nicht an* 
erkennen, heifst, seine Bürger für solche ausgeben, 
die in gar keiner rechtlichen Verfassung s^tehen : " dar« 
aas aber folgt das Recht, sie zu unterjochen,^ Die 

Ver- 
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Vefwetger^iig de# Anerkennung giebt tonlidi ein gi^U 
tiges Recht 2Tim Kriege. > 

Die Staaten sind nothweii-dig ^nabhangtgTO^ ein^ 
tnder und selbstständig« . 

Auf ein Volk/ das keine Obrigkeit hat, sonach kern 
Staatjst,* hat der benachbarte Staat idas Recht, es ent- 
weder sich selbst zp. unterwerfen, ^öderes zunötbigen, 
dafs es sich eine Verf«|ssung gebe, oder es aus seiner 
Kachbarschaft ^u vertreiben. Der Grund davon ist 
der : wer dem andern nicht Garantie für die Sichei'beit 
seiner Rechte leisten kann, der hat selbst keine», Ein 
aolches^VoIk würde sonach völlig reehtslos^ 

(Man befürchte nicht, däfs durch diesen Saz et*- 
was für eroberungssüchtige Mächte gewonnen werde* 
^Es gicbt wohl nicht leicht ein Volk, wie das beschrie« 
bene; und der Saz wird mehr um der Vollständigkeit 
der Argumentation, als um der Anwendung willen,-, 
aufgestellt» ledes Volk, das auch pur einen Anführer - 
zum Kriege hat, hat ohne Zweifel eine Übrigkeit, Die 
fränkischen Republikaner schlugen die coalisirlenMach- '^ 
te einmal über das andere, während diese zweifelten, 
ob sie fiuch ein^ Regierung hätten, und fragte^., mit .^ 
wem sie denn eigentlich Friede schliessen sollt^. Hat- 
ten sie sich doch bei der nächsten Quelle, mit der si^ 
in B^erührung standen, bei denen, von w^elchen sie ge- 
schlafen wurden, erkundigt, wer die dehn- eigentlich '.' 
in der Scliki^bi-kouimandire. Vielleicht, dafs diesel- 
ben, die den Befehl gegeben hatten, sie zu schlagen, 
^uch den Befehl hätten geben könneo, ^ie iti Rübe zu ' 
lassen. Endlich, nachdem sie nur hinlänglich gescUla- - 
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gen sitt)A,M)(in sie sich :|tioh glüek)ieli auf diesen An«» 
weg besohnen , und entdeckt, daf^ die ^raiaken dekUi . 
doch eine Regierung haben jmüfsten.) 

Die benachbarten Staaten garantiren sich gegen* ' 
aeitig die EUgenthnmsrechte ihrer Bärgen Es mufs so- • 
na^h iiothwendig über die Grenzen dieser Rechte zwi<« 
achen ihnen etwas festgeseat v^erden, Di(^\Bestimmung 
dieser Grenzen ist schon durch den Vertrag geschtehen^ 
den jeder Staat mit seinen eignen Bürgern schlofs, und 
braucht nicht erst jezt tu geschehen. Der anöden 
Staat B grenzende Bürger des Staats A,' hat gegen sei* , 
nen Staat erklart, daTs er bis so weitEigenthümerseyd ' 
wolle, und der Staat^hat es zugegeben; eben so detf 
unmitteTbar mit jenem gtenzende Bürger des Staats B 
gegen seinen Staat* Diese Verträ'ge werden jezt auch 
durch die benachbarten Staaten, als solche, im Nahmen 
ihrer Bürger, und vor ihnen garantirt. Was anfangs ^ 
nur die eignen Milbürger verband, verbindet von nUn 
en auch die Burger der benachbarten Staaten. Streitig* 
keiten. die darüber allenfalls vorkommen könnten, wer« 
den entschieden , so wie Einzelne auf dem Boden des 
Naturrechts sie entschei4en; durch gütliche Ueberein*^ 
kunft, weil es keine Rech tsgründe ajpriori giebt,'war-/ 
um ein Objekt ^vielmehr diesem als jenem zugehörea 

solle. Die erste Bedingung des legalen Verhältnisses 
zwischen Staaten ist sonach die Grenzziehung»,,, Die^s 
mufs panz bestimmt und unzweideutig festgesezt ^eyn : 
ausserdem würden in der Zukunft Grenva^i^Uigkeitea 
eitstehen. -— Es gehört darzu nicht blols die Grenze 
des ^rundes und Bodens ^/sondern auch die G^reuzbe- 
atimmuiig gewisser Hechte; z. B* der Fischerei , der 
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Tagd , der SchifFarth u, s. w» , Die Greine der Bürger 
wird für die Staaten Grenze des JStaata/ . 

Beide Staaten sind; in diesem Vertrage einandet! 
völlig ßleich. Was der eine tbut, um den Bürger des 
andern vpr Schaden zu bewahren ^ mufs der andere 
auch thuuy in Beziehung auf die Burger des erstem • 
welche Gesetze der eine in dieser Rücksicht giebt, die- 
^ selben mufs der andere auch geben. Gröfsere Sorgfalt " ^ 
aber anzuwenden, als der andere- in Beziehung auf ihn 
anwendet, ist keiner verbunden. Es ist sonach sehr 
wohl möglich , dafs in einem Staate die Rechte der 
Mitbürger mehr geschüzt s^yen, ^Is die der Fremden, 
weil vielleicht der andere Staat sich von seiner Seite 
zu keinem sorgfältigem Schutze verstehen wollte; ja 
es ist möglich^, dafs das Eigentbum der Fremden aus 
einem benachbarten Staate mehr geschüst sfcy, aÜ das 
der Fremden aus einem andern; weil der erstehe Staat 
auch von seiner Seito gröfsere Sorgfalt anwendet. Das 
ganze Verhältnifs gründet sich ledi|;Hch auf Ueber*^ 
einkunft. ■ . \ . / 

* §. lo. . 

Durch diesen Vertrag erhalten dli;, darin begrifl»-' 
nen Staaten d^s Recht der gegenseitigen Aufsicht au£i 
einander, ob in jedem diesem Vertrage gemäfs verfah«* 
ren und die zufolge desselben gegebenen Gesetzt in 
Ausübung gebracht werden. Der Grund davon läfst. 
sich leicht einsehen. Der Vertrag verbindet nur, in- 
wiefern beide Theile ihn halten* sonach müssen beide 
wissen, ob er von dem andern gehalten werde, um dar- 
nach ihre eigne Verbiudlickkeit beurtheilen au können. 

Dies» 
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Diesa^^ Aufsicht bmi nur geschehen in dem Staat» 
selbst, w^elcber beobachtet wird. Um sie austutiben» 
müüsen daher die Staaten einander gegenseitig Gesand- 
ten zascbtcken. ' Es können allerdings, um entweder 
den jezt beschriebenen oder irgend einen besonderix 
Vertrag abzuschliessen^ Gesandte von einem Staate in 
den andern geschickt wejden; aber diese Bestiivinung 
demselben ist theils vorübergehend , theils zu^IHg . 
(man nennt dergleichen Gesi^ndschaften Ämbassaden») 
^Der eigentliche nrsprüngliche Chari^ter eines bestän- 
digen, residlrenden Gesandten, (Residenten, Charge 
d*affaires) besteht darin, da£s er Aufsicht halte, -ob 
der Staat, an welchen er geschickt ist, seinen Verbind- 
licbkeilen gegen denSta»t, der ihn abgeschickt hat, Ge* 
nüge thue; dafs er auch wohl den erstem an seine 
Pflicht erinnere, und die vertragsmäfsigen Handlungen 
fodere» In die innern einheimischen Angelegenheiten 
des Staats aber, an welchen er gesendet ist,^darf er 
^ich nicht einmischen; weil der il.oautorisirende Staat 
es selbst nicht dar£ 

Da der Gesandte in einer gewissen Rücksicht die 
Aufsicht über den Staat, an welchen er abgeschickt ii,*, 
hat, so kann er von demselben nicht abhängen; widri* 
genfalls er ja gehorchen mnfste, und durch den be- 
foblnen Gehorsam die Absicht seiner Sendung vereitelt 
werden könnte« Er steht, so lange er sich in den Gren« 
zen seiner. Gesandtschaft hält, lediglich unter seiner 
eignen Obrigk^eit, und diese allein hat über ihn zu 
richten. Er ist sonach für den Staat, an welcnen er 
gesandt i^t, heilig, und unverleKlicfa:i.er reprä^entirt ' 

>if<;inan 
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Beinen eignen nnabhangijgen Staat. (Dl« Freiheit von 
"aUen Auflagen ist deui Gesandten von Rechtswegen äu-p 
zugestehen: iie Abgabenßind ein Beitrag zur scbützen- 
flen "Staatsgewalt; er aber ist kein Bürger dieses Staats- 
Dafs ein Gefandten diese Freiheit über seine eigne Per- 
son ausdehne, und sich ihirer zu einem Schleichhandel 
bediene, ist so unwürdig und niederträchtig, iJafs man 
die Möglichkeit davon in "3i»n Vertrag enV 'welche die' 

Staaten* mit einander abiicliDesien , nicLC^jfÜglich vor- 

, > ' ■ ' .' , • ■ 

aussetzen kann.)^ ■..,.; 

• ' ■ ■. . ■ . '■■.>■■'• I 

Ueberschr^itet der Gesandte die Grenzen seiner 

Gesandschaft, iqdem er entweder einen Einflulif in die 
einheimifcheu G^fchäf te sich zu erwerhen sucht, oder 
.<lurch Vergehungen Unordnungen stiftet,. 90 wird der 
Sraat, an welchen er geschickt ist, zwar nicht sein 
Piiclüer^ denn er hat aen G^elzen desselben sich nie 
unterworfen, aber er erhält das Recht., ihn zurück zu 
^ schicken, und von dem absenplenden Staate Genug- 
thuung zu begehret. .- . / 

Ist. der Vertrag zViscben beiden Staaten nur klar, 
(lind fest bestimmt— es ist, da er nie eine grofse Men- ^ 
gc von Gegenständen begreifen kann, sehr leicht, ihn 
genau zu bestimmen , und ein Mangel an Bestimmtheit ' 
würde schon den bösMi Willen entdecken,' welcher ei- 
nen Verwand . zu künftigen Kriei^en sucht — so ist 
iiicltt leicht, o*er gar nicht «-Ine Ungerecht i^ikeit aus 
Irrthum möglich, sondern er lnf«t dann mit hoher 
Wahrscheinlichkeit sich auf böseii Wi^l^jn schlies-ieh. 
Doch verhalte sich die^s, wie es woll6: die Verl etzunfir 
des Vertrags giebt ein Recht zum Kriege, so gut al» 
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die versagte Anerlennungr In beiden iPallen zeigt der 
zu bekriegende SUat, äa[s n)it ibin ein legales Verhält* 
niü» nicht nfögjxch i^tr'dafs er selbst sönach gar keiner 
Rechte hat« 

jbas Recht des KxIegsV ist, wie nach obigem (S# 
xii, X* Tb.) alles Z^ang^recht, ^unendlich. . Der be- 
kriegte hat keine Rechte^ weil er die Rechte des krieg- 
führenden Staats nicht anerkennen will. — Er bittet 
^ etwa 3pat€frhin um Friede y und erbietet sich von nun 
,uii gerecht «u seyn. Wie- soll aber der kriegführende , 
überzeugt werden y dafs ear ihin Ernst sejf i^ad dafs 
^r sich nicht blofs eine bessere Gelegenheit ersehen 
wolle um ihü zu uhterdrücken ? Welche Garantie kann 
, ' er ihm dagegen geben ? — Also der natürliche Zweck 
des Kriegs ist immer die Vernichtung des bekriegten 

Staats i d. i- die Unterwerfung seiner Bürger. — Es 
♦ ■ . 

• kann wohl 'seyn^ dafs zuweilen ein Friede, (eigentlich ' 

nur eiti WaflFen^tillstand) geschlossen wird, weil en^ 

weder öin Staat, oder weil. beide gegenwärtig entkräf- 

tet sfind ; aber das gegenseitige Mifstrauen bleibt,und der 

Zweck der Unterjochung bleibt gleichfalls bei beiden^ 

§• »4. > 

Nur die bc^wafnete Macht der kriegenden Staaten 
führt den JKrieg ; nicht der unbevesfnete Bürger, noch 
wird er gegen diesen gefübrt. Derjenige Theil des 
Staatsgebiets, den di^ Toppen desselben nicht mehr 
bedecken, wird, d» ja der Zweck d^s Kriegs die Un- 
terwerfung de« bekriegten Staats ist, eine Acquisitiön 
des Eroberers; und dieser kann ja,, ohne völlig sweck- 
widrigt und vernunftwidrig, also auch (Kriegs*) Rechts^ 

^ widrig 
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widrig zu handeln, seina neuen, Bürger nicht ausplüjEi* ' 
dern, noch seined eignen BesiV« verheeren« Sobald " 
er die bewafnejten Vertheidtger des Landes vertrieben 
hat^ sind die unbevi^äfneten seine Unterthanen. D/^« 
jenige Theil des Staatsgebiets aber, den die Truppen 
- desselben noch bedecken , ist dem Feinde nicht unter- 
VTorfen. . Den «rstea l^np er um seines eignen ZwGckti 
willen nicht verheeren ; den asweiten zu verheeren ist 
physisch unmöglich. — , Die gewöhnliche ,Aft Krieg 
zu führen, ist allerdings vernunftwidrige und barba- 
risch* Der Eroberer verwüstet die eroberten Provin- 
zen, um in d,6r Eil soviel als inög]ich daraus zu ziehen, 
und dem Feinde so wenig als möglich darin zurückisu« 
geben. Er rechnet als» nicht darauf, sie zu behalten. 
Wenn dies , ist, warum führt er denn eigentlich Krieg? 

Per entvvafnete Soldat ist gleichfalls nicht mehr 
Feii>d , sondern Unterthan. Dafs et bei uns Kriegsge. 
Tangner wird,, um ausgewechselt zu we^^deuj» ist eine 
willkührliche Einrichtung unserer neuen Politik , die 
schon bei Zeil!en dara^uf denkty-' dafs sie mit dem Fein- 
de wieder in Unterhandlung treten werde , und über- 
haupt keinen tüchtigen vpr sich selbst bestehenden > 
Zweck hei ihren Kriegen bat. 

Der Zweck eines Kriegszuges ist gar nicht der, ^ 
zu tödten , sondern nur der, die bewafnetipn, diie den 
Bürger I, und sein Land bedecken, zu vertreiben, und 
zu entwafnen. Im Handgemenge, wo Mann an Mann ^ 
gerath, todlet einer seinen Gegner» um nicht von ihm 
getödtet zu werden; zufolge seines eignen Kßchts der 
Selbsterkaltuno^j nicht aberzufolge eines ihm von seinem 
Staate verliehenen Rechts ^ todt- au schlagen ; welches 
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derselbe ilicht hat, und folglich auch nicht verleihe^ 
kantl. - So läfst auch die neuere Art inifKanonen uiwl 
anderm' Schiefsgewehr Krieg zu führen, sich'ahsehen. 
Es iftt nicht der Zweck, durch die itugeln zu tödten, 
sondern nur, den Feind von den Plätzen abzuh^lten^ 
wo dieselben fallen^ Geht »r denn doch dahin, so ^t 
es seine Schuld , wenn er von der, nicht gerade au£- 
ihn gerichteten , iK^gel getroffen wird. (Den Ver- 
nunft nach, sollte man den Feind erst benachrichtigen^ 
dafs man einen Posten 'beschiefsen werde,, wenp er 
ihn nicht in Gutem verlasse; gerade so, wie man Fe-^ 
stungen erst zur Uebergabe auffodert, ehe man sie be- 
Schiefst.)^ Das einzige in' unserer neuern Kriegstkunst, • 
was ^schlechthin rechtswidrige ist, sind die Scl^arf^ 
schützen » die im Dickicht auflauern , und kaltblü»: 
tig, und selbst gesichert nach, dem Menschen zie- 
len, wie 'nach einer Scheibe. Bei ihnen ist der 
Mord Zweck. (Ihr ctster Gebrauch gegen ppltcirte 
'Nationen, ([von dem HauSe Oesterreich gegen l*reussen]J 
erregte auch wirklich die allgemeine In4ignation von 
Europa. Iczt habeij wir uns daran gewöhnt, und aK- 
men es nach ; und dies macht uns wenig. Ehre.) 


« 

Der verlezte Staat hat^ wie wir gesebcn^h^en,^ 
das vollkommene Recht, den ungerechten Sta^t zu be- 
kriegen, bis er ihn als für sich bestehefiden Stallt, aus« 
getilgt, und seine Unterthanen mit sich selbst vereinigt 
habe; und so wäre denn der Krieg ein sicheres, und 
ganz rechliches Mittel die Legalität in dem Verhält- 
nisse der Staaten zu einander zu sichern : wenn jnan 
nur ein Mittel finden könnte, durch welches der, der 

die 


I \ ■ 

t 

-^ » 261 


die gerechte Sache hat, stets der Sieger wäre« , Da* 
aber auch unter den Staaten nicht jeder, gerade so vllsl 
Gewalt hat, als er Recht hat, so dürfte durch deu' 
Krieg das Unrecht wohl eben so sehr, oder auch noch 
mehr befördert werden, als das Recht. 

Nun bleibt allerdings der Krieg das einzige Mittel, 
einen Staat zu zwingen : es müfete' sonach nur darauf 
gedacht werden, es so einzurichten, dafs in ihm, die 
gerechte Sache stet^ siegte, und die mächtigere Wäre« 
• — Macht entsteht durch die Menge ; es müfsten so- 
nach mehrere Staatep für die Behauptung des 'rechtli- 
chen Verhältnisses unter ihnen sich verbinden <, und ^ 
den ungerechten mit vereinigter Macht anfallen» — . 
Dafs; dadurch eine stets siegreiche Macht entstehen 
würde , daran ist wohl nicht leicht ein Zweifel \ aber 
es ist eine höhere Frdge : wie kann man es dahin brin- 
gen , dafs diese Vereinigung der Staaten stets geiecht 
sprechjB? 

Ich führe zuförderst die angegebene Idee weiter 
aus« , 

§. 16, 

. - Mehrere Staaten vereinigen sich , und gatantirm 

sich, selbst unter einander und gegen jeden , der auch 

nicht mit tn der Verbindung ist, ihre Unabhängigkeit, 

und die Unverlezlichkeit des eben beschriebenen Ver- 

■ ■ * 

trags. Die Formel dieses Bundes würde diese seyn : 
wir alle versprechen *mit vereinigter Macht denjcnigei^ 
Staat, stehe er mit im Bunde, oder nicht, toszutil- 
gen, welcher die Unabhängigkeit eines von uns nicht 
anerkenneh, oder den, zwischen einem voa uns. und 
ihm bestehenden Vertrag brechen wird. 

Ich 
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Ich sage dt^ Formel dieses Bundes: dennVdas bis* 
schriebene wäre ein Völkerbund j ketnesweges . ein Vvl* 
kerstaat* Der Uitterscbiqd grüaclet sieb darauf^ In 
Jen Staat 2u tr<^ten kann der einzelne gezwungen wer* ' 
den ; weil ausAerdem ein recbtlicbes Verbal tnifs mit 
ibm gar nicht möglich ist« Aber keiti Staat kann ge. 
z^wungen werden , diesem Bun4e beizutreten , weil 
er auch ausser ihm in einem rechtlichen Verhältnisse 
aeyn kann. In dasselbe sesterstcbmitdenbenacbbar- ^ 
ten Staaten schon dadurch, dafs er sie anerkennt,, und 
den oben beschriebenen Vertrag mir ihnen schliefst; 
^uf positiven Schuz des andern Staates, ha):' Icein Staat 
di^s Zwangsrecht ~ Also es ist eine freiwillige, kei- 
nesweges eine durch Zwang su begründende Verbia-' 
düng, und eine solche nennt man einen Bund, 


X« 
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, Ob die Unabbäogigkeit eines Staats anerkannt 
werde oder nicht, ergiebt sich sogkich daraus, ob der 
andere Staat sich mit ihm in d^ oben beschriebenen 
Vertrag einlasse: häl er das'gethan, so hateraner* 
/kannf, weigert er sich es zu thun. so will er Qichtan<^ 
erkennen^ Ueber diesen Umstands sonach kann der 
Bund in seinem Riobterspfucfae sich nicht irren.. —«• 
Mit Wissen und Willen aber c^n ungerechtes Urtbeil 
fallen ) kann er nicht, ohne dafs alle Welt sehe^ <Iafa 
es ungerecht sey; und auf .einige Sciiaam sollte man 
doch hoffentlich bei ihm rechuen können* DieBeanU 
wortung djßr Frage, ob der Vertrag erfüllt sey, oder 
nicht, liängt ab t,beils von der Zuverlässigkeit deii' bei- 
gebrachten Factum, theils von^ den Worten des Ver- 
trags. Wus s^ufurderkt das erste an betcift ; alle Staaten 

/ , sollen 


«IM 


i63 


V» • 


sollen scbon. sufolge des' Staät^)iurgerrechtB| mitEabli* 
cität verffifaren; ob etwas, geschehen sej oder nich^. 
ipufs sich sonach wohl ausmachen lassen. Der einer 
Unterlassung beschuldigte Staat fhufs den positiven Be- 
weifs führen, dafs gefcfaehen^ fey, was gefodett wor- 
den, dafs e. B. ein VfBrbrecher bestraft» ein Schaden 
ersezt sey, u« dergh und so etwas sollte sich ja doch 
w'ohl ins Reine bringen lassen. Wenn ein Staat den;i 
Biindesgerichte sich nicht stellen wollte, so ^äbe er 
Schon dadurch seine Sache auf, und.es wär^ gegen ihn 
2u verfahren. — -' £s könnte etwa ein nicht sum Bun- 
de gehörender Staat sagen; was, geht dieses Gericht 
mich an ; es ist nicht mein Richter. Darauf wäre ihin 
zu antworten : seiner Parthei ist -er denn' doch verant» 
wortlich sufolge des Vertrags. Wenn nun diese das 
Bundesgericht ta ihre eigne Stelle s'ezt, so hat i|ie dar» 
zu ohne Zweifel daji vollkommenste Recht. 

Was die Einsicht in den Vertrag anbelangt, so 
erhält, gerade, weil er nach' demselben richten soll, 
der Bund das Recht der Oberaufsicht über die Klarheit . ^ 
und Bestimmtheit desselben. Es werden ja alle Ver. 
trage mit den verbündeten Staaten unter seiner Garan- . , 
tie geschlossen. Unbestimmtheit derselben kann er, 
nicht dulden, weil er nax:h ihnen zwischen den strei- 
tenden Fartheien Recht sprachen soll. — Padurch 
versichert man sich denti auch seiriqr eignen Rechtlich- 
keit. Er Jcann nicht ungerecht richten, ohne da& alle 
es sehen. — Ferner bedenke man, dafs diese ver. 
Schicdenen in ihren Privstinteressengetheilten Staaten, 
gar kein gemeinschaftliches Interesse haben können, 
ungerecht zu verfahren. Ein ungerechter Ricbtcrspruch 

giebt 
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giebt ein Beispiel gegen sie selbst. -Nach d^ Grund« 
satten, nach denen sie andeie richten, weiden sie • 
aelbst gerichtet werden^ 


r / 


Der Bund mufs seine Recbtssurtheile auch 2in 
Exekution bringen können^ Dies geschieht; , wie aus 
dein obigen klar ist, durch einen Vernichtungskrieg 
gegen den im Buntlsgefichte verfallnen Staat. "Der' 
Bund muls sonach bewafuet seyn. £s könnte die Fra- 
ge entstehen, ob eine besondere sehende Bundesiarmee 
errichtet, oder ob nur im wiiklicben Falle des Krieges 
ein^ £xekutionsarmee aus Beiträgen der verbündeten 
Staaten gesammelt werden solle. Da ho£Fentlieh,der 
Fall des Krieges selten, und späterhin nie eintreten 
wird, so würde ich für das lez^ere stimmen : denn wo- 
zu eine stehende Bundesarmee, welche, der Yptaas- 
setzung nach , giöfstentheils müssig seyn müfste ? 


^ X 


Ab^r die absolute Unmöglichkeit eines ungerech- 
ten Ricbtersprucbs des Völkerbundes ist doch noch' 

* ■ . 
nicht dargethan worden? Diese läfst sich nicht dar* ^ 

thun: eben/ so weni^r als im Staatsrechte sich die äbso- 
lote Unmöglichkeit eines ungerechten Ricbtersprucbs 
des versammelten Volks darthun 1ie£s. Sa^lange die 
reine Vernunft; nicht in Person auf der Erde erscheint« 
und das Kichteramt übernimmt, rnuEs immer ein hoch- 
s'ter Richter seyny dei^ weil er denn doch endlich ist, 
sich irren oder einen ■ bÖsen Willen hieben kann : die "" 
Aufgabe ist nur; . denjenigen zu finden, von dem/dies 
am allerwenigsten zn. befürchten sey: upd'dieSer ist» 

„ über ' 


S6s 

^ ■ .. '^ 

über das bürgerliclie Verhalkntfs, die Nation; über das 
Staalenverhältnife, der beschriebene Völkerbund. -^ 

§. 20. V 

j Wie dieser Ban^ sich weiter verbreitet, und all- 
maiilig die gahze Eixle umfafst, tritt der ewige Friede 
ein; das ein^sige recbtmafsige Yerhältnifs der* Staaten: 
indem der Krieg, -wenn er von Staaten, die Richtet 
in i|irer Sache sind ^ gefühvt wird , eben so leicht das 
Unrecht siegend machen kann, als das Recht; oder, 
wenn er auch unter der Leitung eines gerechten Völ* 
Icer^unds steht, doch nur das Mittel 'ist zum lezten 
Zw^ky zur Erhaltung ^esFriedenas keinesweges aber 
der lezte Zweck ^selbst. 


■Mfl 


/ 


II. Vom Weltbürgerrechte, 

. $. 21. 

leder Bürger hat das Recht, auf dem ganzen 
Staatsgebiete*, seinen Verrichtungen nachzugehen. 
Dieses Recht bt ein Thcil der ihm durch den Staats- 
vertrag garantirten Bürgerrechte. Der Gesandte des 
fremden Staats, hat, zufolge des Vertrags der beiden 
Staaten, das Recht, in das Land seiner Bestimmung 
zu kom'pien , es zn durchreisen : und sich an alle dio 
Orte zu begeben, wohin ihn sein Auftrag ruft. £r b^t 
das Recht zum Zwecke , zur Aufsicht über die ver- 
trdgsmäfsigen Leistungen : er hat es sonach auch zu 
den Mitteln. Er weifst seine BevoUmäcbtigunjg an 

den 
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den Grensea vor; und es ist nun Pflicht des Staats» 
an welchen er geschickt ist, ihn eihsulassen« Dia nnbe* 
dingte Abweisung desselben, ak eines Gesandten über- 
haupt — wenn nicht etwa besondere Gründe der Un- 
sofriedenheit mit seiner Person Statt finden , und der 
^ abweisende Staat erklärte, dals er aine andere Person 
^erne aufnehmen wüide, — würde ein Recht zum 
Kriege begründen* Privatpersonen des Einen aner« 
kannten und freundschaftlichen Staats verfügen sith in 
einen andern; etwa um ihrer Geschäfte willen, oder 
auch bloCi aum Vergnügen. In diesem Falle wird nach 
den bestehenden Vertragen geurtheilt. Haben beide 
Staaten sich die bicherheit ihrer gegenseitigen Bürger 
garaatirt, auch wenn sie auf das Gebiet des andern 
Staats kommen , so ist der Bürger sicher , zufolge die- 
ses Vertrags. Dafs er aber ein Bürger dieses bestimm- 
ten Staats ist, tJiut er dar durch Vorzeigung seines Pa^* 
aes an der Grenze. ■ ■ ^ " 

Aber, wenn ein Fremder, der von keinem ver* 
bündeten Staate weder abgesendet, noch durch einen 
Vertrag mit einem solchen berechtigt ist, das Staatsge- 
biet betritt, was ist dann Rechtens ? Diese einzige 
noch übrige Rechtsfrage ist es , die das Wel^ürger- 
recht zu beantworten hat* 

$. 22. 

Alle positiven Rechte, die Rechte auf efiLos^grün- 
den sich auf einen Vertrag. Nun hat dieser fremde 
Ankömmling gar keinen Vertrag mit dem besuchten 
Staate, für sich; weder dafs er für seine Person einen 
geschlossen iättc, noch da£s er sich. auf einen berufen 

könnte, 


lonnte , den )iem Sulat für ibn geschloMen ; denn er 
ist, der Voraussetzung n^chy entweder aus keinem 
Staate, oder der besuchte Staat kennt seinen Staat 
nicht, und steht mit demselben iü keinem Vertrage. 
Ist er denn also rechtslos, oder hat er doch Rechte; 
welche und aus welchem Grunde? Er hat das ur« 
sprüngliche Menschenrecht, das allen Rechtsverträgen 
vorausgeht, und allein sie möglich. macht: das Recht^ 
auf die Voraussetzung^ aller Menschen^ iafs sie mit ihm 
durch Verträge in ein rechtliches Verhältnifs kommen hSn* 
nen. Dies allein ist'das eigentliche Menlscheatecht, 
das den Menschen, als Menschen, zukommt; dieMög* 
lichkeit sich Rechte zu erwerben. Diese, aber auch 
nur sie, mufs- jedem zugestanden werden, der sie nicht 
ausdrücklich durch seine Handlungen rerwirkt hat:. -^ 
Dies ;9i^ird durch Gegensaz vielleicht deutlicher. Neon* 
lieh, derjenige» mit welchem der Staat den Bürger* 
vertrag aufhebt, verliert alle seine dadurch isrlangten 
positiven Rechte; nicht nur aber sie, sondern auch 
das Recht, sich in dieser Gesellschaft Rechte zuerwer* 
ben, weil er diß absolute Unmöglichkeit, sich mit 
ihm in ejn rechtliches Verhältnifs zu setzen, schon ge- 
zeigt hat. Der neue Ankömmling hat eben so wenig 
positive Rechte, als der erste; aber das Recht hat er, 
zu fodern, dafs man die Möglichkeit annehme, mit 
ihm in ein rechtliches Verhältnifs zu kommen. 

Aus diesem Rechte folgt sein Recht, das Gebiet 
des fremden Staats zu betreten ; denn wer das Recht 
zum Zwecke hat, hat es zu den Mitteln; aber er kann 
den Versuch, in ein rechtliches VerhältniCi mit diesem 
Staate sich zu versetzen , nicht machen, ohne anf sein 

Gebiet 


ä68 ■ , 

Gerbiet zu ihm XU komj^ea , uad ikm etofi T^t oiadune 


ansutrageo« 


In diesem Rechte , Buf dem Erdboden frei herum« 
EUgeheo, und sieb zu «m^r rechtlichen Verbindungen« 
Kui^g«Dy hei»teht da:^ Recht des blö£sen Wchhür^ers. 

§. £}. 

Der Reehtsgmnd des fremden AnlcömmlingS, das 
Gebiet eine^ Staats £u betreten, war sein Recht einen 
Umgang mit den Bürgern dieses Sfaates tu versuchen 
und nnKutragen, Zuförderst also hat der bestiichte Staat 
das Recht ^ den fremden su fragen, was er wolle, ui^^ 
ihn Eur Erklärung zu zwingen. Erklärt er sich oicht^ 
so fällt sein Rechisgrund, weg; und eri&tvon-den 
Grenzen abzuweisen. ^- ' Eben So; erklärt er steh 
zwar, /aber sein Antrag wird nicht angenommen, so 
'l^ird sein Recbfsgrund gleichfalls aufgehoben, und er 
mit Recht über die Grenze gewissen. Doch mufs diea 
geschehen unhescbadet seiner Erhaltung. Denn e^ 
bleibt ihm die Möglichkeit übrig, mit einein andern 
Staate in Verbindung zu treten , nachdem es mit die* 
Bern nicht gelang. Diese ist sein vollkommenes Recht» 
und darf ihm nicht geraubt werden. 

Wird sein Antrag angenommen, so steht er von 
niui an, unmittelbar (Für seine Person ohne Dazwischen- 
Jiunft eines Staats von seiner Seite) im Vertrage mit 
diesem Staate; und di^ gegenseitigen Rechte beider 
Fartheicin, werden durch diesen Vertrag bestimmt. 
Zuförderst» achon dadurch, dafs er sich in einen Ver* 

trag 


V ■ ■ 

trag eingeUssen i hat er den Staat, als ein recbfliches 
Subjekt anerkannt, mithin .die Elgenthum^echte seinec 
einzelnen Bürger zugleich mit anerkannt. Dies braucht 
er nicht aasdrücklich zu versprechen ; es folgt unmit« 

a 

telbar aus der Handlung des Yerlragens. Den übrigen 
Gesetzen des Staates ist er unterworfen, lediglich in- 
wiefern er sich denselben unterworfen hat. 

' ' Uebrigens wird dieser Staat nothwendig sein 
Richter; denn, da kein anderer Staat fiir ihn in das 
Mittel getreten ist, so wie für d^n Gesandten,.so.giebt 
es keinen andern Kichter in seinen Angelegenheiten« 
So lästig ihm dieser Umstand fallen, möge, so mufs er 
sich demselben -doch unterwerfen, denn er ilt unvez- 
'Xneidlich« 


* 
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